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Zum Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts vom 5. Februar 
2004 zur Sicherungsverwahrung* 
Thomas Rösch 

1. Allgemeine Bedeutung des Urteils - Ver­
stoß gegen die Menschenwürde 
Mit dem Urteil des 2. Senats vom 5. Februar 2004 zur Si­

cherungsverwahrung wurde ein "Meinungsstreit" zwischen 
"Rechtsprechung" und "Literatur" "beendet", der sich zu­
nächst darin zeigte, dass in den sechziger bis Mitte der neun­
ziger Jahre hinein die "Literatur" nicht nur die Praxis der Si­
cherungsverwahrung, sondern auch deren gesetzliche 
Normen immer wieder zum Teil heftig und grundsätzlich kriti­
sierte und deren Verfassungsmäßigkeit anzweifelte. Stellver­
tretend soll hierzu auf die grundlegende Dissertation von 
Kinzig verwiesen werden (Kinzig, Jörg: Die Sicherungsver­
wahrung auf dem Prüfstand, Freiburg im Breisgau, Edition 
Juskrim, Max-Planck-Institut für ausländisches und inter­
nationales Strafrecht, 1996). Kinzig hat im Übrigen diese und 
die Entscheidung des BverfG zur so genannten "nachträgli­
chen Sicherungsverwahrung" besprochen und seine grund­
sätzliche Kritik nochmals wiederholt. Darauf wird nachfol­
gend noch einzugehen sein (Kinzig NJW 2004,911-914). Ab 
der zweiten Hälfte der neunziger Jahre erlebte die Siche­
rungsverwahrung dann sozusagen eine "Renaissance", die 
dadurch bedingt war, dass außerordentlich spektakuläre Kri­
minalfälle wie z.B. der Fall Nathalie in Bayern, die Fälle Rös­
ner, Körppen, Zurwehme und Schmökel, aber auch Vorfälle 
in Belgien die Sicherungsverwahrung erneut und jetzt positiv 
in den Blickwinkel der Öffentlichkeit und schließlich auch des 
Gesetzgebers brachte. Das Gesetz zur Bekämpfung von 
Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten vom 26. 
Januar 1998 (Bundesgesetzblatt I, S. 160) führte dann zur 
Änderung der formellen Anordnungsvoraussetzung der Si­
cherungsverwahrung. Geändert wurde dabei auch die Vor­
schrift des § 67 e StGB. Der Gesetzgeber hatte 1998 die dort 
geregelte Höchstdauer von zehn Jahren bei der ersten 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung aufgehoben. 
Daneben änderte er den Absatz 2 von einer so genannten 
"Erprobungsklausel" in eine "Erwartungsklausel". Für alle 
Fälle der Sicherungsverwahrung, also auch für die wieder­
holt angeordnete, setzte er in Absatz 3 eine Pflicht zur Über­
prüfung nach zehnjähriger Vollzugsdauer fest. Diese 
Änderungen des § 67 d StGB sind Gegenstand der Verfas­
sungsbeschwerde, über die der 2. Senat mit Urteil vom 
05.02.2004 entschieden hat. 

Die allgemeine Bedeutung des Urteils liegt darin, dass 
das Bundesverfassungsgericht im vorgenannten Urteil nicht 
nur über die konkrete Verfassungsbeschwerde entschieden 
hat, sondern auch grundsätzliche Ausführungen zur Verfas­
sungsmäßigkeit des Instituts der Sicherungsverwahrung 
gemacht hat. Im Schrifttum wurde die Frage, ob sich die 
Sicherungsverwahrung mit dem Grundgesetz vereinbaren 
lässt, immer wieder intensiv erörtert (vgl. z.B. Streh, Delikts­
folgen und Grundgesetz 1960, 270 ff. und Wacker, Siche­
rungsverwahrung und Grundgesetz, Diss. Tübingen 1966, 
mit weiteren Nachweisen). Später hat dann Weichert (Wei­
chert, Sicherungsverwahrung - verfassungsgemäß? Straf­
verteidiger 1989, 265) die Frage erneut aufgeworfen und 

') Abgedruckt in: Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 2004, S. 739-
750; Leitsätze in ZfStrVo 2004. S 121. 
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heftig verneint. In der früheren Diskussion richteten sich die 
Einwände vor allen Dingen darauf, dass die Sicherungsver­
wahrung gegen die Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) ver­
stoße, da sie nur dem allgemeinen Strafbedürfnis diene und 
den Verwahrten zum Sicherungsobjekt herabwürdige (vgl. 
Hall, Sicherungsverwahrung und Sicherungsstrafe, ZStw 70, 
41,54). 

Die Rechtsprechung hatte diese Bedenken nicht geteilt. 
So hat das Bundesverfassungsgericht bereits in einer sehr 
frühen Entscheidung dazu Ausführungen gemacht (BVerfGE 
2,118). In späteren Entscheidungen wird dazu ausgeführt, 
dass nach dem Menschenbild des Grundgesetzes dem Ein­
zelnen im Interesse der Allgemeinheit grundsätzlich beson­
dere Verpflichtungen und Belastungen auferlegt werden kön­
nen, wenn eine Güterabwägung überwiegende Interessen 
der Allgemeinheit deutlich macht (vgl. BVerfGE 12,45,51; 
28, 175, 189). 

Die jetzige Entscheidung des Gerichtes ist deshalb so 
bedeutend, weil zusammenfassend alle Aspekte der Siche­
rungsverwahrung beleuchtet werden. Das Gericht befasst 
sich ausführlich mit der historischen EntwiCklung der ein­
schlägigen Strafrechtsnormen (S. 3 - S. 12). Der Senat hat 
jedoch weit darüber hinaus auch empirische Erhebungen 
durch Übersendung eines Fragenkatalogs an die Landesre­
gierungen angestellt, um Erkenntnisse über die vollstre­
ckungs- und vollzugs rechtliche Handhabung der Siche­
rungsverwahrung in den einzelnen Ländern zu gewinnen. 
Aus eigener Erfahrung ist dem Verfasser auch bekannt, dass 
die Richter darüber hinaus sich z.B. vor Ort in der Justizvoll­
zugsanstalt Freiburg über die Unterbringung der Verwahrten, 
ihre Hafträume, Freizeiträume, Arbeits- und Schulmöglich­
keiten kundig gemacht haben. Die Informationsgewinnung 
vor Ort beinhaltete z.B. auch, dass die Richter mit Verwahr­
ten allein und ohne weitere Aufsichtspersonen über ihre Si­
tuation diskutiert haben. Daneben fanden intensive Ge­
spräche mit Bediensteten der Justizvollzugsanstalt Freiburg 
aus allen Fachrichtungen statt. Die Ergebnisse der Länder­
befragungen finden sich auf S. 21 - S. 22 des Urteils, aber 
auch etwa auf S. 31 - S. 34. 

Kinzig kritisiert in seinen Anmerkungen zum Urteil, dass 
das Gericht sich "begnügt" hätte mit den Ergebnissen dieser 
Länderbefragung, einheitliches statistisches Material hätte 
nicht vorgelegen (Kinzig NJW 2004, 912). 

Das Gericht fordert jedoch ausdrücklich künftige Erhe­
bungen darüber, "ob den Sicherungsverwahrten hinrei­
chende Resozialisierungsangebote, insbesondere Behand­
lungs-, Therapie- oder Arbeitsmöglichkeiten, angeboten 
werden". Die Kritik ist deshalb nicht sehr einsichtig. 

Im Ergebnis stellt das Gericht dann, wie im ersten 
Leitsatz zusammengefasst, fest: 

"Die Menschenwürde wird auch durch eine lang­
dauernde Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nicht 
verletzt, wenn diese wegen fortdauernder Gefährlichkeit des 
Untergebrachten notwendig ist. Erforderlich ist aber auch in 
diesen Fällen, die Eigenständigkeit des Untergebrachten zu 
wahren, seine Würde zu achten und zu schützen. Daher 
muss die Sicherungsverwahrung ebenso wie der Strafvoll­
zug darauf ausgerichtet sein, die Voraussetzungen für ein 
verantwortliches Leben in Freiheit zu schaffen." 

Gleich im ersten Satz seiner Begründung auf S. 3 des 
Urteils heißt es dazu eindrucksvoll: 

"Jede gesellschaftliche Ordnung ist darauf angewie­
sen, sich vor gefährlichen Straftätern zu schützen." 
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Dies ist sozusagen die eine Seite des Urteils. Ich möchte 
formulieren, ein Grundpfeiler der Entscheidung. Auf der an­
deren Seite formuliert das Gericht genauso eindrucksvoll und 
bestimmend: 

"Auch im Rahmen der Sicherungsverwahrung ist auf 
eine Resozialisierung des UntergebraChten hinzuwir­
ken. Dies mag angesichts verfestigter krimineller 
Neigungen der Betroffenen schwieriger sein als bei 
Strafgefangenen. Dennoch fordert der Schutz der 
Menschenwürde gesetzliche Vorgaben sowie Voll­
zugskonzepte, die den Untergebrachten eine reelle 
Chance auf Wiedergewinnung ihrer Freiheit ein­
räumen." 

Diese Begründung ist indes nicht völlig neu, sondern 
findet sich ähnlich bereits in den Entscheidungen des Ge­
richtes zur lebenslangen Freiheitsstrafe (vgl. BVerfGE 64, 
261, 272, 277; 45, 187, 228, 229). Insoweit ist das Gericht 
seiner bisherigen Rechtsprechung "treu" geblieben. 

Zitat: "Es ist der staatlichen Gemeinschaft nicht verwehrt 
sich gegen gefährliche Straftäter durch Freiheitsentzug z~ 
sichern" (BVerfGE 45, 187). Andererseits: "schädlichen Wir­
kungen (der Freiheitsstrafe) für die körperliche und geistige 
Verfassung des Gefangenen ist im Rahmen des Möglichen 
entgegenzuwirken" (BVerfGE 64, 261,277). "Diese Maßstä­
be gelten auch für die Unterbringung von Straftätern in der 
Sicherungsverwahrung" (vgl. S. 26 des Urteils). Diese beiden 
Begründungen bilden sozusagen den Kern der Entschei­
dung. Sie finden sich im Übrigen immer wieder in Variationen 
wiederholt im gesamten Urteil. 

2. Vereinbarkeit der Neuregelungen mit 
Art 103 Abs. 2 GG - absolutes Rückwir­
kungsverbot 

Auf die Einzelheiten der Begründung des Urteils (vgl. 
S. 51 - S. 69) soll nicht eingegangen werden. Hervorheben 
möchte ich jedoch die Feststellungen des Gerichtes, dass 
Freiheitsstrafe und Sicherungsverwahrung im Wesentlichen 
unterschiedliche Ziele verfolgen (vgl. S. 59 - S. 61). Trotz der 
Gemeinsamkeiten in ihrer Ausgestaltung führt dies nach der 
Begründung des Gerichtes nicht zu einer Einordnung in den 
Schutzbereich des Art. 103 Abs. 2 GG. Zu Recht weist das 
Gericht hier zur Begründung auf andere hoheitliche Maß­
nahmen hin, die einen massiven Eingriff in das Grundrecht 
aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG bedeuten und die dennoch keinen 
Strafcharakter haben. Der Verweis auf die Untersuchungs­
haft, aber insbesondere auf die Unterbringungsgesetze der 
Länder für psychisch Kranke, trifft den Kern der zu entschei­
denden Frage. Die Kritik in der Literatur zu dieser Frage greift 
deshalb eben aus diesen Erwägungen zu kurz (vgl. etwa 
Ullenbruch NStZ 98,326 ff.). Die neuerliche Kritik von Kinzig 
(Kinzig NJW 2004, 913), die "formale Betrachtung" könne 
nic~t überzeugen, geht gleichfalls fehl. Das Gericht argu­
mentiert gerade nicht "nur formal", sondern auch und gerade 
inhaltlich (vgl. S. 51-67). Ausführlich weist das Gericht z.B. 
auf die Entstehungsgeschichte und den Normzweck des 
Art. 103 " GG hin (S. 58-59). 

3. Vereinbarkeit mit Art. 2 Abs. 2 i. V mit 
Art. 20 Abs. 3 GG - rechtsstaat/iches Ver­
trauensschutzgebot 

Das Gericht stellt schließlich am Ende der Entscheidung 
fest, dass der Wegfall der Höchstfrist für eine erstmalig an­
geordnete Sicherungsverwahrung und die Anwendbarkeit 
auf so genannte Altfälle, bei denen die Sicherungsverwah­
rung vor Verkündung und Inkrafttreten der Novelle bereits 
angeordnet, aber noch nicht erledigt war, nicht mit dem 
rechtsstaatlichen Vertrauensschutzgebot kollidiert. 

Während die EntSCheidung in den übrigen Teilen einstim­
mig ergangen ist, gab es insoweit zwei abweichende Stim­
men. Auch insoweit möchte ich nicht auf die Einzelheiten der 
Begründung eingehen. Die Entscheidung ist jedoch auch 
nicht überraschend. Das Gericht begründet mit den Worten: 
"Jedoch geht der verfassungsrechtliche Vertrauensschutz 
nicht so weit, den Staatsbürger vor jeglicher Enttäuschung 
seiner Erwartung in die Dauerhaftigkeit der Rechtslage zu 
sichern." Es verweist dabei auf frühere Entscheidungen 
(BVerfGE 68, 267, 307; 38, 61,83; 105, 17,40). Schlussend­
lich formuliert das Gericht zu Recht: "Ohne eine Einbezie­
hung der Altfälle hätte das gesetzgeberische Ziel, einen 
möglichst umfassenden Schutz vor drohenden schwersten 
Rückfalltaten bereits als gefährlich bekannter, in der Siche­
rungsverwahrung untergebrachter Gewalt- und Sexualstraf­
täter zu gewährleisten, nicht erreicht werden können." Im 
Kern geht es dabei wieder um die eingangs festgestellte 
Grundfrage, wie ist rnit den für die Allgemeinheit gefährlichen 
Straftätern umzugehen. 

4. Auswirkungen des Urteils auf die Entschei­
dungen der StrafVOllstreckungskammern 

Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes werden 
eindeutige Maßstäbe für die Entscheidungen der Strafvoll­
streckungskammern gegeben. In den Leitsätzen heißt es da­
zu: "Je länger die Unterbringung der Sicherungsverwahrung 
andauert, um so strenger sind die Voraussetzungen für ihre 
Fortdauer." Damit ist für die Gerichtsentscheidungen eine Art 
"in dubio pro reo Regelung" aufgestellt. Wenn eine Strafvoll­
streckungskammer an der Wahrscheinlichkeit künftiger Straf­
taten zweifelt, so ist zu Gunsten des Verwahrten die Siche­
rungsverwahrung für erledigt zu erklären. 

Das Gericht führt einerseits aus, dass gegen die Erfor­
derlichkeit der Aufhebung der Höchstfrist der Sicherungsver­
wahrung keine Bedenken bestehen. Zur Begründung wird 
richtigerweise darauf hingewiesen, dass der Freiheitsentzug 
durch unbefristete Sicherungsverwahrung im Einzelfall einen 
höheren Schutz bietet als jede denkbare Behandlungsmaß­
nahme unter gelOCkerter Aufsicht. Andererseits bleibt das 
Gericht in seiner weiteren Begründung seiner bisherigen 
Rechtsprechung treu, wenn es formuliert, dass "das 
Spannungsverhältnis zwischen dem Freiheitsanspruch des 
betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbedürfnis der 
Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgut­
verletzungen nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich 
verlangt." Für die StrafvOllstreCkungskammern bedeutet dies 
wie im Leitsatz formuliert, dass mit jeder neuen Überprüfung 
und der zunehmenden Länge der Sicherungsverwahrung die 
Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des Freiheits­
entzuges jeweils strenger zu prüfen sind. 

Das Gericht bestätigt in seinem Urteil, dass die Vorschrift 
des § 67 d Abs. 3 StGB dieser verstärkten Geltung des Frei­
heitsanspruchs nach zehnjähriger Verwahrdauer Rechnung 



trägt, indem die Vorschrift explizit erhöhte Anforderungen an 
das bedrohte Rechtsgut und den Nachweis der Gefähr­
lichkeit des Verwahrten stellt und eben die Fortsetzung der 
Vollstreckung nur ausnahmsweise gestattet. Das Regelaus­
nahmeverhältnis des § 67 Abs. 2 StGB wird damit umge­
dreht. Die Erledigung der Sicherungsverwahrung wird nicht 
von einer "positiven", sondern eben der Weitervollzug von 
einer "negativen" Prognose abhängig gemqcht. 

Von besonderer Bedeutung für die EntSCheidungen der 
Strafvollstreckungskammern ist schließlich der Hinweis auf 
die Vollzugslockerungen bei Sicherungsverwahrten. Das 
Gericht gibt den Strafvollstreckungskammern vor, dass diese 
sich nicht damit abfinden lassen dürften, dass die Vollzugs­
behörden ohne hinreichenden Grund Vollzugslockerungen 
versagen, die die Erledigung der Maßregel vorbereiten könn­
ten. Diese Vorgabe ist eingebettet in die Auseinandersetzung 
des Gerichtes mit den zu treffenden Prognoseentscheidun­
gen. Die Kritik Kinzigs zur Prognosesicherheit vermag wieder 
nicht zu überzeugen (Kinzig NJW 2004,912). DieAusführun­
gen des Senats zur Prognosesicherheit sind nicht "enttäu­
schend", wie Kinzig formuliert, sondern treffend. In der Tat, 
die Prognose bleibt eben, wie das Gericht postUliert als 
"Grundlage jeder Gefahrenabwehr unverzichtbar". Warum 
dies bei lang dauernden Eingriffen in Freiheitsrechte anders 
sein soll, ist nicht zwingend. Strengere Maßstäbe sind sicher 
dabei anzulegen, aber solche legt das Gericht auch an, in­
dem es z.B. formuliert: ". .. je länger die Unterbringung in der 
Sicherungsverwahrung andauert, umso strenger sind die 
Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des Freiheits­
entzuges" (S.38). Prognosen im Bereich des Strafrechts 
sind unverzichtbar z.B. bei jeder Strafaussetzung zur Bewäh­
rung. Dabei geht es bei negativen Entscheidungen ebenfalls 
um lang andauernde Eingriffe in Freiheitsrechte, z.B. bei der 
Aussetzung oder Nichtaussetzung der lebenslangen Frei­
heitsstrafe. Prognoseprobleme werden deshalb vom Gericht 
auch nicht "eskamotiert". Auf das Risiko der Fehlprognose 
wird ausdrücklich hingewiesen (S. 37). Gleichwohl sind 
Prognoseentscheidungen im Strafrecht "unumgänglich". 

Das Gericht wiederholt seine bereits in früheren Ent­
scheidungen getrOffenen Feststellungen, dass Vollzugslo­
ckerungen für die Prognosebasis von besonderer Bedeutung 
sind. Das in der Praxis nicht ganz seltene "Schwarze Peter­
Spiei", sollte damit hoffentlich auch beendet werden können. 
Letztlich trägt das entscheidende Gericht, nämlich die 
Strafvollstreckungskammer, die Verantwortung für die Aus­
setzung der Maßregel. Im Hinblick hierauf soll das Gericht 
auch die Verantwortung dafür tragen, dass im Vorfeld für die 
Prognosebasis Vollzugslockerungen gewährt werden. 

5. Bedeutung des Urteils für die Ausgestaltung 
des Vollzugs der Sicherungsverwahrung 

Das Gericht stellt auf S. 27 seines Urteils zunächst fest, 
dass die Sicherungsverwahrung in ihrer gegenwärtigen Aus­
gestaltung den verfassungsrechtlichen Vorgaben entspricht. 
Gleichzeitig mahnt das Gericht jedoch auch an (vgl. S. 50), 
dass "die Landesjustizverwaltungen dafür Sorge zu tragen 
haben, dass Möglichkeiten der Besserstellung im Vollzug so 
weit ausgeschöpft werden, wie sich dies mit den Belangen 
der Justizvollzugsanstalten verträgt." Das Gericht hebt ab auf 
das so genannte Abstandsgebot zwischen dem allgemeinen 
Strafvollzug und dem Vollzug der Sicherungsverwahrung 
(vgl. S. 50 des Urteils). Ergänzend wird ausgeführt, dass das 
Ausmaß der Besserstellung sich am Gebot der Verhältnis­
mäßigkeit zu orientieren hat und bei besonders langer Unter-
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bringung ggf. zusätzliche Vergünstigungen zu erwägen sind, 
"um dem hoffnungslos Verwahrten einen Rest an Lebens­
qualität zu gewäh rleisten". 

Richtigerweise, man kann auch formulieren in weiser 
Zurückhaltung, hat das Gericht dabei auch festgestellt, dass 
es nicht "Sache des Bundesverfassungsgerichtes ist insofern 
konkrete Richtlinien vorzugeben." Diese Nichteinmischung in 
den Vollzugsalltag berücksichtigt zum einen die unterschied­
lichsten Verhältnisse in den Bundesländern und den dortigen 
Justizvollzugsanstalten mit Einrichtungen für die Sicherungs­
verwahrung. Zum anderen lässt das Gericht auch Freiraum 
für unterschiedliche Vollzugskonzepte. Das Abstandsgebot 
ist indes ein in den letzten Jahren wachsendes Problem der 
Vollzugsgestaltung. Dies hängt damit zusammen, dass die 
Vollzugspraxis bei der Ausgestaltung des Vollzugs der Frei­
heitsstrafen in den letzten Jahren (zu Recht) den Strafgefan­
genen immer mehr Besserstellungen gewährt hat. Ich nenne 
hier nur z.B. § 69 StVolizG. Hatten früher nur die Sicherungs­
verwahrten die Möglichkeit, eigene Fernsehgeräte auf ihrer 
Zelle haben zu können, so ist diese Besserstellung durch die 
Neuregelung des § 69 StVollzG inzwischen auf die Strafge­
fangenen ausgedehnt worden. Andere Beispiele: 

In vielen Anstalten wird inzwischen auch den Strafgefan­
genen erlaubt, eigene Kleidung zu besitzen und zu tragen, 
während dies zuvor nur Sicherungsverwahrten erlaubt 
worden ist. Die Ausstattung der Hafträume der Strafgefange­
nen ist in den allermeisten Anstalten ebenfalls inzwischen 
großzügiger gestaltet. Auch insoweit hat eine Angleichung 
stattgefunden. Dasselbe gilt für erweiterte Besuchszeiten, 
verlängerte Hofgangszeiten und z.B. nicht abgeschlossene 
Haftraumtüren. 

Der Abstand zwischen Strafgefangenen und Sicherungs­
verwahrten wurde deshalb in den letzten 15 Jahren ständig 
verringert, ohne dass auf der anderen Seite den Sicherungs­
verwahrten wesentlich mehr Privilegien zugestanden wur­
den. Das Nichtzugestehen von weiteren Privilegien ist dabei 
im Übrigen nicht dadurch bedingt, dass die Justizverwaltun­
gen dies nicht wollen, sondern dadurch, dass bei weiteren 
Zugeständnissen eine Sicherheitsgrenze erreicht wird, bei 
deren Überschreiten eine sichere Unterbringung der Ver­
wahrten nicht mehr zu gewährleisten ist. Die SChwierigkeiten 
werden zudem durch die Population der Verwahrten ver­
stärkt. Während in früheren Zeiten unter den Sicherungsver­
wahrten vermehrt auch noch Verwahrte mit Delikten wie 
Diebstahl und Betrug zu finden waren, sind heute Verwahrte 
ohne Gewaltdelikte in der absoluten Minderheit. In der Justiz­
vollzugsanstalt Freiburg beträgt der Anteil weniger als 15%. 
Auch aus diesem Grund ist das Abstandsgebot nicht leicht 
mit bloßen Annehmlichkeiten im Vollzug umzusetzen. 
Schließlich schränken die Vorgaben des Bundesverfas­
sungsgerichtes selbst die Möglichkeiten des Abstandsgebo­
tes ein, indem das Gericht zu Recht Vollzugskonzepte 
fordert, die den Untergebrachten eine reelle Chance auf 
Wiedergewinnung ihrer Freiheit einräumen. Diese Vollzugs­
konzepte bedingen nach Auffassung des Gerichtes ein aus­
reichendes, differenziertes und auch qualitativ gutes Angebot 
an Arbeitsplätzen, Schulausbildung, Therapie und Freizeitge­
staltung (vgl. S. 32, 33 des Urteils). Diese Angebote können 
notgedrungen aus fiskalischen Erwägungen nur in großen 
Vollzugseinrichtungen geboten werden. Für die kleine Zahl 
der Verwahrten (ca. 50 in Baden-Württemberg) könnten z.B. 
verschiedenste qualifizierte Arbeitsmöglichkeiten in verschie­
densten Berufen, Freizeiteinrichtungen wie große Sporthal­
len, Schulangebote über den Hauptschulabschluss bis zum 
Abitur oder Studium in der Regel nicht angeboten werden. 
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Diese Angebote gibt es jedoch in der großen Justizvollzugs­
anstalt Freiburg, die zentral für die Sicherungsverwahrten im 
Bundesland Baden-Württemberg zuständig ist. Die Verwahr­
ten kommen in der JVA Freiburg aber auch notgedrungen mit 
den übrigen Strafgefangenen zusammen, was wiederum die 
Schwierigkeit erhöht, das vom Gericht postulierte Abstands­
gebot aus Sicherheitsgründen noch auszuweiten. Die Ein­
richtung einer einzigen Anstalt für alle Sicherungsverwahrten 
in der gesamten Bundesrepublik, wie in der mündlichen 
Verhandlung vor dem BVerfG diskutiert, mit einer Größe von 
dann ca. 300 Verwahrten löst dieses Dilemma nicht wirklich. 
Zum einen hätte diese Lösung den gravierenden Nachteil, 
dass Kontakte zu Angehörigen, so weit sie bei Sicherungs­
verwahrten noch vorhanden sind, allein wegen der großen 
Entfernung auf ein Minimum reduziert werden. Zum anderen 
spricht gegen eine derartige reine Sicherungsverwahrten­
anstalt die Erfahrung in der Vergangenheit. So musste in 
Baden-Württemberg schon eine kleine Einrichtung mit nur 
Sicherungsverwahrten wieder aufgelöst werden, weil es auf­
grund der höchstschwierigen Persönlichkeitsstrukturen der 
Verwahrten zu unhaltbaren Zuständen gekommen ist. Die 
Erfahrung mit den Abteilungen in Strafvollzugsanstalten 
weist in die gleiche Richtung. Die Bediensteten vor Ort in 
solchen Abteilungen wissen nur zu gut, dass die Verwahrten 
unter sich oft regelrecht verfeindet sind und den Kontakt zu 
den übrigen Strafgefangenen sehr oft geradezu suchen. Als 
Anstaltsleiter bin ich im Übrigen der Auffassung, dass eine 
solche Großeinrichtung mit nur Sicherungsverwahrten von 
300 und mehr Untergebrachten nicht beherrschbar und 
leitbar ist. 

Was ist der Ausweg, um das Abstandsgebot einzuhalten? 

Die Lösung liegt nicht oder nicht nur in der Gewährung 
von immer mehr Gegenständen oder Freiheiten gegenüber 
Strafgefangenen, sondern in folgenden Unterschieden: 

a) ZeIlengröße: 

Zumindest in neu zu bauenden Einrichtungen, mit Abstri­
chen aber auch in alten Einrichtungen, sollten den Verwahr­
ten im Unterschied zu Strafgefangenen deutlich größere Zei­
len zugestanden werden. Diese erlauben dann in gewissem 
Umfang auch den einen oder anderen Gegenstand zusätz­
lich an die Verwahrten auszugeben, ohne dass dadurch die 
Zelle selbst hoffnungslos überladen und unkontrollierbar 
wird. 

b) Persona/ausstattung: 

Hier sind die Landesjustizverwaltungen und letztlich die 
Landtage durch die Entscheidung verpflichtet, durch wesent­
lich bessere Personalausstattungen das Abstandsgebot des 
Bundesverfassungsgerichtes einzuhalten. Die bessere Per­
sonalausstattung mit Sozialarbeitern, Psychologen, Beam­
ten des allgemeinen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes 
ermöglichen Angebote zur besseren und besonderen Be­
treuung der Verwahrten oder auch andere zusätzliche Ver­
günstigungen wie z.B. zusätzliche Besuche. Angebote an 
interner Therapie dürften wegen der in der Regel außeror­
dentlich schwierigen Persönlichkeitsstrukturen bei Verwahr­
ten an Grenzen stoßen. Hier ist zweifelsohne der Möglichkeit 
der Verlegung in sozialtherapeutische Anstalten der Vorzug 
zu geben. Gerade Verwahrte, die Therapien nicht durchge­
standen haben bzw. die als untherapierbar aus sozialthera­
peutischen Einrichtungen zurückgeschickt wurden, bedürfen 
jedoch einer besonderen Fürsorge. Hierzu ist ausreichendes 
Personal erforderlich. 

c) Stärkere Differenzierung: 

Den Schwierigkeiten des Abstandsgebotes kann zumin­
dest zum Teil dadurch abgeholfen werden, dass zwischen 
den Verwahrten künftig stärker differenziert wird. Verwahrten, 
die im Vollzug nicht oder nicht mehr gefährlich für Mitver­
wahrte oder Bedienstete sind, kann in erheblich größerem 
Rahmen durch zusätzliche Vergünstigungen entgegenge­
kommen werden, als Verwahrten, die als gefährlich, sei es 
ausbruchs-, als auch gewaltgefährlich eingestuft werden 
müssen. Die stärkere Differenzierung kann letztlich dann 
auch dazu führen, dass gewisse Vollzugslockerungen auch 
für diejenigen in Form von Ausführungen und begleiteten 
Ausgängen gewährt werden könnten, die zwar wegen der 
insgesamt negativen Kriminalprognose nicht entlassen 
werden können, die aber bei begleiteten Vollzugslockerun­
gen aufgrund ihres fortgeschrittenen Alters oder Gesund­
heitszustandes nicht flüchten und bei einer Begleitung auch 
keine Straftaten begehen werden. 

Ansatzweise wurden diese Überlegungen in der Justiz­
vollzugsanstalt Freiburg beim Bezug der neuen Abteilung für 
Sicherungsverwahrte umgesetzt, indem zwei Abteilungen 
gebildet wurden, die unterschiedliche Freiheiten und Freizü­
gigkeiten gewähren. 

Zur stärkeren Differenzierung gehört auch, dass bei ge­
eigneten Gefangenen mit anschließender Sicherungsver­
wahrung bereits während der Strafhaft verstärkt therapeu­
tische Angebote unterbreitet und in die Wege geleitet 
werden. 

Schließlich könnte bei älteren Sicherungsverwahrten, die 
nicht mehr als fluchtgefährlich eingeschätzt werden, eine 
Verlegung in eine Anstalt für ältere Gefangene angeordnet 
werden (z.B. in Baden-Württemberg in die JVA Konstanz, 
AußensteIle Singen, die speziell ältere Gefangene aufnimmt 
und den Tagesablauf und die dortigen Freizeitangebote 
direkt auf ältere Menschen ausgerichtet hat). 

In solchen oder ähnlichen Einrichtungen könnte dann für 
die beschriebenen älteren Verwahrten daran gedacht 
werden besondere Angebote, wie z.B. eigene Gartenbeete 
anlegen oder auch eigene Haustiere (Katzen, Hunde) zu 
halten, gemacht werden. 

Denkbar ist schließlich auch eine besondere Abteilung in 
einer sozialtherapeutischen Anstalt nur für Sicherungsver­
wahrte, damit den besonderen Anforderungen einer 
Therapie für Verwahrte besser Rechnung getragen wird. 

d) Höherer Arbeitsverdienst: 

Dem Abstandsgebot könnte aber insbesondere, ohne 
dass es zu unzuträglichen Sicherheitskollisionen kommt da­
durch Rechnung getragen werden, dass den Sicherungsver­
wahrten ein höherer Arbeitsverdienst zugestanden wird. Mit 
diesem höheren Arbeitsverdienst könnten zum einen erhöhte 
Rücklagen gebildet werden. Zum anderen wäre es gleich­
zeitig ein vermehrter Anreiz für die Verwahrten, auch wäh­
rend der Sicherungsverwahrung zu arbeiten, die Arbeits­
fähigkeit zu erhalten und damit auch die Chancen bei einer 
etwaigen Entlassung auf Wiedereingliederung zu erhöhen. 
Rechtfertigen lässt sich ein erhöhter Arbeitsverdienst gegen­
über Strafgefangenen dadurch, als keine Strafe vollzogen 
und dem Sicherungsverwahrten eben doch ein gewisses 
"Sonderopfer" abverlangt wird. 

Wegen der geringen Zahl der Verwahrten in der Bundes­
republik dürfte auch wegen möglicher fiskalischer Bedenken 
eine Erhöhung des Arbeitsverdienstes umsetzbar sein. Die 
Länderhaushalte würden bei rund 300 Verwahrten in ganz 
Deutschland nicht besonders belastet werden. 



e) Erhöhtes Taschengeld: 

Aus ähnlichen Gründen sollte den nicht mehr arbeitsfähi­
gen Sicherungsverwahrten ein erhöhtes Taschengeld ge­
währt werden. Dies gilt insbesondere für diejenigen, die be­
sonders lang untergebracht sind, nicht mehr arbeitsfähig sind 
und denen doch, wie es das Bundesverfassungsgericht for­
dert, ein "Rest an Lebensqualität" gewährleistet werden 
muss. 

f) Einbeziehung in die Rentenversicherung: 

Folgerichtig sollte aus diesen Gründen auch überlegt 
werden, ob nicht für die relativ kleine Zahl der Sicherungsver­
wahrten eine Ei.~beziehung in die Rentenversicherung mög­
lich ist. Diese Uberlegung drängt sich insbesondere dann 
auf, wenn Sicherungsverwahrte erst im hohen Alter entlas­
sen werden können und dann in der Regel auf Sozialhilfe an­
gewiesen sind. Ob dabei die Einbeziehung in die allgemeine 
Rentenversicherung oder in ein anderes Sicherungssystem 
eingreifen sollte, ist letztendlich nicht entscheidend. 

g) Besondere Entlassungsvorbereitungen: 

Die Sicherungsverwahrten bedürfen in vielen Fällen 
einer besonderen Entlassungsvorbereitung. Hier gibt § 134 
StVollzG bereits die Möglichkeit, den Vollzug zu lockern und 
Sonderurlaub bis zu einem Monat zu gewähren, um die Ent­
lassung zu erproben und vorzubereiten. Diese Möglichkeit 
sollte vermehrt genutzt werden. 

Einer besonderen Entlassungsvorbereitung bedarf es 
jedoch insbesondere bei den Sicherungsverwahrten, die 
nach sehr langer Maßregeldauer aufgrund ihrer Persönlich­
keitsstruktur und der bis ins Alter schlechten Kriminalpro­
gnose erst im vorgerückten Alter entlassen werden können. 
Die Justizvollzugsanstalt Freiburg hat sich hier in den letzten 
Jahren vermehrt darum bemüht, für diese Verwahrten be­
sondere Einrichtungen zu finden. Es bieten sich Einrichtun­
gen an, wie z.B. "betreute" Landwirtschaftsgüter, die den 
Entlassenen Unterkünfte in einer Gemeinschaft bieten, ver­
bunden mit der Möglichkeit, auch zu arbeiten. Das vorhan­
dene Fachpersonal in diesen Einrichtungen (Sozialarbeiter, 
Psychologen, Erzieher) kann dafür Sorge tragen, dass 
bestimmte Regeln (z.B. Alkoholverbot) eingehalten werden 
und damit das Risiko erneuter Straffälligkeit wesentlich 
gesenkt wird. Dabei soll nicht verschwiegen werden, dass es 
nicht einfach ist, solche Einrichtungen zu finden. Dazu bedarf 
es intensiver Kontakte bereits lange vor der Überweisung 
eines Verwahrten. Zur "Eingewöhnung" kann hier gerade von 
der eingangs erwähnten Möglichkeit des § 134 StVollzG 
Gebrauch gemacht werden und die Überweisung in eine 
solche Einrichtung durch ein so genanntes "Probewohnen" 
vorbereitet werden. 

Zusammenfassung 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 5. Feb­

ruar 2004 wird in Zukunft den Maßstab und die Eckpunkte 
setzen für einen verfassungsgemäßen Vollzug der Siche­
rungsverwahrung. Es wird gerade auch in nächster Zukunft 
Bedeutung haben, nachdem der Gesetzgeber einen Entwurf 
zur nachträglichen (bundeseinheitlichen) Sicherungsverwah­
rung vorgelegt hat. 
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Die "Entwicklung des Verurteilten 
im Strafvollzug" und die Anord­
nung der nachträglichen Siche­
rungsverwahrung ohne Vorbehalt* 
Rolf-Peter Calliess 

I. Zur Sachlage 
Die Bundesregierung und die CDU/CSU Opposition im 

Deutschen Bundestag sind sich einig, die "nachträgliche 
Sicherungsverwahrung" als neues Rechtsinstitut im Strafge­
setzbuch zusätzlich zu verankern. Sie sehen sich dazu 
veranlasst, weil eine Reihe von Bundesländern entsprechen­
de Landesgesetze erlassen hatten und das Bundesverfas­
sungsgericht mit seiner Entscheidung vom 10. Februar 2004 
den Ländern die Gesetzgebungskompetenz mit der Maßga­
be abgesprochen hatte, dass dem Bund nach Art. 74 GG, 
weil die nachträgliche Sicherungsverwahrung eine straf­
rechtliche Sanktion sei, die alleinige Gesetzgebungskompe­
tenz zustehe. Das BVerfG hat dem Gesetzgeber eine Frist 
bis zum 30. September 2004 eingeräumt, sich im Rahmen 
seiner rechts- und kriminalpolitischen Entscheidungsproro­
gative zu entscheiden, ob und gegebenenfalls unter welchen 
Umständen, er das Institut der nachträglichen Sicherungs­
verwahrung in das Strafgesetzbuch einführen wolle. 

Der Regierungsentwurf folgt im Wesentlichen der Syste­
matik des geltenden Rechts. Er ergänzt die geltenden Be­
stimmungen der §§ 66 und 66 a StGB durch den jetzt 
vorliegenden Entwurf des neuen § 66 b StGB. 

Während § 66 StGB als traditionelle Zentralnorm die 
Anordnung der Sicherungsverwahrung an Kriterien knüpft, 
die das erkennende Gericht verpflichten, die Gefährlichkeits­
prognose zum Urteilszeitpunkt aus einer Gesamtschau von 
Anlasstat, Vortaten und Gesamtwürdigung der Persönlichkeit 
des Täters herzuleiten, verlässt § 66 a StGB das herkömm­
lich rechtsstaatlich bewährte Konzept. Kann des erkennende 
Gericht die nach § 66 StGB erforderliche Gefährlichkeitspro­
gnose nicht mit hinreichender Sicherheit erbringen, so kann 
sich das Gericht die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
gem. § 66 a Abs. 1 StGB für einen späteren Zeitpunkt vorbe­
halten. Das Verhalten des Verurteilten im Strafvollzug soll 
jetzt zum maßgeblichen Kriterium werden, das die im Zeit­
punkt der Verurteilung nicht ausreichenden Anhaltspunkte für 
die erforderliche Gefährlichkeitsprognose ergänzt. (§ 66 a 
Abs. 2 StGB). 

Das verfassungsrechtliche Problem einer nach Rechts­
kraft des Urteils eintretenden neuen Tatsachen- und Beurtei­
lungsgrundlage (Verhalten im Strafvollzug) soll durch den 
dem erkennenden Gericht nach § 66 a StGB ermöglichten 
Vorbehalt ausgeräumt werden. 

/I. § 66 b als neue selbstständige Sanktion 

1. Der Regierungsentwurf 

Hängt schon die Einbeziehung von nach dem Urteil des 
erkennenden Gerichts neu auftretenden Tatsachen aus dem 
Strafvollzug, die die Sicherungsverwahrung nachträglich 
rechtfertigen könnten, am verfassungsrechtlich seidenen 

*) Stellungnahme zur Einführung der nachträglichen Sicherungsverwah­
rung ohne Vorbehalt; vorgetragen in der öffentlichen Anhörung des 
Rechtsausschusses des Bundestages am 5 Mai 2004. 
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Faden des Vorbehaltsurteils (§ 66 a StGB), so verzichtet der 
neue § 66 b StGB, der die nachträgliche Sicherungsverwah­
rung neu einführen will, nun vollends auf diesen verfahrens­
rechtlich notwendigen Anknüpfungspunkt1). 

§ 66 b StGB ist formell rechtlich und der Sache nach eine 
neue und selbstständige strafrechtliche Sanktion, die an Ge­
fährlichkeitstatsachen anknüpft, die sich aus dem Strafvoll­
zug ergeben. Diesen Sachverhalt sucht der Regierungsent­
wurf dadurch zu kaschieren, dass er verfahrensmäßig für die 
Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung das 
ehemals zuständige erkennende Gericht erneut als Ent­
scheidungsinstanz einsetzen will. Damit wird der Eindruck 
erweckt, als handele es sich ähnlich wie in § 66 a StGB um 
die Fortsetzung des ursprünglichen Erkenntnisverfahrens. 
Dass nun nach § 66 b Abs. 2 auch Ersttäter nach einer 
Gesamtwürdigung der Persönlichkeit, ihrer Taten und der 
Entwicklung im Strafvollzug einbezogen werden sollen, 
verschärft das Problem. 

2. Oppositions-Entwurf 

Der Oppositions-Entwurf von CDU/CSU2) ist da erfri­
schend wesentlich unbekümmerter. Der geltende § 66 a 
StGB mit seiner Möglichkeit, die Unterbringung in der Siche­
rungsverwahrung vorzubehalten, soll gestrichen werden. An 
die Stelle von § 66 a StGB und von RE § 66 b StGB soll nun 
der neue § 66 a StGB über die nachträgliche Anordnung der 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung ohne Vorbehalt 
treten. 

Der Oppositions-Entwurf macht im Gegensatz zum Re­
gierungs-Entwurf gar keinen Hehl daraus, dass es sich bei 
der Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung 
um eine "selbstständige Sanktion" handeIP). Verfahrens­
rechtlich inkonsequent und nicht nachvollziehbar sieht der 
Oppositionsentwurf - obwohl die Anordnung der nachträg­
lichen Sicherungsverwahrung eine strafrechtlich "selbststän­
dige Sanktion" sein soll - anders als der Regierungsentwurf 
die Zuständigkeit für die Entscheidung nicht beim erkennen­
den, sondern beim Strafvollstreckungsgericht4). Das Ziel des 
Gesetzentwurfs ist klar: die Anordnungsvoraussetzungen für 
die nachträgliche Sicherungsverwahrung sollen materiell­
rechtlich und verfahrensrechtlich erleichtert werden. 

3. Bundesrat 

Dem Gesetzentwurf der Opposition entspricht der gleich 
lautende Gesetzesantrag, den die Länder Bayern und Thü­
ringen am 3.3.2004 in den Bundesrat eingebracht haben5). 

Sinnigerweise handelt es sich dabei um die Wiederholung 
des gleichen Gesetzesantrags des Landes Bayern6) den der 
Bundesrat damals aus gewichtigen verfassungsrechtlichen 
Gründen abgelehnt hatte7). 

Der Bundesrat hatte damals zu Recht die Einbringung 
des Gesetzentwurfs in den Bundestag mit der Begründung 
abgelehnt, die nachträgliche Sicherungsverwahrung durch­
breche die materielle und formelle Rechtskraft des Strafur­
teils. Ein Verfahren, bei dem die Rechtsfolge durch Be­
schluss der Strafvollstreckungskammer verhängt werde, 
unterlaufe die rechtsstaatlichen Garantien der Strafprozess­
ordnung über die Wiederaufnahme des Verfahrens zu Guns­
ten des Verurteilten8). 

4. Bundesverfassungsgencht 

Ganz in diesem Sinn wird in der Entscheidung des 
BVerfG vom 10.2.2004 darauf hingewiesen, dass es sich bei 
dem Institut der nachträglichen Sicherungsverwahrung um 
eine neue, selbstständige strafrechtliche Sanktion handelt, 
die nachträglich ändernd in bereits abgewickelte, der Ver-

gangenheit angehörende Tatbestände eingreift. Dadurch 
wird das Rechtsstaatsprinzip nachhaltig tangiert. Die im 
Strafurteil vorgenommene Begrenzung der Freiheitsentzie­
hung wird verfassungsrechtlich nicht zulässig aufgehoben9). 

Darüber hinaus begrenzt die Europäische Menschen­
rechtskonvention in Art. 5 die Möglichkeit, einer Person die 
Freiheit zu entziehen. Art. 5 EMRK enthält in dem dortigen 
Kriterienkatalog keinen Hinweis auf die Möglichkeit, eine 
nachträgliche Sicherungsverwahrung anzuordnen 10). Die 
durch die EMRK aufgestellten Begrenzungen der Freiheits­
entziehung waren im Übrigen auch für die Bundesgesetz­
geber Anlass, die im geltenden § 66 a StGB vorgesehene 
nachträgliche Sicherungsverwahrung an dem seidenen Fa­
den des Vorbehalts durch das erkennende Gericht fest zu 
machen. 

5. Ergebnis 

Völlig unbeeindruckt von den geschilderten Entscheidun­
gen des Bundesrats und des BVerfG und den dort geltend 
gemachten gravierenden verfassungsrechtlichen Bedenken 
haben Regierung und Opposition Gesetzentwürfe zur Ein­
führung der nachträglichen Sicherungsverwahrung ohne 
Vorbehalt vorgelegt (§ 66 b RE und § 66 a neu CDU/CSU 
unter Fortfall des geltenden § 66 a StGB). In den Begründun­
gen zu den Gesetzentwürfen findet sich kein Wort zu den 
durch die EMRK und das Grundgesetz vorgegebenen ver­
fassungsrechtlichen Problemen. 

Eine verantwortungsbewusste Gesetzgebung muss sich 
diesen Problemen stellen, sofern sie nicht sehenden Auges 
Gefahr laufen will, dass die neuen strafrechtlichen Bestim­
mungen zur nachträglichen Anordnung der Sicherungsver­
wahrung sofort wieder - und dies mit denkbar schlechter Pro­
gnose - vor dem Bundesverfassungsgericht in Frage gestellt 
werden. 

111. Oie Eignung der Vollzugskriterien 
Entscheidendes Kriterium für die Anordnung der nach­

träglichen Sicherungsverwahrung ist, wie könnte es auch an­
ders sein, das Verhalten des Straftäters und seine Entwick­
lung im Strafvollzug. Auf diesen während des Strafvollzuges 
gewonnen Tatsachen soll die Prognose beruhen, dass eine 
Gefährlichkeit des Täters für die Allgemeinheit in dem Sinne 
vorliegt, dass in Zukunft von diesem mit hoher Wahrschein­
lichkeit erhebliche Straftaten zu erwarten sind (§ 66 b RE). 

1. Prognose und ihre Grundlagen 

Zur Debatte steht nicht die Prognose selbst mit allen 
ihren Unsicherheiten und dem Risiko der Fehlprognose. Die 
Prognose ist und bleibt trotz alledem Fundament jeder Ent­
scheidung über eine präventive Freiheitsentziehung 11 ). Zur 
Debatte stehen vielmehr die tatsächlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen der Prognose. Zur Debatte steht allein, ob 
das Verhalten und die Entwicklung des Gefangenen im 
Strafvollzug als Indikatoren geeignet sind, eine Gefährlich­
keitsprognose zu rechtfertigen. 

Und das Ergebnis ist: Das Verhalten und die Entwicklung 
des Gefangenen im Strafvollzug sind aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen prinzipiell nicht geeignet, eine Grund­
lage für die nach § 66 b StGB geforderte Gefahrenprognose 
zu bilden. Dabei spielt es keine Rolle, ob die vom BVerfG be­
anstandeten Länder-Unterbringungsgesetze allein auf Voll­
zugstatsachen abstellen12) oder ob diese, wie das Verfas­
sungsgericht meint13), neben der Gesamtwürdigung der 
Persönlichkeit des Täters und seiner Taten nur ein zusätz­
licher Teilbestandteil der Prognosegrundlage sind. Entfällt 



wie hier ein wesentlicher Teil der Prognosengrundlage man­
gels Eignung, so ist auch die ganze Prognosegrundlage in 
Frage gestellt. 

2. Geeignetheit des Vollzugs verhaltens 

Ob das Vollzugsverhalten geeignet ist, Grundlage für die 
Gefahrenprognose nach § 66 b StGB zu sein, bestimmt sich 
nicht nach abstrakt getroffenen Feststellungen, sondern al­
lein nach dem Strafvollzugsgesetz und dessen Normen, die 
die Bewertung des Verhaltens des Gefangenen im Strafvoll­
zug vorgeben. 

Für die Beurteilung des Verhaltens des Gefangenen und 
seiner Entwicklung im Vollzug der Freiheitsstrafe kommen im 
Wesentlichen zwei Interaktionsfelder in Betracht. Es ist dies 
zum einen der Bereich der resozialisierenden Behandlung 
(§§ 4 Abs. 1, 7 StVollzG) und zum anderen ist es der Bereich 
des geordneten Zusammenlebens und der Sicherheit in der 
Vollzugsanstalt (§§ 81 ff., 102 ff., StVollzG). 

2.1 Verhalten im Rahmen der Resozialisierungsmaßnahmen 

Dem Vollzugsziel der Resozialisierung entsprechend (§ 
2 Satz 1 StVollzG) wird von dem Gefangenen erwartet, dass 
er aktiv am Prozess der Behandlung und Therapie mitwirkt 
(§ 4 Abs. 1 StVollzG). Zu den Bereichen der Behandlung ge­
hören in Sonderheit die in § 7 StVollzG (Vollzugsplan) ge­
nannten Themenfelder wie schulische und berufliche Aus­
und Weiterbildung, die allgemeine soziale Ausbildung und 
soziale Betätigung in der Freizeit sowie die Sozialtherapie. 

Obwohl § 2 Satz 1 StVollzG die Vollzugsaufgabe der Re­
sozialisierung zum Vollzugsziel erhebt, ist und bleibt es zu­
gleich Basisaufgabe des Vollzugs der Freiheitsstrafe, zumin­
dest für die Dauer der Haftzeit, dem Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten zu dienen (§ 2 Satz 2 StVollzG). 

Aus dieser Aufgabe des Strafvollzuges ergibt sich, dass 
das Strafvollzugsgesetz aus guten Gründen einerseits von 
der Notwendigkeit der Mitwirkung des Gefangenen als Vor­
aussetzung für eine gelingende Resozialisierungsbehand­
lung ausgeht, andererseits aber eine Verpflichtung zur 
Mitwirkung nicht kennt. Deshalb ist es das "gute Recht" des 
Gefangenen, ohne negative Folgen für sich "Nein" zu sagen 
zu Behandlungsangeboten der Vollzugsanstalt und die ge­
wünschte Mitwirkung zu verweigern 14). 

Weil der Gefangene nach §§ 2 Satz 2, 4 Abs. 1 StVollzG 
nur zu Duldung der Sicherungsaufgabe der Freiheitsstrafe, 
nicht aber zur aktiven Mitwirkung an seiner Behandlung - mit 
Ausnahme der Arbeit - verpflichtet ist, lassen sich aus dem 
Umstand der fehlenden Mitwirkung oder der Verweigerung 
keine Tatsachen i.S. der §§ 66 b, 66 a n.F. StGB herleiten, 
die zu Lasten des Gefangenen gehen. Die fehlende Mitwir­
kung ist kein Indiz, das eine Negativprognose in Richtung 
nachträglicher Sicherungsverwahrung abgeben könnte. 

Das "Nein" des Gefangenen zur Mitwirkung an der Be­
handlung und Sozialtherapie ist deshalb aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen prinzipiell ungeeignet für Tatsachen 
herzuhalten, die die Gefährlichkeit des Täters und eine künf­
tige Straftatengefahr zu indizieren vermögen. 

Dies gilt sowohl für die vom BVerfG insoweit zu Recht 
kritisierten Landesgesetze, die überwiegend auf die Verwei­
gerung, an der Erreichung des Vollzugszieles mitzuwirken, 
als alleiniges Indiz für die Gefährlichkeits- und Straftaten pro­
gnose als Voraussetzung für die Anordnung der nachträg­
lichen Sicherungsverwahrung anknüpfen. Dies gilt aber auch 
für die Entscheidung des BVerfG vom 10.2.200415), die un­
zutreffend an der Relevanz der Verweigerung von Resozia­
lisierungs- und Therapiemaßnahmen festhält und lediglich 
vor einer "Übergewichtung" warnt. 

ZfStrVo 3/04 1 37 

2.2 Verhalten beim Zusammenleben in der Anstalt 

Die Frage bleibt: Welche im Strafvollzug bekannt wer­
denden Tatsachen sind weiter geeignet, eine Entwicklung 
des Gefangenen zu prognostizieren, die indiziert, dass die­
ser mit hoher Wahrscheinlichkeit in Zukunft erhebliche Straf­
taten begehen wird? Es kommen hier insbesondere Verhal­
tensverstöße in Betracht, die gegen die Regeln eines 
geordneten Zusammenlebens und damit gegen die Sicher­
heit und die Ordnung in der Anstalt verstoßen 16). Alle diese 
Verstöße sind in der Regel keineswegs geeignet, Indikatoren 
für eine Entwicklung des Gefangenen im Strafvollzug zu lie­
fern, die mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Prognose recht­
fertigen, durch welche die Erwartung erhärtet werden kann, 
dass der Gefangene in Zukunft nach seiner Entlassung er­
hebliche Straftaten begeht. Sie sind in der Regel durch die 
Situation in Haft bedingt. Sie haben prognostizierbar keine 
Außenwirkung. 

2.2.1 Allgemeine Regelverstöße 

Handelt es sich um bloße, wenn auch nachhaltige Stö­
rungen des geordneten Zusammenlebens in der Anstalt, so 
geht das StVollzG davon aus, dass diese Störungen keines­
falls Indikatoren für allgemeine Persönlichkeitsstörungen 
sind, sondern in der Regel aus haftbedingten Stress- und 
Konfliktsituationen resultieren, die situationsbedingt auf pä­
dagogischem Wege und notfalls durch Disziplinarmaßnah­
men bereinigt werden können. 

2.2.2 Straftaten in der Anstalt 

Handelt es sich um Straftaten, die während des Strafvoll­
zuges begangen werden - z.B. Gewalttätigkeiten gegen Mit­
gefangene, Anstaltsbedienstete und Besucher, oder Sexual­
delikte gegen Anstaltsinsassen - so scheiden auch diese 
Delikte als mögliche Anknüpfungspunkte für die Anordnung 
der nachträglichen Sicherungsverwahrung nach § 66 b StGB 
aus. Es gilt hier der Vorrang der Strafverfolgung vor den Be­
langen des Maßregelvolizuges. Erst wenn das erneute Straf­
verfahren wegen der im Strafvollzug begangenen Taten ab­
geschlossen ist, können diese Delikte nun als Vortaten, die 
im Rahmen der Gesamtwürdigung der Gefährlichkeit des Tä­
ters eine Rolle spielen, wieder in § 66 b StGB als Überlegung 
zur Anordnung der Sicherungsverwahrung einbezogen wer­
den. 

Dem tut auch die Regelung von § 102 Abs. 3 StVollzG 
keinen Abbruch. Die dort vorgesehene Möglichkeit, im Straf­
vollzug begangene Straftaten ungeachtet des eingeleiteten 
Strafverfahrens zugleich auch auf vollzuglicher Basis als 
Disziplinarstrafe zu ahnden, dient nicht dem Zweck der Per­
sönlichkeitsbeurteilung des Gefangenen, sondern allein dem 
Ordnungsinteresse der Anstalt, durch eine möglichst schnel­
le und unmittelbare Reaktion den Innenfrieden in der Anstalt 
wieder herzustellen. Inwieweit die im Strafvollzug began­
genen Straftaten des Gefangenen Ausdruck seiner Gesamt­
persönlichkeit sind, bleibt allein der Beurteilung im erneuten 
Strafurteil vorbehalten. 

Jedem, der nur halbwegs mit den rechtlichen und tatsäch­
lichen Gegebenheiten im Strafvollzug vertraut ist, ist hinläng­
lich klar, dass das Verhalten und die EntWiCklung des Verur­
teilten im Strafvollzug gänzlich ungeeignet sind, als Indikatoren 
für die Gefährlichkeit des Täters und die Straferwartung für die 
Zukunft zu dienen. Dem tut auch die Tatsache keinen Abbruch, 
dass das Verhalten im Strafvollzug nach dem RE § 66 b nur 
ein Aspekt im Kontext der Gesamtwürdigung von Täter und Tat 
sein soll. Mit der Ungeeignetheit des Verhaltens im Strafvoll­
zug fehlt der entscheidende Faktor, der die Gefährlichkeitspro­
gnose und damit die nachträgliche Anordnung der Sicherungs­
verwahrung legitimieren kann. 
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3. Verfahren und Vertrauen 

Letztlich kommt noch ein entscheidender Gesichtspunkt 
hinzu. Die nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwah­
rung durch das Gericht ist nicht obligatorisch. Sie kann viel­
mehr bei Vorliegen der Voraussetzungen nach §§ 66 RE, 
66 b oder Oppositionsentwurf 66 a durch diesen angeordnet 
werden. 

Das bedeutet zweierlei: Muss die nachträgliche Siche­
rungsverwahrung bei Vorliegen der Voraussetzungen der 
Anordnung obligatorisch angeordnet werden, so liegt es in 
der Hand des erkennenden Gerichts oder des Strafvollstre­
ckungsgerichts bzw. der zuständigen Staatsanwaltschaft, 
das Verfahren über die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
einzuleiten. Die Strafvollzugsbehörde liefert lediglich auf An­
forderung dieser Behörden eine Stellungnahme. 

Ist jedoch die Anordnung der nachträglichen Sicherungs­
verwahrung durch das Gericht nur fakultativ ("kann"), so 
bleibt offen, wer die Initiative zur Einleitung des Verfahrens 
ergreifen muss. Die in den Bundestag eingebrachten Geset­
zesentwürfe schweigen sich darüber aus. Nach den bis zum 
30. September 2004 weiter geltenden Landesgesetzen ist für 
den Antrag die Justizvollzugsanstalt zuständig, wenn sie die 
Voraussetzungen für die Unterbringung in der Sicherungs­
verwahrung als gegeben annimmt (vgl. § 4 NUBG). 

Die mögliche Kompetenzverschiebung zwischen Justiz­
verwaltung und Strafvollstreckungsbehörde sowie Gericht 
würde nicht nur eine fragwürdige Neuerung im Verfahren be­
deuten. Sie würde nicht nur eine zusätzliche Arbeitsbelas­
tung der Justizvollzugsverwaltung mit erheblichem Prüfungs­
aufwand bedeuten 17). 

Die Kompetenzverschiebung würde vielmehr auch zen­
tral die Grundkonzeptionen des StVollzG mit seinem Be­
handlungs- und Therapievollzug nachhaltig tangieren. Denn 
alle Behandlungs- und Therapiemaßnahmen würden grund­
sätzlich in Frage gestellt, weil die zwischen den Gefangenen 
und den Therapeuten grundsätzlich vorausgesetzte Vertrau­
ensbasis gestört würde. Wenn die Gefangenen feststellen 
müssten, dass die vertraulich im Therapie- oder Behand­
lungsgespräch gemachten Äußerungen an lässlich der neu­
en Funktion der Strafvollzugsanstalten gesammelt werden, 
um potentiell zu ihren Lasten im Blick auf die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung ausgewertet zu werden, so kann 
man den in § 2 Satz 1 StVollzG angezielten Resozialisie­
rungsvollzug so gut wie vergessen. 

Auch ist ohnehin die Gefahr nicht von der Hand zu wei­
sen, dass sachfremde Überlegungen Platz greifen. Die Ge­
fahr liegt nicht fern, dass die über eine weit reichende Defini­
tionsmacht verfügenden Behandlungseinrichtungen lästige 
und schwierige Gefangene zu einsichts- und therapieun­
fähigen Tätern erklären, um sie auf diese Weise in andere 
Einrichtungen wie die Sicherungsverwahrung abschieben zu 
können 18). 

IV Zusammenfassung 
1. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gesetzent­

würfe zur nachträglichen Sicherungsverwahrung aus ver­
fassungsrechtlichen und strafvollzuglichen Gründen nicht 
geeignet sind, konkret das Ziel der Sicherung der Allge­
meinheit zu erreichen. 

2. Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit zwischen dem Frei­
heitsanspruch des Bürgers und der Schutzpflicht des 
Staates für die Allgemeinheit ist darüber hinaus verletzt, 
weil der Gesetzgeber die in der Entscheidung des 

BVerfG vom 10.2.2004 unter CI 1 genannten Altetnati­
ven zur nachträglichen Sicherungsverwahrung als weni­
ger belastende Maßnahme nicht in Erwägung gezogen 
hat. Die nachträgliche Sicherungsverwahrung ist also 
weder geeignet noch erforderlich, um der Schutzpflicht 
des Staates nachzukommen. 
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Repressive Kriminalpolitik im Ge­
wande der "neuen Verwaltungs­
steuerung" 
Über unbedachte und kontraproduktive Fol­
gen verkürzten Effektivitätsdenkens im Straf­
vollzug 

Hendrik Schneider 

I. Die aktuelle Problemlage des Strafvoll­
zuges 

Die Diskussion um die Aufgaben und Zielsetzungen des 
Strafvollzuges ist angesichts knapper Finanzmittel in eine 
neue Phase der Selbstvergewisserung und Umorientierung 
eingetreten. Unter den Stichworten der Budgetierung und 
Selbstverwaltung lautet die neue kriminal politische Vorgabe 
für den Strafvollzug, sein der betriebswirtschaftlichen Kalku­
lation hinsichtlich Aufwand und Ertrag unterworfenes "Pro­
dukt" sei die Sicherheit der Gesellschaft, und seine "Kunden" 
seien die unbescholtenen Bürger in Freiheit1). 

Das Strafvollzugsgesetz gerät unter diesem Blickwinkel 
zu einem machtvollen Instrument der Interessensicherung 
und Selektion. Seine Generalklauseln, unbestimmten 
Rechtsbegriffe und Ermessensspielräume, die der Anstalt 
nach der Konzeption des Gesetzes aus dem Jahr 1977 vor 
allem den notwendigen Freiraum für eine spezialpräventiv 
erfolgreiche Intervention verschaffen sollten, erhalten vor 
dem Hintergrund der modernen kriminalpolitischen Ausrich­
tung auf die "Gesellschaft" eine grundsätzlich neue Bedeu­
tung. Sie ermöglichen es, die Anwendung der kostenintensi­
ven Behandlungsformen von Therapie, Ausbildung und 
sozialem Training so zu steuern, dass der Erfolg zumindest 
vordergründig und kurzfristig sichtbar und das Risiko der 
Ressourcenverschwendung minimierbar wird. Dies erfolgt 
zulasten der behandlungsbedürftigen Klientel, die in eine 
verhängnisvolle Spirale aus Etikettierung, sozialer Identitäts­
konstruktion und Rückfall eingebunden wird. 

Der vorliegende Beitrag versucht diese Befunde und Ten­
denzen des modernen Strafvollzuges anhand des Beispiels 
der Behandlung von Sexualstraftätern etikettierungstheore­
tisch2) zu rekonstruieren und vollzugsrechtliche Lösungs­
möglichkeiten für die bestehenden Probleme aufzuzeigen. 

11. Die etikettierungstheoretische Rückfall­
spirale 

1. Rechtliche Rahmenbedingungen der Behandlung im 
Strafvollzug 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Behandlung 
insbesondere von Sexualstraftätern3) beinhalten grundsätz­
lich vielfältige Ansatzmöglichkeiten für eine erfolgverspre­
chende Intervention. Gemäß § 9 StVollzG sind Sexualstraf­
täter - sofern sie zu zeitiger Freiheitsstrafe von mehr als zwei 
Jahren verurteilt wurden - in einer sozialtherapeutischen 
Einrichtung unterzubringen. Sofern die Gefangenen im Nor­
malvollzug untergebracht sind, ist im Rahmen der Behand­
lungsuntersuchung "besonders gründlich zu prüfen", ob die 
Verlegung in eine solche Anstalt angezeigt ist, § 6 Abs. 2 S. 2 
StVolizG. Zudem muss im Rahmen der Fortschreibung des 
Vollzugsplanes gemäß § 7 Abs. 4 StVollzG in halbjährigen 
Abständen über die Verlegung in die Sozialtherapie neu ent­
schieden werden. 
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In den sozialtherapeutischen Anstalten steht die Therapie 
im Mittelpunkt der Arbeit mit den Gefangenen. Der Vollzugs­
ablauf ist in bestimmte Behandlungsphasen aufgeteilt, bei 
dem auch ein begleiteter Übergang in die Freiheit und eine 
Nachbetreuung sichergestelltl) sind. Da nach wie vor we­
sentlich mehr Sexualstraftäter, die die Kriterien des § 9 
StVollzG erfüllen, inhaftiert, als Plätze in der Sozialtherapie 
vorhanden sind5), muss selbstverständlich auch im Normal­
vollzug durch anstaltsinternes oder externes Personal eine 
Behandlung durchgeführt werden. Unabhängig von der An­
staltsart ist das Vollzugspersonal (d.h. insbesondere der psy­
chologische Dienst bzw. der jeweilige Therapeut) verpflich­
tet, den Gefangenen zur Behandlung zu motivieren. Die 
Förderung der Behandlungsmotivation ist nicht nur unab­
dingbarer Bestandteil jeder Therapie6), sondern sie ist als 
Obliegenheit der Anstalt auch ausdrücklich gesetzliCh vorge­
schrieben (§ 4 Abs. 1 S. 2 StVollzG). Selbst im Fall der Ver­
weigerung muss die Anstalt dem Gefangenen daher weitere 
Angebote im Hinblick auf Therapie oder Ausbildung unter­
breiten?). 

Parallel zu den therapeutischen Möglichkeiten können 
Vollzugslockerungen nach den §§ 11, 13 StVollzG - ebenso 
wie die vorzeitige Entlassung gem. § 57 StGB - als weiteres 
Trainingsfeld genutzt werden. Anders als im Fall einer Ent­
lassung nach Voliverbüßung ohne vorbereitende Lockerun­
gen lassen diese Maßnahmen eine sofortige Kriseninter­
vention zu. Die Anstalt kann auf Verstöße gegen flankierende 
Weisungen (§ 14 Abs. 1 StVollzG) oder erneute Straffälligkeit 
sofort reagieren. Der Übergang von der Inhaftierung in die 
Freiheit lässt sich allgemein kontrollierter und flexibler ge­
stalten und erlaubt es - über die Festlegung von Bewäh­
rungszeiten im Fall der vorzeitigen Entlassung - auch, den 
Gefangenen insgesamt länger unter der staatlichen Aufsicht 
zu belassen8). 

2. Die Vollzugs wirklichkeit im Bann der wirtschaftlichen 
Eigenverantwortung 

Unter dem Druck der wirtschaftlichen Eigenverantwortung 
soll nun das geschilderte gesetzliche Konzept nicht mehr auf 
alle Gefangenen, sondern selektiv angewendet werden. Das 
entscheidende Abgrenzungskriterium für spezialpräventive 
Maßnahmen ist dabei aber - entgegen der ursprünglichen 
Konzeption des StVollzG - nicht der Interventionsbedarf im 
Einzelfall, sondern die bereits bestehende Motivation zur Än­
derung. Nur "motivierte" Gefangene kommen in den Genuss 
einer "chancenorientierten" Behandlung, während sich das 
Angebot bei "unwilligen", und schwierigen Gefangenen auf 
eine Art Grundversorgung9) beschränkt, nach der weder eine 
besondere Entlassungsvorbereitung, noch Vollzugslockerun­
gen vorgesehen sind. Besonders deutlich kommt dieser pro­
grammatische Richtungswechsel in einem Beitrag von Moni­
ca Steinhilper zum Ausdruck, in dem die Autorin die Leitlinien 
des "Output-orientierten" Justizvollzuges wie folgt kenn­
zeichnet: 

"Der ,chancenorientierte Betreuungsvollzug' ist ein Ange­
bot an die Gefangenen, die bereit sind, am Resozialisie­
rungsauftrag des Strafvollzugsgesetzes mitzuwirken. Die be­
grenzten Mittel des Vollzugs zur Behandlung und Betreuung 
sowie zur Aus- und Fortbildung werden gezielt bei motivier­
ten Gefangenen eingesetzt, von denen nicht nur die verbale 
Bereitschaft zur Veränderung, sondern Mitwirkung durch 
konkretes Tun und eigenverantwortliches Handeln erwartet 
werden. Ermessensgebundene Vergünstigungen der Voll­
zugsausgestaltung, die das Strafvollzugsgesetz zulässt, wer­
den danach nichtmitwirkungsbereiten Gefangenen nicht 
mehr offen stehen lO)." 
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Der Auftrag zur Selektion der Gefangenen nach ihrer 
Mitwirkungsbereitschaft beinhaltet eine erhebliche Defini­
tionsmacht der Anstalt, die bereits zu Beginn des Vollzuges 
zu entscheiden hat, welcher Gruppe der Gefangene zuzu­
ordnen ist. Die Entschließungen fallen dabei in geschlosse­
nen Gesprächskreisen, die es der Anstalt erlauben, sich 
unter Bezug auf die einschlägigen Bestimmungen des Straf­
vollzugsgesetzes höchst wirkungsvoll in ihrer Tätigkeit abzu­
schotten und jegliche Einflussnahme, sei es durch den 
Gefangenen selbst, sei es durch seinen Verteidiger zu un­
terbinden. Die Behandlungsuntersuchung nach § 6 StVollzG 
sowie die Vollzugsplankonferenzen und Dienstbesprechun­
gen, in denen die für die Praxis maßgeblichen Entscheidun­
gen fallen, finden gemäß § 159 StVollzG nämlich nur unter 
Mitwirkung der "an der Behandlung maßgeblich Beteiligten" 
statt. Der Gefangene erhält zwar nach der neuesten Recht­
sprechung des BVerfG11) zwingend Einblick in den Vollzugs­
plan sowie in die entsprechenden Fortschreibungen. In die­
sen Dokumenten werden allerdings nur die wesentlichen 
Ergebnisse der Konferenzen festgehalten. Der Entschei­
dungsweg, bzw. die Entscheidungsdeterminanten, bleiben 
demgegenüber - sofern sie überhaupt schriftlich verkörpert 
sind - in den Gefangenenpersonalakten bzw. im Therapieheft 
des Anstaltspsychologen. Die Akteneinsicht in die insoweit 
aufschlussreichen Aktenstücke kann wirksam verweigert 
werden, da gemäß § 185 StVollzG dem Anspruch auf Akten­
einsicht ein Auskunftsanspruch vorgeschaltet ist. Erst wenn 
der Gefangene oder sein Verteidiger darlegen kann, dass er 
zur Wahrnehmung bestimmter rechtlicher Interessen auf die 
volle Akteneinsicht angewiesen ist, kann er einen entspre­
chenden Anspruch geltend machen. 

3. Konsequenzen für die Gefangenen 

Im "output"-orientierten Vollzug ist es für den Gefangenen 
daher von elementarer Bedeutung, das Stigma des thera­
pieunwilligen, unmotivierten und lockerungsungeeigneten 
Insassen von vornherein zu vermeiden oder abzulegen. Wie 
aus der Stellungnahme von Monica Steinhilper hervorgeht, 
ist dabei das bloße Lippenbekenntnis nicht ausreichend. 
Erwartet wird vielmehr eine unbedingte Gefolgschaft, die 
letztlich die vollständige Akzeptanz der Zuschreibungen im 
vollstreckten Urteil sowie die Anerkenntnis der Hilfs- und 
Therapiebedürftigkeit einschließt. Ob diese Unterwerfung 
tatsächlich vorliegt oder nicht, bestimmt die Anstaltsleitung 
bzw. der jeweilige Beamte des psychologischen Dienstes, in 
dessen Verantwortungsbereich die Entscheidung im Sinne 
eines Machtmonopols fällt. 

Das Gefälle im Hinblick auf die Definitionsmacht zwischen 
Gefangenem und Vollzugspersonal setzt sich dabei während 
des gesamten Vollzugsablaufs bis hin zur Stellungnahme der 
Anstalt im Rahmen der gerichtlichen Entscheidung nach § 57 
StGB fort. Die Anstalt kann zum Beispiel entscheiden, ob es 
sich bei den Gesprächen, die der Gefangene mit dem An­
staltspsychologen geführt hat, überhaupt um eine Therapie 
handelt, ob die Therapie erfolgreich verlaufen ist, und ob ei­
ne Eignung für Lockerungen besteht. Die in diesem Zusam­
menhang getroffenen Maßnahmen sind nur eingeschränkt 
justiziabel. So stellen die Einschätzungen des Erfolgs einer 
Therapie oder die Entscheidung über die Behandlungsmoti­
vation bereits keine Maßnahmen im Sinne des § 109 Abs. 1 
StVollzG dar. Andere Entscheidungen, etwa die Frage der 
Gestattung einer Behandlung bei einem "externen", das 
heißt nicht in die Anstaltshierarchie eingebundenen Thera­
peuten sind vollzugsrechtlich nicht explizit geregelt und eröff­
nen der Anstalt einen weitgehenden Ermessensspielraum; 
oder die anzuwendenden Vorschriften sind - wie etwa die für 

Vollzugslockerungen maßgeblichen Bestimmungen - als 
Koppelungsvorschriften ausgestaltet, so dass sich die 
Anstalt auf der Tatbestandsseite auf ihren Beurteilungs­
spielraum und auf der Rechtsfolgenseite auf einen Ermes­
sensspielraum berufen kann. 

Diese Abhängigkeit von den Entscheidungen und Ein­
schätzungen der Anstalt löst einen massiven Anpassungs­
druck aus. Der Gefangene hat faktisch lediglich zwei Hand­
lungsalternativen. Er kann (1) die Gefolgschaft verweigern 
oder (2) die bereits erfolgten Zuschreibungen vollständig ak­
zeptieren, seine Therapiebedürftigkeit und gegenwärtige Ge­
fährlichkeit bedingungslos anerkennen. 

a. Konsequenzen der verweigerten Gefolgschaft 

Die verweigerte Gefolgschaft wird selten eine protokollie­
rungsfähige Tatsache, eine unmissverständliche Stellung­
nahme sein, die der Gefangene bereits zu Beginn des 
Vollzugs abgibt. Vielmehr geht es auch insoweit um ein Aus­
handeln der sozialen Wirklichkeit in einem Interaktionspro­
zess, an dem der Gefangene auf der einen Seite und die 
Anstalt, vertreten durch einen oder mehrere Mitarbeiter des 
psychologischen Dienstes auf der anderen Seite, beteiligt 
sind. Das Leugnen oder bagatellisieren der Tat sind im 
Bereich der Sexualdelinquenz mögliche Anknüpfungspunk­
te12), die von der Anstalt als fehlende Änderungsmotivation 
ausgelegt werden können. Fehlende Änderungsmotivation 
führt nach dem Paradigma der "wirtschaftlichen Eigenverant­
wortung" jedoch in der Regel nicht zu erweiterten Bemühun­
gen, die darauf abzielen, den Straftäter sukzessive zur Über­
nahme der Verantwortung zu bewegen13). Das Kriterium, 
dessen Vorliegen zu Beginn des Vollzuges aber auch erst im 
Verlauf einer unter Umständen jahrelangen Behandlung be­
jaht wird, ist vielmehr der Selektionsmaßstab, anhand des­
sen dem Gefangenen die Aufnahme bzw. Fortsetzung der 
Therapie oder die Verlegung in eine sozialtherapeutische 
Einrichtung versagt werden kann. 

An diese Statusfestlegung schließen sich weitere, für den 
Gefangenen nachteilige Maßnahmen an: Mangels ausrei­
chend positiver Prognose wird der Gefangene im geschlos­
senen Vollzug verbleiben, keine Lockerungen erhalten, die 
Anstalt wird negativ zu einer vorzeitigen Entlassung Stellung 
nehmen und - soweit dies in dem jeweiligen Bundesland 
(noch)14) möglich is11 5) und die jeweiligen Tatbestandsvoraus­
setzungen vorliegen 16) -, eine nachträgliche Sicherungsver­
wahrung befürworten. 

Dieses Aushandeln mangelnder Therapiebereitschaft 
oder fehlenden bzw. zweifelhaften Therapieerfolges hat für 
die Anstalt nicht nur die manifeste Funktion, den Vollzug an 
den ministeriell vorgegebenen Kriterien der wirtschaftlichen 
Eigenverantwortlichkeit auszurichten. Die EntSCheidung wird 
vielmehr weiterhin von dem zumindest latenten Motiv der 
Anstalt beeinflusst, verantwortung auf andere Institutionen 
oder allgemein auf die Gesellschaft zu übertragen. Ein Rück­
fall des Gefangenen nach Voliverbüßung wird der Strafvoll­
zugsanstalt schon deshalb nicht angelastet, weil diese den 
Gefangenen entlassen musste17). Verantwortlich ist somit in 
erster Linie der Gesetzgeber, der - sofern die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung in dem jeweiligen Bundesland nicht 
eingeführt ist - der Anstalt keine Spielräume eröffnet hat, auf 
eine längere Verwahrung des Gefangenen hinzuwirken. 

Die gesellschaftlichen Folgen dieser Strategie sind er­
heblich. Es ist zu befürchten, dass gerade die problemati­
scheren Fälle untherapiert in die Gesellschaft entlassen wer­
den, weil sich der Vollzug ihrer nicht angenommen hat. Damit 
wird aber eine der Zielsetzungen der Budgetierung, der ef­
fektive Schutz der "Kunden", das heißt der in Freiheit befind-



lichen Gesellschaftsmitglieder konterkariert. Denn nur thera­
peutische Behandlungsmaßnahmen können die Gefahr ei­
nes Rückfalls reduzieren 18l. Vor allem bei chronischer sexu­
eller Deviation ist nicht davon auszugehen, dass sich der 
Täter alleine durch die erlittene Freiheitsstrafe und der Angst 
vor erneuter Inhaftierung von der Begehung einschlägiger 
Straftaten abhalten lassen wird19l. 

b. Konsequenzen der erzwungenen Gefolgschaft 

Der Blick auf die Konsequenzen der verweigerten Gefolg­
schaft verdeutlicht, dass die Einsicht in die eigene Gefähr­
lichkeit - am besten in einem Ritual der Unterwerfung - die 
einzig wirksame "Überlebensstrategie"2ol darstellt, die dem 
Gefangenen die Chance eröffnet, im Verlaufe des Vollzuges 
Lockerungen zu erhalten und eventuell nach Verbüßung von 
2/3 der verhängten Strafe entlassen zu werden. 

Sehr aufschlussreich ist insofern bereits der von Stein­
hilper eingeführte Begriff der "Vergünstigungen der Vollzugs­
ausgestaltung"21 l. Während nach dem Konzept des Strafvoll­
zugsgesetzes zum Beispiel die Vollzugslockerungen der 
§§ 11, 13 StVollzG wesentliche Behandlungsmaßnahmen 
darstellen22l , erhalten sie nunmehr die Bedeutung einer blo­
ßen Hafterleichterung. Damit wird faktisch unter dem Etikett 
der "neuen Verwaltungssteuerung" eine Art Stufenstrafvoll­
zug eingeführt, bei dem der Gefangene durch wohlange­
passtes Verhalten in den Genuss einer Vergünstigung kom­
men kann. Dabei wird jedoch übersehen, dass das 
Strafvollzugsgesetz gerade mit Blick auf die mögliche Einen­
gung der Behandlungsmöglichkeiten Abstand von der Kon­
zeption des Stufenstrafvollzuges genommen hat23l. So wur­
de bereits von Radbruch in den 50er Jahren darauf 
hingewiesen, dass eine formalisierte Vergünstigungspro­
gression allenfalls ein "vorzügliches Mittel der inneranstaltli­
chen Disziplinierung", nicht aber ein Instrument der "Erzie­
hung zur Freiheit" darstellt24l. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass auch die aus­
drückliche Verbalisierung keine Gewähr für eine tatsächlich 
bestehende Behandlungswilligkeit bietet und aus der allzu 
eilfertigen Übernahme eines auferlegten Stigmas wiederum 
negative Folgen resultieren können. Diese Rückkoppelungs­
mechanismen der "erzwungenen Beichte" werden in der 
kriminologischen Literatur hinlänglich beschrieben25l. Die 
Verinnerlichung der Unterwerfung kann die devianten Verhal­
tensmuster verfestigen und verstärken und zur Übernahme 
der zugeschriebenen Rolle in das Selbstbild führen. Es 
kommt zu Aufschaukelungsprozessen, in deren letzter Kon­
sequenz das Attribut des Abweichenden durch weitere Taten 
verwirklicht wird und somit in den Rückfall einmündet. 

Diese Problematik wurde vom Gesetzgeber des Strafvoll­
zugsgesetzes grundsätzlich erkannt. Sie ist das Motiv für die 
Entscheidung, die Mitwirkungsbereitschaft an therapeuti­
schen Maßnahmen dem Gefangenen nicht als Pflicht aufzu­
erlegen, sondern lediglich als "Wunsch" festzuschreiben26l. 
Daher verpflichtet der Gesetzgeber die Anstalt gemäß § 4 
Abs. 1 S. 2 StVollzG dazu, die Mitwirkungsbereitschaft zu 
wecken und ihm entsprechende Angebote zu unterbreiten. 
Die geschilderten Bedingungen der erzwungenen Beichte 
sind der demnach gebotenen Motivationsarbeit nicht förder­
lich. Sie verstellen dem Gefangenen den Blick für die real ge­
gebenen Defizite und verhindern die Einsicht in die gegebe­
nen psychosozialen Problemlagen. 

ZfStrVo 3/04 14 1 

/11. Notwendige Veränderungen 
Die oben angeführten negativen Folgen der Budgetierung 

sollen keinesfalls in ein Plädoyer münden, die alte Organisa­
tionsstruktur des Strafvollzuges wieder herzustellen und den 
modernen Entwicklungen der Steuerung und Verwaltung 
Einhalt zu gebieten. Denn die neuen Organisationsformen 
sind insgesamt durchaus geeignet, die Verantwortung des 
Vollzugspersonals zu stärken, ihre Kreativität zu fördern und 
unnötige Bürokratisierung abzubauen27l. Zu warnen ist aber 
vor den hier hervorgehobenen unbedachten Nebenfolgen 
der "neuen Verwaltungssteuerung" , die faktisch zu einem in­
haltlichen Bruch der Konzeption des Strafvollzugsgesetzes 
führen und letztlich allenfalls eine Scheinoptimierung der 
Ressourcen des Strafvollzuges bewirken28l. Die "neue Ver­
waltungssteuerung" darf also nicht in eine Veränderung des 
Resozialisierungsauftrags umschlagen, bei der zwischen 
den therapieunwilligen "Feinden" der Gesellschaft einerseits 
und den "guten" Gefangenen andererseits unterschieden 
wird29l. Will man das mit der "neuen Verwaltungssteuerung" 
intendierte Ziel der Effizienzsteigerung ernst nehmen, müs­
sen die Bemühungen vielmehr auf die ursprüngliche, ge­
setzlich vorgeschriebene Leistung der Behandlung aller 
Gefangenen bezogen bleiben. 

Um den kontraproduktiven Folgen der Budgetierung be­
reits auf der vollzuglichen Ebene entgegenzuwirken gilt es 
daher Ansatzpunkte zu entwickeln, die geeignet sind, den 
geschilderten Kreislauf der erzwungenen oder verweigerten 
Gefolgschaft zu unterbrechen. Insofern ist etwa an eine Stär­
kung der Rechte der Verteidigung zu denken. In der Sache 
geht es folglich darum, die SubjektsteIlung des Gefangenen 
bei den EntSCheidungen über die Vollzugsplanung auszu­
bauen und der Definitionsmacht der Anstalt so ein Gegenge­
wicht in Gestalt des Verteidigers entgegen zu setzen. 

1. Die Teilnahme des Verteidigers an den Vollzugspian­
konferenzen 

Um das Ob und Wie der Therapie im Vollzug beeinflussen 
zu können, wäre insoweit etwa die Anerkennung eines An­
wesenheitsrechts des Verteidigers in den VollzugspIankon­
ferenzen zu erwägen. Nach § 159 StVollzG wird die Voll­
zugsplankonferenz durch den Anstaltsleiter mit den "an der 
Behandlung maßgeblich Beteiligten" durchgeführt. Der Wort­
laut der Vorschrift, durch den der Kreis der Teilnehmer an 
Vollzugsplankonferenzen nur abstrakt umschrieben wird30), 
steht demnach einer Anwesenheit des Verteidigers zumin­
dest nicht entgegen31 ). Für die Möglichkeit der Teilnahme des 
Gefangenen selbst spricht zudem § 6 Abs. 3 StVollzG, nach 
dem die Planung der Behandlung mit dem Gefangenen zu 
erörtern ist. Zwar kann auch aus dem Wortlaut dieser Be­
stimmung kein unmittelbarer Anspruch auf Teilnahme an den 
maßgeblichen Konferenzen abgeleitet werden32). Da die in § 
6 Abs. 3 StVollzG normierte Erörterungspflicht aber eine 
Konkretisierung der in § 4 Abs. 1 StVollzG enthaltenen Moti­
vierungspflicht darstell(33), ist es sinnvoll, den Gefangenen 
auch an der Entscheidungsfindung im Hinblick auf bestimm­
te Behandlungsmaßnahmen teilhaben zu lassen und ihn 
nicht nur mit dem Ergebnis der Konferenz zu konfrontieren. 
Dies schließt die Möglichkeit der anwaltlichen Vertretung ein. 

Diese Interpretation des § 159 StVollzG im Lichte des § 6 
Abs. 3 und § 4 Abs. 1 StVollzG wird durch die Materialien 
zum Strafvollzugsgesetz bestätig(34 ). In der amtlichen Be­
gründung des Gesetzentwurfs wird hervorgehoben, dass die 
in § 6 Abs. 3 StVollzG normierte Erörterungspflicht abwei­
chend von dem Vorschlag der Strafvollzugskommission (und 
der Formulierung des § 4 Abs. 1 AE-StVollzG)35) nur deshalb 
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nicht als Recht auf eine Beteiligung an der Planung der Be­
handlung ausgestaltet wurde, "weil nicht immer ein Einver­
ständnis (des Gefangenen [H. S.]) erwartet werden kann"36). 
Das Recht auf Beteiligung wurde folglich fallen gelassen, um 
die Maßnahmen der Vollzugsplanung nicht an die ausdrück­
liche Zustimmung des Gefangenen zu binden. Das nach der 
hier befürworteten Ansicht eine Teilnahme an den Planungs­
konferenzen einschließende Recht des Gefangenen, an der 
Vollzugsplanung mitzuwirken, sollte durch diese Abweichung 
vom Vorschlag der Strafvollzugskommission jedoch nicht be­
rührt werden. Dieser Gesichtspunkt wird in den Sitzungsbe­
richten des Sonderausschusses Strafrecht ausdrücklich her­
vorgehoben: 

"Die Bundesregierung sei bei ihrer Formulierung des § 4 
davon ausgegangen, dass nicht immer eine Zustimmung 
erwartet werden könne. Nicht bei allen Entscheidungen über 
den Vollzugsplan könne der Gefangene verantwortlich betei­
ligt werden. Insofern eigne sich das Wort "beteiligt" nicht da­
für, den Sachverhalt ... zu regeln. Man müsse aber sicher­
stellen, dass der Gefangene Gelegenheit erhalte, eigene 
Wünsche und Ansichten zu äußern, damit sie bei der Pla­
nung der Behandlung berücksichtigt werden könnten .... "37) 

Entsprechend dem hier dargelegten Standpunkt vertritt 
das OLG Stuttgart38) die Auffassung, die Hinzuziehung eines 
Rechtsanwalts zur Vollzugsplankonferenz sei zumindest 
dann geboten, wenn der Gefangene selbst nicht ausreichend 
in der Lage sei, im Rahmen der Vollzugsplanung seine Be­
lange darzulegen. Vor dem Hintergrund der hier skizzierten 
Problemlage tendiert diese Entscheidung zwar in die richtige 
Richtung; die Beschränkung der Anwesenheit auf den ge­
nannten Ausnahmefall greift hingegen zu kurz. Denn die 
oben geschilderte PrOblematik der "erzwungenen Beichte" 
betrifft alle Gefangenen und nicht nur diejenigen, die zu einer 
eigenen Interessenvertretung nicht im Stande sind. 

2. Akteneinsichtsrecht des Strafverteidigers 

Wie oben bereits dargelegt wurde, ist die gegenwärtige 
gesetzliche Regelung des dem Recht auf Akteneinsicht vor­
geschalteten Aktenauskunftsanspruchs nicht ausreichend, 
um den Bedürfnissen einer interessengerechten Verteidi­
gung Rechnung zu tragen. Schon vor der Neuregelung des 
§ 185 StVollzG durch das 4. StVollzGÄndG vom 26.08.1998 
ist in der Literatur die Forderung nach einem umfassenden 
Einsichtsrecht in die Gefangenenpersonalakte geäußert wor­
den39), das schon aus Gründen der Fairness und der "Waf­
fengleichheit" zwischen der Verwaltung und dem Gefange­
nen geboten sei40). 

Die derzeitige Regelung des vorgeschalteten Auskunfts­
anspruchs ist nicht geeignet, die Stellung der Verteidigung 
durch die Kenntnis der Gefangenenpersonalakte maßgeb­
lich zu verbessern. Zwar unterliegt die für das Aktenein­
sichtsrecht entscheidungserhebliche Frage, ob die bloße 
Auskunftserteilung zur Wahrnehmung der Interessen des 
Gefangenen ausreicht,.der vollen gerichtlichen Überprüfbar­
keit41 ). In der Praxis scheitert die Akteneinsicht jedoch regel­
mäßig an dieser Hürde42). Denn ohne genaue Kenntnis des 
Akteninhalts wird es der Verteidigung schwer möglich sein, 
ihrer Darlegungslast nachzukommen. Will der Verteidiger et­
wa eine Stellungnahme der JVA zur bedingten Entlassung 
nach § 57 StGB bewerten und kommentieren und werden 
ihm zu diesem Zweck auf seinen Antrag hin nur die Fort­
schreibungen des Vollzugsplanes überlassen, bleiben ihm 
unter Umständen gerade diejenigen Teile der Gefangenen­
personalakte vorenthalten, die die Stellungnahme der JVA 
maßgeblich beeinflusst haben. Häufig enthält die Gefangen­
personalakte nämlich eine Fülle zum Teil auch handschriftli-

cher Informationen und Notizen des Vollzugspersonals, die 
weit aussagekräftiger als die offiziell überlassenen Aktenteile 
sind, weil ihnen die "apokryphen" Gründe einer Entschei­
dung der JVA entnommen werden könnten. 

Da der Verteidiger von diesen Unterlagen aber keine 
Kenntnis hat, wird er auch nicht in der Lage sein, sein über 
das Auskunftsrecht hinausgehendes Einsichtsrecht zu sub­
stantiieren. Dies schürt nicht nur das Misstrauen gegenüber 
dem VOllzugspersonaI43), sondern führt im Ergebnis auch da­
zu, dass wesentliche Vermerke der JVA niemals den Gerich­
ten zugänglich gemacht werden. Denn auch die Gerichte er­
halten in den Verfahren nach § 109 StVollzG nur diejenigen 
Informationen, die ihr von der Anstalt oder der Verteidigung 
überlassen werden und nicht das vollständige Exemplar der 
Gefangenenpersonalakte44). 

In Anbetracht des eindeutigen Regelungsgehalts des § 85 
StVollzG, der das vorgeschaltete Aktenauskunftsrecht expli­
zit vorschreibt, kann den Belangen der Verteidigung nur 
durch eine Interessenabwägung Rechnung getragen wer­
den. An die Substantiierung des Akteneinsichtsrechts dürften 
jedenfalls dann keine wesentlichen Anforderungen zu stellen 
sein, wenn dem keine relevanten Geheimhaltungsinteressen 
der Anstalt gegenüberstehen. Diese Abwägung wird zumin­
dest im Regelfall zugunsten des Rechtsschutzinteresses des 
Gefangenen bzw. des Verteidigers ausgehen. Denn die Ge­
fangenenpersonalakten werden selten sicherheitsrelevante 
Informationen wie Erläuterungen des Sicherheitssystems der 
Anstalt, Hinweise auf V-Leute oder Ausbruchspläne beinhal­
ten45), so dass die Anstalt diesbezüglich nicht sChutzbedürftig 
ist. 

IV. Fazit 
Von dem hier vertretenen Standpunkt aus ist es dringend 

geboten, die Rechtsposition des Verteidigers im Vollzug zu 
stärken und seine Möglichkeiten der Einflussnahme auf das 
Vollzugsgeschehen auszubauen. Die aufgezeigten Problem­
punkte der Anwesenheits- und Akteneinsichtsrechte sind nur 
Beispiele für besonders praxisrelevante Arbeitsfelder des 
Verteidigers. Da das Strafvollzugsgesetz aber schon diesbe­
züglich eine klare und eindeutige Regelung vermissen lässt 
und die Rechtsprechung überwiegend die Abschottungsstra­
tegien der Anstalt46) billigt, ist hinsichtlich der Realisierung 
der hier befürworteten Konzepte allenfalls verhaltener Opti­
mismus angezeigt. Es ist nicht zu erwarten, dass die Voll­
zugspraxis oder die Rechtsprechung sich bemühen werden, 
die vollzuglichen Entscheidungen transparenter zu gestalten 
und dem Grundsatz der "Waffengleichheit" der Parteien Gel­
tung zu verleihen. 

Dabei wird aber übersehen, dass diese formale Abschot­
tungsstrategie verhängnisvolle gesellschaftliche Folgen ha­
ben kann, die letztlich auch den Ertrag des kosten- und nut­
zenorientierten Strafvollzuges schmälern. 
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Zum Strafvollzug in der Schweiz 
Fabien Morand 

Einleitung 
Erwünschtes Ziel dieser Arbeit1) ist, einen kurzen Über­

blick über den Strafvollzug2) in der Schweiz zu vermitteln. Um 
es zu erreichen, wird erstens das allgemeine System vorge­
stellt und dessen wesentliche Merkmale, vor allem der stark 
ausgeprägte Föderalismus und seine Folgen. Danach wer­
den besondere Schwerpunkte behandelt, die aus einer deut­
schen Sicht als interessant gelten könnten, unter anderem 
die Modellversuche und die Halbgefangenschaft. 

Gewisse Abgrenzungen haben gemacht werden müssen, 
um den Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht zu sprengen. 
Was also den Frauen- und den Jugendvollzug betrifft, wird 
nur von seinen wesentlichsten Unterschieden gegenüber der 
Vollstreckung an männlichen Erwachsenen gesprochen. 
Eine solche Behandlung betrifft auch die Untersuchungshaft, 
die Auslieferungshaft und die fürsorgerische Freiheitsentzie­
hung gern. Art. 397 lit. a-f des schweizerischen Zivilgesetz­
buches (ZGB), weil alle diese Freiheitsentziehungen nicht in 
einem in Rechtskraft erwachsenden Urteil verhängt werden. 

1. Heutiger Strafvollzug in der Schweiz 

1. 1 Historische Entwicklung 

Der Bundesstaat als solcher, also mit dem föderalisti­
schen Aufbau und seiner Souveränitätsaufteilung3), ist erst 
1848 entstanden. Seit 1291 bis heute sind die Kantone (ver­
gleichbar mit den deutschen Bundesländern) immer, mit der 
Ausnahme einer kurzen Napoleonischen Besetzung, abso­
lut souverän gewesen. Auf diese Souveränität haben sie erst 
im XIX. Jahrhundert nur gegen eine Mitwirkung im Bundes­
gesetzgebungsverfahren verzichtet4). Seit dieser Umwand­
lung vom "Staatenbund" zum "Bundesstaat" hat die Eidge­
nossenschaft (dieses Wort wird aus "Nostalgie" immer noch, 
sogar amtlich, genutzt) ständig weitere Zuständigkeiten ge­
genüber den Kantonen übernommen. 

Im Bereich Strafrecht ist einerseits das materielle Straf­
rechtS) erst seit 1898 Sache des Bundes, der noch 44 Jahre 
warten mußte, bis er über ein in Kraft getretenes StGB ver­
fügen konnte6). Zahlreiche Entwürfe, Schulenstreite, andere 
legislative Prioritäten und Weltereignisse sind dieser lang­
wierigen Geburt nicht fremd. Andererseits fällt das formelle 
Strafrecht erst seit dem 1. April 2003 in die Bundeskompe­
tenz. Deshalb liegt ein gesamtschweizer Strafprozessord­
nungsentwurf in den oberen legislativen Schubladen?). Dies 
führt dazu, dass wir noch für einige Jahre mit 29 verschiede­
nen Strafprozessordnungen (eine pro Kanton8), eine für den 
Bund9), eine für das Verwaltungsstrafrecht1O) und noch eine 
letzte für die militärische Gerichtsbarkeit11 )) unsere Strafge­
setze durchsetzen müssen. Im Bezug auf die Strafvollstre­
ckung besitzt der Bund lediglich eine Rahmenkompetenz12), 
auf die in dem nächsten Abschnitt näher einzugehen ist. 

1.2 Organisation und Zuständigkeiten 

Die Oberaufsicht über die Einhaltung des Bundesrechts 
durch die Kantone ist eine ausschließliche Kompetenz des 
Bundes13). Im Strafvollzug selbst legt die BV (Bundesverfas­
sung) eine konkurrierende Zuständigkeit fest14). Mit dem 
Erlass des StGB und den damit verbundenen Verordnungen 
(VO)1S) hat der Bund u.a. die Ziele, Aufgaben und Arten des 
Vollzuges bestimmt. Doch verfügen die Kantone über einen 

breiten Ermessensspielraum und können für sich die geeig­
netsten Maßnahmen treffen. Kehrseiten davon sind unter 
anderem, dass Strafvollstreckungsnormen sich in den ver­
schiedensten kantonalen Erlassen zuungunsten der Rechts­
sicherheit befinden, und dass innerhalb von 30 Kilometern 
fünf verschied~ne nicht mit den genau gleichen Befugnissen 
ausgerüstete Amter wegen der kantonalen Souveränität zu­
ständig sein können. Gleiches kann also ungleich behandelt 
werden: zehn Monate können in Form einer Halbge­
fangenschaft in Bern (BE) oder in der klassischen Form im 
Nachbarkanton Freiburg (FR) verbüßt werden. Darum ist ei­
ne gewisse Zusammenarbeit für die gemeinsame Entwick­
lung unentbehrlich. 

1.3 Zusammenarbeit 

1.3.1 Bund - Ausland 

Seit dem Inkrafttreten des StGB hat die Schweiz eine be­
trächtliche Anzahl von völkerrechtlichen Abkommen unter­
schrieben, obwohl sie erst seit drei Jahren UNO-Mitglied ist. 
Nennen wir als Ecksteine die EMRK und das IPbpR16). Hier 
ist anzumerken, dass solche Abkommen wie innerstaatliches 
Recht anzuwenden sind. Konkret, vor einem Gericht kann 
neben einem von der BV geWährleisteten Grundrecht auch 
ein Menschenrecht aus der EMRK geltend gemacht werden. 
Da die Schweiz auch Mitglied des Europarates ist, wendet 
sie seine Empfehlungen an, wirkt an deren Entwicklungen 
usw. mit. Unsere Gefängnisse werden auch von internationa­
len Ausschüssen "besucht"1?). Die internationale Kooperation 
lässt uns Fortschritte machen, indem zahlreiche neue Ideen 
ausgetauscht, verglichen werden, etwa das "Electronic 
Monitoring" . So kann jeder aus der Erfahrung von jedem das 
Beste für sich herausziehen. 

An dieser Stelle soll auch das Auslieferungsrecht kurz an­
gesprochen werden. Im Bereich der internationalen Angele­
genheiten ist der Bund zuständig18), wobei er verschiedene 
Abkommen unterschrieben hat, beispielweise das Europä­
ische Auslieferungsabkommen von 195719). Somit läuft der 
ganze Rechtsverkehr zwischen dem Ausland und den 
Kantonen (die über die tatsächlichen Mittel, das sind Polizei­
kräfte, Gefängnisse usw. verfügen) durch das Bundesamt für 
Polizeiwesen, also rein administrativ. 

Im Bereic;h des Vollzugs kann die Schweiz auf Verlangen 
eines ausländischen Staates rechtskräftige und vollstreck­
bare Urteile vollziehen: umgekehrt ist es auch möglich, so­
lange es nicht gegen ein völkerrechtliches Abkommen ver­
stößt. Das Bundesamt für Statistik zeigt uns, dass viele 
Verurteilte ohne festen Wohnsitz ihre Strafe lieber in der 
Schweiz verbüßen wollen. Aus Integrations-, Übervölke­
rungs- und Kostengründen wird so oft wie möglich versucht, 
den Vollzug im Heimatland vollziehen zu lassen, was aber 
durch die oben erwähnten Übereinkommen oft erschwert 
wird, da diese selten Schutz vor internen langwierigen und 
komplexen Verfahren bieten. Dadurch passiert oftmals, dass 
der Verurteilte bereits verbüßt hat oder bedingt entlassen 
wurde20). 

1.3.2 Bund - Kantone 

Wie bereits im Punkt 1.2 erklärt, besitzt der Bund eine Art 
Förderungskompetenz. Dies wird deutlicher gemacht, indem 
wir anmerken, worum es bei der eidgenössischen Vollstre­
ckungsgesetzgebung geht. Das wird aber rasch beendet 
sein, da wir lediglich ein einziges Gesetz finden, nämlich das 
über die Leistung des Bundes für den Straf- und Maßnah­
menvollzug21 ). Dort erfahren wir, dass Beiträge nur dem Bau 
(Art. 2) und dem Betrieb (Art. 5) von Anstalten oder auch 
Modellversuchen (Art. 8 ff.) gewidmet werden können. Die 



Förderung ist umso besser, weil der Bund bis zu 80% der 
Kosten auf höchstens fünf Jahre übernehmen kann22). 
Später werden wir einzig auf die Modellversuche zurück­
kommen, da sie einen wesentlichen Impuls für die Vollzugs­
entwicklung geben. 

1.3.3 Kantone untereinander 

Um alle möglichen Sanktionen vollziehen zu können, 
müssten die Kantone je nach Differenzierungsgrad über bis 
zu 14 Anstalten23) verfügen. Der Kanton Zürich (ZH) zählt 
1.228.600 Einwohner und der nur ein paar Kilometer Rich­
tung Osten entfernte Kanton Appenzell-Innerrhoden (AI) 
15.000. Soll es deutlicher gemacht werden, dass jeder Kan­
ton für sich selbst es nicht schaffen würde? Falls diese Frage 
bejaht wird, nehmen wir in Betracht, dass in der Eidgenos­
senschaft 0,07% der Bevölkerung hinter Gittern sitzt, dass al­
so für Appenzell-Innerrhoden kaum - statistisch gesehen - elf 
Personen verhaftet sind. Die Regierungen sowie ihre Finanz­
minister brauchten daher keine weiteren Zahlen, um tätig zu 
werden. Darum sehen die Art. 382 Abs. 2 und Art. 383 Abs. 2 
StGB solche Vereinbarungen über den Aufbau von Anstalten 
sowie deren Betrieb vor. 

Konkret sind dann drei Konkordate entstanden: ein erstes 
zwischen den Kantonen der Nordost- und Ostschweiz, ein 
zweites unter den Kantonen der Nordwest- und Innerschweiz 
und das letzte unter den Westschweizern und dem Tessin 
(TI)24). Grob gesagt sind diese Vereinbarungen so gedacht, 
dass die Kantone alle Anstalten in Betracht genommen ha­
ben, die noch nicht veraltet waren. Sie haben die verschie­
denen Abteilungen nicht auf Kantonsebene, sondern auf 
Konkordatsebene zugeteilt. Beispielsweise gibt es im Kanton 
FR keine Frauenanstalt, da innerhalb des Konkordats nur 
Waadt (VD) und Genf (GE) über solche Anstalten verfügen. 
Hingegen sind Anstalten für Ersttäter nur im Kanton Freiburg 
(FR) und Wallis (VS) zu finden. Diese Konkordate sind 1959, 
1975 und 1984 entstanden und waren zur Zeit total zufrieden 
stellend. Jetzt aber wird eine Zusammenarbeit unter den 
Konkordaten selbst gefördert25). 

Einige Worte über den Frauenvollzug: Art. 46 Ziff. 1 StGB 
bestimmt, dass "in allen Anstalten Männer und Frauen ge­
trennt werden". Meistens handelt es sich um zwei total unab­
hängige, an verschiedenen Orten gelegene Anstalten26). Da­
raus ergibt sich, dass solche Gebäude eher selten sind, da 
die Anzahl der weiblichen Gefangenen gering isf27). Und die­
se Unverhältnismäßigkeit ist so prägnant, dass der Bundes­
rat gewisse Ausnahmen zulässF8). 

1.4 Sanktionsarten 

1.4.1 Überblick 

Damit das ganze System leichter verständlich wird, folgt 
hier ein vereinfachtes Schema mit den relevantesten straf­
rechtlichen Sanktionen: 

Hauptstrafen29) 

Freiheitsbeschränkende 
Maßnahmen30) 

Zuchthaus 
Gefängnis 
Haft 
Buße 

Gewohnheitsverbrecher 
Geistig Abnorme 
Trunk- und Rauschgiftsüchtige 
Einweisung in eine Arbeitser­
ziehungsanstalt 

Der erste Eindruck ist, dass die Grundzüge ziemlich 
"Deutsch" aussehen. Der Grund dafür liegt darin, daß Carl 
Stooss, also der "Vater" unseres StGB, von Franz von Liszt 
sehr beeinflusst war. Damit hat er das dualistisch-vikariieren-
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de Sanktionssystem eingeführt. Hinter diesem Ausdruck ver­
steckt sich die Pflicht des Richters, sowohl eine Strafe als 
auch eine Maßnahme anzuordnen, falls ein Täter schuldhaft 
delinquiert hat und die besonderen Voraussetzungen für ei­
ne sichernde Maßnahme gegeben sind31). Allgemein be­
schreibt Trechsel32) unser System als eine pragmatische 
Mischung aus Schuldstrafrecht (gerechte Zumessung der 
Strafe nach dem Verschulden) und präventivem Strafrecht 
(Spezial prävention), wobei Art. 63 StGB zentral ist, da der 
Richter die Strafe nach dem Verschulden des Täters zu­
misst; er berücksichtigt die Beweggründe, das Vorleben und 
die persönlichen Verhältnisse des Schuldigen. 

1.4.2 Hauptstrafen 

1.4.2.1 Zuchthaus 

"Zuchthaus". Wie alt, wie uralt, wie überholt klingt dieses 
Wort, dieser Begriff überhaupt? Es ist ungefähr ein Jahrhun­
dert alt, hat also das Alter unseres StGB. Seitdem hat sich 
das Wort überhaupt nicht geändert, aber sein Inhalt schon. 
Die zweite Teilrevision (1971) hat alle Unterschiede der 
Freiheitsstrafen abgesehen von deren Dauer gelöscht. Die 
Einheitsstrafe ist damals nur knapp in der Expertenkommis­
sion gescheitert. Aufgehoben wurden die zwingende Ein­
schränkung der zum Zuchthaus Verurteilten in den bürgerli­
chen Ehren, der Ausschluss der Zuchtstrafe vom bedingten 
Vollzug, die besondere Kleidung und die stärkere Beschrän­
kung des Verkehrs mit der Außenwelt. Legalisiert wurde, was 
die Kantonspraxis seit langem machte, nämlich der Vollzug 
von Gefängnis- und Zuchthausstrafen in der gleichen An­
stalt. 

Laut Art. 35 StGB dauert diese für Verbrechen33) ange­
drohte Strafe mindestens ein Jahr und maximal 20 Jahre. 
Gem. Art. 38 Ziff. 1 Abs. 1 StGB darf der Verurteilte nach der 
Verbüßung von zwei Dritteln seiner Strafe bedingt entlassen 
werden. Ein echtes Recht darauf wurde ihm im Laufe der 
Zeit von der Rechtsprechung gewährleistet und es darf nur 
aus relevanten Gründen verweigert werden34). Eine Ausnah­
me von der Höchstdauer besteht aber für die Fälle, wo die le­
benslange Freiheitsstrafe besonders bestimmt ist und fakul­
tativ zu verhängen ist, also im Falle eines Mordes (Art. 112 
StGB), einer erschwerten Geiselnahme (Art. 185 Abs. 3 
StGB) oder eines erschwerten Angriffs auf die Unabhängig­
keit der Eidgenossenschaft (Art. 266 Ziff 2, Abs. 2 StGB). Der 
Verurteilte verlässt allerdings selten seine Zelle im Sarg, da 
Art. 38 Ziff. 1 Abs. 2 eine bedingte Entlassung nach 15 Jah­
ren ermöglicht. In der Regel dauert eben die lebenslange 
Freiheitsstrafe selten über 15 Jahre35J . 

1.4.2.2 Gefängnis 

Art. 36 StGB sieht diese Strafe für ein Vergehen (Art. 9 
Abs. 2 StGB) vor, wobei sie mindestens drei Tage beträgt 
und sich über höchstens drei Jahre - ausnahmsweise fünf -
erstrecken kann. Unter allen Freiheitsstrafen ist die 
Gefängnisstrafe die meist verhängte (circa 90% und davon 
immerhin 25% unbedingt). Was die Dauer betrifft, lässt sich 
klar erkennen, dass ungefähr 90% der bedingten und unbe­
dingten Strafen für einen Zeitraum bis sechs Monate ver­
hängt sind (über 95% Straßenverkehrsdelikte). Dies lässt 
sich teilweise durch die Häufigkeit der kleineren Delikte, teil­
weise auch durch das "Denkzettel"-Phänomen erklären36J . 
Der Vollzug der Strafen unter drei Monaten wird durch Art. 
37bis Ziff. 1 StGB erleichtert, indem sie nach den Bestim­
mungen über die Haft zu vollziehen sind. 
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1.4.2.3 Haft 

Die letzte und leichteste für eine Übertretung angedrohte 
Freiheitsstrafe wird in Art. 39 StGB bestimmt. Die Dauer be­
wegt sich zwischen einem Tag und drei Monaten. Der zwei­
te Absatz verlangt auch, dass der Vollzug in anderen Räu­
men als die Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe stattfindet. 
Allerdings begrenzt sich ihre praktische Bedeutung auf etwa 
5% der registrierten Verurteilungen, ist also sehr gering. 
Außer der Dauer liegt die erheblichste Unterscheidung zwi­
schen der Zuchthaus- und Gefängnisstrafe und der Haft in 
ihren Zwecken: Zuchthaus und Gefängnis sollen gem. Art. 37 
Ziff. 1 Abs. 1 erziehend wirken, auf den Wiedereintritt in das 
bürgerliche Leben vorbereiten und das Unrecht, das dem 
Geschädigten zugefügt wurde, wieder gutmachen. Hingegen 
bestimmt das StGB für die Haftstrafe kein besonderes Ziel. 
Das Bundesgericht hat sie bloß als eine Warnstrafe ohne be­
sondere erzieherische Wirkung beschrieben37). 

1.4.2.4 Bedingter Strafvollzug 

In der Eidgenossenschaft ist dieses spezial präventive In­
stitut sogar vor der Vereinheitlichung des Strafrechts be­
kannt38). Die Bedingungen für seine Zulässigkeit sind im 
Art. 41 StGB aufgezählt: 

die Strafe beträgt nicht mehr als 18 Monate; 

der Verurteilte darf keine Zuchthaus- oder Gefängnis­
strafe von mehr als drei Monaten innerhalb der letzten 
fünf Jahre vor der Tat wegen eines vorsätzlich begange­
nen Verbrechens oder Vergehens verbüßt haben; 

das Vorleben und der Charakter des Verurteilten sollen 
dem Richter ermöglichen, eine gute Prognose zu formu­
lieren; 

eventuelle Schadensersatzansprüche müssen beglichen 
worden sein39). 

Der Verurteilte kann auch zur Schutzaufsicht (Art. 47 
StGB) verurteilt werden; damit können alle möglichen Pflich­
ten verbunden werden, z.B. das Wiedergutmachen des 
Schadens, das Verbot von gewissen Aktivitäten, die ihn rück­
fällig machen könnten. Die Probezeit dauert zwischen zwei 
und fünf Jahren. Wenn er während dieser Zeit scheitert40), 

wird die Strafe vollzogen oder, wenn es sich um kleinere 
Fälle handelt, wird die Probezeit um die Hälfte verlängert 
(Art. 41 Ziff. 3 Abs. 1 f. StGB). 

Dieser Artikel kann den Eindruck erwecken, dass der 
Richter frei entscheiden kann, ob er den bedingten Vollzug 
geben will oder nicht. Die Praxis hat sich aber so entwickelt, 
dass der Richter ihn faktisch nicht verweigern kann, es sei 
denn, der Verurteilte hat ein strafrechtliches Vorleben. Als 
Antwort darauf haben die Richter angefangen, Strafen über 
18 Monate zu verhängen. Doch verlangt jetzt das Bundes­
gericht (BGer), dass der Richter die Konsequenzen von ei­
ner unbedingten Strafe untersucht und dass er sich auf wich­
tige Gr.ünde beruft, um den bedingten Strafvollzug zu 
verweigern. Dies bedeutet konkret, dass es unter 24 Mona­
ten kaum unbedingte Strafen gibt41 ). 

1.4.3 Maßnahmen 

1.4.3.1 Allgemeines 

Aus Platzgründen müssen wir uns auf eine knappe Dar­
stellung beschränken42 ). Ziele sind selbstverständlich die 
Besserung und die damit verbundene Verbrechensverhü­
tung. Zur Anordnung der geeigneten Maßnahme hat die 
Rechtsprechung gemäß Stratenwerth43) folgende Kriterien 
erarbeitet: 

das öffentliche Interesse an der Verhütung soll größer als 
der mit dem Urteil verbundene Eingriff in die Freiheit des 
Verurteilten sein; 

es darf keine Überschreitung des Rahmens der schuld­
angemessenen Strafe durch die Freiheitsbeschränkung 
vorliegen und diese soll zugleich im wohlverstandenen 
Interesse des Betroffenen liegen; 

die Maßnahme dient zur Aufhebung der deliktischen Ver­
haltenszwänge oder der Fürsorge für den Verurteilten 
und 

die generalpräventiven Interessen dürfen zur Rechtferti­
gung einer freiheitsbeschränkenden strafrechtlichen 
Maßnahme nicht herangezogen werden. 

In allen Fällen muss das Prinzip der Verhältnismäßig­
keit44) eingehalten werden. Falls Freiheitsstrafe und Verwah­
rung oder mehrere Verwahrungen kollidieren, so gehen die 
Strafen in der Verwahrung auf, d.h. die Summe der Freiheits­
strafen bzw. die längste Verwahrung bestimmen den frühe­
sten Zeitpunkt für die Entlassung45). 

1.4.3.2 Verwahrung von Gewohnheitsverbrechern 

Hat der Täter schon zahlreiche Verbrechen oder Verge­
hen vorsätzlich verübt und wurde ihm deswegen durch 
Zuchthaus- oder Gefängnisstrafen oder eine Arbeitserzie­
hungsmaßnahme die Freiheit während insgesamt minde­
stens zwei Jahren entzogen, oder war er an Stelle des 
Vollzugs von Freiheitsstrafen bereits als Gewohnheitsverbre­
cher verwahrt, und begeht er innert fünf Jahren seit der end­
gültigen Entlassung ein neues vorsätzliches Verbrechen 
oder Vergehen, das seinen Hang zu Verbrechen oder Verge­
hen bekundet, so kann der Richter an Stelle des Vollzuges 
einer Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe Verwahrung anord­
nen. In diesem Auszug des Art. 42 StGB werden die Grund­
züge klar dargestellt. Problematisch sind aber zwei Punkte. 
Erstens, was ist unter "zahlreich" einzuordnen? Sollte ein 
junger Drogenabhängiger, der bei seinem Eigenbedarfshan­
del erwischt wird, als Gewohnheitsverbrecher gelten? Die 
Fünf jahresfrist ist dabei keine echte Einschränkung, da sie 
sich nach der totalen Beendigung des Vollzuges versteht, in­
klusiv der Probezeit46). Zweites Problem ist die Grenze zur 
unerwähnten Unverbesserlichkeit. Die Konsequenzen des 
Überschreitens dieser Grenze müssen stets im Blick bleiben: 
der Vollzug einer solchen Maßnahme unterscheidet sich aus 
System- und Kostengründen von einer gewöhnlichen Strafe 
nicht47), obwohl die Bedürfnisse des Insassen ganz ver­
schieden sind. Gewisse Regelungen weichen vom System 
ohne ersichtliche Begründung ab48). Insgesamt erweist sich 
diese Bestimmung, obschon danach pro Jahr nur etwa vier 
solche Urteile gefällt werden49), in ihrer Fassung als verbes­
serungsbedürftig und in ihrer VOllstreCkung als unbefriedi­
gend50). Daher ist es kaum eine Überraschung, dass darüber 
während der Revision des Allgemeinen Teils heftige Diskus­
sionen stattfanden. 

1.4.3.3 Geistig Abnorme 

Die Konsequenz des Art. 10 f. StGB über die Zurech­
nungsfähigkeit findet sich im Art. 43 StGB. Die richterliche 
Entscheidung muss auf einem ärztlichen Gutachten beru­
hen51 ), darf aber nicht dem Arzt überlassen werden52 ). Wie 
für die oben behandelte Verwahrung hat der Gesetzgeber 
keine Höchstdauer bestimmt, was die Schwere des Eingriffs 
nochmals verdeutlicht. Dem Richter stehen drei Möglichkei­
ten zur Verfügung, je nach Gefährlichkeitsgrad: 

bei niedrigstem eine ambulante Behandlung dort, wo der 
Täter ansonsten seine Strafe verbüßt; 



bei mittlerem eine Unterbringung in einer Heil- oder Pfle­
geanstalt, womit in erster Linie ein psychiatrisches Kran­
kenhaus53) gemeint ist; 

bei höchstem und/oder keiner Verbesserungsaussicht 
wird der Täter in Verwahrung gebracht, die vom Vollzug 
her ähnlich wie Art. 42 StGB ist. 

Der Umgang mit der dritten Kategorie sowie die Verwah­
rung sind nicht optimal. Diese angesichts ihrer Trivialität eher 
befremdliche Formel bedeutet nichts anderes, so Straten­
werth54), als dass die Auswahl der Anstalt dem Ermessen der 
Vollzugsbehörde überlassen bleibt (BGE 109 IV 78). (Die 
vom Art. 42 StGB gewählte Lösung ist) der praktisch allein 
gangbare, obschon wenig rühmliche Ausweg. Auf diesem 
Feld werden ständig Versuchsmodelle betrieben, die eigene 
oder übernommene Modelle ausprobieren. 

1.4.3.4 Trunk- und Rauschgiftsüchtige 

Die Maßnahmen des Art. 44 StGB sind weitgehend die 
gleichen wie für geistig Behinderte - mit gewissen Anpas­
sungen. Trotz der Krankheit betrachtet der Gesetzgeber den 
Verurteilten als mitverantwortlich, was die Unterschiede zu 
den geistig Behinderten im Bereich der VOllstreckung der 
aufgeschobenen Strafen erklärt. Wie für letztere müssen Er­
folgsaussichten gegeben sein. Werden diese ausgeschlos­
sen, dann können gefährliche, unheilbare Süchtige in analo­
ger Anwendung von Ziff. 3 Abs. 2 auch gem. Art. 43 Ziff. 1 
Abs. 2 in eine geeignete (nicht Heil-)Anstalt zur Verwahrung 
eingewiesen werden55). Als Beispiel einer typischen Heilan­
stalt gibt es im Kanton FR die Stiftung "Le Templin"56). 

Exkurs: Privatisierung 

Heute ist in jeder Verwaltung unter dem Druck des Fi­
nanzministers die Rede von Privatisierung. Die Schweiz bil­
det hier keine Ausnahme. In dem ganzen StGB gibt es darü­
ber nur eine Norm, nämlich den Art. 384, der wie folgt lautet: 
Die Kantone können mit Privatanstalten, die den Anforderun­
gen dieses Gesetzes entsprechen, Vereinbarungen treffen 
über die Einweisung in Trinkerheilanstalten, andere Heilan­
stalten und Pflegeanstalten, offene Anstalten für Verwahrte, 
Heime für die zeitweilige Unterbringung bedingt Entlassener 
oder Entlassungsanwärter, Erziehungsheime für Kinder und 
Jugendliche, Beobachtungsanstalten, Erziehungsheime für 
besonders schwierige Jugendliche sowie Arbeitserziehungs­
anstalten für Frauen. 

Der Umfang dieser Norm ist breit, aber der freiheitsent­
ziehende Vollzug ist selbstverständlich ausgenommen57). 

Geduldet wird die Privatisierung immerhin ab der Halbfreiheit 
und für die Arbeitserziehung für Männer. Ihre praktische 
Bedeutung bleibt bei Maßnahmen am relevantesten. Für 
geistig Behinderte bleibt sie trotzdem noch die Ausnahme, 
da jeder Kanton über ein psychiatrisches Krankenhaus ver­
fügt, in dem eine Abteilung für Straftäter aus ökonomischen 
Gründen sowie, und in erster Linie, aus Sorge um eine ver­
nünftigere und wirksamere Behandlung eingerichtet wurde. 
Allerdings bleibt der private Betrieb von Trinkerheil- und 
Rauschgiftsuchtanstalten sowie Erziehungseinrichtungen für 
Kinder und Jugendliche in der Regel unter staatlicher Auf­
sicht58), da sie eine staatliche Aufgabe übernommen haben. 

Dieses Thema wurde 1993 ins parlamentarische Feld ge­
führt, hat aber kein Echo gefunden. Die Kantone waren eher 
dagegen - wahrscheinlich fürchteten sie unter anderem ei­
nen Anfang von Kompetenzabbau. Dazu hat der Aargau­
ische Regierungsrat Bircher59) vorgebracht, dass der Um­
gang mit Gefangenen und die rechtsstaatliehe Umsetzung 
des Resozialisierungsauftrages teilweise im Gegensatz zu 
den Vorstellungen eines profitorientierten Gewerbes stün-
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den: Wenn Strafvollzug den vom Gesetzgeber erteilten Auf­
trag erfüllen soll(e), muss (müsse) er sich an den dem Straf­
recht zugrunde liegenden ethischen Grundsätzen messen 
und kann (könne) nicht allein auf Kategorien des wirtschaft­
lichen Wettbewerbes reduziert werden. Das heißt (heiße) al­
lerdings nicht, dass nicht auch im staatlichen Strafvollzug der 
wirtschaftlichen Effizienz und dem sparsamen Umgang mit 
Steuermitteln höchste Beachtung zu schenken sei. Dass 
dies getan wird, kann (könne) gerade am Beispiel verschie­
dener schweizerischer Anstalten, so auch der für das Nord­
west- und Innerschweizer Strafvollzugskonkordat geführten 
Strafvollzugsanstalt Lenzburg gezeigt werden. Die verschie­
denen Gewerbe der Anstalt werden (würden) nach moder­
nen betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt. Sie 
tragen (trügen) so, neben ihrer wichtigen Funktion bei der 
Resozialisierung, nicht unwesentlich dazu bei, die Vollzugs­
kosten in einem vertretbaren Rahmen zu halten. 

Zweifel erhebt Bircher auch bezüglich der Aussagekraft 
der in den USA und Grossbritannien erhaltenen Zahlen über 
angeblich erhebliche Einsparungen, da das System relativ 
neu ist und es nur bei 3% der Gefangenen angewendet wird. 
Diese Ideen haben sich so stark durchgesetzt, dass die ab­
geschlossene Revision des StGB kein Stück weiter gekom­
men ist. Immerhin finden private Unternehmen Bereiche, wo 
sie tätig werden können. Außer den gewöhnlichen Berei­
chen (Anstaltsbau, Betriebsversorgung, ... ) erscheint uns der 
Transport von Gefangenen nennenswert und zwar umso 
mehr, da ein neues Programm seit 2000 bundesweit läuft. 
Eine Arbeitsgemeinschaft von der SBB (Schweizer Bahn) 
und der Securitas AG hat die verschiedenen Kantonspoli­
zeien von rund 21.000 Transporten (also von/zu einer Anstalt 
des Straf- und Maßnahmenvollzugs, einem Untersuchungs­
gefängnis, einer Behörde, einem Arzt, einem Spital, einem 
Flughafen, einem Konsulat, usw.) auf Schienen und auf 
Straßen pro Jahr entlastet60). Die Sicherheitsfirma wurde in­
folge einer Kritik des Europäischen Ausschusses zur Verhü­
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe beauftragt, die Gefangenen zu be­
gleiten und zu überwachen. Auf der Straße erfolgt der 
Transport mittels kleinerer LKWs (3,5 Tonnen), in denen sich 
vier Einzelzellen und eine Zweierzelle befinden. Standard­
mäßig sind die Fahrzeuge mit GPS, Handy, Funkgerät, 
Videoüberwachung sowie Notausstieg für jede Zelle und 
weiteren Einrichtungen ausgerüstet. Zudem verfügen die 
Zugwagen - der "Jail Train" im Bundesjargon - über eine Sa­
nitäreinrichtung und eine unmittelbar beobachtete Zelle für 
die suizidgefährdeten Häftlinge. Damit können sich die Kan­
tonspolizeien auf ihre Grundaufträge konzentrieren. Was 
aber die Finanzen betrifft, sind bisher leider noch keine Zah­
len vorhanden. Als Fazit dieses Exkurses bemerken wir, 
dass der Staat sich gegenüber Privatunternehmen sehr vor­
sichtig verhält und dass der Strafvollzug noch nicht "marke­
tingreif" ist, was nicht besonders zu bedauern ist. 

1 .4.3.5 Einweisung in eine Arbeitserziehungsanstalt 

Diese letzte Maßnahme betrifft nur die jungen Erwach­
senen, d.h. diejenigen, die zwischen 18 und 25 Jahren alt 
sind61 ). Auf diese ist das StGB wie auf Erwachsene anzu­
wenden. Allerdings war der Gesetzgeber 1971 der Meinung, 
dass gewisse junge Erwachsene ein besonderes Bedürfnis 
an Erziehung hätten. Dann hat er das - schon damals - über­
holte Institut des Arbeitszwangs eingeführt. Merkwürdiger­
weise wird diese Maßnahme monistisch verhängt, d.h. an 
Stelle einer Strafe62). Das regt Kritik an63), da diese Starrheit 
schlecht mit dem System vereinbar ist. Außerdem fÜhrt das 
Wort "Arbeitserziehung"64) in die Irre, da es selbstverständ­
lich um Sozialpädagogik geht, und nicht um eine Anstalt, wo 
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am Eingang Hammer und Handschuhe ausgeteilt würden65). 
Insgesamt sind übers Land verteilt sechs Anstalten (unter 
denen eine für Frauen) in Betrieb, wo sogar der Vollzug in 
Form der Halbgefangenschaft möglich66) ist. Ausnahms­
weise darf auch ein Kanton vom EJPD zugelassen werden, 
diese Art von Maßnahmen an Rauschgiftsüchtigen zu voll­
ziehen67). 

2. Strafvollzug 

2. 1 Allgemeines 

Wegen der Revision von 1971, wo der Vollzug von Zucht­
haus- und Gefängnisstrafen "zusammengeschmolzen" wur­
de, setzt jetzt die Länge der Strafe die Unterschiedsgrenze 
fest, nämlich den Vollzug unter drei Monaten und den über 
drei Monaten68). Bevor wir aber genauer hineinschauen, ein 
paar Zahlen, damit eine Vorstellung von den Betroffenen er­
mittelt wird69). 2000 wurden ungefähr 70.000 Strafen ver­
hängt. 51 % waren bedingte Freiheitsstrafen, 33% Bußen, 
15% unbedingte Freiheitsstrafen und das letzte Prozent be­
trifft die Maßnahmen. Gegen Ende der 90er Jahre waren 
78% der unbedingten Strafen unter drei Monaten, 85% unter 
sechs Monaten und lediglich 1 % über fünf Jahre. Die Anzahl 
der kurzen Freiheitsstrafen soll künftig mit der Revision des 
Allgemeinen Teils noch niedriger liegen, da die Buße und die 
jetzt verselbstständigte gemeinnützige Arbeit vermehrt ver­
hängt werden sollen. Unter Schutzaufsicht gem. Art. 47 StGB 
stehen ungefähr 2.000 Leute. Die Dauer beträgt im Durch­
schnitt zwei Jahre. 

2.2 Freiheitsstrafen über drei Monate 

Wie erwartet folgt das Schweizer Strafrecht dem Progres­
sivsystem. Die Grundzüge sind im Art. 37 Ziff. 3 StGB ent­
halten: 

Der Gefangene wird während der ersten Stufe des Voll­
zuges in Einzelhaft gehalten. Die Anstaltsleitung kann mit 
Rücksicht auf den körperlichen oder geistigen Zustand des 
Gefangenen davon absehen. Sie kann ihn auch später wie­
der in Einzelhaft zurückversetzen, wenn sein Zustand oder 
der Zweck des Vollzugs dies erfordert. 

Gefangene, die mindestens die Hälffe der Strafzeit, bei le­
benslänglicher Zuchthausstrafe mindestens zehn Jahre ver­
büßt und sich bewährt haben, können in freier gefÜhrte 
Anstalten oder Anstaltsabteilungen eingewiesen oder auch 
außerhalb der Strafanstalten beschäftigt werden. Diese 
Erleichterungen können auch anderen Gefangenen gewährt 
werden, wenn ihr Zustand es erfordert. 

Die Kantone regeln Voraussetzungen und Umfang der 
Erleichterungen, die stufenweise dem Gefangenen gewährt 
werden können. 

Dies ähnelt dem deutschen System sehr und infolgedes­
sen beschränken wir uns auf das Relevanteste70). Die erste 
Etappe der "Besinnung" ist seit der Revision nicht mehr auf 
eine Mindestdauer beschränkt; sie beträgt jedoch in der 
Regel ein paar Wochen71 ). Danach kommt die Gemein­
schaftshaft tagsüber in den Anstaltsbetrieben und die restli­
che Zeit verbringt der Gefangene in seiner Zelle (also i.d.R. 
in einer Einzelzelle). Jedoch bietet die Anstalt ein Freizeitan­
gebot, dessen Breite mit dem Wohlstand des Kantons vari­
iert. Für die dritte Etappe, also die HalbfreiheiF2), soll der 
Gefangene ausgewählt werden; damit darf er eine Tätigkeit 
ausüben, die sich oft in einer freier geführten Institution (z.B. 
offene Anstalt, Übergangsheim, Entlassungsanwärterstation) 
oder in einer besonderen Abteilung befindet, wo er seine 
Ruhezeit verbringt. Im letzteren Fall arbeitet er aber draußen 
mit einem von ihm unterschriebenen Arbeitsvertrag mit ei-

nem richtigen Lohn (dessen Verwaltung immerhin bei der 
Anstalt liegt). Selbstverständlich wird dieser Vollzug nur von 
Gefangenen genossen, die keine Flucht- oder Gemeingefahr 
darstellen, die sich gut verhalten haben und die die Hälfte ih­
rer Strafe verbüßt haben. Es gibt keine Beaufsichtigung 
durch das Anstaltspersonal, sondern es herrscht das Ver­
trauensprinzip. Leider ist diese Phase erfahrungsgemäß 
sehr belastend: der tägliche Wechsel Gefängnis Beruf, was 
soll ich meinen Kollegen über meine Herkunft erzählen oder 
lügen usw.? Daher postuliert Surber eine Höchstdauer von 
sechs Monaten. Schlussendlich erfolgt die bedingte Entlas­
sung. 1996 wurde sie 76% der Bewerbenden gewährF3). 
Dennoch kann sie jederzeit widerrufen werden, wenn der be­
dingt Entlassene das auf ihn gesetzte Vertrauen ent­
täuschF4). Stratenwerth kritisiert den Ermessensspielraum, 
den dieser schwammige Begriff verursachF5). 

2.3 Freiheitsstrafen unter drei Monaten 

2.3.1 Gewöhnlicher Vollzug 

Art. 37bis und Art. 39 StGB regeln die Voraussetzungen. 
Diese zwei Artikel betreffen eigentlich den Vollzug von knapp 
80% der Verurteilten76). Dabei sind die Bestimmungen über 
die Haft auwendbar. Also darf diese Strafe nicht in den glei­
chen Räumen verbüßt werden wie die, die dem Vollzug an­
derer Freiheitsstrafen oder Maßnahmen dienen. Je nach den 
Umständen kann der Gefangene mit Arbeit außerhalb oder 
innerhalb der Anstalt beschäftigt werden. 

Wie früher erwähnt, beschreibt das Bundesgericht das 
Ziel der Haftstrafe als "ohne besondere erzieherische Wir­
kung"??). Mindestens wird anerkannt, dass eine Erziehung in­
nerhalb drei Monaten kaum erreichbar ist. Logischerweise 
erscheint dann die Pflichtarbeit als eine Beschäftigung unter 
anderen. Darum ermöglicht Art. 39 Ziff. 3 Abs. 1 die Selbst­
beschaffung einer Arbeit für die Haftverurteilten, damit die 
Verbüßung möglicherweise an Sinn gewinnen kann. Eine 
der größten Befürchtungen der kurzen Freiheitsstrafen ist die 
kriminelle Ansteckung, darum die Raumtrennung. Die Aus­
führung ist leider so ausgestattet, dass die kantonalen 
Finanzen meistens nur veraltete Bezirks- und Untersu­
chungsgefängnisse zur Verfügung stellen können78). Die Un­
zufriedenheit mit dieser Situation ist so alt, dass die Revision 
1971 eine Verordnung79) hervorgebracht hat, die uns in den 
nächsten Absätzen beschäftigt. 

2.3.2 Halbgefangenschaft 

Diese Form wird seit über 30 Jahren vollgezogen und fin­
det heute bei rund 50% aller Freiheitsstrafen Anwendung80). 
1971 eingeführt81 ), auf drei Monate beschränkt, wurde sie 
1985 bis auf sechs Monate erweitert82) und 1996 infolge der 
guten kantonalen Erfahrungen bis auf ein Jahr ermöglicht83). 

Dieser Vollzug erlaubt dem Verurteilten, seine Arbeit oder 
seine Ausbildung weiterzuführen, was voraussetzt, dass er 
über eine solche verfügt. Er muss nur seine Freizeit im Ge­
fängnis verbringen, wo das Vollzugsregime grundsätzlich 
dem Haftvollzug entspricht. Somit begnügt sich der Staat mit 
dem teilweisen Entzug der Freiheit84). Der Kreis der Be­
troffenen kann von den Kantonen frei eingeschränkt wer­
den85), da es um eine privilegierte Vollzugsform geht. Im Kan­
ton FR z.B.B6) wird eine pro Woche mindestens 48 Stunden 
ununterbrochene Haftzeit verlangt und Besuche sowie 
Beurlaubungen (Notfälle vorbehalten) sind ausgeschlossen. 

Der Kanton hat auch ein Interesse daran, weil er seine be­
stehenden Gefängnisse besser ausnutzen kann. Die Kosten 
sind reduziert. Der Kanton Freiburg verlangt pro Halbgefan­
genschaftstag eine Kostenbeteiligung von 42 CHF bzw. cir­
ca 28 €. Hingegen erwartet er 62 CHF - etwa 40 € - für den 



gewöhnlichen Vollzug in einem Bezirksgefängnis87). Daraus 
lässt sich eine Kostenminderung klar feststellen. Eine be­
dingte Entlassung nach Art. 38 StGB bleibt möglich. 

2.3.3 Tageweiser Vollzug 

Für Strafen nicht über zwei Wochen (Art. 4. Abs. 2 
VStGB 1) darf der tageweise Vollzug verhängt werden. 
Dieser ermöglicht dem Verurteilten, seine Strafe "portions­
weise" zu verbüßen, am Wochenende zumeist. Aus der Sicht 
der Aufrechthaltung der sozialen Kontakte hat sich dieses 
Institut bewährt. Es ist aber für die Kantone mit einem er­
heblichen Verwaltungsaufwand verbunden. Deswegen wur­
de dieser Vollzug nicht in allen Kantonen eingeführt und ge­
nießt keinen besonders guten Ruf88). 

2.3.4 Gemeinnützige Arbeit 

Nach fünf Jahren von erfolgreichen Versuchsmodellen hat 
der Bund 1985 die gemeinnützige Arbeit (GA) zugelassen89). 
Bisher haben sie 19 (von 26) Kantone ziemlich erfolgreich, 
d.h. mit wenigen Widerrufen90), eingeführt. Diese symboli­
sche Wiedergutmachung soll unentgeltlich zugunsten der All­
gemeinheit oder von Hilfsbedürftigen geschehen, ohne dem 
Arbeitsmarkt Konkurrenz zu machen91 1, etwa in Naturschutz­
einsätzen, Werkstätten, Heimen, Spitälern, Stadtküchen und 
im öffentlichem Dienst. Die Arbeit wird in der Freizeit, 
abends, arn Wochenende oder während den Ferien absol­
viert. Die Arbeitgeber erweisen sich insgesamt zufrieden und 
es gibt sogar Teilnehmer, die eine feste Arbeitsstelle gefun­
den haben! Die finanzielle Entlastung des Staates liegt auf 
der Hand. 1996 wurde die GA von den kantonalen Vollzugs­
behörden etwa 860-mal verhängt und 2000 etwa 3.200-
maI92). 

2.4 Strafanstalten 

2.4.1 Allgemeines 

Bevor wir der Betreuung näher kommen, ein paar Zahlen. 

Insgesamt verfügt die Schweiz über ungefähr 170 Anstal­
ten. Jedoch wird die Mehrheit für die Untersuchungshaft, die 
Halbgefangenschaft und den VOllzug von kurzen Strafen be­
nutzt. Etwa 20 grössere Anstalten sind der Vollstreckung der 
langen Strafen und Maßnahmen gewidmet. Diese "größe­
ren" Anstalten verfügen über 100 bis 200 Plätze. Nur in zwei 
von ihnen können mehr als 300 Häftlinge untergebracht wer­
den. Die größte Anstalt, Pöschwies ZH, verfügt über 466 
Plätze, wo sowohl Zuchthausstrafe als auch Verwahrung 
gem. Art. 42 StGB vollzogen wird. 2001 gab es 5.160 Insas­
sen93) am Referenztag, unter ihnen 1.582 in Untersuchungs­
haft, 451 im vorzeitigen Vollzug, 38 in Polizei- und 214 in 
Ausschaffungshaft (Abschiebungshaft) Der Anteil der Frauen 
beträgt 7%. 

2.4.2 Betreuung und Behandlung 

Art. 46 Abs. 2 StGB bestimmt, dass "in der Anstalt die dem 
seelischen, geistigen und körperlichen Wohl der Eingewie­
senen dienenden geeigneten Maßnahmen zu treffen und die 
entsprechenden Einrichtungen bereitzustellen sind." Was 
das konkret heißt, wird den Kantonen überlassen. Daher 
kann es erhebliche Unterschiede von einer Anstalt zu einer 
anderen geben, je nach Anstaltsziel und eingesetzten 
Mitteln. Allerdings verfügt jede für längere Strafen oder be­
sonders bedürftige Insassen bestimmte Anstalt über einen 
psychiatrischen und/oder psychologischen Dienst. Die So­
zialdienste helfen u.a. bei der allgemeinen Vollstreckung, der 
Entstehung individueller Vollzugsprogramme und der Betreu­
ung der Häftlinge (Arbeitsstelle, Kontakt mit der Aussenwelt, 
Beurlaubung, Halbfreiheit, Entlassung, Wohnungssuche, 
Schuldenerstattung, ... ). In ein paar Kantonen erfolgt dies im 
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Einklang mit der Schutzaufsicht. Die größeren Anstalten ver­
fügen dazu über eine unabhängige allgemeine ärztliche 
Abteilung und einen Zahnarztdienst. 

Die psychischen und psychologischen vom Gericht ange­
ordneten, von der Anstalt vorgeschlagenen oder vom Insas­
sen geforderten Behandlungen werden von Psychiatern und 
Psychologen i.d.R. innerhalb der Anstalt durchgeführt. Die 
seelische Fürsorge wird einem Priester/Pfarrer/Popen/lmam, 
wenn vorhanden, überlassen. 

3. Aussichten 
Als letztes wollen wir die Aussichten betrachten, also aktu­

elle Probleme, die noch nicht erwähnt worden sind, und den 
Weg der Lösungsansätze, nämlich die Modellversuche. 

3. 1 Aktuelle Probleme 

In den achtziger Jahren waren die Rauschgiftsüchtigen 
das Hauptproblem. Ihre Lage hat sich seitdem gebessert, 
aber neue schwierige Klienten sind aufgetaucht. Die schwie­
rigen (also geistig bedürftigeren)94) Insassen, die einer voll­
ständigeren noch nicht gewährleisteten Behandlung be­
dürfen, haben sich vermehrt und sammeln sich in 
geschlossenen Strafanstalten an. 95) Die Ausländer: durch­
schnittlich zählen die Schweizer Gefängnisse 45% Auslän­
der96). In Zürich sind es 70%. Die üblichen Probleme sind die 
Sprache, das oft sehr unterschiedliche Wertesystem, erheb­
liche Bildungsdefizite, usw. Besonders verzweifelt ist die fol­
gende Frage: wie soll man Leute in eine Gesellschaft neu 
eingliedern, die sie nicht kennen und die sie nach der 
Verbüßung verlassen97) müssen, da sie einerseits ohne fest­
en Wohnsitz sind oder andererseits ihnen mit der Strafe die 
Aufenthaltsgenehmigung sehr oft entzogen wird? 

Die Übervölkerung betrifft die Schweizer Gefängnisse un­
terschiedlich98): die Bezirksgefängnisse sind selten über 70% 
besetzt, die offenen Anstalten ungefähr zu 80% und die ge­
schlossenen sind normalerweise voll. Üblicherweise sind die 
letzteren so voll, so Gschwend99), dass Mitte 1999 die "War­
teliste" in der kantonalen Strafanstalt Pöschwies über 140 
Personen zählte, welche in Untersuchungsgefängnissen un­
ter Untersuchungshaftbedingungen auf ihren Übertritt in die 
Strafvollzugsanstalt warteten. 

3.2 Modellversuche 

Wie am Anfang dieser Arbeit erwähnt, darf der Bund sich 
in die Vollstreckung einmischen, wenn es um Förderung 
geht. Ein Bundesgesetz ermöglicht Modellversuche, um 
neue Vollzugsarten zu entwickeln. Diese werden unter der 
Aufsicht der Kantone und des Bundes entwickelt, und die 
Verzahnung zwischen Anstalten und der "theoretischen" Welt 
(Universitäten, Sozialschulen) ist sehr eng. Private sind trotz­
dem nicht ausgeschlossen. Kurz nennenswert erscheint das 
laufende Electronic Monitoring und seine Fortschritte lOO). 

Dieses Programm ist von September 1999 bis August 2002 
gelaufen. Das Konzept wurde in sechs Kantonen durchge­
führt, und jeder bestimmt, wer es probieren darf. Basel Stadt 
und Basel Land haben es als Alternative zu den kurzen 
Freiheitsstrafen von ein bis zwölf Monaten oder als neue 
Vollzugsphase von ein bis zwölf Monaten vor der bedingten 
Entlassung nach langen Freiheitsstrafen oder i.V.m. der ge­
meinnützigen Arbeit eingeführt. Bern hat es nur für Strafen 
von drei bis zwölf Monaten vorgesehen, damit der gem­
einnützigen Arbeit keine Konkurrenz gemacht wird; auch hier 
ist eine Kombination mit der gemeinnützigen Arbeit möglich. 
Genf, Waadt und Tessin wenden es für Strafen von ein bis 
sechs Monaten oder nach einer Inhaftierung von 2,5 Jahren 
am Ende der Halbfreiheit für eine Dauer von ein bis sechs 
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Monaten an; hier ist aber eine Kombination mit der gem­
einnützigen Arbeit ausgeschlossen. Sicher ist die Kosten­
minderung: geschätzt werden ungefähr 34 € Kosten. 

4. Schlusswort 
Am Ende dieser Arbeit ist zu wünschen, dass sie dem 

Leser ein klareres Bild vom Schweizer Strafvollzug vermittelt 
und ihm einige seiner Schwächen und Stärken zur Kenntnis 
bringt. Natürlich kann und will sich dieser Beitrag nicht als 
umfassend bezeichnen, da so viele Einzelheiten beiseite ge­
lassen worden sind. Das Ziel ist aber bereits erreicht, wenn 
das vorgelegte Material als Grundlage weiter ausgewertet 
werden kann. 
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Dies ist sogar zwingend einzuholen: BGE 100 IV 145. 
BGE 115 IV 224,108 IV 81. 
BGE 1081V 81. 
Stratenwerth, AT 11, S. 317. 
BGE 109 IV 76,102 IV 236. 
www.tremplln.ch. 
Trechsel, KK zu Art. 384; s. auch VerwaltungspraxIs der Bundesbehör­
den (VPB) 45 Nr. 59. 
Niggli/Wiprächtiger, Basler Kommentar, Strafgesetzbuch 11, Basel 2003 
(zi1.: BaKomm), S. 2442. Dort sind auch Hinweise auf das VStGB vor­
handen. 
Bircher Silvio, Absage zur PrivatiSierung Im Strafvollzug In Schweize­
rische Juristen-Zeitung (SJZ) 1993, S. 279 ff.; Zur Ergänzung, s. Schild 
Jörg, Privatisierung contra staatliches Gewaltmonopol, In: ZStrR 2002, 
S. 345 ff. 
Zum Ganzen, s. EJPD, Infoblatt 2/00, S. 12 ff. 
Art. 100, 100b" und 100'e, StGB. Art. 82 biS Art. 99 StGB betreffen die 
Kinder und die Jugendlichen, für die andere, angepasstere Sanktionen 
vorgesehen sind. 
BGE 1181V 356,121 IV 159. 
S. Rundschau bOI Trechse/, KK zu Art.l 00''''' Rn. 15. 
Zur Ganzen Arbeitsthematik, s. Heinrich Tuggener, In: EJPD, Infoblatt, 
2/02, S. 10. 
Die Arbeitserziehung ist eine Massnahme, die eine Fehlentwicklungvon 
jungen Erwachsenen durch Erziehung zur Arbeit und charakterliche 
Festigung berichtigen und damit künftigen Straftaten vorbeugen Will, 
BGE 100 IV 208 also von 1974. Wichtiger als die Vermittlung techni­
scher Fertigkeite'n i.w.S. ist die Schaffung einer tragenden Motivation, 
Sem. judo 1978, S. 261. 
VPB 51 Nr. 26. 
VStGB 3, Art. 2a, wo hohe Anforderungen verlangt sind. 
Vgl. Art. 37 und 37 biS StGB. 
EJPD, Infoblatt 1 /02, p.34. 
Zum Ganzen, S. Surber, S. 56 ff. 
In Bellechasse - geschlossene Anstalt des Kantons Freiburg für Erstma­
lige - bestimmt das Hausreglement, dass der Vollzug mit einer "Be­
obachtungsphase" von 1 biS 30 Tagen beginnt. Surber (s. 57) pladlert 
für ihre Abschaffung, da der Häftling schon In Untersuchungshaft allein 
mit seinen Gedanken saß. S. auch Schultz, AT 11, S. 56. 



72) Nicht mit der Halbgefangenschaft zu verwechseln, s. Punkt 2.3.2. Die 
eine ist eine Vollzugsstufe, die andere eine Vollzugsform. 

73) Kil/ias, Rn. 1322. 
74) Art. 38 Ziff. 1 Abs. 1, Ziff. 4, Abs. 2 StGB. 
75) Stratenwerth, AT 11, § 3, Rn. 34. 
76) Stratenwerth, AT 11, § 3, Rn. 18. Im Straßenverkehrbereich liegt dieser 

Anteil sogar über 90%. 
77) BGE 108 IV 150. 
78) Was im Sinne der internationalen Abkommen nicht besonders verein­

bar ist. S. Kil/ias, Rn. 1329; Stratenwerth, AT II § 3 Rn. 42. Ausführlicher, 
Rehberg, § 4, 2.1. Im Kanton FR beispielweise werden die Bezirksge­
fängnisse für die Untersuchungshaft, die Auslieferungshaft, den Haft­
vollzug, die kurzen Gefängnisstrafen, den tageweisen Vollzug, die Halb­
gefangenschaft und die Halbfreiheit benutzt. Vom juristischen 
Standpunkt fraglich, vom wirtschaftlichen rationell. 

79) Ermöglicht durch Art. 397bis Abs. I Lit. a. 
80) 51 SurberS.62. 
81) Art. 4 [VStGB 1] Tageweiser Strafvollzug und Vollzug in der Form der 

Halbgefangenschaft. 
Den Kantonen ist gestattet, für Einschließungsstrafen (Art. 95 StGB), 
Haftstrafen und kurze Gefängnisstrafen (Art. 37b" StGB) den tagewei­
sen Vollzug und den Vollzug in der Form der Halbgefangenschaft ein­
zuführen. 

82) Art. 1 Ziff. 1 VStGB 3. 
83) Art. 2 [VStGB 3] Das Departement kann die Halbgefangenschaft ferner 

für den Vollzug von Gefängnis- und Einschließungsstrafen von sechs 
Monaten bis zu einem Jahr bewilligen, sofern der Kanton die für diese 
Vollzugsdauer notwendige Betreuung der Verurteilten gewährleistet. 

84) Brägger Benjamin F., Gemeinnützige Arbeit als Alternativsanktion in der 
Schweiz, in: ZStrR 2002, S. 183 ff. 

85) Beispiel: Ausschluss der Rückfälligen, BGE 115 IV 131. 
86) Das Reglement über den tageweisen Vollzug und den Vollzug in der 

Form der Halbgefangenschaft, SR FR 340.21. 
87) Bemerkenswert ist hier zu sehen, dass er 150 CHF, also umgefähr 

100€ für die Unterbringung in einer geschlossenen Anstalt verlangt. 
88) Killias, Rn. 1332, SurberS. 62. 
89) Art. 3a VStGB 3. 
90) Kaum 15%, gem. Surber, S 298. 
91) Surber, S. 297, wo noch weitere Hinweise vorhanden sind. 
92) EJPD, Infoblatt 1/02, S. 34. 
93) EJPD, Infoblatt 1/02, S. 35. 
94) Uster, Fußnote 25. 
95) Gschwend Lukas, Gedanken zur strafrechtlichen Diskussion vor dem 

Hintergrund der laufenden Revision des Allgemeinen Teils des StGB un­
ter Berücksichtigung des Strafvollzugs, in: AJP 2001, S. 20ff., S. 30. 

96) Surber, S. 87 und Val/altan Andre, Les etrangers dans les prisons: my­
the ou realite? In: Ausländer, Kriminalität und Strafrechtspflege, S. 311 
ff., Zürich 1994. 

97) Gschwend, S. 30, spricht von einem Drittel für Pöschwies Mitte 99, al-
so über 130 von rund 400. 

98) EJPD Infoblatt 1/02 p. 34. 
99) Gschwend, S. 29. 
100)Umfassend: EJPD, Modellversuche im schweizerischen Straf- und 

Massnahmenvollzug (Jugendliche und Erwachsene) Kurzinformation, 
Bern 2003, inkl. alle laufenden und abgeschlossenen Modellversuche. 

ZfStrVo 3/04 151 

Das Schattendasein der französi­
schen Gefängnisse: Zum Bild des 
~trafvollzuges in der französischen 
Offentlichkeit* 
Cathrin Nitschmann 

Während man in Frankreich im Zuge der unablässigen 
Reformen des Strafprozesses vor allem die Effektivität der 
Verbrechensbekämpfung in den Vordergrund stellt, verhält 
es sich um den Strafvollzug vergleichsweise ruhig. Hatte 
man noch im Jahr 20001) eine Untersuchungskommission 
mit einer Bestandsaufnahme über die französischen Gefäng­
nisse beauftragt, unter anderem mit dem Ziel, Vorschläge zur 
Verbesserung der Zustände in den französischen Gefängnis­
sen vorzulegen und hatte es sogar Tendenzen in Richtung 
Schaffung eines eigenständigen Strafvollzugsgesetzes ge­
geben2), steht das Gefängnis in Frankreich derzeit offenbar 
nicht a I'ordre du jour3). 

Dabei wird sich die ungebrochen straffreudige Tendenz 
langfristig gewiss auch auf den Strafvollzug auswirken, zu­
mal dem Freiheitsentzug als Sanktionsform weiterhin eine -
wenn nicht gar die - zentrale Funktion der sozialen Regulie­
rung zukommt4). Die Motivation für die gegenwärtige repres­
sive Kriminalpolitik - Anpassung der Justiz an die "modernen 
Formen" der Kriminalität und höhere Effektivität - wird immer 
wieder auch mit der Erwartungshaltung der französischen 
Bevölkerung in Verbindung gebracht: " ... ces conceptions re­
pondent aux aspirations profondes des Fran9ais ... "SI. Indi­
zien für eine derartige Stimmung in der französischen Öffent­
lichkeit lassen sich freilich tatsächlich in der Presse und 
vereinzelten Meinungsumfragen finden61 . Ein differenziertes 
Bild vermögen sie indes nicht zu vermitteln?). Eine intensive 
Auseinandersetzung mit der Perspektive der Bevölkerung, 
wie sie in Frankreich in anderen Bereichen im Kontext mit 
politischen Entscheidungen beispielsweise im Rahmen der 
sogenannten Etats Generaux8) stattfindet, ist bislang im 
Bereich der Justiz ausgeblieben. 

Eine der wohl gründlichsten und umfangreichsten Initiati­
ven der letzten Jahre dürfte in diesem Kontext eine Unter­
suchung des Groupement etudiant national d'enseignement 
aux personnes incarcerees (GENEPI)9) über die Wahrneh­
mung der Gefängnisse durch die französische Bevölkerung 
gewesen sein. 

Der Untersuchungsgegenstand 
" ... il convient, plus que jamais, de participer au decloison­

nement de la prison en etablissant un lien entre les detenus 
et le monde exterieur ... "1O). Das Verhältnis von Strafvollzug 
und Öffentlichkeit zählt europaweit zu den Wiedergängern im 
Strafvollzugsdiskurs, immer wieder unterfüttert durch empiri­
sche Studien über das Bild des Strafvollzugs in der Öffent­
lichkeit. In Deutschland hat sich namentlich Schwind in perio­
dischen Abständen dieser Frage angenommen 11 ). Der Blick 
in andere Rechts- und Gesellschaftsordnungen kann hier 
wie auch sonst nutzbringend sein. 

') Besprechung der unter dem Titel "Ä l'Ombre du Savoir. Connaissances 
el representations des Fran~ais sur la prison" veröffentlichten Studie des 
Groupement etudiant national d'enseingnement aux personnes incarce­
rees (GENEPI). Zugleich Besprechung der Studie des Groupement 
etudiant national d'enseignement aux personnes incarcerees(GENEPI). 
Diese Untersuchung über die Wahrnehmung des Strafvollzuges in der 
Öffentlichkeit wurde in Zusammenarbeit mit dem Service de la commu­
nication, des etudes et des relations internationales de la direction de 
I'administration penitentiaire durchgeführt und vom französischen Justiz­
ministerium in der Reihe Travaux et Documents, n" 52, 1996 herausge­
geben. 
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Ziel der französischen Initiative war es, herauszufinden, 
welchen Kenntnisstand und welche Vorstellung die französi· 
sche Bevölkerung von den französischen Gefängnissen hat 
und inwieweit Verbindungen zwischen dem Kenntnisstand 
und soziodemographischen Faktoren bestehen, um so eine 
"base de donnees" (Datenbasis) für zukünftige Projekte zu 
haben. Damit ging die Untersuchung über die Frage nach 
dem Sinn der Freiheitsstrafe, wie sie in Deutschland bereits 
mehrfach zum Gegenstand von Bevölkerungsumfragen ge· 
macht worden ist, hinaus12). 

Oie Methode 
Die Untersuchung wurde in Form einer anonymen öffent· 

lichen Befragung von mehr als 2.000 französischen Bürgern 
durchgeführt. Den Mitarbeitern des GENEPI assistierten da· 
bei Fachkräfte, um wissenschaftliche und technische Stan· 
dards einer solchen Erhebung zu wahren und letztlich ein 
möglichst zuverlässiges und repräsentatives Umfrageergeb· 
nis zu erhalten. Die insgesamt 55 Wissens· und Meinungs· 
fragen des Fragebogens rankten sich um verschiedene 
tatsächliche und juristische Aspekte der französischen Ge· 
fängnisse der Gegenwart und lassen sich im Wesentlichen in 
sieben Gruppen unterteilen: Formalitäten der einzelnen Be· 
fragung, soziodemographische Faktoren, materielle Haftbe· 
dingungen, Rechte der Inhaftierten, Gefängnispopulation, 
Gefängnispersonal, allgemeine Fragen über Gefängnis und 
Justiz. 

Die rund 130.000 gesammelten Daten wurden anschlie· 
ßend mittels verschiedener statistischer Verfahren analysiert 
und so auf verschiedene Art in Beziehung zueinander ge· 
setzt. Der hohe Stellenwert von Wissenschaftlichkeit und Re· 
präsentativität des Projekts wird in der Veröffentlichung der 
Untersuchung immer wieder hervorgehoben; man stößt 
dementsprechend auf eine relativ ausführliche Darstellung 
der gewählten Methoden und das Engagement der· über· 
wiegend freiwilligen· Akteure des GENEPI wird immer wie· 
der betont: " ... ils (Ies enqueteurs) ont taus eu Ei cceur de rea· 
liser au mieux ce projet." 

Oie Analyse 
Verallgemeinernd kommt die Studie nach einer Analyse 

der Wissensfragen zu dem Ergebnis, dass das Wissen der 
Franzosen um ihre Gefängnisse recht mittelmäßig· tres mo· 
yen· ist; kein Bereich trete als besonders bekannt oder un· 
bekannt hervor. Dieser fragmentarische Kenntnisstand be· 
treffe selbst Bereiche, die unmittelbar die Grundrechte des 
Menschen berührten. 

Aus den Meinungsfragen lässt sich insgesamt deutlich 
eine kritische Haltung der Öffentlichkeit gegenüber den Haft· 
anstalten ersehen, begleitet von dem Wunsch nach Verän· 
derungen. Hierbei spielte freilich· wenig überraschend· die 
politische Orientierung der Befragten eine tragende Rolle; 
eine. Erinnerung daran, dass die Diskussion um die Gefäng· 
nisse immer auch eine politische ist. 

Die Umfrageergebnisse hier im Einzelnen nachzuzeich· 
nen, würde zu weit führen; jedoch kristallisieren sich bei einer 
Gesamtbetrachtung der Analyse als bemerkenswerte Aspek· 
te zum Einen die soziodemographischen Faktoren "Bil· 
dungs· und Berufsstand" . "Niveau de diplöme et les profes· 
sions et categories socio·professionnelles" . (1.) sowie zum 
Anderen die Fragekategorien "Institution" und "Individuum" 
(2.) heraus. 

1. Die klassischen soziologischen Charakteristika "Bil· 
dungs· und Berufsstand"13) ermöglichten erwartungsgemäß 
die Polarisierung von zwei Gruppen: die der "Cadres et pro· 
fessions intellectuelles superieures, professions intermediai· 
res, artisans, commer9ants et chefs d'entreprise et des plus 
diplömes" und die der "Agriculteurs exploitants, employes, 
ouvriers et des moins diplömes". Innerhalb dieser Gruppen 
ließen sich im Hinblick auf das Wissen und die Vorstellung 
von Gefängnissen gewisse Kohärenzen feststellen. 

Bei der intellektuell höher angesiedelten ersten Gruppe 
zeichnet sich überwiegend eine realistischere Einschätzung 
der materiellen Haftbedingungen sowie insgesamt eine kriti· 
schere Haltung gegenüber der Institution ab. Ausschließlich 
aus ihren Reihen stammt entsprechend auch der minimale 
Prozentsatz derjenigen, die für eine völlige Abschaffung des 
Gefängnisses sind (3,8% der Grundgesamtheit) oder die 
Mehrheit derjenigen, die· obschon mit 20,5% immer noch in 
der Minderheit· die Länge der Freiheitsstrafen beanstanden. 
Gleichzeitig habe diese Gruppe auch die Rechte und Frei· 
heiten der Gefangenen stärker betont, dem Gefangenen 
gestehe man hier offenbar einen "Subjektstatus" zu. Über 
das Ausmaß der tatsächlichen Rechte der Inhaftierten sei 
man sich jedoch auch innerhalb dieser Gruppe häufig im Un· 
klaren; zu dieser Vermutung veranlassten jedenfalls die vor· 
sichtigen Formulierungen der diesen Bereich betreffenden 
Antworten. 

2. Naturgemäß kommt man bei einer Beleuchtung der 
Institution des Gefängnisses um die Frage nach deren Legi· 
timität nicht herum, womit schließlich der sensible Bereich 
von Sinn und Zweck der Freiheitsstrafe überhaupt tangiert 
wird. 

Zu einem recht bemerkenswerten Ergebnis· in der Um· 
frage als eines der kritischsten überhaupt bewertet· führte in 
diesem Zusammenhang die· freilich recht unscharfe· Frage 
nach der Rechtfertigung der Inhaftierung: "Certains delits ne 
justifient pas I'incarceration pourtant prevue par la lai?". Eine 
Mehrheit von 64,4% bestätigte diese Aussage. Zugleich 
schien man sich aber über die Notwendigkeit der Beibehal· 
tung der klassischen Strafform des Freiheitsentzuges nahe· 
zu völlig einig zu sein: über 95% der Befragten verneinten die 
Frage nach der Abschaffung des Gefängnisses. 

Bei der Betrachtung der Rolle des Gefängnisses und da· 
mit dem Zweck der Freiheitsstrafe sei vor allem der Aspekt 
der Repression in den Vordergrund getreten· " ... faire payer 
les erreurs et les fautes, supprimer la liberte, isolement des 
mechants ... " wird hier aus den Antworten zitiert. 41,4% der 
Antworten enthielten keinen Hinweis auf die Gesichtspunkte 
der Besserung, Resozialisierung und Reintegration. Wenn· 
gleich sich auch in Deutschland der Resozialisierungsgedan· 
ke in der Bevölkerung rückläufig entwickelt hat, scheint sich 
hier doch eine feste Fraktion von Resozialisierungsanhän· 
gern etabliert zu haben, die insgesamt bei der dritten Bochu· 
mer Umfrage von 1999 immerhin noch 41 ,3% ausmachte14). 
In Frankreich lag der Prozentsatz derer, die Besserung und 
Wiedereingliederung ausschließlich als Strafzwecke nann· 
ten, lediglich bei 19,4%. Diese Betrachtung könnte dafür 
sprechen, dass der Resozialisierungsgedanke, der in 
Deutschland in den 70er Jahren einen Aufschwung erfahren 
hat und hierzulande die Gesetzgebung zeitweise maßgeb· 
lich beeinflusste15), in Frankreich eine weniger bedeutsame 
Rolle spielt. Ein direkter Vergleich der Umfragen verbietet 
sich indes schon aufgrund der unterschiedlichen Methoden 
der Befragung16). 



ließen schon die Reaktionen auf die Frage danach, ob ei­
ne Inhaftierung für bestimmte Delikte überhaupt gerechtfer­
tigt sei, den Wunsch nach Veränderungen erahnen, wurde er 
schließlich in den Antworten auf die ausdrückliche Frage da­
nach, ob das Gefängnis bleiben solle, wie es ist, vollends 
deutlich: dies wurde von der Mehrheit der Befragten klar ver­
neint. Doch in welche Richtung soll eine Evolution des Ge­
fängnisses gehen? Auf der Ebene der Strenge des intemen 
Regimes sei sie jedenfalls nicht gewollt. Die Umfrage könnte 
hier tendenziell die Richtung weisen: Das Individuum, des­
sen Rechte und Freiheiten, tritt als einer der sicherlich inte­
ressantesten Bezugspunkte der Studie immer wieder hervor. 
Mehrheitlich (53%) wurde der mangelnde Respekt vor den 
Menschenrechten in den französischen Gefängnissen bean­
standet; eine vorzeitige Entlassung wegen guter Führung 
wurde von 65% der Befragten befürwortet. Eine Fokussie­
rung auf das Individuum zeigte sich jedoch auch noch aus 
einer anderen Perspektive: die Freiheitsstrafe stieß im Be­
reich der Delikte gegen die Person auf größere Akzeptanz 
als bei den Delikten gegen Sach- und Vermögenswerte. Es 
zeichne sich hier eine Hierarchie der sozialen Werte ab, die 
vom Gesetz zu schützen und tief im kollektiven Bewusstsein 
verankert seien. Das Individuum erfahre dabei eine Sakra­
lisierung. Dies entspricht der Feststellung SChwinds, dass 
die Opferperspektive im Laufe der Jahre in der öffentlichen 
Diskussion an Bedeutung gewonnen habe17). 

Auf der Suche nach den "Wissensquellen" 
Unsicherheiten und Widersprüchlichkeiten prägen das 

Bild des Wissensstandes um die Gefängnisse in der Um­
frage. Doch wie kommt sie eigentlich zustande, diese con­
naissance mediocre? Trotz bisweilen fehlender Homogenität 
von Antworten innerhalb bestimmter Fragekategorien hat die 
Analyse einiges Licht ins Dunkel gebracht. Dabei treten so­
wohl die Mediatisierung bestimmter Bereiche der Institution 
als auch das eigene Erleben im soziokulturellen Umfeld als 
wesentliche Eckpfeiler des "Wissenskomplexes" hervor. Im 
Hinblick auf die Meinungsbildung kehre sich für die Gefäng­
nisse das klassische Schema um: Objektive Wissensquellen 
seien hier von untergeordneter Bedeutung. Die Antworten 
basierten vielmehr auf vorgefertigten Meinungen, die wiede­
rum von sozialen Werten jedes Einzelnen abhängig seien. 

Die Feststellung, dass Medien, Literatur und Film einen 
recht starken Einfluss auf die Meinungsbildung der Gesell­
schaft und des Einzelnen haben können, überrascht nicht18). 
Problematisch wird es indes, wenn sie die Funktion von 
"Hauptwissensquellen" über einen Gegenstand überneh­
men. Zu recht kritisiert die Studie die mangelnde Zuverläs­
sigkeit dieser oftmals in sich widersprüchlichen Quellen. 
Gute, fundierte, realitätsgetreue Berichterstattung sei eher 
selten; so entstünden d'images imprecises, deformees, voir 
fausses de la prison. Die Studie habe das deutlich bestätigt. 
Während einige gefängnisspezifische Problematiken dank 
der Medien mehr oder weniger gut bekannt seien, wie bei­
spielsweise die Phänomene der detention provisoire (Unter­
suchungshaft) oder der surpopulation (Überfüllung), treffe 
man im Übrigen auf vage Vorstellungen, die eher den Ein­
druck erweckt hätten, der Befragte beschreibe Szenen aus 
einem Film nach amerikanischem Vorbild oder aus der Zeit 
vor den Reformen der 8Der Jahre19). 

Den Einfluss der sozialen und rechtlichen EntwiCklung der 
Gesellschaft sowie den des institutionellen Rahmens des 
Gefängnisses lässt die Untersuchung zwar nicht völlig außer 
Acht, diese Aspekte treten jedoch gegenüber der Dominanz 
der Medien eher in den Hintergrund. 
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Als mindestens ebenso dominant hat sich im Zuge der 
Untersuchung der zweite Eckpfeiler der Wissens- und der 
Meinungsbildung, nämlich die Lebensumwelt, das eigene 
Erleben, herausgestellt: " ... montre une nouvelle fois, que les 
Frangais se construisent une image de la prison en fonction 
de leur environnement et de leur propre vecu plutöt qu'en 
restituant des connaissances prealablement acquises ... ". 
Am deutlichsten wird dies bei einem Blick auf die Umfrage­
ergebnisse von ehemals Inhaftierten bzw. deren Besuchern 
oder von Vollzugspersonal. Innerhalb der Fragekategorien 
nach den materiellen Haftbedingungen zeigte sich hier ein 
deutlich höherer Kenntnisstand, der allerdings erstaunlicher­
weise nicht zu einem negativeren Gesamturteil dieser Grup­
pe über die tatsächlichen Zustände in den Institutionen führe 
als bei den übrigen Befragten. Hingegen äußerten sich die 
ehemals Inhaftierten auffallend kritischer hinsichtlich Not­
wendigkeit und Länge der Haftstrafen. 

Etwas überrascht zeigte man sich angesichts der Tatsa­
che, dass das soziodemographische Kriterium - "Connais­
sance d'une personne travaillant en prison ou ayant ete in­
carcere" (Bekanntschaft mit einer Person, die im Gefängnis 
arbeitet oder bereits inhaftiert war) nahezu ohne Signifikanz 
war. Dies veranlasse zu der Vermutung, dass das Wissen 
über die Geschehnisse "hinter den Mauern" nicht nach au­
ßen getragen werde, dass es sich um ein soziales Randthe­
ma handele, über das man nicht spreche. Gleichzeitig stütze 
es aber auch eine der Hauptschlussfolgerungen der Unter­
suchung: die verbreitete Gleichgültigkeit der Franzosen ge­
genüber einer von der Gesellschaft unerwünschten, unlieb­
samen Materie20). Das Gefängnis also ein Tabuthema, für 
das objektive, fundierte Wissensquellen offenbar kaum exis­
tieren, respektive nicht genutzt werden; das Gefängnis wird 
eben nicht "gelehrt". Es wird vor allem als Symbol wahrge­
nommen. Auch dies freilich keine völlig neue Erkenntnis. 

Schlussbemerkung 
Die Initiative des GENEPI zeigt Gespür für das Funda­

mentale, nämlich dass, wer eine überlegte Kriminalpolitik be­
treiben will, sich immer auch mit der Meinung der Bevölke­
rung auseinandersetzen muss. Es gilt hier, was Müller- Dietz 
für den Strafvollzug so fasslich formulierte: "Wer Attitüden, 
Einstellungen, Verhaltensweisen ändern will, muss sie erst 
einmal kennen. Er muss wissen, ob und inwieweit der Bürger 
über den Strafvollzug informiert ist, welchem Interesse des­
sen Probleme begegnen, was man von etwaigen Reformen 
hält"21). Von derartig überlegter Vorgehensweise scheint der 
französische Gesetzgeber derzeit jedenfalls im Bereich des 
Strafprozessrechts insgesamt ein gutes Stück entfernt. Der 
Strafvollzug erscheint ohnehin nur als kleiner Unterpunkt auf 
der politischen Tagesordnung. 

Zunächst eine möglichst umfassende Datenbasis anzu­
legen über die gesellschaftliche Wahrnehmung des G(3fäng­
nisses, um anschließend effektivere und gezieltere Offent­
lichkeitsarbeit und Reintegrationsförderung leisten zu 
können ist prinzipiell eine durchaus sinnvolle Vorgehenswei­
se. Im Bereich des Strafvollzugs hat der GENEPI damit Neu­
land betreten. Dass die Erhebung zum Einen bereits einige 
Jahre zurückliegt und zum Anderen nichts wesentlich Nelles 
zutage gefördert hat, sollte ihre Bedeutung nicht schmälern, 
denn die angesprochenen Probleme sind grundsätzlicher 
und auch sicher noch gegenwärtiger Art, zumal die derzeitige 
sicherheits- und effektivitätsorientierte Reformpolitik in 
Frankreich die Einstellung der Bevölkerung gewiss nicht in 
eine positive Richtung beeinflussen dürfte. Das gilt insbeson­
dere auch für die Frage nach der Institution der Freiheits­
strafe an sich, die durch die neue Gesetzgebung eher noch 
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eine Verstärkung erfährt. Den Resozialisierungsgedanken, 
der in Frankreich ohnehin weniger ausgeprägt scheint als in 
Deutschland, fördert sie - trotz der Beteuerungen des franzö­
sischen Justizministers Perben, dass die Verbesserung des 
Vollzugssystems und die Reintegration wichtige Anliegen der 
Reformpolitik seien22) - jedenfalls nicht23). Hier tritt ein altes 
Dilemma des Strafvollzugs zutage24). 

Obschon also die Studie keine wesentlichen Überra­
schungen ans Licht gebracht hat, sondern in vielerlei Hin­
sicht ihre Ergebnisse sicherlich vorhersehbar waren, macht 
sie einmal mehr die Notwendigkeit deutlich, dass es in der 
Gesellschaft an den optimalen Voraussetzungen für eine Re­
integration von ehemals Inhaftierten mangelt, nicht zuletzt 
auch wegen der Wissenslücken über Gefängnisse. Die ins­
gesamt "kritisch-ambivalente" Haltung einer offenbar ge­
wünschten, gleichzeitig aber tabuisierten und wenig bekann­
ten Einrichtung, der gleichzeitige Wunsch nach Fortbestand 
und Änderung, sind gewiss zum großen Teil das Resultat der 
Unkenntnis über die tatsächliche Beschaffenheit des Ge­
fängnisses und vor allem seiner Funktion. Hier scheinen 
Information und Sensibilisierung daher weiterhin unerläss­
lich; das Bemühen den schattigen Platz am Rande der Ge­
sellschaft, den der Mythos Gefängnis bislang innehat, weiter 
zu erhellen ist unverzichtbar25). 

Untersuchungen wie die des GENEPI sind - methodische 
Gründlichkeit vorausgesetzt - nach wie vor ein vernünftiger 
Schritt zur intensiveren Auseinandersetzung mit der Meinung 
der Bevölkerung und Ansatzpunkt für die notwendige Inte­
gration der Gesellschaft in die Anstalten26). Gleichzeitig erin­
nern sie uns an den gesamtgesellschaftlichen Kontext, in 
dem der Strafvollzug steht sowie daran, dass die Öffentlich­
keit "Anreger, Resonanzboden, Kontrolle und kritischer Be­
gleiter von Praxis und Gesetzgeber" sein sollte27). 
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ferner den Kommissionsbericht von Floch, Rapport sur la situation dans 
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Uber die Betreuung deutscher 
Gefangener in Thailand durch die 
deutsche Botschaft 
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Einleitung 
Vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Strafvollzug 

im Königreich Thailand sowie den Aufgaben der Deutschen 
Botschaft Bangkok bei der Betreuung deutscher Staatsange­
höriger, die sich in thailändischen Haftanstalten befinden. 
Jedes Jahr besuchen ca. 125.000 Bundesbürger als Touris­
ten oder Geschäftsreisende das Königreich. Die Zahl der 
deutschen Staatsangehörigen, die in Thailand eine Freiheits­
strafe verbüßen oder sich in Untersuchungshaft befinden, 
schwankt um den Wert von 70. Damit ist die Konsularabtei­
lung der Botschaft in Bangkok eine der meistbeschäftigten 
Konsularabteilungen der deutschen Botschaften im Ausland 
überhaupt. In diese Arbeit fließen Erfahrungen mit ein, die die 
Verfasser während eines Praktikums in der Konsularabtei­
lung der deutschen Botschaft Bangkok im Februar/März 
2003 machen durften. Zudem waren wir auf weiterführende 
Informationen des Konsuls Karsten Tietz sowie des haupt­
amtlichen Gefangenenbetreuers Alfred W. Reichert angewie­
sen, die uns an ihrem reichhaltigen Wissens- und Erfah­
rungsschatz teilhaben ließen und uns bei Erstellung der 
Arbeit unterstützend zur Seite standen. 

A. Politische Situation im Königreich Thailand 
Thailands Staatsform ist seit dem Jahre 1932 die konsti­

tutionelle Monarchie. Das Land befindet sich seitdem, unter­
brochen von einigen einschneidenden Rückschlägen, auf 
dem Weg zu einem modernen RechtsstaaF). Hoffnungen auf 
einen kontinuierlichen Aufbau eines demokratischen Bewusst­
seins in der Bevölkerung wurden jedoch durch zahlreiche 
Militärputsche und Staatsstreiche zerstört. Die Auswirkungen 
des letzten, von Admiral Sangat Chaloryuu angeführten, Put­
sches waren bis in die späten 70er Jahre des 20. Jahr-hun­
derts allgegenwärtig. 

Seit 1980 hat sich die politische Lage in Thailand weitge­
hend beruhigt, eine vertrauensvolle politische Zusammenar­
beit zwischen Premierminister und Monarchen verhalf Thai­
land zu politischer Stabilität und zu wirtschaftlichem Erfolg im 
Vergleich zu seinen Nachbarländern3). Bei der Betrachtung 
der Haftbedingungen, auch unter der gegenwärtigen poli­
tisch relativ stabilen Lage, darf man jedoch nicht übersehen, 
dass für eine kontinuierliche und schrittweise Liberalisierung 
und Humanisierung des Strafverfahrensrechts, wie sie in vie­
len westlichen Ländern im letzten Jahrhundert durchgeführt 
wurde, langfristige politische Stabilität Voraussetzung war. Im 
Königreich Thailand ist jedoch 1997 bereits die fünfzehnte 
Verfassung in Kraft getreten, von langfristiger politischer Sta­
bilität kann also keine Rede sein. Innere Spannungen waren 
jedoch noch niemals ein geeigneter Nährboden für eine libe­
ralisierung des Strafverfahrensrechts, da diese in der Regel 
in kleinen, aufeinander aufbauenden Schritten durch die Ge­
setzgebung vonstatten geht. So hinken heute, trotz wirt­
schaftlicher Prosperität im Land und relativem Wohlstand ei­
nes immer größer werdenden Teils der Bevölkerung, die 
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Haftbedingungen und die Rechte der Gefangenen weit hin­
ter dieser Verbesserung der allgemeinen Lebensbedingun­
gen her. Konstatiert werden soll hier also, dass der thailän­
dische Gesetzgeber in den Jahren der politischen Instabilität 
Schritte zur Humanisierung nicht gehen konnte, die in vielen 
Ländern, deren Wohlstandsniveau mit dem thailändischen 
vergleichbar ist, bereits gegangen wurden. 

B. Darstellung der Vollzugs verhältnisse 
Im Folgenden soll auf die Umstände eingegangen wer­

den, die deutsche und einheimische Strafgefangene in den 
Vollzugsanstalten vorfinden. Eine rechtlich bindende Rege­
lung über den Strafvollzug in Form eines Strafvollzugsgeset­
zes gibt es nicht. Die Gegebenheiten in den Gefängnissen 
werden grundsätzlich durch die Anstaltsleitung festgelegt, 
die sich in der Regel nur an tatsächlichen, praktischen Zwän­
gen wie Überbelegung oder aber Weisungen des Depart­
ment of Corrections, einer Unterabteilung des Innenministe­
riums, orientiert. Hier soll insbesondere auf zwei Arten von 
Unterbringung in Haftanstalten eingegangen werden, die für 
Deutsche in thailändischen Vollzugsanstalten relevant sind. 
Dies ist zum einen der regelmäßige Strafvollzug, in dem kei­
ne Unterschiede zwischen Thai und Ausländer gemacht wer­
den und in dem Deutsche nach Verurteilung ihre Freiheits­
strafe verbüßen. Gleichermaßen bedeutsam für die 
Betrachtung der Vollzugsverhältnisse für deutsche Strafge­
fangene in Thailand ist weiterhin die Abschiebehaft. Entge­
gen ihrem Namen können in der Praxis ausländische Gefan­
gene u.U. bis zu zwei Jahren oder mehr im zentralen 
Abschiebegefängnis in in der Hauptstadt Bangkok (Interna­
tional Deportation Centre - nachfolgend "IDC") inhaftiert wer­
den. Verurteilte Ausländer haben nach Verbüßung ihrer Frei­
heitsstrafe oder Zahlung der Geldstrafe das Land zu 
verlassen, dies jedoch auf eigene Kosten. Solange sie für 
diese nicht aufkommen können, verbleiben sie weiterhin im 
Abschiebegefängnis, bis man mit dem Heimatland des Ge­
fangenen eine Einigung über die Finanzierung der Abschie­
bung getroffen hat. Dies kann auch bei Engagement der aus­
ländischen Botschaftsvertreter einige Wochen in Anspruch 
nehmen. 

Größte praktische Relevanz hat das Abschiebegefängnis 
auch in Fällen der Nichtausreise aus Thailand nach Ablauf 
des Visums. Dies hat für ausländische Touristen zur Folge, 
dass sie, im Falle, die festgesetzte Geldstrafe nicht bezahlen 
zu können, ohne Gerichtsverfahren im Abschiebegefängnis 
untergebracht werden können. Die Dauer der Unterbringung 
bemisst sich nach der Länge der Visumsüberschreitung und 
kann bis zu 300 Tage betragen. Hierbei ist wiederum zu be­
achten, dass der Insasse oder seine Verwandten nach Ver­
büßung dieser Strafe für seine Ausreise selbst aufzukommen 
haben, anderenfalls wird er nicht entlassen, so dass die tat­
sächliche Unterbringungsdauer weit über diese 300 Tage hi­
nausgehen kann. Da sich die Zahl der Strafgefangenen deut­
scher Nationalität gleichmäßig auf regulären Strafvollzug und 
Abschiebehaft verteilt, soll hier auf die Vollzugsverhältnisse 
im Abschiebegefängnis gleichermaßen wie auf die Verhält­
nisse im regulären Sfrafvollzug eingegangen werden. 

I. Unterbringung der Strafgefangenen 

Die Unterbringung von Strafgefangenen erfolgt sowohl im 
regulären Vollzug als auch in Abschiebehaft in GroßraumzeI­
len, die im regulären Vollzug in der Regel mit 50-100 Perso­
nen belegt werden, in Abschiebehaft mit 40-80 Personen. 
Eine typische GroßraumzeIle misst 15 Meter in der Länge 
und ist 8 Meter breit, so dass jeder Häftling im Durchschnitt 
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nur 1 bis 1,5 m2 Platz für sich zur Verfügung hat. Diese enor­
me Dichte an Personen wird dadurch erreicht, dass die 
Zellen nicht mit Betten ausgestattet sind, sondern die In­
sassen in Reihen angeordnet auf dem Fußboden schlafen, 
der lediglich mit dünnen Bastmatten ausgelegt ist. Es ist dem 
Häftling jedoch möglich, sich von seiner Familie eigene 
Decken geben zu lassen und diese zur Verbesserung des 
Komforts seiner SchlafsteIle zu verwenden. Die Schlafstätten 
sind in drei oder vier Reihen angeordnet zwischen denen 
sich ein schmaler Durchgang befindet, um zu den weiter hin­
ten liegenden Schlafplätzen zu gelangen. Persönliche Dinge 
des Inhaftierten wie Kleidung oder Bücher, bewahrt dieser an 
seinem Schlafplatz auf, der hierfür jedoch nur wenig Platz 
bietet. Die Zelle selbst besteht aus den drei Grundmauern 
und ist auf der zum Gang zugewandten Seite, auch dies im 
deutlichen Gegensatz zum deutschen Strafvollzug, nur von 
Eisenstangen durchzogen, die jedem Vorbeigehenden voll­
en Einblick in die Zelle ermöglichen. Diese offene Bauweise 
dient der einfachen Kontrolle der Inhaftierten durch das Per­
sonal. So können die Insassen durch einen regelmäßigen 
Rundgang und ein kurzen Blick in die Zelle ohne großen 
Zeitaufwand durch eine geringe Anzahl von Aufsichtskräften 
kontrolliert werden. Unzweifelhaft wirft dies nach unserem 
Rechtsverständnis mehr als nur Fragen auf4l. Resultierend 
aus Massenbelegung und jederzeitiger Einsehbarkeit der 
Zelle von außen reduziert sich die Privatsphäre des Inhaftier­
ten auf Null. 

Die Sanitäranlagen bestehen pro Zelle aus drei offenen 
Waschplätzen sowie Toiletten, die sich in einem mittels einer 
Wand abgetrennten Teil der Zelle befinden. Toiletten und 
auch die Waschplätze können von den Insassen jederzeit 
und ohne zeitliche Begrenzung benutzt werden. Auch dies 
kann wiederum damit begründet werden, dass kein Personal 
zur Begleitung des Häftlings zur Dusche und seiner Über­
wachung benötigt wird. Allerdings muss hierbei auch beach­
tet werden, dass sich bei einer solchen Menge von Inhaf­
tierten in einem nichtklimatisierten Gefängnis (bei einer Jah­
resdurchschnittstemperatur in Bangkok von ca. 30 Grad 
Celsius) eine enorme Hitze aufbauen kann, die lediglich 
durch einige Deckenventilatoren etwas verringert wird. Somit 
stellt die jederzeitige Benutzbarkeit der Waschstellen auch 
zur Abkühlung eine enorme Hafterleichterung dar. Die Sani­
täranlagen innerhalb der Zellen befinden sich in einem guten 
Zustand, was vor allem daran liegt, dass die Gefangenen, 
die für die Reinigung selbst verantwortlich sind, bei einer sol­
chen Vielzahl an Nutzern der Toiletten ein naturgemäßes 
Interesse an einer gewissen Sauberkeit haben. Nach unse­
rem Rechtsverständnis äußerst problematisch ist jedoch, 
dass die Sanitäranlagen in der gleichen Bauweise gehalten 
sind wie die Zellen selbst, so dass auch die Sanitäranlagen 
von außen einsehbar sind. Jeder Justizbeamte, der im 
Vorbeigehen die Zelle kontrolliert, erhält somit nicht nur Ein­
blick in die Schlafstätten der Gefangenen, sondern auch in 
die Sanitärbereiche. Wie an verschiedenen Punkten festge­
stellt, reduziert sich die Privatsphäre eines Gefangenen in 
Thailafld auf ein Minimum dessen, was in Deutschland ge­
währleistet wird bzw. was außerhalb der Haftanstalt einem 
jeden zusteht. Rückzugsmöglichkeiten für den Inhaftierten 
existieren de facto nicht. So besteht ein ständiger Geräusch­
pegel in den Zellen, das Licht in den Zellen wird nachts nicht 
abgestellt und dem ständigen Kontakt zu den Gefangenen 
auszuweichen ist unmöglich. Hinzu kommen die unvorher­
sehbare Überwachung von außen und der fehlende Platz zur 
Bewegung, da sich der einzelne Platz pro Inhaftierten im 
Prinzip auf seinen Schlafplatz reduziert. Jedoch darf bei der 
Betrachtung der Privatsphäre der kulturelle Aspekt nicht au-

ßer Acht gelassen werden. So ist in Thailand die Privatsphä­
re weniger wichtig als in unserem Kulturkreis. Das gemeinsa­
me Miteinander und der ständige Kontakt auf engstem Raum 
innerhalb der Familie sind derart im Leben verankert, dass 
Privatsphäre kein als wichtig geschätztes Gut betrachtet 
wird. Dies erklärt, dass auf die Privatsphäre des Einzelnen 
innerhalb des Vollzuges keine Rücksicht genommen wird. 
Außerdem ist positiv festzustellen, dass durch ständigen 
Kontakt mit Mitgefangenen keine Vereinsamung des Inhaf­
tierten stattfindet und die Suizidrate innerhalb der thailändi­
schen Vollzugsanstalten daher gen Null tendiert. Unterschei­
dungen nach Nationalität, Einfluss oder vorhandenen 
Geldmitteln sollen bei der Belegung der Zellen nicht getrof­
fen werden. Einziges Unterscheidungsmerkmal stellt das 
Geschlecht dar. So gibt es zwar gemischte Gefängnisse und 
auch gemischtes Justizpersonal; die Zellenbelegung jedoch 
erfolgt streng nach Geschlechtern getrennt. 

11. Verpflegung 

Die Verpflegungssituation in thailändischen Justizvoll­
zugsanstalten ist äußerst mangelhaft und einseitig. Auf eine 
kulturell bedingte, von der Standardverpflegung abweichen­
de Diät wird in der Regel keine Rücksicht genommen, schon 
gar nicht auf Vorlieben des Strafgefangenen. Generell kann 
auch die verabreichte Standardkost als nicht unerheblicher 
Teil der Strafe betrachtet werden, da Abmagerungserschei­
nungen und leichtere gesundheitliche Probleme sowohl bei 
Einheimischen als auch bei Strafgefangenen aus dem Aus­
land während der Haftzeit so gut wie nie ausbleiben und die­
ser Umstand auch von der thailändischen Gesellschaft als 
beabsichtigt hingenommen wird. Ein bei der Betrachtung 
nicht zu vernachlässigender Faktor ist jedoch, dass der Häft­
ling weitaus mehr Möglichkeiten zum Kontakt mit seinen An­
gehörigen hat, als dies in deutschen Gefängnissen der Fall 
ist. Dies ist nicht als beabsichtigte Hafterleichterung gedacht, 
sondern es finden lediglich allgemeine gesellschaftliche Vor­
stellungen, wie die verstärkte Familienbindung, Niederschlag 
in der Praxis des Strafvollzuges. So besteht bei den häufigen 
Treffen mit Angehörigen auch die Möglichkeit, vorgekochte 
Mahlzeiten an den Häftling zu übergeben. Dadurch wird zwar 
die individuelle Situation des Häftlings stark verbessert, je­
doch führt dies wiederum zu Ungleichheiten innerhalb der 
stark im gegenseitigen Kontakt stehenden Gefangenen. Es 
stellt sich wie bei Vergünstigungen, die durch Bestechung 
des Vollzugsbeamten erlangt werden, die Problematik der 
Zweiklassengesellschaft innerhalb der Vollzugsanstalten. 

111. Psychologische Betreuung 

Von der ärztlichen Versorgung ist die geistliche bzw. psy­
chologische Betreuung zu unterscheiden; diese gliedert sich 
wiederum in Betreuung durch das Gefängnjispersonal und 
kirchliche Unterstützung. 

1. Betreuung durch das Gefängnispersonal 

Psychologische Betreuung seitens des Justizpersonals 
findet in thailändischen Haftanstalt nicht statt, es existiert 
auch kein hierfür angestelltes und ausgebildetes Personal. 
Begründen lässt sich dies wiederum mit der desolaten finan­
ziellen Ausstattung der Haftanstalten und mit dem oft niedri­
gen Ausbildungsstand des Personals. Des Weiteren kommt 
hinzu, dass in Thailand eine starke familiäre Bindung besteht 
und Probleme daher traditionell eher in der Familie behandelt 
als mit Außenstehenden besprochen werden. Aufgrund der 
kulturell bedingten Angst des "Gesichtsverlustes" wird zudem 
über eigene Fehler oder das eigene Unwohlsein generell we­
nig anderen mitgeteilt bzw. als Schwäche ausgelegt. Auch 
dies stellt einen Grund für das Fehlen dieser Art der Betreu-



ung dar, da diese somit nicht als notwendig erachtet wird. 
Nichtsdestotrotz wäre ein solches Angebot, auch im Hinblick 
auf ausländische Inhaftierte, die eher das Bedürfnis nach ei­
ner persönlichen Aussprache haben, wünschenswert. 

2. Betreuung durch kirchliche Organisationen 

Im Ausgleich dazu wird jedoch in einigen Gefängnissen 
durch die christlichen Kirchen zeitweise ein geistlicher 
Betreuer für ausländische Inhaftierte zur Verfügung gestellt. 
Hierbei muss vermerkt werden, dass sich diese christlichen 
Seelsorger engagiert und intensiv um viele Inhaftierte küm­
mern und diese betreuen. So werden z.B. die großen 
Bangkoker Gefängnisse zweimal wöchentlich von einem 
deutschen evangelischen Pastor besucht, der von den 
Häftlingen Briefe entgegennimmt, um diese als E-Mails an 
die Empfänger zu senden. Ohne diese Hilfspersonen wäre 
es, zumindest den Ärmeren unter den Häftlingen, nahezu un­
möglich, Kontakt zu ihren oft räumlich weit entfernten 
Verwandten und Freunden zu halten. Allerdings muss auch 
hier wieder darauf hingewiesen werden, dass eine psycho­
logische Betreuung durch kirchliche Organisationen zwar 
teilweise im Großraum Bangkok stattfindet, diese in den Pro­
vinzgefängnissen, in denen zum Großteil ohnehin weitaus 
schlechtere Bedingungen herrschen, jedoch gänzlich fehlt. 
So dankenswert diese Betreuung in und um Bangkok durch 
die Kirchen auch ist, sollte sie doch, wenn schon niCht staat­
licherseits geregelt, auf das ganze Land ausgedehnt werden, 
da sich regelmäßig zeigt, wie sehr dieser Kontakt und diese 
Art von Hilfe die Haftzeit erleichtern. 

C. Betreuung deutscher Strafgefangener 
durch die deutsche Botschaft 

Deutsche StaatSbürger im Ausland haben nach § 5 
KonsularG in Notlagen Anspruch auf Hilfeleistung durch die 
deutsche Botschaft. § 7 KonsularG regelt den Unterfall der 
Unterstützung Strafgefangener und der Untersuchungshäft­
linge. Diese Aufgaben sind klassische Aufgaben der Konsu­
larabteilung. In Ländern wie in Thailand, in denen sich viele 
Deutsche als dauerhafte Einwohner oder Touristen aufhal­
ten, werden diese Aufgaben von einem eigenen Gefange­
nenbetreuer innerhalb der Konsularabteilung sowie vom 
Konsul wahrgenommen. Die Betreuung des deutschen 
Staatsbürgers reicht von dem Zeitpunkt nach seiner Fest­
nahme bis zu einer erforderlichen Heimschaffung nach 
Verbüßung einer eventuellen Haftstrafe durch alle sich da­
zwischen befindenden Stadien. Unterstützung bei der Ge­
fangenenbetreuung bekommt die Botschaft von ehrenamtli­
chen Helfem, die meist deutsche Unternehmer in Thailand 
sind und sich von ihrem Engagement gute Kontakte zur Bot­
schaft und damit Unterstützung bei dem Umgang mit thailän­
dischen Behörden versprechen. 

I. Betreuung beim Strafprozess und während der Unter­
suchungshaft 

Nach Festnahme eines Verdächtigen wird diesem in der 
Regel die Möglichkeit gegeben, Kontakt zur deutschen Bot­
schaft aufzunehmen. Deren primäre Pflichten aus § 7 Kon­
sularG sind erste, grundlegende Rechtsberatung sowie Ver­
mittlung eines deutschsprachigen Anwalts. Ebenso klärt die 
Botschaft Möglichkeiten zur Finanzierung des Anwalts und 
informiert Angehörige über die Festnahme. Gerade in Län­
dern, in denen nicht jede unserer rechtsstaatlichen Vorstel­
lungen exakt in der Praxis umgesetzt ist, ist weitere Unter­
stützung während des Prozesses häufig sinnvoll und für den 
Angeklagten wichtiger als die alleinige Vermittlung von 
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Rechtsschutz. So kann die Botschaft nach eigenem Ermes­
sen auch selbst Mitarbeiter zur Prozessbeobachtung abstel­
len. Dies geschieht vor allem in Fällen, in denen nach unse­
rem Rechtsverständnis dem Angeklagten unverhältismäßig 
hohe Strafen drohen. Beispiele hierfür sind fahrlässig ver­
schuldete Verkehrsunfälle mit Personenschäden oder, wenn 
der Gesundheitszustand des Angeklagten befürchten lässt, 
dass bei längerer Haft in thailändischen Gefängnissen dieser 
irreparablen Schaden nimmt. Es wurde die Erfahrung ge­
macht, dass bei Beobachtung des Strafprozesses durch ei­
nen ausländischen Diplomaten dieser in der Regel gründli­
cher geführt wird. So werden rechtsstaatliche Grundsätze 
eher beachtet und auch der gesundheitliche Zustand spielt 
bei der Strafzumessung eine größere Rolle, als dies sonst 
der Fall wäre. Somit kann durch das Engagement der 
Botschaft für den Angeklagten meist ein milderes Urteil er­
reicht werden. Die Richter an thailändischen Gerichten las­
sen sich trotz ihrer Objektivität, die nicht angezweifelt werden 
soll, durch persönliches Engagement eines Diplomaten häu­
fig zu Gunsten des Angeklagten beeinflussen. Dies liegt 
auch daran, das dieses verstärkte Engagement durch die 
Botschaft eben nur dann aufgebracht wird, wenn nach deut­
schem Rechtsverständnis das Verhältnis zwischen zu er­
wartender Strafe und Schuldvorwurf unangemessen ist oder 
wenn in einem deutschen Strafprozess auf Umstände, wie 
beispielsweise körperliche Gebrechen oder psychische 
Krankheit, Rücksicht genommen werden würde und dies im 
thailändischen Strafprozess nicht der Fall ist. Keinesfalls er­
fahren alle Personen, die gegen thailändisches Recht ver­
stoßen haben, diese bevorzugte Behandlung. So wird den 
Personen lediglich ein Anwalt vermittelt, die gegen Drogen­
gesetze verstoßen haben oder denen Gewaltstraftaten zur 
Last gelegt werden, wenn ein objektives Verfahren zu erwar­
ten ist. 

11. Betreuung während der Haftzeit 

Jeder deutSChe Strafgefangene im Ausland hat nach § 7 
KonsularG Anspruch auf Betreuung während seiner Haftzeit. 
In welcher Art diese Hilfe zu erfolgen hat, ist durch den Ge­
setzgeber nicht festgelegt. Die Art der erforderlichen Hilfe 
richtet sich nach der persönlichen Lage des Gefangenen so­
wie nach den allgemeinen Haftumständen im Land. In Thai­
land stellen die Schwerpunkte der Haftbetreuung medizin­
sche Unterstützung sowie Anreicherung der Verköstigung 
des Gefangenen dar. So wird in der Regel jeder deutsche 
Strafgefangene mindestens einmal im Monat besucht. Sinn 
dieser Besuche ist, sich vom Gesundheitszustand des Häft­
lings ein Bild zu machen und ggf. bei den thailändischen 
Vollzugs behörden auf diesen aufmerksam zu machen oder 
ihm benötigte Medikamente zu beschaffen. Auch erhält der 
Strafgefangene mehrere vorgekochte proteinhaltige Mahl­
zeiten, da Proteinmangel häufig für gesundheitliche Pro­
bleme bei Strafgefangenen verantwortlich ist. Ein bei den re­
gelmäßigen Gefangenenbesuchen nicht zu vernachlässi­
gender Aspekt ist auch die Möglichkeit zum Gespräch in 
deutscher Sprache sowie jemandem seine Probleme mittei­
len zu können, der diese aufgrund der Zugehörigkeit zum 
gleichen Kulturkreis nachvollziehen kann. Häufig leiden 
Strafgefangene trotz GroßraumzeIlen darunter, sich mit nie­
mandem über ihre Probleme unterhalten zu können, entwe­
der mangels Sprachkenntnis oder weil diese Probleme, bei­
spielsweise mangelnde Privatsphäre, aufgrund kultureller 
Unterschiede von den Mitgefangenen nicht in gleich starkem 
Maße geteilt werden. Somit übernehmen die Gefangenenbe­
treuer gleichzeitig auch die Aufgabe der elementaren psy­
chischen Betreung wahr. 
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Ferner können deutsche Strafgefangene in Thailand An­
spruch auf finanzielle Unterstützung nach § 5 VI KonsularG 
haben. Von einer Notlage wird bei Inhaftierung in einer thai­
ländischen Justizvollzugsanstalt in der Regel ausgegangen. 
Sinn dieser Unterstützung ist, den Lebensstandard des Häft­
lings dem eines Insassen einer Vollzugsanstalt in Deutsch­
land zumindest anzunähern. Dies ist auch durch Art. 1 1,211 
GG geboten. Die Höhe der Hilfe variiert von Land zu Land 
und orientiert sich an den Verhältnissen in den Haftanstalten 
und an den "Marktpreisen", die in Haftanstalten für elemen­
tare Güter des täglichen Gebrauchs aufzuwenden sind. Der 
monatliche Satz in Thailand beträgt zur Zeit € 160,-. Das 
Geld wird von den Häftlingen meist für von der Standardver­
pflegung abweichende Nahrungsmittel oder für Artikel des 
täglichen Gebrauchs, wie Zahnbürste, Seife oder Toiletten­
papier verwendet. Die Häftlinge erhalten diese Unterstützung 
in der Regel von einem Gefangenenbetreuer bar in thailän­
discher Währung einmal monatlich während der Besuchster­
mine. 

111. Auslieferung des Strafgefangenen nach Deutschland 

Im Folgenden soll die Hilfe seitens der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland erörtert werden, die diese an in 
thailandischen Gefängnissen inhaftierte Deutsche leistet, um 
die Strafgefangenen nach Deutschland auszuliefern. 

1. Das deutsch-thailändische Auslieferungsabkommen 

Seit dem Gesetz vom 4. Dezember 1995 (BGBI. 11, S. 1010 ff.) 
zu dem "Vertrag vom 26. Mai 1995 zwischen der Bundes­
republik Deutschland und dem Königreich Thailand über die 
ÜbersteIlung von Straftätern und über die Zusammenarbeit 
bei der Vollstreckung von Strafurteilen" besteht zwischen die­
sen bei den Ländern ein Auslieferungsabkommen betreffend 
die Heimführung von im Vertragspartnerland rechtskräftig 
verurteilten Häftlingen. Dieses Abkommen gilt für deutsche 
und thailändische Häftlinge, die einen Teil ihrer durch gericht­
liches Urteil im jeweils anderen Land festgesetzten Strafe ab­
gebüßt haben. Der restliche Teil der Strafe soll anschließend 
im Heimatland erfolgen, da angenommen wird, dass dies die 
erfolgreiche Wiedereingliederung der Straftäter in die Gesell­
schaft erleichtert51. Gemäß Art. 3e des Vertrages darf ein 
Täter erst dann überstellt werden, wenn er im überstellenden 
Staat, d.h. in dem Staat, indem die Tat begangen wurde, ei­
ne nach dessen Recht vorgeschriebene Mindestdauer der 
Freiheitsstrafe verbüßt hat. Jedoch besteht auf eine Auslie­
ferung in das Heimatland nach diesem Zeitraum kein An­
spruch; es kann gemäß Art. 411 des Vertrages hiernach ledig­
lich durch den übernehmenden Staat, d.h. das Heimatland 
des Täters, ein schriftlicher Antrag auf Auslieferung gestellt 
werden. Zu welchem Zeitpunkt das Land, in dem die Tat be­
gangen wurde, der Auslieferung zustimmt, liegt in seinem ei­
genen Ermessen. Allerdings besteht die Pflicht des überstel­
lenden Staates, dem ersuchenden Land unverzüglich seine 
Entscheidung mitzuteilen. Die Entscheidung über die Auslie­
ferung wird von einem eigens eingerichteten Gremium ge­
troffen. Dieses tagt in Thailand lediglich zweimal pro Jahr; es 
handelt sich bei dieser Mitteilung der Entscheidung somit 
nicl)t um Unverzüglichkeit in unserem Rechtsverständnis. 
Aufgrund der aus den 9,5 Millionen jährlichen Touristen 6 ) re­
sultierenden hohen Zahl an ausländischen Inhaftierten und 
einer Vielzahl von bilateralen Auslieferungsabkommen hat 
sich dieses Gremium in seinen Sitzungen mit einer großen 
Anzahl von Anträgen zu befassen. Aus diesem Grund findet 
bei der Tagung dieses Gremiums keine fundierte Einzelfall­
prüfung statt, sondern es wird häufig nach selbst festgeleg­
ten Quoten über die Annahme oder die Ablehnung der An­
träge entschieden. Zwar bemüht sich die deutsche Botschaft 

in Bangkok mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln, 
alle deutschen Inhaftierten in Thailand schnellstmöglich nach 
Deutschland ausliefern zu lassen, jedoch ist, außerhalb des 
Ersuchens, eine stärkere Einflussnahme auf die Entschei­
dungen des Gremiums kaum möglich und wird wegen der 
Achtung der Souveränität des thailandischen Staates selten 
versucht. Aufgrund der zwar regelmäßig, aber doch sehr sei­
ten stattfindenden Gremiumssitzungen können bis zur Zu­
stimmung einige Jahre vergehen, da zwar zu jedem Ta­
gungstermin des Gremiums ein neuer Antrag gestellt, dieser 
jedoch ebenfalls immer wieder abgelehnt werden kann. So­
bald dem Auslieferungsersuchen stattgegeben wurde, be­
deutet dies nicht die einfache Ausweisung des Inhaftierten 
nach Deutschland in ein dortiges Gefängnis. Vielmehr müs­
sen noch weitere Voraussetzungen erfüllt werden: So ist zum 
einen vor der eigentlichen Ausweisung der gesamte Prozess 
vor einem deutschen Strafgericht nochmals zu führen, wobei 
das zu befindende Gericht hierbei zu einer Verurteilung des 
deutschen Staatsbürgers gelangen muss. Um nicht jeden 
Zeugen zur Vernehmung nach Deutschland einfliegen zu 
müssen, ist der Konsul der Botschaft, der Leiter der Rechts­
und Konsularabteilung, zur Zeugenvernehmung in Thailand 
legitimiert. Die Ergebnisse der Zeugenvernehmung durch ihn 
werden an das deutsche Gericht weitergeleitet, damit dieses 
zu einem eigenen Urteil gelangen kann. Dieses Urteil muss 
in seiner Haftdauer in etwa mit dem des thailändischen Ge­
richts übereinstimmen7). Um dies zu gewährleisten, empfiehlt 
die deutsche Botschaft bzw. das Auswärtige Amt den deut­
schen Gerichten ein möglichst hohes Strafmaß für den Inhaf­
tierten anzusetzen, um dieser Vorgabe des Auslieferungs­
abkommens Rechnung zu tragen und die Auslieferung 
schnellstmöglich vollziehen zu können. So wird vielfach auch 
für in Deutschland weniger schwer bewertete Delikte die ge­
setzliche Höchststrafe durch das zu befindende Gericht aus­
gesprochen. 

Sofern diese Voraussetzungen erfüllt sind, kann der 
Häftling Überstellt werden. An dieser Stelle muss hinzugefügt 
werden, dass die durch das deutsche Gericht festgesetzte 
Haftstrafe, abzüglich der bereits in Thailand abgesessenen 
Strafe, nun als in Deutschland zu vollstrecken gilt. Mit einer 
Haftdauer, die zwar in Thailand aufgrund des gesetzlich vor­
gesehenen sehr viel höheren Strafrahmens als normal gilt, in 
Deutschland jedoch in hohem Maße über dem liegen würde, 
was nach gängiger Rechtsprechung üblich ist, wird be­
zweckt, die Abschiebung zu beschleunigen. So gilt diese 
VOllstreCkungsdauer oftmals lediglich theoretisch; in der Pra­
xis kommt der, nun auch in Deutschland rechtskräftig verur­
teilte und vorbestrafte, deutsche Staatsbürger nach Ankunft 
im Heimatland ebenfalls zunächst in Haft; er wird jedoch 
schnellstmöglich dem für die Urteilsfindung zuständigen 
Strafgericht zur Anhörung vorgeführt. Auch an dieser Stelle 
tritt wiederum die Botschaft bzw. das Auswärtige Amt in Er­
scheinung. Diese erläutern dem Gericht die extrem abwei­
chenden Strafbedingungen in thailändischen Gefängnissen 
und die besonders schweren Bedingungen und ersuchen 
das Gericht, die in Thailand verbüßte Strafe nicht nur gleich­
wertig, sondem höher auf das Strafmaß anzurechnen. Die­
sem Gesuch wird in der Regel gefolgt, so dass in den mei­
sten Fällen die Haftzeit in thailändischen Gefängnissen im 
Verhältnis zur deutschen Haft doppelt gezählt wird, d.h. fünf 
Jahre in thailändischen Gefängnissen so wie zehn Jahre in 
Deutschland gewertet werden. Der Gefangene wird somit 
anschließend in Deutschland meist unmittelbar in Freiheit 
entlassen. Angesichts der zum Teil doch sehr harten Voll­
zugsverhältnisse in thailändischen Gefängnissen ist diese 
Handhabung im Sinne der Verhältnismäßigkeit als gerecht 
zu bewerten. 



2. Die ÜbersteIlung nach Deutschland 

Vor der eigentlichen ÜbersteIlung an die deutschen Be­
hörden erfolgt die Verlegung des Straftäters in das zentrale 
Abschiebegefängnis nach Bangkok (IDG). Bis zu diesem 
Zeitpunkt, d.h. unter Umständen mehrere Monate nach An­
tragstellung, bleibt der Inhaftierte in seiner regulären Haftan­
stalt. Die nächsten Schritte, die die Botschaft bei auszulie­
fernden deutschen Staatsangehörigen unternimmt, ist die 
Klärung des Aufkommens für die Flugkosten sowie für die 
Kosten, die der thailändische Staat für die Abschiebung be­
rechnet. Diese müssen bei Abschiebung von Ausländern aus 
Thailand von den Häftlingen selbst aufgebracht werden; ei­
ne Auslieferung auf Kosten des Königreiches Thailand ist ge­
nerell nicht vorgesehen. So findet, falls der Inhaftierte be­
hauptet, nicht über ausreichende eigene finanzielle Mittel zu 
verfügen, zunächst eine sog. "Subsidiaritätskontrolle" statt, 
d.h. die finanzielle Hilfe des deutschen Staates ist subsidiär 
gegenüber eigenen Geldmitteln des Inhaftierten bzw. dessen 
Angehörigen81 . Hierbei werden die Mittel des Häftlings sowie 
seiner Verwandten in Deutschland überprüft, da diese zu­
nächst verpflichtet sind, für anfallende Kosten aufzukommen. 
Bei langjährigen Strafgefangenen in Thailand gibt es jedoch 
oftmals wenig enge familiäre Bindungen und auch eigene fi­
nanzielle Mittel des Häftlings existieren vielfach nicht mehr. 
Aus diesen Gründen wird seitens der deutschen BotSChaft in 
Thailand großzügig verfahren, d.h. dass oft lediglich bei den 
Angehörigen in Deutschland telefonisch erfragt wird, ob die­
se die Möglichkeit haben, die Summe von € 400,- für einen 
one-way-Flug nach FrankfurtiMain sowie 800 thailändische 
Baht (entsprechen € 16,3791) für die Verwaltungsgebühren 
Thailands und die Fahrtkosten zum Flughafen zur Verfügung 
zu stellen. Sofern die Angehörigen diese Summe nicht auf­
bringen können, wird dem Inhaftierten auf Antrag nach § 5 IV 
KonsularG die erforderliche Summe leihweise durch das 
Auswärtige Amt zur Verfügung gestellt, da hiernach Hilfe 
durch die Botschaft auch derart geleistet werden kann, dass 
dem sich in Not befindenden Deutschen die Heimreise er­
möglicht wird. Die Summe muss nach § 5 V KonsularG un­
mittelbar nach Rückkehr nach Deutschland zurückerstattet 
werden. Zudem gilt dieser Auszahlungsbescheid nach Aus­
zahlung der Summe gleich als vollstreckbarer Titel der Bun­
desrepublik Deutschland gegen den Inhaftierten; was in der 
Praxis jedoch nichts daran ändert, dass etwa die Hälfte der 
zur Verfügung gestellten Gelder aufgrund der Finanzschwä­
che vieler deutscher Inhaftierter niemals zurück in die 
Staatskasse gelangen. Sobald die erforderliche Geldsumme 
zur Verfügung steht, wird zum einen ein Flug für die nächsten 
Tage gebucht, was aufgrund von Verträgen des Auswärtigen 
Amtes mit der Lufthansa auch kurzfristig unproblematisch 
möglich ist. Zum anderen werden den thailändischen Behör­
den die erforderlichen Schriftstücke der Botschaft, der even­
tuell erneuerte Reisepass sowie die Verwaltungsgelder über­
geben. Eine Besonderheit der thailändischen Verwaltung bei 
Übergabe der Gelder im Vergleich zu Deutschland ist, dass 
keine Quittungen o.ä. ausgestellt werden. Die Botschaft 
muss sich somit darauf verlassen, dass der empfangende 
Beamte das Geld sorgsam verwaltet. Der interne thailändi­
sche Verwaltungsvorgang beträgt anschließend nochmals 
ca. 2-3 Werktage. Sobald nun der endgültige Abschiebe­
termin feststeht, erhalten die Inhaftierten, die meist nur noch 
Kleidung für südostasiatische Klimaverhältnisse besitzen, 
warme Kleidungsstücke, die von Privatpersonen oder Beklei­
dungsunternehmen gespendet wurden 101. Ferner werden die 
Angehörigen des Häftlings von der Ankunftszeit unterrichtet, 
bevor dieser von den thailändischen Behörden zum Flug­
hafen transportiert wird, wo der Inhaftierte mit einem Beam-
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ten des Bundeskriminalamtes, der ihn nach FrankfurUMain 
begleitet, das Flugzeug nach Deutschland besteigt. An die­
ser Stelle endet die Arbeit der deutschen Botschaft vor Ort. 
Im Anschluss werden die Fälle nachbereitet; d.h. die finanzi­
elle Abwicklung findet in Kooperation mit dem Auswärtigen 
Amt statt, das ggf. für die Rückforderung der dem Inhaftier­
ten zur Verfügung gestellten Summe zuständig ist. 

IV Overstay-Häftlinge 

Von den deutschen, aufgrund eines Strafgesetzes rechts­
kräftig verurteilten Häftlingen in Thailand sind diejenigen 
Inhaftierten zu unterscheiden, die sich ohne Verurteilung aus 
dem Grund in Haft befinden, dass sie ihr Visum überschritten 
haben. Dies wird als sog. "overstay" bezeichnet; sie befinden 
sich länger in Thailand als es ihnen aufgrund ihres Visums 
gestattet war. Wie oben bereits erwähnt, haben diese Perso­
nen, die ohne gültiges Visum von der Polizei aufgegriffen 
werden, mit der Maßgabe, unverzüglich das Land zu verlas­
sen, die Möglichkeit, für jeden Tag, den sie sich ohne Visum 
im Land aufgehalten haben, eine Strafe von 200 thailändi­
schen Baht (entsprechen € 4,11) bis zu einer maximalen 
Summe von 20.000 Baht, zu bezahlen. Kann diese Summe 
nicht aufgebracht werden, wird der von der Polizei Aufgegrif­
fene inhaftiert und in das zentrale Abschiebegefängnis nach 
Bangkok (IDG) verlegt. Dort wird an jedem Tag der Haft sei­
ne zu zahlende Summe um 70 thailändische Baht (entspre­
chen € 1,44) verringert. Sobald die ursprünglich anhand der 
das Visum überzogenen Tage festgesetzte Strafsumme aus­
geglichen ist, kann der Inhaftierte das Land auf seine Kosten 
verlassen. Kann er diese Kosten nicht aufbringen, verbleibt 
er weiterhin in Haft. Die Botschaft darf für diese Geldstrafen 
gegenüber dem thailändischen Staat nicht aufkommen. Erst 
nachdem der deutsche Staatsbürger die angeordnete Anzahl 
an Tagen in Abschiebehaft verbracht hat, kann er finanzielle 
Unterstützung für die Kosten des Rückfluges beantragen, da 
er im Falle, für diese nicht selbst aufkommen zu können, 
theoretisch unbegrenzt in Haft verbleiben müsste. So kann 
die Botschaft, ebenfalls nach der oben beschriebenen Subsi­
diaritätskontrolle, bei mangelnden finanziellen Mitteln seitens 
des Inhaftierten oder seiner Angehörigen, auf Antrag nach 
§ 5 IV KonsularG dem Inhaftierten die Flug- und Verwal­
tungsgebühren leihweise zur Verfügung stellen. Somit be­
kommt der Häftling die Möglichkeit, unmittelbar nach Ver­
bringen der angeordneten Hafttage nach Deutschland zu­
rückzukehren. Auch die Overstay-Häftlinge können, wie die 
rechtskräftig verurteilten Strafgefangenen, durch die deut­
sche Botschaft finanzielle Unterstützung während der Haft­
zeit erhalten. Eine Unterstützung nach § 5 VI KonsularG, wie 
oben beschrieben, kommt erst nach einer Haftdauer von 
zwei Monaten in Frage, wird nach dieser Zeit jedoch nach 
den gleichen Maßgaben wie für verurteilte Strafgefangene in 
der Regel gewährt. Overstay-Häftlinge können jedoch bei 
Mittellosigkeit unmittelbar nach Inhaftierung einen Antrag 
nach § 5 I, 111 KonsularG auf Unterstützung hilfsbedürftiger 
Deutscher im Ausland stellen. Auf dieser Rechtsgrundlage 
erhalten alle sich in Not befindenden Deutschen im Ausland, 
nicht nur Strafgefangene, eine erste finanzielle Unterstüt­
zung zur Befriedigung grundlegender Bedürfnisse. Diese be­
läuft sich in Thailand auf 1.000 Baht (entsprechen € 20,46). 
Dieses Geld könnte von den Inhaftierten theoretisch zur teil­
weisen Begleichung ihrer Geldstrafe verwendet werden. 
Dies geschieht in der Realität jedoch äußerst selten, da es 
den Häftlingen meist wichtiger ist, mit diesem Geld eine 
Erleichterung der Haftbedingungen zu erreichen. Der eigent­
liche Abschiebungsvorgang ist hinsichtlich der Organisation 
durch die Botschaft mit dem des regulären Strafgefangenen 
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vergleichbar. Da sich viele der Overstay-Häftlinge aufgrund 
der Strafverfolgung durch die deutschen Behörden nach 
Thailand abgesetzt haben und diese in Deutschland polizei­
lich gesucht werden, wird jeder heimgeführte Inhaftierte nach 
etwaigen Einträgen im deutschen Fahndungsbuch überprüft. 
Sofern im Fahndungsbuch Einträge festgestellt werden, wird 
für diese Personen Kontakt zu den zuständigen deutschen 
Behörden aufgenomrnen, die den Deutschen unmittelbar 
nach dessen Ankunft in FrankfurtiMain aufgreifen und eine 
Strafverfolgung in Deutschland sicherstellen. 

Nach Darstellung der Vollzugsverhältnisse in thailändi­
sehen Haftanstalten wird deutlich, dass diese einen weit 
niedrigeren Standard bieten als der deutsche Strafvollzug 
und deutsche Staatsbürger rnit den schweren Bedingungen 
in der Regel große Probleme haben. Nach unseren Erfah­
rungen bei Besuchen in den Haftanstalten haben wir jedoch 
den Eindruck, dass die Betreuung deutscher Strafgefange­
ner durch die Botschaft, auch im Vergleich mit anderen west­
lichen Nationen, am umfassendsten und ihrer Gesamtheit 
als sehr engagiert zu beurteilen ist. Dies ist auch im Lichte 

Darstellung einer GroßraumzeIle 

des Verfassungsauftrages aus Art. 1 I GG zu sehen. So ent­
sprechen die Umstände in thailändischen Haftanstalten nach 
unserem Rechtsverständnis häufig nicht der Würde des 
Menschen. Durch die Arbeit der Botschaft wird sichergestellt, 
dass auch deutsche Strafgefangene in Thailand so wenig 
wie möglich von diesem Grundrecht ausgeschlossen wer­
den. 

1) Es handelt sich um eine im strafvollzugsrechtlichen Seminar ,.Zum 
Wesen der Freiheitsstrafe in Theorie und Praxis" von Herrn Prof. Dr. 
Michael Matzke im Sommersemester 2003 an der Juristischen Fakultät 
der Humboldt-Universität zu Berlin entstandene Seminararbeit. 

2) Wenk: Gericht und Zivilprozeß in Thailand, S. 1. 
3) Suwannathat-Pian: Kings, Country and Constitutions - Thailand's 

Political Development, 1932·2000, S. 175. 
4) Vgl. dazu Sichtspionurteile: BVerfG ZfStrVo 1997, 111; OLG 

Saarbrücken NStZ 1993, 207; OLG Celle ZfStrVo 1994,174. 
5) BGBI.II,S 1011. 
6) Loose, Thailand, S. 96 f. 
7) Art. 3i, 6 111 des Auslieferungsvertrages (BGBI. 11, S. 101011.). 
8) § 5 Abs. 4. 5 KonsularG. 
9) Wechselkurs vom 11. Juni 2003: € 1,- = 48,69 thailändlsche Baht. 

10) Vgl. Spendenaufruf für Inhaftierte im Internet unter www.thaipage.ch: 
sowie http://der-farang.com. 
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Eine islamische Hochzeit in der 
Justizvollzugsanstalt Büren 
Thomas Bongartz 

Bei der Justizvollzugsanstalt Büren handelt es sich um 
eine Anstalt, die ausschließlich der Unterbringung von Ab­
schiebungsgefangenen dient. Die Anstalt liegt mitten in 
einem Waldgebiet auf dem Gelände einer früheren Nato­
kaserne, etwa acht Kilometer von der Stadt Büren entfernt in 
Ostwestfalen. Etwa zehn der Abschiebungsgefangenen nut­
zen pro Jahr noch die letzte Möglichkeit vor der Abschie­
bung, sich hier an einen Partner zu binden. Diese Trauungen 
nach deutschem Recht werden regelmäßig durchgeführt. Sie 
haben zur Folge, dass der Gefangene nach einer Wiederein­
reisesperre von mehreren Monaten wieder legal im Rahmen 
der Familienzusammenführung in die Bundesrepublik einrei­
sen darf. Hochzeiten nach religiösem Ritus sind in der Justiz­
vollzugsanstalt Büren jedoch äußerst selten und haben nur 
indirekt einen Einfluss auf eine Wiedereinreise. 

Für den 11.03.2004 um 14.00 Uhr war eine Hochzeit nach 
islamischem Ritus vorgesehen und mit den Beteiligten abge­
sprochen. Die Braut war türkischer Abstammung und hier in 
Deutschland aufgewachsen, während der Bräutigam Algerier 
ist. Beide verständigten sich in Deutsch. Ich habe den Ein­
druck, dass es sich um eine ~ hzeit aus Liebe handelt, 
denn die beiden scheinen miteinander vertraut und sehen 
sich verliebt an! 

Da man nicht alle Formalitäten alleine organisieren und 
abarbeiten kann, hat mich die Kollegin des Allgemeinen 
Vollzugsdienst bei der Durchführung der Feier unterstützt. 
Ein weiterer Kollege, Sozialbetreuer von European Home 
Care, war als Gast des Bräutigams bei der Hochzeitsfeier 
anwesend. Im Vorfeld war der Mehrzweckraum feierlich her­
gerichtet worden, indem die Tische mit Tischtüchern und 
Blumenschmuck versehen wurden. Die Schlossküche hatte 
Schwarzen Tee und spezielle Torten geliefert. Die Torten 
durften kein Lezithin, Gelatine oder tierische Fette enthalten 
und wurden von der Braut bezahlt. 

Der Bräutigam wurde rechtzeitig auf der Kammer mit 
seinem Hochzeitsanzug versehen und in den Mehrzweck­
raum geführt. Ich wartete derweil auf eine Nachricht der Pfor­
te, dass die Besucher eintrafen. Immer mehr Zeit verging, 
ohne dass es Anzeichen für das Eintreffen der Hochzeitsge­
sellschaft gab. Nach etwa eineinhalb Stunden des Wartens 
versuchten wir telefonischen Kontakt mit der Braut zu bekom­
men. Aber leider war ihr Handy ausgeschaltet und auch sonst 
niemand zu erreichen. Gegen 16.00 Uhr kamen dann endlich 
die Gäste. Es waren insgesamt 15 Personen, da die Braut 
alleine schon zehn Geschwister hatte und auch niemand von 
der Feier ausgeschlossen werden sollte. Sie brachten laut 
Absprache Blumen mit und natürlich ohne Absprache kleine 
Hochzeitsgeschenke. Auch kam ein Hodscha (Imam) mit, der 
später dann die religiösen Formeln der Feier ohne Hilfe von 
Vordrucken aus dem" Kopf" heraus sprach. Er hatte einen 
grauen Vollbart und sah schon respektabel aus. 

Im Mehrzweckraum angesprochen, bedankte sich der 
Brautvater für die Möglichkeit der Hochzeit, da es ihm und 
seiner Familie sehr wichtig war, die Zeremonie durchzu­
führen. Es sei für einen islamischen Vater die höchste Ehre, 
wenn seine Tochter als eine Jungfrau in die Ehe mit einem 
Moslem geht. Vor der eigentlichen Zeremonie handelte der 
Brautvater mit dem Bräutigam unter Aufsicht und mit Zustim­
mung des Imam den Brautpreis aus. Es wurde dazu ein 
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islamischer Heiratsvertrag ausgefüllt, der nach der Trauung 
von allen unterschrieben werden musste. In unserem Fall 
muss der Bräutigam im Falle einer Scheidung den Betrag 
von 8.000,- € oder den Wert von sechs Kilo Gold bezahlen. 
Soviel ist seine Braut, aufgewogen in Gold wert! Das ganze 
ist vergleichbar mit einem Versorgungsausgleich bei uns. 

Der Brautvater lenkte seine Familie freundlich aber 
bestimmt bei dieser Feier und man konnte spüren, dass die 
Kinder Respekt vor ihrem Vater hatten. Die Frauen trugen bis 
auf die Braut farbige Kopftücher. Die Braut selbst legte erst 
zur Hochzeitszeremonie ein schwarzes Kopftuch um, unter 
dem die schwarzen Haare oorgfältig, unter Mithilfe einer 
Schwester, versteckt wurden. Die Zeremonie begann mit 
dem gemeinsamen Gebet der zukünftigen Eheleute mit ihren 
Trauzeugen. Pro Ehepartner werden zwei muslimische Män­
ner als Zeugen der Trauung benötigt. Ersatzweise können je­
weils an die Stelle eines Mannes zwei Frauen treten. Der 
Imam befragt die Verlobten jE"'Veils in einer vorgeschriebenen 
Formel. Diese Formel und die Beantwortung der Hochzeits­
frage muss dreimal wiederholt werden, um gültig zu werden. 
Ein abschließendes Gebet, in dem Gott um wohlwollende 
Zustimmung gebeten wird, rundet die Zeremonie ab. 

Die Männer beglückwünschen nun den Ehemann und die 
Frauen die Ehefrau. Auch der Brautmutter wurde gratuliert 
und ihr wurden Ehrenbezeugungen entgegengebracht, in 
dem die Frauen ihr die rechte Hand küssten und ihren Kopf 
verneigten. Nun mussten alle Trauzeugen, die Brautleute 
und der Imam den Hochzeitsvertrag unterzeichnen. Durch 
die Hochzeit wird die Braut in den Kreis der erfahrenen 
Frauen aufgenommen und genießt den besonderen Schutz 
und Respekt der muslimischen Gemeinschaft. 

Auf einem mit Perlen versehenen weißen Kissen, das 
extra von der Braut für diese Hochzeit angefertigt wurde, lie­
gen die Eheringe. Beide Ringe sind durch ein rotes Band mit­
einander verbunden und eine der Brautschwestern über­
wacht das gegenseitige Anstecken der Ringe. Der Imam 
spricht eine Formel und mit einer Schere soll nun das Band 
durchtrennt werden. Aber leider ist die Schere stumpf und 
kann erst durch die Zusage des Brautvaters, 50,- € zu be­
zahlen, geschärft werden. Nun endlich lässt sich das Band 
von der Brautschwester durchtrennen und die Eheleute sind 
durch die Ringe vereint. Das Ganze wird mit viel Spass und 
Gelächter begleitet und gibt nach dem feierlichen Teil der 
Hochzeit einen freudigen Ausklang. Die Geschenke werden 
an die Brautleute übergeben und später von der Frau wieder 
mit aus der Anstalt genommen (zu viel Reisegepäck!). 

Der Brautvater zeigt sich stolz mit den Eheleuten und dem 
islamischen Ehevertrag noch einmal zum Fotografieren. Nun 
nimmt die Hochzeitsgesellschaft an der Tee-(Kaffee-)Tafel 
Platz und es werden Kuchen und Kaffee angeboten. Das 
frisch getraute Paar nimmt nebeneinander Platz und darf nun 
auch öffentlich Händchen halten. 

Nach etwa eineinhalb Stunden wird das Fest beendet und 
die Festgesellschaft zur Pforte begleitet. Vorher verabschie­
den sich alle voneinander, denn der Gefangene wird wohl 
nach Algerien abgeschoben und kann daher seine neue 
Familie erst zu einem späteren Zeitpunkt wieder sehen. Eine 
der Brautschwestern weint und ist stellvertretend für die 
Braut unglücklich über die Umstände dieser Heirat. Man 
hatte sich wohl einen anderen Ort für den wichtigsten Tag im 
Leben einer Frau gewünscht. 
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Der Brautvater und die Ehefrau bedankten sich nochmals 
für unser Entgegenkommen und waren erstaunt über unse­
ren Service. Das hatten sie nicht erwartet! Ich freute mich 
über die Möglichkeit, alles fotografieren zu dürfen und über 
die offene, freundliche Art der Familie. Wieder konnten wir 
neue Erfahrungen im Umgang mit der fremden Religion 
"Islam" machen, die uns helfen, Verständnis für andere Men­
schen zu haben oder zu bekommen. 

Victims and Criminal Justice 
Asian Perspective *) 
Carolin Reese 

Erklärtes Ziel des Sammelbandes ist es, die Erfahrungen 
und Fortschritte der asiatischen Viktimologie bekannter zu 
machen. Geringere Sprachbarrieren und altbewährte Netz­
werke haben bisher dazu geführt, dass ein wissenschaftli­
cher Austausch fast ausschließlich im angelsächsischen und 
europäischen Raum stattfand. Die einzelnen Beiträge be­
weisen nun, dass einerseits viele asiatische Modelle den uns 
bekannten näher stehen als vielleicht vermutet, andererseits 
die westliche Viktimologie auch von den Ideen traditioneller 
Konfliktlösungsmechanismen profitieren könnte. 

A. Allgemeine Tendenzen der "asiatischen 
Viktimologie" 

Eingeleitet wird der Sammelband durch einen ausführli­
chen Überblick des Herausgebers über die Entwicklung der 
Viktimologie in Asien und ihre gegenwärtigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen. Es folgen Beiträge aus Hong Kong, 
Indien, Indonesien, Japan, Korea, Malaysia, den Philippinen, 
Singapur, Taiwan und Thailand. Zwischen diesen Ländern 
bestehen bekanntermaßen gravierende Unterschiede in Ge­
seIlschaftsstruktur und Rechtssystem. Eine einheitliche asia­
tische Viktimologie existiert daher ebenso wenig. Allerdings 
ist allen erwähnten Ländern gemein, dass sie eine Kolonial­
geschichte haben - europäischer Einfluss ist insbesondere 
noch in Hong Kong, Japan und Singapur spürbar. Auch 
durchliefen viele asiatische Staaten kürzlich rasante Indus­
trialisierungsprozesse, so dass die Spannung zwischen tra­
ditionellen Strukturen und einer galoppierenden Modernisie­
rung vielerorts noch nicht aufgelöst ist. 

Gemeinsame Schlüsselthemen und Tendenzen lassen 
sich somit durchaus erkennen. Auffällig ist zunächst, dass al­
le Beiträge auch Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt 
thematisieren (S. 27 ff., 52 ff., 95 ff., 187, 202 f., 219 ff., 
271 ff.). Daneben spielt in einigen Ländern der Kampf gegen 
die Kinderprostitution eine besondere Rolle. Die Philippinen 
haben, wie Celia C. Yangco berichtet, Gesetze gegen Kin­
derprostitution, -pornographie und -arbeit erlassen; häusliche 
Gewalt und Vergewaltigung in der Ehe soll nach einem neu­
en Gesetzentwurf strafbar werden (S. 219, 225). Auch Kan­
Mei Chang erwähnt für Taiwan Bemühungen, die Kinder­
prostitution zu bekämpfen (273 f., 276). Abdul Hadi Zakaria 
stellt gesetzgeberische Aktivitäten in Malaysia vor, junge 
Frauen vor ungewollter Prostitution zu schützen (S. 198 ff.). 
Kritisch scheint dabei insbesondere die Möglichkeit, die Be­
troffenen bis zu drei Jahre in geschlossene Heime einzuwei­
sen. 

Einige der angesprochenen Problembereiche stellen sich 
in westlichen Ländern nicht, nicht mehr oder nicht in dieser 
Schärfe. Dies gilt etwa für Gewalt gegen Hausangestellte, 
wie sie von Purnianti für Indonesien beschrieben wird (S. 98). 
Auch eine Gesellschaft, in der ein Mangel an Anwälten 
Zivilklagen erschwert (S. 109), erscheint uns fremd, da Euro­
pa und die Vereinigten Staaten doch ersichtlich eher das ge­
genteilige Problem haben. 

') Zugleich eine Buchbesprechung von Victims and Cnminal Justice - Asian 
Perspective. Hrsg. von Tatsuya Ota. Verlag Hogaku-Kenkyu-Kai. KOlo 
University: Tokio 2003. 313 S. 



Da einige asiatische Länder eine sensible Menschen­
rechtslage aufweisen, besteht auch ein reges wissenschaft­
liches Interesse an Opfern "politischer" Gewalt: Mardjono 
Reksodiputro und Mudzakkir widmen ihnen für Indonesien 
einen eigenen Beitrag (S. 83 ff.), Chockalingam thematisiert 
dies für Indien (S. 64). Auf den Philippinen besteht nach 
Celia C. Yangco eine nationale Menschenrechtskommission, 
die auch Entschädigungszahlungen veranlassen kann; zu­
dem gibt es Haftentschädigung (S. 214 ff.). 

Wie in Europa wurden nach Anfängen in den achtziger 
Jahren - etwa mit vereinzelten Frauenhäusern in Malaysia 
(S.203) und religiösen Wohlfahrtsgruppen in Thailand 
(S.297) - im letzten Jahrzehnt zunehmend professionellere 
Opferschutzorganisationen gegründet. In Japan sind diese 
seit 1998 unter einer Dachorganisation vernetzt, seit 2002 
darf die Polizei Daten an eine Organisation ihres Vertrauens 
weitergeben (S. 170). In Taiwan befasst sich seit 1999 eine 
vom Justizministerium bezahlte Behörde mit Opfern von 
schweren Körperverletzungen und Tötungsdelikten (S. 269). 
Auch aufgrund des Drucks der genannten Organisationen 
kam es zu zahlreichen Gesetzesänderungen. 

B. Oie Reformen zur Stellung des Opfers im 
Strafprozess 

Die ausführlichste Darstellung strafprozessrechtlicher 
Fragen enthält der japanische Beitrag von Tatsuya Ota. Ne­
ben dem Erlass von Richtlinien für die Polizei zum Umgang 
mit Opfern wurde auch die Strafprozessordnung opfer­
freundlicher gestaltet. Seit 1999 kann ein Schirm zwischen 
Opfer und Angeklagten bzw. zwischen Opfer und Zuschauer 
aufgestellt werden, zudem sind audiovisuelle Zeugenverneh­
mungen bei Sexualdelikten vorgesehen, was jedoch im Er­
messen des Gerichts steht (S. 147 f.). Auf Antrag des Opfers 
darf es sich seit dem Jahr 2000 im Prozess äußern; hier be­
steht intendiertes Ermessen des Gerichts (S. 159). Zudem 
wurden die Informationsmöglichkeiten des Opfers verbessert 
(S. 128, 131,136). 

Japan kennt das Opportunitätsprinzip - klagt der Staats­
anwalt nicht an, ist eine Beschwerde vor einem Schöffen­
komitee möglich, woraufhin der Vorgesetzte entscheidet; da­
neben besteht die Möglichkeit einer informellen Beschwerde. 
Behauptet jemand, von einem Beamten viktimisiert worden 
zu sein, kann er sich direkt an ein Gericht wenden. Diese 
Möglichkeit wird häufig von Gefangenen in Anspruch genom­
men, ist aber nur selten erfolgreich (S. 157 f.). 

Bekannt ist, dass Japan zahlreiche juristische Instrumente 
aus Deutschland übernahm. So gibt es Antragsdelikte, sog. 
Shinkokuzai (S. 153 f.). Überraschend und sprechend ist je­
doch, dass hierzu neben Eigentumsdelikten unter Angehö­
rigen und kleineren Vergehen auch die Vergewaltigung zählt. 
Ziel sei der Schutz der "Ehre" des Opfers, was von Ota kriti­
siert wird: Die Argumentation des Ehrschutzes sei bereits in­
konsequent, da Vergewaltigung durch mehrere Täter oder 
mit einhergehenden Körperverletzungen gerade kein An­
tragsdelikt sei. Zudem hätten Taiwan und Korea einige Sexu­
aldelikte wieder in Offizialdelikte verwandelt (S. 155 f.). 

Kan-Mei Chang weist darauf hin, dass in Taiwan seit 1997 
das Opfer ebenfalls die Möglichkeit habe, sich im Prozess zu 
äußern, die Akteneinsicht wurde erleichtert und auch hier die 
audiovisuelle Zeugenvernehmung bei Sexualstraftaten ein­
geführt. 1998 wurde zudem beim Justizministerium ein Büro 
für Opfer von Straftaten eingerichtet (S. 262 f.). In Thailand 
existieren laut Prathan Watanavanich nicht nur Antragsde­
likte; anders als in Japan ist auch eine Nebenklage möglich. 
Auffällig ist die extensive Form der Privatklage: Möglich ist 
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sie bei allen Delikten, doch kann sich bei den schwereren die 
Staatsanwaltschaft jederzeit anschließen. In der Praxis wer­
de die Möglichkeit zur Privatklage jedoch kaum genutzt, da 
es den Opfern an Geld zur Verfolgung fehle (S. 293 f.). 

In Japan und Korea existieren zudem Vorschriften, die 
das Opfer in die Entscheidung über die Aussetzung des 
Strafrestes zur Bewährung einbinden: Das Opfer wird be­
fragt, was in diesem oft unrealistische Erwartungen wecke, 
da die geschilderte Belastung nur theoretisch eine Rolle 
spiele. In Korea kann seit 1991 eine Strafaussetzung wider­
rufen werden bzw. das Opfer Schutz verlangen, wenn es 
wiederum bedroht wird (S. 186). Zudem ist in beiden Län­
dern das Opfer vor der Entlassung des Täters zu informie­
ren, um dieses vor Rache zu schützen (S. 24; für Japan 
auch 133 ff.). 

C. Opferentschädigung 
Die Entschädigung von Verbrechensopfern hat zum Teil 

Verfassungsrang (S. 194 für Korea, S. 290 für Thailand), teils 
ist sie unbekannt (S. 84 f. für Indonesien). In Malaysia gibt es 
prinzipiell die Möglichkeit, den Täter bis zu einer Obergrenze 
zur Entschädigung zu verurteilen ( S. 198). Für Korea stellt 
Byung-In Cho das dortige Adhäsionsverfahren vor (S. 184 f.), 
das unter ähnlichen praktischen Schwächen leidet wie das 
deutsche Pendant: Wenige Opfer wählen diesen Weg, nicht 
einmal die Hälfte wird angenommen, die Fälle beschränken 
sich auf leicht berechenbare Schäden. Auf den Philippinen 
kann das Opfer nur Entschädigung verlangen, wenn der 
Täter binnen sechs Monate nach der Tat bei der Polizei an­
gezeigt wurde (S. 69). 

Die finanzielle Situation der Täter ist meist noch prekärer 
als in Deutschland. Sogar im wohlhabenden Japan - wo zu­
dem für Gefangene Arbeitspflicht besteht - zahlt der Täter nur 
selten Schadensersatz an das Opfer (112 f.). Daher verwun­
dert es nicht, dass in vielen Ländern staatliche Entschädi­
gungsfonds gefordert wurden - und diese Programme ver­
einzelt auch anliefen. 

Das älteste Programm - welches vielen weiteren als Vor­
bild diente - besteht in Japan. Dort werden seit Anfang der 
achtziger Jahre Opfer vorsätzlicher schwerer Körperverlet­
zungs- und Tötungsdelikte entschädigt, auch wenn die Täter 
unbekannt oder schuldunfähig sind (S. 118 1.). Ausgenom­
men ist aber häusliche Gewalt, was von Ota kritisiert wird (S. 
121). Bisher profitierten 2874 Opfer davon, wobei nur 5,6% 
der Anträge abschlägig beschieden wurden (S. 124). In 
Korea wurde 1981 ein ähnliches Programm initiiert, das aber 
bisher nur wenige Opfer erreichte (S. 190 ff.). Ebenfalls auf 
dem japanischen Modell basiert laut Kan-Mei Chang das tai­
wanesische Programm, das seit 1998 existiert. Es erfasst 
aber - anders als in Japan - auch Opfer von fahrlässigen 
Straftaten. Der Unterschied erklärt sich daraus, dass Taiwan 
bis 1997 keine Pflichtversicherung für KfZ kannte; seitdem 
besteht ein Wahlrecht für die Opfer. Ein Großteil der Zah­
lungen stammt aus dem Budget des Justizministeriums, ein 
kleinerer Teil aus der Abschöpfung illegaler Profite und 
Bruchteile der Gewinne aus der Gefangenenarbeit. Von 
1351 bearbeiteten Anträgen wurden nur 625 positiv beschie­
den; die meisten Anträge wurden abgelehnt, weil die Tat vor 
Inkrafttreten der Regelung stattfand oder bereits Schadens­
ersatz gezahlt wurde (S. 264 ff.). 

In Thailand könne laut Prathan Watanavanich zwar zivil­
rechtlich geklagt werden, doch sei dies für die Opfer meist zu 
teuer. Seit 2001 gibt es nun ein Gesetz zur Entschädigung 
für Opfer von Sexual- oder Gewalttaten und von unrechtmä­
ßigen Strafverfolgungsmaßnahmen (S. 295; 302 ff.). In Ind­
ien wird nach dem Vorbild vereinzelter Bundesstaaten ein 
nationaler Entschädigungsfonds gefordert (S. 72 ff.). 
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O. "Restorative Justice': "Family Conferen­
cing" und "Community service" 

Aus Sicht der Straffälligenhilfe interessieren insbesonde­
re auch Alternativen zum Strafvollzug. Starke Familienver­
bände, engmaschigere soziale KontrOlle und eine Tradition 
einvernehmlicher Streitbeilegung schaffen in Asien grund­
sätzlich ein Umfeld, welches Mediation, family conferencing 
und Täter-Opfer-Ausgleich begünstigen könnte. Mediation 
im Sinne moderner Vorstellung ist in Singapure verbreitet; 
Wai-To Chan sieht sie in Hong Kong (S. 60), K. Chockalin­
gam in Indien (S. 66 f.) als ausbaufähig an. 

Wing-Cheong Chan berichtet ausführlich über die Erfah­
rungen in Singapur (S. 227 ff.). 1997 wurde per Parlaments­
gesetz die Einrichtung von Mediationszentren beschlossen. 
Abgesehen von 5 US-$ Anmeldegebühr ist deren Inan­
spruchnahme kostenlos. Die Teilnahme ist freiwillig, die ge­
fundene Vereinbarung nicht bindend, es sei denn sie wird in 
einem Vergleich festgehalten, welcher wie ein zivil rechtlicher 
Vertrag wirkt. 1998 wurden 75 Fälle behandelt, 60% wurden 
geschlichtet. Auf der Basis der Theorie des Reintegrative 
Shaming wurde 1994 zudem in Jugendsachen die Möglich­
keit des Familiy Conferencing geschaffen und in bisher 130 
Fälle durchgeführt (247 ff.). Sie dient jedoch nicht der Diver­
sion, sondern findet während oder nach der Verhandlung für 
ausgewählte Jugendliche statt. Das Opfer darf hieran teil­
nehmen, tut dies aber nur selten. Im Rahmen einer Ausset­
zung des Straf restes zur Bewährung - seit 2001 auch selbst­
ständig - kann auch gemeinnützige Arbeit angeordnet 
werden. 

In Japan wird die Möglichkeit verstärkter Mediation ge­
genwärtig lebhaft diskutiert, Anwalts-Zentren bieten sie in er­
sten Versuchen seit 2001 an (S. 168). Ein Adhäsionsverfah­
ren besteht zwar nicht, doch können Täter und Opfer ohne 
Beteiligung des Gerichts als Mediator einen Entschädigungs­
vertrag aushandeln, der in das Strafurteil aufgenommen 
werden kann und damit vollstreckbar wird (S. 110 f.). Der 
Schwerpunkt liegt jedoch nicht auf der Suche nach Alterna­
tiven zum Strafvollzug, vielmehr wird auch gerade der Täter­
Opfer-Ausgleich während der Haft diskutiert; in Pilotprojekten 
bieten Helfer bereits Workshops zu Opfererfahrungen an 
(S. 167 f.). 

Daneben werden auch traditionelle Reaktionsformen be­
schrieben, etwa die Auferlegung einer Buße durch lokale Au­
toritäten in Teilen Indonesiens und der Philippinen (S. 32 ff.). 
Celia C. Yangco beschreibt das auf den Philippinen "Baran­
gay" (was die dörfliche Gemeinschaft bezeichnet) genannte 
System (S. 209 f.), das Fälle zwischen Bewohnern derselben 
Gemeinde erfasst und das seit 1978 staatlich anerkannt ist. 
Zunächst versucht der Vorsitzende - eine lokale Autorität - zu 
schlichten; scheitert dies, verhandelt ein dreiköpfiges ge­
wähltes Mediationsteam weiter. Die gefundene Lösung steht 
einem rechtskräftigen Urteil gleich; die Strafe kann bis zu ei­
nem Jahr Haft oder umgerechnet 140 US-$ Geldstrafe be­
tragen. 

E. Fazit 
Die Dynamik der asiatischen Opferbewegung ist erstaun­

lich, und die Anzahl der Reformen innerhalb des letzten Jahr­
zehnts beachtlich. Groß ist die Nähe im Prozess recht - teils 
zu Deutschland, teils zum Common Law - so dass Erfahrun­
gen durchaus sinnvoll verglichen werden könnten. Auf die 
Auswertung der zahlreichen Projekte darf man gespannt 
sein. Umfassende empirische Opferstudien (victim surveys) 
auf nationaler Ebene existieren in Asien bisher kaum, auch 
wenn punktuelle Befragungen in Singapur, Japan (S. 109), 

Korea (190 ff.), Taiwan (S. 261), Indonesien (S. 87) und 
Thailand (S. 301) vorgenommen wurden. Die Autoren ver­
muten aber überwiegend eine geringe Anzeigebereitschaft, 
da die Scham der Opfer oft groß, das Vertrauen in Polizei 
und Justiz hingegen gering sei. Von einem engmaschingen 
Netz an Mediation kann auch in Asien nicht gesprochen wer­
den; häufiger als in Europa wird dies allerdings nur als 
Zusatz, nicht als Alternative zur Strafe diskutiert. 



"Alter - ein Risiko?" 
Überblick über ein Symposium des 
Landespräventionsrates NRW1) 

Yvonne Wilms 

Das gegenwärtige Altern der Weltbevölkerung ist ohne 
Beispiel in der Geschichte der Menschheit. Nach Berech­
nungen der Vereinten Nationen wird es im Jahre 2050 welt­
weit erstmals mehr ältere Menschen (60 Jahre und dar­
über) geben als Jugendliche (unter 15 Jahre). Dieser 
Prozess hat unmittelbare Auswirkungen auf die Beziehun­
gen innerhalb der Familie und den gesellschaftlichen Le­
bensstil. Vor allem wird es mehr gebrechliche und pflege­
bedürftige Menschen geben, und insbesondere im 
hochaltrigen Bereich werden die Risiken ansteigen, die Hil­
fe- und Pflegebedürftigkeit mit sich bringen. In diesem Zu­
sammenhang häufig verwendete negativ besetzte 
Schlagworte wie "gesellschaftliche Überalterung" oder "Ge­
nerationenkampf" oder die gegenwärtige Häufung von Dis­
kussionen über die Kosten und Lasten der Gesundheitsfür­
sorge älterer Menschen und die Erweiterung der 
Möglichkeiten der Sterbehilfe zeigen einen bedenklichen 
Umgang mit dem "Altern" - einem Vorgang, der nicht "die 
anderen", sondern jeden von uns früher oder später betrifft. 

Mit der Zielsetzung, Antworten auf die Fragen zu finden, 
ob "Alter - ein Risiko?" ist und welche Risiken das Altern mit 
sich bringt, veranstaltete der Präventionsrat des Landes 
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit der Bundesar­
beitsgemeinschaft für katholische Polizeiseelsorge am 
17.11.2003 ein Symposium im Maternus-Haus in Köln, das 
unter der Schirmherrschaft der Ministerin für Gesundheit, 
Soziales, Frauen und Familie des Landes Nordrhein-West­
falen stand. Bereits seit längerem hat der Landespräven­
tionsrat (LPR) eine Arbeitsgemeinschaft gebildet, die so­
wohl die Forschung im Bereich der Kriminalitätsentstehung 
und Kontrolle als auch vor allem präventive Strategien zum 
Schutze alter Menschen voranbringen und so Lebensbe­
dingungen schaffen möchte, unter denen entsprechende 
Gefährdungen und Risiken vermindert werden können 
(Prof. Dr. Michael Walter, Vorsitzender des LPR NRW und 
Direktor des Instituts für Kriminologie der Universität zu 
Köln). Das Symposium näherte sich diesem bislang nur 
spärlich erforschten Thema aus verschiedenen Blickrich­
tungen. Neben Vorträgen über verfassungsrechtliche 
Grundlagen und kriminologische Erkenntnisse zu Fragen 
des Alters wurde in fünf Workshops verschiedenen Berei­
chen detaillierter nachgegangen: den Qualitätsmerkmalen 
der Pflege in Pflegeeinrichtungen; den Risikokonstellatio­
nen und Gewaltausprägungen im Bereich der häuslichen 
Pflege; dem Opferschutz durch das Recht; der Stellung 
alter Menschen im öffentlichen Raum sowie der Diskrimi­
nierung alter Menschen. 

Die Referenten und Teilnehmer des Symposiums waren 
erfreulich gemischt: Neben Vertreterinnen und Vertretern 
aus Politik, Wissenschaft, Justiz, der Polizei, den Kirchen, 
den Medien, Einrichtungen der stationären und ambulanten 
Altenpflege und -betreuung sowie den verschiedensten Se­
nioreninteressenvertretungen, nahmen auch "Betroffene", 
also Seniorinnen und Senioren teil. Als besondere Gäste 
begrüßte Monsignore Ferdi Vater, geschäftsführender und 
stellvertretender Vorsitzender der Bundesarbeitsgemein­
schaft für katholische Polizeiseelsorge und Polizeidekan 
des Landes NRW Frau Donka Paprikova und ihre Tochter 
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Zoya aus Sofia/ Bulgarien. Die BB-jährige Donka Paprikova 
ist als "Mutter Theresa Bulgariens" bekannt. Sie engagiert 
sich in dem "ärmsten Land Europas", mit dem Ziel, die sozi­
alen und gesundheitlichen Missstände, die vor allem kran­
ke und ältere Menschen betreffen, zu mildern. So organi­
siert sie beispielsweise die Ernährung und die hygienische 
sowie medikamentöse Versorgung von Kranken, errichtete 
in ihrer bisherigen Tätigkeit Heime und Begegnungsstätten 
für Senioren sowie jüngst das "Hospiz der Barmherzigkeit", 
die erste Einrichtung zur Sterbebegleitung in Bulgarien. 
Dafür wurden ihr von den Teilnehmern des Symposiums 
~pontan 500 € gespendet. Der folgende Beitrag soll einen 
Uberblick über die wesentlichen Ergebnisse des Symposi­
ums bieten. Ausführlich werden die Inhalte und Erkenntnis­
se des Symposiums, insbesondere auch der Workshops in 
einem demnächst erscheinenden Tagungsband dargestellt. 

Chancen und Risiken des "Altseins" 

Das Symposium machte deutlich, dass "Altsein" ein am­
bivalentes Unterfangen ist, welches durchaus Chancen, 
aber auch vielfache Risiken birgt. Schon einleitend bemerk­
te Walter, dass Fragen des Alterns durch viele Ungewiss­
heiten, Gegensätze und Spannungen gekennzeichnet 
seien. Die Skala medialer Darstellungen alter Menschen 
reiche vom "überversorgten Vorruheständler" bis zum "ans 
Bett fixierten Dementen". [Oberregierungsrätin Dr. Bettina 
Brockhorst, Abteilung 3 (Ältere Menschen) im Bundes­
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend]. 

Dr. Werner Greve, Professor für Psychologie an der Uni­
versität Hildesheim, merkte an, indem Ältere häufig in der 
passiven Opferrolle gesehen würden, bestünde die Gefahr 
der Einseitigkeit - dabei beinhalte das Altwerden auch 
positive Aspekte. Es könne, so auch Brockhorst, die Mög­
lichkeit einer neuen Lebensphase bedeuten ("junges Al­
ter"), die von mannigfaltigen Aktivitäten und Engagements 
beruflicher, wirtschaftlicher oder gesellschaftlicher Art ge­
prägt sei. Leider jedoch blieben viele Potentiale unge­
nutzFl. In anderen Kulturen werde, wie Angela Spizig, Bür­
germeisterin der Stadt Köln, betonte, das Alter vornehmlich 
positiv mit Erfahrung, Weisheit, Gelassenheit und Güte 
assoziiert. Daneben wies Walter darauf hin, dass ältere 
Menschen nicht nur als Opfer, sondern zum Teil auch als 
Täter wahrnehmbar seien. Auch wenn die registrierte Krimi­
nalität mit zunehmendem Lebensalter abnehme und weni­
ger als 1 % der im Strafvollzug Einsitzenden über 60 Jahre 
alt seien (Greve), offenbare sich darin nicht die Wendung 
zum besseren Menschen, sondern eine veränderte Tatge­
legenheitsstruktur und Kosten-Nutzen-Rechnung. Be­
stimmte Delikte seien unattraktiv oder unmöglich geworden 
- andere Straftaten würden dagegen vermehrt im Alter be­
gangen, bis hin zum sexuellen Missbrauch. 

Unzweifelhaft, so Walter und Spizig, bringe das Altern in 
vielerlei Hinsichten Risiken mit sich: Aus steigernder Ver­
letzlich- und Gebrechlichkeit resultiere eine zunehmende 
Hilfe- und Pflegebedürftigkeit; es bestehe - auch im Hinblick 
auf die fortschreitende Ausdünnung des sozialen Umfelds -
die Gefahr sozialer Vereinsamung3l und nicht zuletzt das 
Risiko, Opfer durch Diskriminierung, Ausbeutung oder Ge­
walt zu werden. Die Hilflosigkeit vieler älterer Menschen 
beginne, worauf Brockhorst hinwies, schon bei ganz alltäg­
lichen Dingen, die durch neue Technologien Höchstleistun­
gen im Umdenken und Anpassen erforderten und mit den 
Belangen älterer Menschen kaum in Einklang zu bringen 
seien (z.B. an EC- oder Ticketautomaten Geld bzw. Fahr­
karten zu besorgen statt an Schaltern mit persönlicher 
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Bedienung). Diese moderne Welt grenze einen Teil der 
alten Menschen aus und überfordere sie, was wiederum zu 
Unsicherheit führe. Aus dieser Unsicherheit könne Angst 
folgen und damit der Weg geebnet werden, leichter Opfer 
von kriminellen Handlungen zu werden. 

"Staatliche ,Altenpolitik' - der grundrechts­
geprägte Sozialstaat auf dem Rückzug" -
Eine verfassungsrechtliche Annäherung 

In seinem Vortrag "Staatliche ,Altenpolitik' - der grund­
rechtsgeprägte Sozialstaat auf dem Rückzug", beleuchtete 
Prof. Dr. Wolfram Höfling MA, Direktor des Instituts für 
Staatsrecht an der Universität zu Köln, Leiter der For­
schungsstelle für das Recht des Gesundheitswesen und 
stellvertretender Vorsitzender des Vorstand der Deutschen 
Hospizstiftung, das Tagungsthema zunächst aus verfas­
sungsrechtlicher Sicht. Er rügte, dass es kaum einen ande­
ren gesellschaftlichen Bereich gebe, in dem der Staat seine 
grundrechtliehe Schutzpflicht zugunsten der Integrität und 
Würde hilfloser Personengruppen - quantitativ und qualita­
tiv - derart vernachlässige. Trotz der dramatischen Aktuali­
tät des Alters als eines partiell existentiellen Lebensrisikos 
bleibe dieses Problem von Verfassungslehre und Dogmatik 
weitgehend unberührt. Sie beschränkten sich auf Allge­
meinplätze wie den sozialstaatlich gebotenen "Schutz der 
Schwächeren", was nichts anderes bedeute, als dass Re­
gelungen geschaffen werden müssten, die nicht "in jeder 
Hinsicht untauglich" zur Erreichung dieses Ziels seien. Vor 
diesem Hintergrund erschienen einige landesrechtliehe Re­
gelungen lediglich wie der Ausdruck "symbolischer Politik", 
ein "mehr oder weniger folgenloses Bekenntnis zu einer dif­
fusen Gemeinwohlverantwortung ohne konkrete Hand­
lungsanleitung". Die Grundrechte statuierten jedoch auch 
Schutzpflichten und entfalteten damit unmittelbar normative 
Wirkung auch in Privatrechtsverhältnissen. 

Mittels einiger Schlaglichter versuchte Höfling dringend 
gebotene verfassungsrechtliche Überlegungen zu be­
schreiben. So gerate die Gewährleistung verschiedener 
Grundrechte aus Art. 2 (das Recht auf Leben, körperliche 
Unversehrtheit und Bewegungsfreiheit, das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht), Art. 1 (Anspruch auf Achtung der 
Menschenwürde) sowie Art. 11 (Recht der Freizügigkeit) 
GG unter den realen Bedingungen eines Lebens im Alten­
oder Pflegeheim unter Druck. Das Heim erinnere insoweit 
an eine "totale Institution" (Erving Goffman). Es bestehe die 
Gefahr, dass Heimverhältnisse faktisch zu "besonderen 
Gewaltverhältnissen" würden, in welchen die reale Geltung 
von Grundrechten eingeschränkt sei. Zwar habe das 
BVerfG das Modell des besonderen Gewaltverhältnisses -
im Bezug auf den staatlichen Strafvollzug - schon lange 
verworfen, faktisch aber seien solche Lagen verschärfter 
Abhängigkeit in quasi-anstaltlichen Kontexten weiter be­
obachtbar. Der Entscheidung des BVerfG sei das Postulat 
entnehmbar, dass Zustände, die Menschen strukturell zu 
Ausgelieferten machen, nicht geduldet werden dürfen. 

Er fragte weiter, ob das Pflegeverständnis, das dem so­
zialen Pflegeversicherungsrecht des SGB XI zugrunde 
liegt, noch problemadäquat sei. Vor allem rügte er die (un­
begründete) Ungleichbehandlung zwischen sozialer Kran­
ken- und Pflegeversicherung. Während Instrumente einer 
verstärkten Betroffenen-Integration künftig für Krankenver­
sicherungen gälten, seien sie nicht auf Pflegeversicherun­
gen übertragen worden. Auch kümmerten sich Stellen zur 
Bekämpfung von Fehlverhalten im Gesundheitswesen 
lediglich um finanzielles, nicht jedoch anderes Fehlverhal-

ten z.B. seitens des Pflegepersonals. Damit eng verknüpft 
sei die Problematik mangelnder Qualitätssicherung und 
permanenter Ressourcenverknappung. Die mangelnde 
Qualität des Personals offenbare ein Steuerungsdefizit, das 
eine Gruppe belaste, die wenig Fürsprecher habe. So steil­
te Höfling eine Rechnung auf, derzufolge 20.000 neue Pfle­
gekräfte eingestellt werden müssten. Er berücksichtigte 
dabei die in Einrichtungen der stationären Altenhilfe geleis­
teten Überstunden, offenen Stellen sowie den Bedarf an 
neuen Stellen durch die jährliche Neugründung von weite­
ren Einrichtungen. Beispielhaft für die mangelnde Qua­
litätsentwicklung wies er auf die geringe Umsetzung der 
Dekubitusprophylaxe41 (lediglich zu 20%) hin, obwohl es 
sich hierbei um eine bekannte pflegewissenschaftlich er­
wiesen präventiv erfolgreiche Maßnahme handele, um gra­
vierende Folgen für die Betroffenen und die Solidarge­
meinschaft abzuwenden. So seien in einer neueren 
rechtsmedizinischen Studie 12.000 Verstorbene untersucht 
und bei jedem siebten (14,4%) ein Druckgeschwür festge­
stellt worden. Als Pendant im einem überversorgenden Sin­
ne könne die Praxis der PEG-Sondenernährung51 betrach­
tet werden. Aus Zeit- und Kostengründen würden in 
großem Maße ohne ausreichende medizinische Indikation 
PEG-Sonden gelegt. Beide Verhaltensweisen - die Unter­
lassung der Dekubitusprophylaxe wie auch die medizinisch 
nicht indizierte Sondenernährung - stellten strafrechtlich 
relevantes Verhalten dar. 

Anhand dieser Befunde konstatierte Höfling "ein schon 
immer bestehendes Wirksamkeitsdefizit des grundrechts­
geprägten Sozialstaats". Gerade in Situationen der Hilfebe­
dürftigkeit sei, so das BVerfG, "dem Staat ... die Wahrung 
der Würde des Menschen ... besonders anvertraut" (E 103, 
197 (221). Ihn träfe eine GarantensteIlung, insbesondere 
den Gesetzgeber, gestützt auf elaborierte Evaluationstech­
nik-'n, eine Beobachtungs- und Nachbesserungspflicht -
auf der Ebene des Normprogramms und der Normimple­
mentation61 . 

Die sich an diesen Vortrag anschließende lebhafte Dis­
kussion zeigte, dass über die Zustände in institutionellen 
Pflegeeinrichtungen keine eindeutigen Aussagen gemacht 
werden können - gerade die persönlichen Erfahrungen ge­
hen insoweit auseinander. Bei den vorgetragenen Meinun­
gen spiele aber, wie Walter feststellte, auch die Position 
hinein, in der man tätig ist. So hielt Prof. Dr. Peter 
Udsching, Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht, 
Höflings Beschreibung der Tätigkeit der Pflegeheime für 
überzeichnet. Durch seine ehrenamtliche Tätigkeit in Pfle­
geeinrichtungen habe er einen praktischen Einblick gewon­
nen, der dieser Darstellung nicht entspreche. Einen ähn­
lichen Standpunkt vertrat auch der Direktor des 
Landeskriminalamts NRW Hartmut Rohmer. Das "Horror­
gemälde" des besonderen Gewaltverhältnisses decke sich 
nicht mit der Wirklichkeit. Die Situation in Pflegeheimen 
könne verbessert werden, wenn die Angehörigen präsenter 
seien. Er bemängelte auch die zu frühe "Entsorgung" alter 
Menschen in Heime. 

Demgegenüber bemerkte der Vorsitzende des Bundes 
der Pflegeversicherten e.V., Gerd Heming, was heute mit 
alten pflegebedürftigen Menschen geschehe, widerspreche 
den Forderungen der Grundrechte. Um diese Missstände 
zu beseitigen, müsse bei den Pflegenden, aber auch bei 
den Verwaltungen angesetzt werden. Ein weiterer Teilneh­
mer sprach sich für notwendige Evaluationen aus; wir 
bräuchten eine staatliche Aufsicht, die die Pflegeeinrichtun­
gen kontrollieren solle. Auch Udsching räumte Mängel in 
der Umsetzung von Pflegequalität ein, die seines Erach-



tens vor allem in der mangelhaften Qualifikation des Pfle­
gepersonals sowie darin begründet seien, dass kein ein­
heitliches AltenpfiegeG sowie keine einheitliche Festset­
zung von Pflegestandards existierten. In Fällen von 
Fehlverhalten seitens des Personals stehe den Angehö­
rigen nach dem PflegeversicherungsG sowie dem HeimG 
jedoch ein Anspruch zu, die Entrichtung der Pflegegelder 
zu verweigern. Auch sehe er Gefahren, die durch eine Lü­
cke zwischen Kranken- und Pflegeversicherung drohten. 
Vor allem würden den DIJ-Fallpauschalen zufolge eine län­
gere Verweildauer in Krankenhäusern nicht mehr bezahlt 
und Pflegebedürftige deshalb zum Teil völlig unterversorgt 
nach Hause geschickt. 

Angesprochen wurde des Weiteren die Problematik der 
Nachweisbarkeit von Unterlassungsdelikten. Oftmals 
müssten Verfahren mangels Beweisen eingestellt werden. 
Höfling bemerkte, Einstellungen erfolgten häufig, um 
Heime nicht schließen zu müssen. Walter wies darauf hin, 
dass zwar systematische Untersuchungen zu diesem Be­
reich nicht bekannt seien. Es herrsche aber insgesamt eine 
Scheu, initiativ zu werden. Wenn ein Skandal offenbar wür­
de, reiche häufig die Beweislage nicht mehr aus. Er rief 
dazu auf, in diesem Bereich umzudenken, Straftaten nicht 
stillschweigend zu verdecken. 

,,'Gewalt gegen alte Menschen' - Stand der 
Forschung" - Kriminologische Erkenntnisse 

Abgesehen von Skandalmeldungen über Übergriffe im 
öffentlichen Raum oder Missstände in einzelnen Pflegeein­
richtungen, sind ältere Menschen hinsichtlich ihrer Opfer­
werdung bislang eine von der Öffentlichkeit und Forschung 
wenig beachtete Gruppe. Während gewaltsame und/oder 
sexuelle Übergriffe gegen Kinder und (Ehe)Frauen durch 
Personen im sozialen Nahbereich in den letzten Jahren 
zunehmend enttabuisiert wurden, wird Misshandlungen, 
Vernachlässigungen, finanziellen Ausbeutungen oder De­
mütigungen von (pflegebedürftigen) älteren Menschen im 
häuslichen Nahbereich und in Pflegeeinrichtungen wenig 
Beachtung geschenkt. In ihrem Vortrag ,,'Gewalt gegen alte 
Menschen' - Stand der Forschung" näherten sich Greve 
und Dipl.-Psych. Dr. Thomas Görgen, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des Kriminologischen Forschungsinstituts Nie­
dersachsen e.V. (KFN), dem Thema des Symposiums aus 
kriminologischer Sicht. Schon der Begriff der "Gewalt" führe 
zu problematischen Abgrenzungen. Dr. Görgen differen­
zierte daher zwischen körperlicher und psychischer Gewalt, 
Freiheitsentziehungen und Vernachlässigungen. Im Bezug 
auf Gewalt gegen alte Menschen seien weiterhin drei Vik­
timisierungskontexte zu unterscheiden: Gewalt gegen alte 
Menschen im öffentlichen Raum durch Fremde, in der Fa­
milie und im sozialen Nahraum und in Pflegesituationen. 
Diese Räume unterschieden sich maßgeblich hinsichtlich 
der Tatgelegenheits- und Motivstruktur. 

Entgegen der Medienberichterstattung, die durch fast 
tägliche Meldungen darüber, dass eine ältere Person Opfer 
einer Straftat geworden ist, ein erhöhtes Opferrisiko für äl­
tere Menschen suggeriere (Brockhorst), würden, so Greve, 
Ältere insgesamt wesentlich seltener Opfer als Jüngere, vor 
allem Jugendliche und Heranwachsende, über deren Krimi­
nalität am meisten in den Medien berichtet wird. So sei bei­
spielsweise der Handtaschenraub als häufigstes registrier­
tes Delikt gegenüber 60-jährigen Frauen in den Jahren 
1971 - 2002 in Niedersachsen rückläufig. Auch eine Dun­
keifeiduntersuchung der KFN aus dem Jahre 1992 zur "Kri­
minalität im Leben alter Menschen", die sich auf einen 
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Fünf-Jahres-Zeitraum (1987-1991) bezog, sei zu ähnlichen 
Ergebnissen gekommen wie sie für das Hellfeld gelten. 
Dies liege daran, dass Ältere tendenziell eher anzeigten als 
Jüngere. Je älter die betroffene Personengruppe sei, desto 
"heller" sei die Polizeiliche Kriminalstatistik. Leider gebe es 
keine regelmäßigen Dunkelfeldforschungen, obwohl sie 
auch in seniorenpolitischer Hinsicht notwendig seien. 
Denn, so Brockhorst, es bestehe Grund zu der Annahme, 
dass sich die Lebenssituation vor allem der älteren Gene­
ration aufgrund des demographischen Wandels zwischen­
zeitlich erheblich gewandelt habe. Dies betreffe auch die 
Deliktstypen, die durch technischen Fortschritt und durch 
Modernisierung in allen Lebensbereichen verändert und 
erweitert worden seien. 

Obwohl ältere Menschen seltener Opfer würden als jün­
gere, ergäben Untersuchungen, dass sie häufiger Angst 
hätten, jedenfalls im öffentlichen Raum einer Straftat zum 
Opfer zu fallen. Diese irrationale Kriminalitätsfurcht, das so 
genannte "Viktimisierungs-Furcht-Paradox", habe, so Gre­
ve, in den letzen Jahren die Forschung im Bezug auf ältere 
Menschen beherrscht. Er vertrat jedoch die Ansicht, dass 
sich ältere Menschen tatsächlich nicht mehr fürchteten als 
jüngere. Mittels der "Standardfrage"7) erfolgte Erhebungen 
hätten gezeigt, dass die Abweichungen der Ergebnisse 
zwischen jungen und alten Menschen gering seien: Ältere 
fürchten sich nicht häufiger oder intensiver als Jüngere, sie 
halten es auch nicht für wahrscheinlicher, selbst Opfer zu 
werden. Der maßgebliche Unterschied bestehe darin, dass 
sich mit dem Alter ein zielgerichtetes Rückzugs- und Vor­
sichtsverhalten erhöhe. Dies sei insofern nachvollziehbar, 
als mit dem Alter auch die Verletzlichkeit zunehme und z.B. 
die Konsequenzen einer Straftat bei älteren Menschen dra­
matischer sein könnten als bei jüngeren (z.B. die Heilung 
von Knochenbrüchen nach einem Sturz in einer Raubsitu­
ation). Die Verhaltensänderungen hingen zudem nicht un­
bedingt mit Furcht zusammen. Aufgrund nachlassender 
Mobilität begebe sich ein älterer Mensch auch seltener in 
"kriminalitätsträchtige" Gegenden (z.B. nachts in Vergnü­
gungsviertel). Allerdings sei die Wahrscheinlichkeit der 
Opfererfahrung im sozialen Nahbereich oder in Pflege­
einrichtungen wesentlich höher als im öffentlichen Raum. 

Görgen führte in diesem Zusammenhang Ergebnisse 
der KFN-Opferbefragung aus dem Jahre 1992 an, wonach 
mit zunehmendem Alter der Anteil von Täter-/Opferbezie­
hungen im Bereich von Privatheit und Familie im Sinne 
einer Opferverschiebung steige. Die KFN-Opferbefragung 
habe ergeben, dass insgesamt 600.000 Menschen der AI­
tersgruppe 60 - 75 Jahre jährlich durch nahe stehende Per­
sonen viktimisiert würden, worunter physische Gewalt, 
Vernachlässigung, Medikamentenmissbrauch, chronische 
verbale Aggression sowie materielle Ausnutzung fielen. 
Hinsichtlich der Gewalt in Pflegesituationen sei, so Görgen, 
eine repräsentative Opferbefragung allein nicht ausrei­
chend. So wurden in einer Studie zu Misshandlung und 
Vernachlässigung in stationären Alteneinrichtungen von der 
Uni Gießen auch die Pflegekräfte befragt. Die Gesamtbe­
urteilung in allen Befragtengruppen sei insgesamt positiv 
gewesen, bei den Heimbewohnern jedoch begleitet von 
biographisch geprägter Anspruchslosigkeit und Anpas­
sungsbereitschaft sowie mangelnden Alternativen. Im Kon­
text institutioneller Pflege unterschied Görgen verschiede­
ne Erscheinungsformen von Übergriffen: Im Bereich der 
physischen Gewalt seien aus Beobachterperspektiven 
schwere Vorfälle geschildert worden - vor allem auch kol­
lektive Begehungsweisen im Team. Kritische Tatgelegen­
heitssituationen bildeten die Nachtdienste, bei welchen es 
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keine Zeugen gebe und die Einzelbelastung besonders 
stark sei; gewalttätige Übergriffe würden oftmals durch die 
Stuhlinkontinenz von Bewohnern ausgelöst. Im Hinblick auf 
häufig berichtete verbale Aggressionen seien Tendenzen 
zur Neutralisierung und Normalisierung zu erblicken. Bei 
Freiheitseinschränkungen der zu Pflegenden dürfe man 
nicht nur an Bettgitter und Fixiergurte denken, bei welchen 
durch die richterliche Anordnungspflicht ein hoher Grad an 
Problembewusstsein erkennbar sei. Anders sehe dies bei 
medikamentösen Sedierungen aus. Auch wenn letztlich die 
Ärzte die Verantwortung trügen, dürfe die faktische Bedeu­
tung der Pflegenden, von deren Informationen der Arzt ab­
hängig sei, nicht unterschätzt werden. Als subtilere Formen 
der Freiheitsentziehung wurden auch Drohungen oder das 
Arrangement des Mobiliars in einer Weise, die die Fortbe­
wegungsmöglichkeit unterbinde, berichtet. Gerade bei Pfle­
gepersonal mit geringer Ausbildung lasse sich schließlich 
Paternalismus und Infantilisierung im Umgang mit älteren 
pflegebedürftigen Menschen erkennen. Häufig, vermutlich 
aufgrund mangelnder Kenntnisse über alterstypische Ver­
haltensweisen oder Persönlichkeitsveränderungen, seien 
Neigungen beobachtbar, Ältere mit Kindern zu vergleichen 
und Erfahrungen bzw. Techniken aus der Kindererziehung 
anzuwenden. 

Zu der Frage, in welchem Umfang Gewalt gegen pflege­
bedürftige alte Menschen im häuslichen Bereich geschieht, 
können keine gesicherten Aussagen gemacht werden. 
Prof. Dr. Josef Hörl, Außerordentlicher Universitätsprofes­
sor am Institut für Soziologie der Human- und Sozialwis­
senschaftlichen Fakultät der Universität Wien, wies in dem 
Workshop "Häusliche Pflege alter Menschen - Risikokons­
tellationen und Gewaltausprägungen" auf Angaben von 5 -
45% hin. Diese weite Spanne hänge vermutlich mit unter­
schiedlichen Begriffsverständnissen von "Gewalt" zusam­
men. Die Gründe dafür, dass der Bereich der häuslichen 
Gewalt gegen pflegebedürftige alte Menschen bislang nur 
wenig erforscht ist, lägen insbesondere darin, dass die For­
schung auf schwerwiegende Probleme stoße; z.B. seien 
Übergriffe schwer erkennbar und die Grenzen zwischen er­
laubtem und strafbarem Verhalten z.T. fließend (Handelt es 
sich bei der Geldgabe durch den alten Menschen um eine 
Schenkung oder um Ausbeutung?). Eine besondere Rolle 
spiele auch die Gefühlsdynamik zwischen Tätern und 
Opfern. Aus Angst, Hilflosigkeit, Abhängigkeit, Schuldge­
fühlen oder Scham würden viele Übergriffe verschleiert (so 
auch Brockhorst). Aufgrund US-amerikanischer Untersu­
chungen aus den 90er Jahren könne davon ausgegangen 
werden, dass auf eine registrierte Tat fünf nicht registrierte 
Taten kämen (Dunkelfeld von 1 :5). 

Als Risikokonstellationen für Gewalt gegen ältere, pfle­
gebedürftige Menschen im häuslichen Nahbereich benann­
te Hörl Abhängigkeit, Überforderung, Biographische Prädis­
position sowie Problemfamilien. Häufig würden Übergriffe -
schichtunabhängig - in gemeinsamen Haushalten beobach­
tet, die keine Distanzierung der Pflegenden ermöglichten 
sowie gegen demente Personen, da der Pflegende hier oft 
keine Resonanz oder Dankbarkeit mehr erfahre, sondern 
der vertraute Elternteil vielmehr "entpersönlicht" wirke. Be­
merkenswert sei vor allem die Diskrepanz, die häufig zwi­
schen der Erwartung und der Realität der Pflege durch Lai­
en zu beobachten sei: Die Kontrolle könne nicht behalten 
werden, die körperliche, seelische und zeitliche Beanspru­
chung werde unterschätzt, es komme zu Überforderungen. 
Eines der größten Probleme seien die Schuldgefühle, die 
der alte Mensch bei dem Angehörigen - z.T. unbewusst­
verstärke. Nicht selten verfielen die Pflegenden selbst in 

Depressionen. Brockhorst wies zudem auf eine Untersu­
chung des BMfSFJ zu "Möglichkeiten und Grenzen einer 
selbstständigen Lebensführung hilfe- und pflegebedürftiger 
Menschen in privaten Haushalten" hin, derzufolge 92% der 
Pflegebedürftigen privat in der Regel von Familienangehö­
rigen betreut würden. Bei 36% trage die Hauptlast eine ein­
zelne Person, die in 60% aller Fälle 55 Jahre alt oder älter 
sei. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Forschung 
zu Gewalt gegen ältere Menschen am Anfang steht. Greve 
und Görgen betonten, das zentrale Problem stelle nicht der 
öffentliche Raum dar, sondern der soziale Nahraum, dessen 
Ergründung schon methodische Probleme mit sich bringe, 
und die Pflege, die in den nächsten Jahren an Bedeutung 
gewinnen werde. Erforderlich seien repräsentative Längs­
schnittuntersuchungen. Ohne dieses Wissen könne es 
keine Prävention oder Intervention geben81 . 

"Gesellschaftliche Teilhabe und kriminialprä­
ventive Ansätze" - Ein Ausblick 

Zum Abschluss sprach Walter über "Gesellschaftliche 
Teilhabe und kriminialpräventive Ansätze". Auch wenn "das 
Alter" als eine neue Lebensphase Chancen eröffnen könne, 
seien, wie das Symposium bestätigt habe, die Risikofakto­
ren des Alters nicht zu unterschätzen. Begonnen mit ganz 
alltäglichen Dingen, wie technischen Neuerungen, die älte­
re Menschen verunsicherten und ausgrenzten, über das Ri­
siko der Vereinsamung, bestehe die Gefahr, Opfer durch 
Diskriminierung, finanzielle Ausbeutung und nicht zuletzt 
Gewalt in Form von Misshandlungen und Vernachlässigung 
zu werden. Beachtlich sei vor allem das vermutlich große 
Dunkelfeld bezüglich strafbarer Verhaltensweisen gegen 
ältere (pflegebedürftige) Menschen im sozialen Nahbereich 
- welches dringend weitgehender Erforschung bedürfe. 

Da Übergriffe oder strafbare Unterlassungen in der 
häuslichen oder institutionellen Pflege meist aus Situatio­
nen der Hilflosigkeit, der Überforderung, des Stresses oder 
auch der irrigen Annahme der Feindseligkeit des älteren, 
dementen Menschen entstünden, seien nicht nur die Seni­
oren, sondern auch die pflegenden Personen in Überlegun­
gen zur Prävention einzubeziehen (Walter). Weder "böser 
Wille" noch "kriminelle Energie" stünden hier im Vorder­
grund, so dass Prävention besonders viel versprechend sei 
(Greve). Gerade die Pflegenden brauchten Unterstützung 
und Ansprechpartner. Gefordert seien keine schlichten 
Lösungen oder Feindbilder, sondern exemplarische Mo­
delle (Walter). Brockhorst wies beispielhaft auf den großen 
Zuspruch hin, den im Rahmen eines vom BMFSFJ durch­
gefÜhrten Modellprojekts "Gewalt gegen Ältere im persön­
lichen Nahraum" erprobte Präventions- und Interventions­
ansätze wie das "Krisen- und Beratungstelefon im Alter" 
sowie Angebote der aufsuchenden Sozialarbeit bei der 
älteren Generation gefunden hätten. Vor allem Pflegende in 
der häuslichen Pflege sollten sich beraten und unterstützen 
lassen (z.B. durch Kurse zur Selbsthilfe oder direkte Hilfen 
durch ambulante Dienste). Gerade in Anbetracht der Über­
forderung von Laien, die bis hin zu Täter-Opfer-Kon­
stellationen führen könne, seien die geplanten Kürzungen 
von Beratungsstellen bedenklich (Höri). Kommunale Pro­
jekte müssten gefördert werden (Ehrenamt, runder Tisch), 
so dass ein "Sorgemix" (z.B. zwischen Ärzten, Psycho­
logen, Nachbarn), eine "Vernetzung" möglich sei. Allerdings 
fehle auch die Kultur, sich helfen zu lassen. Nach wie vor 
wird die Pflege der Angehörigen nicht lediglich als Familien­
sache begriffen, sondern auch als originäre Aufgabe der 



Frau. Sich Hilfe zu holen, wäre ein Eingeständnis, dass 
man "es nicht schafft". Um die Lebensqualität aller Beteilig­
ten zu erhöhen, der pflegebedürftigen alten Menschen e­
benso wie der überforderten Pflegenden, erscheint hier ein 
Umdenken unbedingt erforderlich. 

Es sind auch Gefahrenmomente vorhanden, die aus de­
fizitären sozialen Strukturen resultieren. Höfling wies in 
diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit der Konkre­
tisierung und Aktualisierung der Grundrechte und ihre 
positive Schutzfunktion hin. Der Staat müsse Bedingungen 
schaffen, in denen Menschenwürde und menschliches Le­
ben geachtet und gesichert würden. In Fragen der Gesund­
heitsfürsorge und Pflege älterer Menschen müsse jede 
Sparpolitik diese Grenzen einhalten (Walter). Doch in unse­
rer Gesellschaft herrscht vielerorts eine problematische 
Sicht des Alterns vor. Ein Teilnehmer des Symposiums wies 
auf ein trauriges "Überlebensmotto" älterer Menschen hin: 
"Schweigen, schlucken, schenken". Walter gab zu beden­
ken, dass die Diskussion der Kosten und Lasten der Ge­
sundheitsversorgung älterer Menschen im Kontrast zu öko­
nomischem Wohlstand und medizinischem Fortschritt 
stünden, die das Problem der so genannten Überalterung 
erst möglich gemacht hätten. Höfling nannte in diesem 
Zusammenhang insbesondere Versorgungsdefizite in der 
palliativmedizinischen Altenpflege, während für die embrio­
nale Stammzellenforschung Mengen an Geld ausgegeben 
würden. In Deutschland stürben 30.000 Menschen in Lu­
xushospizen - der Rest stürbe schlecht. Auch lasse zum 
Teil die Debatte über die Zulässigkeit von so genannter 
erweiterter passiver Sterbehilfe - vor allem bei den Betrof­
fenen - den Eindruck entstehen, sie seien überflüssig. Es 
würden "Lebensunwerturteile" gefällt. Er warnte davor, wo­
hin die Entwicklung führen könne, wenn alte, pflegebedürf­
tige Menschen die Zustände in stationären Einrichtungen, 
den "Einöden der Einsamkeit" (Norbert Elias), nicht mehr 
ertrügen. Jüngst habe die Schweizer Akademie der Medizi­
nischen Wissenschaft (SAMW), die bislang eine Vorreiter­
und Vorbildfunktion in medizinethischen Fragen übernom­
men habe, den ärztlich begleiteten Suizid thematisiert -
vielleicht als Reaktion auf die Tatsache, dass Tötungshand­
lungen an alten Menschen bereits soziale Praxis geworden 
seien. Es sei "die ultimative Bankrotterklärung eines grund­
rechtsgeprägten Sozialstaats, wenn er alten Menschen 
nicht mehr die Perspektive eröffnen kann, unter menschen­
würdigen Bedingungen an der Hand eines anderen aus 
dem Leben zu scheiden, sondern stattdessen [ ... ] das pro­
zedural aufbereitete Angebot unterbreitet, durch die Hand 
eines anderen zu sterben." Auch für Walter geht es um 
elementare Wertvorstellungen: Der geistige Zustand einer 
Gesellschaft zeige sich daran, wie sie mit Menschen um­
geht, aus denen sie keinen unmittelbaren Nutzen (mehr) 
ziehen kann, die belasten oder gar stören. Mitunter ent­
stehe der Eindruck, die Lebensberechtigung eines Men­
schen könne nur durch gewinnbringende Arbeit erlangt 
werden und wirke im Alter lediglich in dem Maße fort, wie 
zuvor entsprechende (Gegen-)Leistungen erbracht worden 
seien. Die Bereitschaft, sich gerade für die Benachteiligten 
unserer Gesellschaft einzusetzen, sei nie selbstverständ­
lich gewesen und stelle ein hohes Kulturgut dar. 

In unserer auf "ewige Jugend" ausgelegten Leistungsge­
sellschaft stellen die "Alten" eine wenig attraktive Gruppe 
dar - zumal die Befassung mit dem Altern, dem körper­
lichen und geistigen Verfall sowie schließlich dem Tod 
unangenehm ist. Dabei sind wir alle die Alten von morgen. 
So vergegenwärtigte Walter, dass in jedel11 älteren Men­
schen gleichsarn ein Kind, ein Jugendlicher und ein 
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Mensch in der Mitte des Lebens mitenthalten und von den 
Erinnerungen her meist auch lebendig seien. Während also 
ältere Menschen die Situation eines jüngeren Menschen 
aus eigener Erfahrung kennten, sei dies naturgemäß um­
gekehrt nicht der Fall. Spizig, die das Verhältnis der Gesell­
schaft zu ihren älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern als 
jenes einer "entsolidarisierten Gesellschaft" bezeichnete, 
rief zu Solidarität und der Entwicklung einer gegenseitigen 
Empathie auf, damit auch die letzten Lebensabschnitte in 
gesellschaftlicher Teilhabe und ohne Furcht vor Viktimisie­
rung gelebt werden könnten. 

Anmerkungen 
1) Für die Überlassung ihrer Mitschrift danke ich Frau cand. jur. Farina 

Solaimani. 
2) Um die Möglichkeiten älterer Menschen zu beleuchten und zu fördern, 

hat das BMFSFJ den der Bundesregierung vorzulegenden fünften 
Altenbericht unter das Thema "Potentiale des Alters - der Beitrag älterer 
Menschen zum Zusammenhalt der Generationen" gestellt. 

3) Die kommunale Seniorenpolitik in Köln orientierte sich, um sozialer Ver­
einsamung entgegenzuwirken, an folgenden Zielsetzungen: Förderung 
und Integration bzw. des Lebens in der Gemeinschaft zur Vermeidung 
von Isolation und Ausgrenzung; Stärkung von Mitgestaltung, Beteiligung, 
Selbstverantwortung, Solidarität; Anregung und Unterstützung von 
Selbsthilfe, ehrenamtlicher Arbeit und Nachbarschaftshilfe; Angebote im 
Bereich: Bildung, Kultur, Freizeit und Sport; Unterstützung individueller 
Unabhängigkeit. 

4) Dekubitus = Druckgeschwür, meist durch Immobilität verursacht; Pro­
phylaxe kann erreicht werden durch: Mobilisation, Lagerung, 
Lagewechsel. 

5) PEG: perkutane endoskopische Gastrostomie, also eine Magensonde, 
über die Ernährung zugeführt wird. 

6) = faktische Durchsetzung von Normen. 
7) "Wie fühlen Sie sieh, wenn Sie nach Einbruch der Dunkelheit alleine In 

Ihrer Wohngegend unterwegs sind?" 
8) Das BMFSFJ plane deshalb, so Dr. Brockhorst, eine neue Studie mit 

dem Thema "Kriminalität im Leben älterer Menschen" zu fördern, welche 
auch den Bereich der häuslichen Pflege umfassen soll. 
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Aktuelle Informationen 
Überbelegung ist Fehlbelegung 

Unter dieser Überschrift steht ein Beitrag van Bernd Maelicke in 
der Ausgabe der "Frankfurter Rundschau" vam 5. Januar 2004. Es 
handelt sich dabei um einen leicht gekürzten Artikel, der zuvar in 
der Dezember-Nummer 2003 der Zeitschrif\ "Neue Krirninalpalitik" 
ersc.hlenen Ist Var dem Hintergrund van Uberbelegungen vieler 
Gefangnlsse tritt der Verfasser "für grundlegende Systemverbes­
serungen I.m deutschen Strafvallzug" ein. Als Auswirkungen der 
Gefangnlsuberfüllung kanstatiert er wachsende Aggressianen 
Inhaftlert.er, die sich teils gegen Mitgefangene, teils gegen Strafvall­
zugsbedienstete richten, sawie negative Falgen für resazialisieren­
de Bemühungen. Freilich sieht er keine Möglichkeit, sichere Aus­
sagen über die künftige Entwicklung der Belegungszahlen treffen 
zu. kannen - was Ja gerade im Hinblick auf Kapazitätsplanungen 
wunschenswert erschiene. Chancen für Systemverbesserungen 
erblickt der Verfasser nicht zuletzt in einer stärkeren Verzahnung 
van Krlmlnal- und Vallzugspalitik, welche die Zusammenhänge und 
WechselwIrkungen zWischen sag. ambulanten und statianären 
Sanktianen in Rechnung stellt. Die Empfehlungen des Verfassers 
gehen var allem dahin, ein bundeseinheitliches Indikatians- Be­
handlungs-, Dakumentatians- und Cantralling-System "zur Profi­
lIerung van für den Behandlungsvallzug geeigneten Fallgruppen 
und zur Qualifizierung der Angebate" einzufahren, für genügend 
persanelle und sachliche Ressaurcen im Vallzug zu sargen, die 
gesetzlichen Grundlagen der ambulanten Straffälligenhilfe zu ver­
bessern und das strafrechtliche Sanktianenrecht zu refarmieren. 
Kritisch beurteilt er demgegenüber "Strategien, die die Standards 
des Strafvallzugsgesetzes absenken wallen, um var den Gerichten 
bei der Frage der rechtswidrigen Unterbringung nach Paragraf 
18 StVallzG bestehen zu können. Eine Veränderung in dem Sinn, 
dass eine gemeinsame Unterbringung auch ahne Zustimmung der 
Gefangenen zulässig ist, wenn die räumlichen Verhältnisse der 
An.stalt dies erfardern', wäre ein Offenbarungseid mit dem Zuge­
standnls der Rechtswidrigkeit bisherigen Handeins und einer ver­
fehlten Vallzugsplanung. Wer gemeinsame Unterbringung auch 
gegen den Willen der Gefangenen akzeptiert, stellt zentrale Be­
handlungsgrundsätze des Strafvallzugsgesetzes und Mindeststan­
dards des Grundgesetzes in Frage statt weiterzugehen auf dem 
durch das Strafvallzugsgesetz und das Grundgesetz vargeschrie­
benen Weg der Qualitätssicherung und -entwicklung." 

Zur 19. Eickelborner Fachtagung über Fra­
gen der Forensischen Psychiatrie 

Anfang März 2004 fand in Lippstadt-Eickelbarn die 19. Fachta­
gung zu Fragen der Farensischen Psychiatrie statt. Darüber hat 
Martina Merten in einem Beitrag vam 19. März 2004 im 
"Deutschen Arzteblatt", Jg. 101, Heft 12, S. C 611-C 612, berichtet 
(Farensische Psychiatrie: Verschärfte Sicherungsverwahrung. Die 
Zahl der Einweisungen in den Maßregelvalizug steigt, entlassen 
werden dagegen immer weniger Persanen. Durch das aktuelle 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur nachträglichen Siche­
rungsverwahrung wird dieser Trend nach verstärkt.). Demnach 
kam zur Sprache, dass sich in den letzten 25 Jahren die Zahlen 
der Unterbringung im psychiatrischen Krankenhaus und in der 
Entziehungsanstalt fast verdappelt haben. Demgegenüber sei die 
Zahl der Entlassungen bis zu 50 Prazent zurückgegangen. Zu­
rückgeführt werde diese Entwicklung nicht zuletzt auf die Ver­
schärfung der Anfarderungen an eine bedingte Entlassung durch 
das Sexualstraftäter-Gesetz van 1998. In diese Richtung weisen 
dem Bericht zufalge auch die Zahlen der Göltinger Entlassungs­
praxIs van 1993 bis 2003: Van 1993 bis 1997 wu rden nach 149 
Untergebrachte auf Bewährung entlassen; bis zum Jahr 2003 wa­
ren es nur mehr 93. Prazentual ging damit die Zahl der Ent­
lassungen van 8,55 auf durchschnittlich 3,8 Prazent zurück. Dieser 
Trend werde durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
nachträglichen Sicherungsverwahrung nach verstärkt. Seit 10. 
März 2004 liegt auf Grund dieses Urteils ein Gesetzentwurf der 
Bundesregierung var, wanach bei Gewalt- ader Sexualstraftätern 
nachträglich Sicherungsverwahrung angeardnet werden kann, 
wenn deren Verhalten im Vallzug den Schluss nahe legt, dass sie 
rückfällig werden. Andere Straftäter, deren Freiheitsstrafe mindes­
tens vier Jahre beträgt, können danach in Sicherungsverwahrung 
genammen werden, wenn sie nach Einschätzung van Gutachtern 
ein erhebliches Risiko. darstellen. Dem Entwurf zufalge müssen 
zwei Gutachter in einer Hauptverhandlung die besandere Gefähr­
lichkeit des Täters feststellen. Die ungünstige Pragnase sall regel­
mäßig überprüft werden. 

Zur (Über-)Belegung im bayerischen Justiz­
vollzug 

Der bayerische Justizvallzug verfügt gegenwärtig über knapp 
11.500 Haftplätze. Im Februar 2004 waren aber gut 12.3000 Per­
sonen inhaftiert. Deshalb muss die neue, im September 2003 
eroffnete Justizvallzugsanstalt Kempten varübergehend mehr 
Qefangene aufnehmen, als ursprünglich geplant war. Damit sallen 
Uberhänge in anderen Anstalten verringert werden. Die JVA 
Kempten verfügt über 338 Haftplätze; Ende Februar 2004 war sie 
mit 361 Gefangenen belegt. Möglicherweise muss für eine Über­
gangszeit eine Belegung mit 415 Gefangenen in Kauf genammen 
werden. Ob diese Zahl tatsächlich erreicht wird, ist allerdings nach 
affen. Bauliche Maßnahmen werden für die Erweiterung der Kapa­
zität nicht ins Auge gefasst. Vielmehr so.ll die Zellenbelegung 
erhöht werden. Die JVA ist namentlich an mehr Aufträgen aus der 
freien Wirtschaft interessiert, um ihre Gefangenen hinreichend 
beschäftigen zu können. Rund ein Drittel der 361 Gefangenen ist 
derzeit In JVA-eigenen Arbeitsbereichen tätig. 

(Nach falgenden Berichten: Das Gefängnis hafft auf mehr 
Aufträge. Werkstätten bieten freier Wirtschaft Kapazitäten an -
höheres Selbstwertgefühl für Häftlinge; Kempten: Zuwachs für das 
neue Gefängnis. Zahl der Häftlinge so.ll varübergehend steigen. In: 
Allgäuer Zeitung vam 1. März 2004.) 

Zur Gewaltbereitschaft und -anwendung Im 
Strafvollzug 

Die Berichte über Gewaltbereitschaft und -anwendung im Straf­
vallzug, nicht zuletzt, im Jugendstrafvallzug häufen sich nicht nur 
in der Fachliteratur, sandern auch in der Tagespresse. Über dieses 
Thema infarmiert auch ein Artikel im "Main-Echa" vam 11. März 
2004 am Beispiel der Justizvallzugsanstalt Bielefeld-Brackwede 
(Uwe Po.Il mann: "Knast in Deutschland ist wie Kindergarten in 
Russland". Gefängnisse sind mit aggressiven jugendlichen Aus­
siedlern überfardert - Nach außen hin unauffälliges Verhalten). Im 
Mittelpunkt des Beitrags stehen namentlich Äußerungen und 
Verhaltensweisen junger inhaftierter Russlanddeutscher. Es heißt 
darin unter anderem: "Die Gewaltbereitschaft der wachsenden 
Zahl russlandddeutscher Straftäter stellt die Haftanstalten zuneh­
mend var Prableme." Die üblichen Disziplinarmaßnahmen würden 
bei diesen Gefangenen auf Grund ihrer Sazialisatian nur wenig be­
wirken. Die Rede ist van "mafiaartigen Geheimbünden, die die 
Aussiedlerszene im Knast beherrschten und gewalttätig gegen 
Mitgefangene vargingen". Die starke Abschattung dieser Gruppen 
nach außen und ihre strenge Hierarchie stünden Integratiansbe­
mühungen im Wege. Der Anteil dieser Gefangener habe in letzter 
Zeit erheblich zugenammen. In Bielefeld-Brackwede machen die 
rund 130 russlanddeutschen Inhaftierten ein Fünftel der Gesamt­
belegung aus. Im nardrhein-westfälischen Jugendstrafvallzug 
beträgt der Anteil ca. 20 Prazent. 

Zur Inhaftierungsrate in England und Wales 
England und Wales verzeichnen nunmehr die höchste Inhaftie­

rungsquate innerhalb der EU. Auf 100.000 Bürger entfallen 141 
Gefangene. In Deutschland liegt die Gefangenenrate bei 98, in 
Frankreich bei 93. Gegenwärtig befinden sich 74.500 Frauen und 
Männer in englischen Gefängnissen. 80 der insgesamt 138 
Anstalten gelten affiziell als überbelegt. Der Prisan Refarm Trust 
(PRT), eine gemeinnützige Organisatian, die sich mit der Situatian 
in britischen Haftanstalten befasst, macht nicht etwa Zunahme der 
Kriminalität, sandern var allem die ständig härter werdenden 
Urteile namentlich untergeardneter Gerichte für diese Entwicklung 
verantwartlich. Einer Untersuchung zufalge werden heute in 
Graßbritannien Täter dreimal öfter wegen geringfügiger Straftaten 
wie Diebstahl ader Fahren ahne Führerschein zu Haftstrafen 
verurteilt als 1991. Demnach haben Urteile mit Gefängnisstrafen 
van mehr als vier Jahren sagar um 60 Prozent zugenammen. Seit 
1999 versucht man mit Hilfe der elektranischen Fußfessel die 
Anstalten zu entlasten. Bisher ist diese Maßnahme bei knapp 
70.000 Tätern angewandt warden. 

(Nach dem Bericht van Silvia Besner: Die Zellen quellen über. 
England hat die höchste Inhaftiertenrate der EU. In: Sanntags­
blitz vam 7. März 2004, S.32.) 



Gefangenenraten stiegen auch 2003 welt­
weit an 

Seit 1999 veröffentlicht das britische Ministerium für Forschung, 
Entwicklung und Statistik eine Liste der Gefangenenraten in mitt­
lerweile 205 Ländern. Zuletzt haben wir im BAG-S Informations­
dienst 4/2000 über diese "world-prisonpopulation-list" berichtet. 
Wir wollen hier einige der informativen Daten darstellen, auch 
wenn diese Liste einige Schwächen hat. So fehlen z. B. die Daten 
aus 17 Ländern, gibt es kein einheitliches Erhebungsdatum, keine 
Differenzierung nach Geschlecht und Alter und werden Straftäter, 
die in forensischen Einrichtungen untergebracht sind, uneinheitlich 
erfasst. 

Weltweit waren 2003 über 9 Millionen Menschen (1999 etwa 
8,6 M i II ion e n) in freiheitsentziehender Strafhaft (inkl. Untersu­
chungsgefangenen). Diese Zahl ist das Ergebnis eines stetigen 
Anwachsen der Gefangenenpopulation, allein ein Vergleich zwi­
schen den Jahren 2002 und 2003 zeigt, dass in 71 Prozent der 
Länder die Gefangenenraten angestiegen sind. Besonders auf­
fällig ist die Abnahme der Gefangenenrate in Russland, wo 1999 
die Rate noch bei 730 Inhaftierten pro 100.000 lag - damit die 
höchste Gefangenenrate bedeutete, die jemals weltweit erfasst 
wurde - und im vergangenen Jahr auf 606 gesunken ist. 

Die weltweit höchste Gefangenenrate haben derzeit die USA 
mit 701 pro 100.000 Einwohner/innen. In der folgenden Tabelle 
sind die derzeitigen Spitzenreiter in den Gefangenenraten mit ihren 
Zahlen im Vergleich zu den Zahlen in den Jahren 1999 und 2001 
abgebildet: 

Die höchsten Raten*) weltweit 

Land 2003 2001 1999 

1 USA 701 700 680 

2 Russland 606 665 730 

3 Weißrussland 554 555 575 

4 Kasachstan 522 520 495 

5 US Jungfrauen Inseln 522 550 475 

6 Cayman Inseln 501 600 665 

7 Turkmenistan 489 490 ca. 400 

8 Belize 459 460 490 

9 Bermuda 447 445 445 

10 Surinam 437 435 435 

') Gefangenenrate auf 100.000 Einwohner/innen 

Nur noch drei Fünftel der erfassten Länder (60,5 Prozent) 
haben eine Rate von 150 Inhaftierten auf 100.000 
Einwohner/innen oder weniger. Die niedrigsten Raten können 
Indonesien (29) und Vanuatu (Ozeanien) (25) aufweisen. 

Raten in Europa 
In der folgenden Tabelle ist eine Auswahl von Daten aus Europa 

dargestellt, unter besonderer Kennzeichnung der Rangliste 
innerhalb der Länder der Europäischen Union. 

Land 2003 2001 1999 

Ukraine 415 435 415 

Estland 361 330 310 

Lettland 352 355 360 

Litauen 266 240 385 

Polen 218 185 145 

Tschechische Republik 170 210 225 

Ungarn 165 155 150 

Slowakei 164 135 125 
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Land 2003 2001 1999 

1 Vereinigtes Königreich 138 124 125 

1 Spanien 138 115 110 

3 Portugal 137 130 130 

4 Italien 100 95 90 

4 Niederlande 100 85 90 

4 Österreich 100 85 85 

7 Deutschland 98 96 95 

8 Frankreich 93 80 90 

9 Belgien 89 85 80 

10 Luxemburg 85 90 90 

11 Irland 85 80 80 

12 Griechenland 80 80 70 

Malta 73 70 70 

13 Finnland 70 50 45 

14 Schweden 68 68 60 

Schweiz 68 90 85 

15 Dänemark 64 60 65 

Norwegen 59 60 60 

Im Vergleich zu einigen benachbarten Staaten ist der Anstieg 
der Gefangenenrate in der Bundesrepublik Deutschland moderat 
ausgefallen. (j-b) 

Aus: World Prison Population List by Roy Walmsley. In: 
RESEARCH FINDINGS No. 116 (2000), 188 (2003), 234 (2004) 
Home Office Research, Development and Statistics Directorate, 
London 

(Aus: Informationsdienst Straffälligenhilfe. Hrg. von der Bundes­
arbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe -BAG-S- e.V., 12. Jg., 
Heft 1/2004, S. 30 f.) 

Zum baden-württembergischen "Projekt 
Chance" 

Die Tagung des Landesverbandes Baden-Württemberg der 
Deutschen Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshil­
fen (DVJJ) in Freiburg hatte neue Wege zum Umgang mit Jugend­
kriminalität zum Gegenstand. Dabei wurde namentlich über das 
"Projekt Chance" berichtet, das es ermöglichen soll, Jugendstrafen 
nicht im Gefängnis, sondern in Einrichtungen der Jugendhilfe zu 
vollziehen. Grundlage dafür bildet eine Stiftung. Das "Projekt 
Chance" knüpft an die Regelung des § 91 Abs. 3 JGG an, wonach 
der Jugendstrafvollzug "in freien Formen" praktiziert werden kann, 
ja soll. Seit September 2003 befinden sich 21 Jugendliche in den 
beiden Einrichtungen des Projekts, in einem Zisterzienserinnen­
kloster in Creglingen und im Jugendhof Seehaus in Leonberg. Bei 
der Auswahl der Jugendlichen spielen Strafmaß, Schwere des 
Delikts und Bereitschaft zur Mitarbeit eine Rolle. Aufenthalt und 
Tagesablauf in den Einrichtungen sind streng strukturiert. Ein 
intensives Integrationsmanagement soll dazu beitragen, die Rück­
fallgefahr klein zu halten. Die Jugendlichen sollen in diesem ver­
gleichsweise offenen Rahmen gleichsam nachholen, was in ihrer 
Entwicklung versäumt wurde: Werte und Regeln zu verinnerlichen 
sowie Verantwortung für sich und andere zu übernehmen. 

(Nach dem Bericht von Anita Rüffer: Verantwortung für sich und 
andere lernen. Tagung in Freiburg sucht nach neuen Wegen im 
Umgang mit Jugendkriminalität. Teilnehmer des "Projekts 
Chance" berichten. In: Badische Zeitung vom 22. März 2004, 
S.4.) 
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Die Verabschiedung von Bernhard Wydra 
und die Amtseinführung seines Nachfolgers 
Reinhard Vogl als Leiter der Bayerischen 
J ustizvollzugssch u le 

Am 21.11.2003 wurde der Ud. Reg. Dir. Bernhard Wydra als 
Leiter der Bayerischen Justizvollzugsschule nach über 18-jähriger 
Tätigkeit in dieser Funktion aus dem aktiven Dienst verabschiedet 
und sein Nachfolger Ud. Reg. Dir. Reinhard Vogl in sein neues Amt 
eingeführt. Die Feier aus diesem Anlass war stilvoll und gefühls­
betont. Irn Rittersaal des Straubinger Herzogschlosses, der festlich 
geschmückt war, fanden sich um 10.00 Uhr über 200 Festgäste 
ein. Unter diesen war die Bayerische Staatsministerin der Justiz, 
Frau Beate Merk, mit dem zuständigen Ministerialdirektor Wolf­
gang Held sowie dem Abteilungsleiter Strafvollzug Ministerialdiri­
genten Herrmann Korndörfer und seinen Referenten, ferner die 
politische Prominenz der Region rnit einem Bundestagsabgeord­
neten, zwei Landtagsabgeordneten, dem Oberbürgermeister der 
Stadt Straubing und dem Landrat des Landkreises Straubing-Bo­
gen. Es hatten sich auch einige Rechtslehrer eingefunden, närnlich 
die Professoren Alexander Böhm, Rudolf Egg, Johannes Gründel 
und Horst Schüler-Springorum, ferner die Spitzen der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften des Oberlandesgerichtes Nümberg und der 
Landgerichte Regensburg und Deggendorf, sowie Vertreter der 
Kirchen, unter ihnen der Altbischof von Passau. Aus Bayern kamen 
darüber hinaus alle Anstaltsleiter, alle Ausbildungsleiter sowie 
Repräsentanten der verschiedenen Berufsgruppen im Vollzug. Aus 
anderen Bundesländern waren die Leiterin des niedersächsischen 
Strafvollzugs, Frau Ministerialdirigentin Dr. Monica Steinhilper, 
mehrere Anstaltsleiter sowie Leiter der Justizvollzugsschulen er­
schienen. Aus dem Ausland waren mehrere Delegationen gekom­
rnen, und zwar aus Ungarn unter der Leitung des Staatssekretärs 
im Justizrninisterium Dr. Ferenc Tari, aus der Tschechischen Repu­
blik unter der Leitung der Generaldirektorin für den Strafvollzug 
Frau Dr. Kamila Meclova, aus Polen unter der Leitung des Kom­
mandanten .des polnischen Schulungszentrums Adam Kaczmarek, 
sowie aus Osterreich Frau Oberstaatsanwältin Dr. Karin Dotter­
Schiller. 

Die Feier begann mit einem schwungvollen Musikstück, ge­
spielt von der "Stubnmusi". Die Begrüßung durch Oberregierungs­
rat Thomas Reulbach war kurz und ansprechend präzise. In der 
Festansprache wandte sich die Ministerin mit freundlichen und per­
sönlichen Worten den beiden Zielpersonen der Veranstaltung zu. 
Sie schilderte zunächst den beruflichen Werdegang von Bemhard 
Wydra, der als Jurist und Diplompsychologe im Strafvollzug ein 
hochinteressantes Betätigungsfeld gefunden hat. Im Oktober 1968 
fing er als juristischer Mitarbeiter an der Justizvollzugsanstalt 
München an, kam im Mai 1970 in gleicher Funktion an die Justiz­
vollzugsanstalt Straubing, an der er 1974 stellvertretender An­
staltsleiter wurde. Im Januar 1979 wurde er Anstaltsleiter der Jus­
tizvollzugsanstalten Bamberg und Kronach. Ab März 1985 leitete 
er dann bis zum Ende seiner Dienstzeit die Bayerische Justizvoll­
zugsschule. Bei der Würdigung seiner Arbeit hob die Ministerin sei­
nen Einsatz für die Menschen hervor, mit denen er zu tun hatte, 
seien es Gefangene, Bedienstete oder Anwärter - ein Einsatz, der 
von einem christlichen und humanistischen Menschenbild geprägt 
sei. Mit seinen großen integrativen Fähigkeiten sei es ihm vor al­
lem gelungen, die bayerische Justizvollzugsschule als Ort für eine 
solide Ausbildung, für eine differenzierte Fortbildung mit einem weit 
gefächerten Angebot und für eine Begegnung mit bayerischen und 
außerbayerischen Mitarbeitern im Justizvollzug zu gestalten. Er 
habe in hohem Maße zum guten Ruf der Bayerischen Justizvoll­
zugsschule in Bayern, Deutschland und im Ausland - er pflegt Kon­
takte zu rund 20 verschiedenen Ländern - beigetragen. Die Minis­
terin gratulierte Bernhard Wydra zu seinem Erfolg, dankte ihm für 
sein Engagement und wünschte ihm alles Gute für den Ruhestand. 

An Reinhard Vogl gerichtet schilderte sie zunächst auch seinen 
beruflichen Werdegang, der an einigen Stellen dem seines Vor­
gängers folgte. Reinhard Vogl hat 1977 als juristischer Mitarbeiter 
an der Justizvollzugsanstalt Bayreuth angefangen. 1984 kam er in 
gleicher Funktion an die Justizvollzugsanstalt Straubing, wo er 
1986 Vertreter des Anstaltsleiters wurde. 1988 wurde er Leiter der 
Justizvollzugsanstalten Bamberg und Kronach. 1994 wurde er zum 
Leiter der Justizvollzugsanstalt Würzburg berufen. Hier hat er 
seine besonderen Fähigkeiten, nämlich seine klare Zielplanung 
und sein freundlich zugewandtes Verhandlungsgeschick unter 
Beweis gestellt. Damit hat er nicht nur den Bau der neuen Justiz-

vollzugsanstalt termingemäß und Kosten sparend zu Ende geführt, 
sondern auch den inneren Aufbau der Anstalt als leistungsfähige 
Organisation mit einem guten Betriebsklima erfolgreich gestaltet. 
Mit diesen Qualitäten und Erfahrungen bringt Reinhard Vogl gute 
Voraussetzungen für die Leitung der Bayerischen Justizvollzugs­
schule mit. Die Ministerin wünschte ihm auch für sein neues Auf­
gabengebiet viel Erfolg. 

Bei den anschließenden Grußworten wandte sich der Land­
tagsabgeordnete Ettengruber mit anerkennenden Worten an Bern­
hard Wydra und wünschte Reinhard Vogl viel Glück und Erfolg in 
seinem neuen Amt. Der Oberbürgermeister Reinhold Perlak hob 
besonders die vielfältigen Verdienste Bemhard Wydras in der aus­
gezeichneten Zusammenarbeit mit der Stadt Straubing hervor und 
zollte ihm Anerkennung und Dank für seine Tätigkeit, auch für die 
vielen Kontakte, die er für die Stadt mit dem Ausland vermittelt hat. 
Dem Nachfolger wünschte er viel Gespür und Erfolg bei der Wahr­
nehmung seiner wichtigen neuen Aufgabe. Der ungarische Justiz­
staatssekretär Dr. Tari schilderte liebevoll die gute Zusammenar­
beit der ungarischen Vollzugsverwaltung mit Bemhard Wydra und 
dankte ihm für die vielen Anregungen. Von Reinhard Vogl wünsch­
te er sich die Weiterführung der guten Kontakte. 

Nach dem letzten Auftritt der "Stubnmusi" wandte sich Bernhard 
Wydra an die Anwesenden. Den Schwerpunkt seiner Ausführun­
gen bildete ein herzlicher Dank an alle, mit denen er zusammen­
gearbeitet und von denen er in vielfältiger Weise Unterstützung er­
fahren hat. Seine Ausführungen waren sehr persönlich und 
herzlich, sie gipfelten in der Mitteilung seiner Freude über all die 
Zuwendung, die er in seinem Leben und in seiner Arbeit bekom­
men habe. Zu diesen Worten setzte das Ostbayerische Blechblä­
serquintett mit der Ode an die Freude aus der 9. Symphonie von 
Beethoven ein. Reinhard Vogl brachte in seiner Ansprache zum 
Ausdruck, dass er sich auf die interessante und differenzierte Ar­
beit an der Bayerischen Justizvollzugsschule freue. Er werde eige­
ne Schwerpunkte setzen, wolle aber in jedem Fall die Auslands­
kontakte weiterführen. Dem offiziellen Teil der Feier im Rittersaal 
des Straubinger Herzogsschlosses folgte der inoffizielle Teil an der 
Bayerischen Justizvollzugsschule. 

Internationale Konferenz zur Gesundheits­
situation in Gefängnissen 

Regierungsvertreter aus 55 europäischen und zentralasiati­
schen Ländern konferierten in Dublin zum Thema "HIV/AIDS in 
Gefängnissen". In den meisten Ländern liege die Ansteckungsrate 
bei Gefangenen um ein Vielfaches höher als in der nicht inhaf­
tierten Bevölkerung, in manchen Ländern bei bis zu 17 Prozent. 
Außerdem werde die Situation in vielen Ländern durch hohe He­
patitis-C und multiresistente Tuberkulosearten verschlimmert. 

Ein Ergebnis der Konferenz war die Dubliner Erklärung. Sie 
erinnert daran, dass die große Mehrzahl der Inhaftierten in die Ge­
meinschaft zurückkehrt. Krankheiten der Menschen innerhalb der 
Gefängnismauern seien daher eine Frage der öffentlichen Ge­
sundheit. Eine verbesserte Gesundheit der Gefangenen komme 
auch den Bediensteten in den Gefängnissen zugute. 

Die Verfasser der Erklärung erinnern da~an, dass die Menschen 
in den Gefängnissen Väter und Mütter, Brüder und Schwestern, 
Söhne und Töchter, Großväter und Großmütter, Ehemänner und 
Ehefrauen, Geliebte, Partner und Freunde seien, die aus unseren 
Gemeinschaften kommen und meistens wieder dorthin zurück 
gingen. Daher sei die Verantwortung der Staaten für rechtzeitige 
und effektive Maßnahmen während der Haft und für eine 
geSicherte Nachbehandlung nach der Entlassung auch ein Beitrag 
zur öffentlichen Gesundheit. (wit) 

Aus: Dublin Declaration on HIV/AIDS in Prisons in Europe an 
Central Asia - Prison Health is Public Health, Dublin Ireland 
February 23, 2004; siehe: www.epha.org/a/1044. 

(Aus: Informationsdienst Straffälligenhilfe. Hrsg. von der Bun­
desarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe -BAG-S- eV, 12. 
Jg., Heft1~004,S.33.) 



Aussiedler - Interkulturelle Kompetenz für 
die Straffälligenhilfe und den Justizvollzugs­
dienst 
Fortbildung für Fachkräfte der Staatlichen und Freien 
Straffälligenhilfe 

Bis 1995 stellten die russischsprachigen Aussiedler im Bereich 
der staatlichen und freien Straffälligenhilfe eine eher randständige 
Klientel dar. In den letzten Jahren hat sich dies deutlich geändert. 
Inzwischen haben sie gegenüber den anderen Bevölkerungsgrup­
pen deutlich aufgeholt. Gelegentlich entsteht sogar der Eindruck, 
sie seien, im Vergleich zu ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung, 
überrepräsentiert. Ob damit der Schluss gezogen werden kann, 
dass es in dieser Bevölkerungsgruppe eine erhöhte Kriminalitäts­
belastung gibt, ist durch konkrete Zahlen nicht zu belegen. Im Ge­
genteil, "Entgegen einer verbreiteten öffentlichen Wahrnehmung 
existiert generell keine besonders umfangreiche oder besonders 
schwere "Aussiedlerkriminatität" in Deutschland im Vergleich zur 
Kriminalität der alteingesessenen Bevölkerung". (Erster Periodi­
scher Sicherheitsbericht des BMI und BMJ, Berlin, Juli 2001). Es 
sind qualitative Probleme, mit denen viele Fachkräfte der staat­
lichen und der freien Straffälligenhilfe in der Arbeit mit Aussiedlern 
zu kämpfen haben. Die Unkenntnis über die soziokulturelle Prä­
gung dieser Klientel wird häufig als Ursache für Kommunikations­
barrieren oder Unsicherheiten empfunden. 

Das DBH-Bildungswerk möchte mit der Veranstaltungs reihe 
"Interkulturelle Kompetenz für die Straffälligenhilfe" bei der Beant­
wortung wichtiger und drängender Fragestellungen helfen. Die 
Teilnehmenden der Veranstaltung setzen sich mit der soziokultu­
rellen Situation der Aussiedler und dem devianten Verhalten in 
dieser Bevölkerungsgruppe auseinander. Diese Erkenntnisse be­
ziehen sie auf ihre praktische Arbeit in der Straffälligenhilfe. 

Veranstaltungstermine und -orte 

17. - 18.05.2004 in Berlin 

12. - 13.07.2004 in Bonn 

30. - 31.08.2004 in Rastede bei Oldenburg 

13. - 14.09.2004 in Erfurt 

25. - 26.10.2004 in Bad Herrenalb 

08. - 09.11.2004 in Münster 

22. - 23.11.2004 in Straubing 

07. - 08.03.2005 in Hannover 

11. - 12.04.2005 in Frankfurt a.M. 

23. - 24.05.2005 in Neuendettelsau bei Ansbach 

Der Kurs wird mit Mitteln des Bundesamtes für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge gefördert. Es entstehen für 
die Teilnehmenden keine Kosten für den Kurs, die Unterkunft und 
die Verpflegung; lediglich die Reisekosten müssen die Teilnehmen­
den selbst tragen. 

Information und Anmeldung: DBH-Bildungswerk, Aachener 
Str. 1064, 50858 Köln Tel. (0221)94865130, Fax (0221)94865131, 
E-Mail: kontakt@dbh-bildungswerk.de 

(Aus: Informationsdienst Straffälligenhilfe. Hrsg. von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe -BAG-S- eV, 
12. Jg., Heft 1/2004, S 491.) 

Zur Rückfallstatistik 
Am 4. März 2004 wurde von Kriminologen aus Göttingen und 

Konstanz die erste umfassende Rückfallstatistik vorgestellt. Da­
nach wird etwa jeder dritte Straftäter in Deutschland rückfällig. Je­
doch führt bei den meisten Personen das Folgedelikt lediglich zu 
einer Geld- oder Bewährungsstrafe. Nur rund fünf Prozent der Ver­
urteilten müssen in einem Zeitraum von vier Jahren nach dem Ur­
teil auf Grund einer weiteren Straftat in Haft. Der Statistik zufolge 
sind Jugendliche und Heranwachsende bis 21 Jahre mit fast 50 
Prozent besonders rückfallgefährdet; bei Freiheitsstrafen ohne 
Bewährung sind es sogar 78 Prozent. 

(Nach dem Bericht: Jeder Dritte wird rückfällig. In: Augsburger 
Allgemeine vom März 2004.) 
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1. Europäische Konferenz zur Gesundheits­
förderung in Haft 
Bann, 28. und 29. Oktober 2004 

Die Gesundheit der Gefangenen betrifft die Gesundheit aller, 
denn Gefangene kommen aus der Gesellschaft und kehren in den 
allermeisten Fällen in ihre Lebensverhältnisse zurück. Die Ge­
sundheit der Gefangenen ist daher ein Public Health Thema, das 
uns alle angeht: die Bediensteten im Gefängnis, die Partner und 
Partnerinnen, die Familien, die Kinder. Aber nicht um unserer 
selbst willen, sondern weil die Zeit der Inhaftierung genutzt werden 
sollte für die soziale Reintegration und die gesundheitliche Stabili­
sierung der Gefangenen. Und da die Gefängnisse überproportional 
stark mit Menschen aus unteren sozialen Schichten mit geringem 
Bildungs- und Ausbildungsniveau, mit hohen gesundheitlichen Be­
lastungen (Drogen-/Alkoholabhängigkeit, Infektionskrankheiten wie 
HIV/AIDS und Hepatitis), einem hohen Anteil ethnischer Minoritä­
ten belegt sind, zeigen sich in Haft eine ganze Reihe von gesund­
heitlichen Belastungen, aber auch Chancen zur Gesundheitsför­
derung. 

Eine verbesserte Ansprechbarkeit, Verbesserung des allgemei­
nen Gesundheitszustandes etc. lassen schnell den Eindruck einer 
gesundheitlichen Stabilisierung entstehen. Doch die Nachhaltigkeit 
dieser gesundheitlichen Verbesserungen ist gering: Kaum entlas­
sen, erfolgt oft ein Rückfall in alte und hochriskante Lebensstile. 
Dies weist auf eine notwendige stärkere Kooperation der Vollzugs­
dienste mit denen in den Kommunen hin. Oftmals laufen diese 
Dienste parallel oder grenzen sich voneinander ab. 

Es ist also höchste Zeit, dass die beiden Bereiche ,Gesundheit' 
und ,Justiz' intensiver miteinander kooperieren, um den gesund­
heitlichen Problemen der Gefangenen, aber auch der Bediens­
teten angemessen begegnen zu können. Mit dieser Konferenz 
wollen die Veranstalter auf die Möglichkeiten der gesundheitlichen 
Angebote für Gefangene, aber auch für Bedienstete fokussieren. 
In einem internationalen Austausch der Erfahrungen und Praxis 
vornehmlich in Deutschland, Österreich und der Schweiz wollen 
wir innovative Ansätze der Gesundheitsförderung und der Präven­
tion vorstellen. Denn die föderale Organisation des Justizvollzuges 
(v.a. in Deutschland) macht es oft schwer, den Überblick zu behal­
ten. Aber nur der Austausch der Konzepte und praktiSChen Ansät­
ze, nur die persönliche Begegnung und intensive Diskussion (hier 
in Arbeitsgruppen) ermöglichen einen Fortschritt. 

Veranstalter: Deutsche AIDS-Hilfe, European Network on Drugs 
and Infectiolls Prevention in Prison (ENDIPP), Wissenschaftliches 
Institut der Arzte Deutschlands (WIAD) gem. eV Universität Bre­
men, akzept e. V. 

Koordinationssekretariat: WIAD, Godesberger Allee 54, 
D-53175 Bonn, Deutschland, Tel. 0049 228 8104 172, E-Mail­
adresse: gesundinhaft@wiad.de, Ansprechpartner: Dr. Caren 
Weilandt. 

Ziele: Erfahrungsaustausch unter allen im Gefängnis arbeiten­
den Professionen, die an der Gesundheitsversorgung im weitesten 
Sinne beteiligt sind. Vorstellung von Best-Practice-Modellen, inter­
nationale Vernetzung von interessierten Personen/Institutionen. 

Gesetzentwurf regelt Haftverbüßung auslän­
discher verurteilter Personen im Heimatland 

Unter dieser Überschrift informiert Heft 16/2004, der "Neuen Ju­
ristischen Wochenschrift", S. XIV, darüber, dass das Bundeskabi­
nett dem Gesetzentwurf zur Ausführung des ZusatzprotokollS vom 
18.12.1997 zum Übereinkommen des Europarates vom 21.3.1983 
über die ÜbersteIlung verurteilter Personen zugestimmt hat. So­
bald das Gesetz in Kraft getreten ist, können verurteilte Straftäter 
ohne ihre Zustimmung zur Verbüßung der Strafe in ihr Heimatland 
überstellt werden, "wenn gegen sie wegen der abgeurteilten Tat 
eine bestandskräftige Ausweisungsverfügung vorliegt. Zudem sind 
Regelungen für den Fall vorgesehen, dass der verurteilte Täter 
versucht, sich der Verbüßung durch Flucht in sein Heimatland zu 
entziehen. " 

"Die Bundesländer erhoffen sich von der Ratifizierung und Aus­
führung des Zusatzprotokolls ein wichtiges Instrument zur Entlas­
tung des deutschen Strafvollzuges. Gegenwärtig haben 21 
Staaten das Zusatzprotokoll ratifiziert." 
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USA: Gefängnisse zu teuer, Strafmaß runter 
Der Strafvollzug in den USA wird immer teurer und erreicht in 

vielen Bundesstaaten die Grenze des Finanzierbaren. Was bisher 
undenkbar war, nämlich dass Politik, Staatsanwaltschaft und Rich­
ter über eine Umkehrung der derzeitigen Kriminal- und Strafpolitik 
laut nachdenken, ist offensichtlich angesichts der prekären Haus­
haltslage in den Bundesstaaten möglich. Dies sind die Ergebnisse 
der Recherchen von Kat ja Gelinsky, Mitarbeiterin der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung. 

So wurden z. B. in Michigan erste Vorschläge, wie die Zahl der 
Häftlinge reduziert werden könne, schon in die Praxis umgesetzt: 
Michigan nimmt Abschied von drakonischen Mindeststrafen für 
Rauschgiftdelikte. 

Etwa zwanzig Bundesstaaten, darunter auch Texas, haben in 
den vergangenen Monaten die gesetzlichen Mindeststrafen, vor al­
lem für geringfügige Rauschgiftdelikte gesenkt. Statt zu Freiheits­
strafen werden Ersttäterlinnen mit günstiger Sozialprognose zu 
Behandlungsprogrammen verurteilt. Andere Bundesstaaten setzen 
auf eine vorzeitige Entlassung von Ersttäterlinnen, die keine Ge­
walttaten begangen haben und lockerten die Bewährungsvor­
schriften. Gelinsky glaubt, dass neben dem Finanzierungsproblem 
noch eine weitere Entwicklung dafür verantwortlich ist, dass Refor­
men, die schon lange gefordert werden, jetzt möglich werden. Für 
die US-amerikanische Gesellschaft habe angesichts anderer 
Themen wie Arbeitslosigkeit und Angst vor Terroranschlägen, das 
Thema Kriminalität an Bedeutung verloren. 

Allerdings - so schränkt sie ein - könnte diese Reformentwick­
lung an der weiterhin harten Haltung des republikanischen Justiz­
ministers Ashcroft scheitern. Es gäbe mittlerweile "schwarze 
Listen" mit Namen von Richterlinnen, die bei der Verhängung des 
Strafmaßes unter den Richtlinien des Bundesgerichts blieben. (j-b) 

Aus: Kat ja Gelinsky: Keine Strafe ohne Geld, Frankfurter Allge­
meine Zeitung vom 9. Februar 2004. 

Nach dem letzten Jahresbericht des Justizdepartments in 
Washington hat sich die Zahl der Gefangenen um 2,6 Prozent auf 
nun 2,16 Millionen erhöht. Dabei handle es sich um den größten 
Anstieg seit 1999. Die Zahl der statistisch erfassten Straftaten sei 
im gleichen Zeitraum um 0,2 Prozent zurückgegangen. Die Kosten 
für das Gefängnissystem auf lokaler, staatlicher und Bundesebene 
belaufen sich nach Schätzungen auf 40 Milliarden Dollar im Jahr. 
Der Bau jeder neuen Gefängniszelle belaufe sich auf 100.000 
Dollar. 

Der Bericht machte auch wiederum auf die überproportionale 
Inhaftierungsrate der Schwarzen aufmerksam. Von den 1,3 Millio­
nen Insassen, die Haftstrafen von mehr als einem Jahr verbüßten, 
waren 587.000 schwarz, 437.000 weiß und 235.000 hispanischer 
Herkunft. Der Anteil der Schwarzen an der Gesamtbevölkerung 
liege bei 12 Prozent. Von den schwarzen Männern im Alter 
zwischen 25 und 29 seien im Jahr 2002 10,4 Prozent eingesperrt 
gewesen. Für die spanisch sprechende Vergleichsgruppe habe die 
Zahl bei 2,4 Prozent gelegen, für die Weißen dieser Altersgruppe 
bei 1,2 Prozent. (wit) 

Aus: Gerd Brüggemann: Zu viele Gefangene in Amerika? 
Stuttgarter Zeitung vom 31. Juli 2003; Neue Zürcher Zeitung vom 
29. Juli 2003. 

(Aus: Informaticnsdienst Straffälligenhilfe. Hrsg. von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe -BAG-S- eV, 
12. Jg., Heft 1/2004, S. 31 f.) 

Familienrechtliches Umgangsrecht mit Kindern 
- auch für Väter in Haft? 

Zu Haftstrafen verurteilte Personen sehen sich häufig mit fami­
lienrechtlichen Auseinandersetzungen im Nachgang von Verurtei­
lungen konfrontiert. Dies gilt nicht nur für die Scheidungen und 
Unterhaltsforderungen, sondern auch für die besonders schmerz­
haft empfundene Trennung von den minderjährigen Kindern. Ins­
besondere die Trennung von den Kindern wird regelmäßig als 
schicksalsbedingt von den Verurteilten akzeptiert. Umgangsrechte 
der Väter mit den Kindern erlöschen jedoch durch die Haft nicht. 

Die gerichtlichen Regelungen zur Wahrnehmung der Umgangs­
rechte orientieren sich grundsätzlich nach der geltenden Rechts­
lage nur daran, ob ein Umgang dem Wohl der Kinder dient oder ob 
dies dem Wohl der Kinder entgegenstehen könnte. Bei der dafür 

erforderlichen Abwägung der dagegen und dafür sprechenden Ar­
gumente ist die Verurteilung und die Haft mit einzubeziehen. Re­
gelmäßig werden jedoch die daraus gegen das Kindeswohl spre­
chenden abgeleiteten Überlegungen nicht sehr schwerwiegend 
sein können. Keinesfalls darf dabei isoliert berücksichtigt werden, 
dass eine Straffälligkeit und Strafhaft vorliegen. Eine solche Praxis 
würde wie eine Art "Nebenstrafe" unzulässig sein. Kinder gehören 
mit ihren Eltern zusammen. Dieses Zusammensein ist in den 
Fällen von Strafhaft erschwert, aber nicht ausgeschlossen. Um­
gangsmöglichkeiten müssen gegebenenfalls in Abstimmung mit 
Jugendämtern und Hilfsorganisationen gefördert werden. 

Das Familiengericht Tübingen hat im Fall eines das Umgangs­
recht begehrenden Vaters von zwei Kindern Folgendes festgelegt: 
Der zu einer Freiheitsstrafe wegen Gewalttaten gegen die Ehefrau 
und Mutter der Kinder von fünf Jahren und sechs Monaten ver­
urteilte Kindesvater hat ein Umgangsrecht von vorerst vier bis fünf 
Umgangszeiten pro Jahr in der JVA am Wohnort der Kinder. Dazu 
ist der Vater mit (vorher erklärtem) Einverständnis der Straf­
vollstreckungsbeteiligten von seinem Haftort in die JVA am Wohn­
ort der Kinder zu verschuben. Die Kinder nehmen das Besuchs­
recht dann in einem geeigneten Rahmen in der JVA wahr. Durch 
diese Regelung bleibt den Kindern der Vater auf einer Minimal­
basis als Bezugsperson erhalten. Als positiver Nebeneffekt wird 
dem Vater die Haftsituation durch Vermeidung des vollständigen 
Kontaktabbruchs wesentlich erleichtert. 

Diese Regelung ist ein ermutigender Anfang. Insbesondere für 
die Väter, denen der Umgang mit ihren minderjährigen Kindern 
mangels Kooperation der Kindesmutter auf lange Zeit verwehrt ist, 
ist diese Regelung eine Ermutigung, ihre diesbezüglichen Rechte 
auch aus dem und im Vollzug durchzusetzen. 

Bernd M. Behnke 

Gewalt in der Gesellschaft - Auswirkungen 
auf den Strafvollzug 

Unter diesem Rahmenthema findet eine Tagung vom 15. bis 17. 
September 2004 in der Evangelischen Akademie Bad Boll statt, die 
von der Akademie in Zusammenarbeit mit der Justizvollzugsschule 
Baden-Württemberg veranstaltet wird. Die Tagung beginnt am 
15.9. um 9 Uhr 30 und endet am 17.9. um 12 Uhr 30. Die Leitung 
liegt in den Händen von Pfarrer und Studienleiter Dr. Helmut 
Geiger und LId. Regierungsdirektor Dipl. Psychologen Wilfried 
Ostheimer, dem Leiter der Justizvollzugsschule Baden-Württem­
berg. In der Einladung zur Veranstaltung heißt es namentlich: "Auf 
dieser Tagung sind u.a. folgende Fragen zu klären: Wird Gewalt­
tätigkeit vererbt oder durch die Umwelt geprägt? Wird der Strafvoll­
zug womöglich zur hohen Schule der Gewalt? Wie schaukelt sich 
Gewalt hoch und wie lässt sie sich kontrollieren? Wie gehe ich mit 
meinen Aggressionen um?" 

Tagungsort ist die Evangelische Akademie Bad BolI, Akademie­
weg 11, 0-73087 Boll (Tel. 07164/79-0; Fax: 07164/79-4-40; 
Internet: www.ev-akademie-boll.de). 

Anfragen werden erbeten an die Evangelische Akademie Bad 
BolI, Gabriele Barnhill (Tel. 07164/79-2 33; Fax 07164/79-52 33; 
E-Mail: gabriele.barnhill@ev-akademie-boll.de ). 

Aufbaustudium Kriminologie / Institut für 
Kriminologische Sozialforschung Universität 
Hamburg 

Im Sommersemester 2005 beginnt der nächste Durchgang des 
viersemestrigen Aufbaustudiums Kriminologie (Abschluss: "Di­
plom-Kriminologe/in"). 

Zulassungsvoraussetzungen: Abgeschlossenes Hochschulstu­
dium in Soziologie, Psychologie, Pädagogik, Humanmedizin, 
Rechtswissenschaft oder verwandten Fächern, oder abgeschlos­
senes Fachhochschulstudium (z.B. Sozialpädagogik, Verwaltung). 

Bewerbungsfrist: 15.12.2004 - 15.01.2005 (Ausschlussfrist!) 
beim Aufbaustudium Kriminologie, Universität Hamburg. 

Näheres Informationsmaterial und Bewerbungsunterlagen über: 
Prof. Dr. Sebastian Scheerer Institut für Kriminologische Sozialfor­
schung, Allende-Platz 1, 20146 Hamburg, Tel.: 040/42838-3329, 
Fax: 040/42838-2328, E-Mail: astksek@uni-hamburg.de, 
http://www.rrz.uni-hamburg.de/kriminol/ 



Täter: Therapeuten 
Selbstsichten - Ansichten - Einsichten 
Supervisorische Balint-Gruppenarbeit mit Dr. Ulrich Kobbe, Essen. 

Der AK "Psychotherapie im Strafvollzug" im DPTV lädt ein zur 
Weiterbildungsveranstaltung "Täter: Therapeuten. Selbstsichten -
Ansichten - Einsichten" geleitet durch Dr. Ulrich Kobbe in Mann­
heim, Sa. 25.09.2004. 

Die psychotherapeutische Arbeit mit Rechtsbrechem gehört zu 
den sicherlich schwierigsten Arbeitsgebieten der klinisch-psycho­
logischen Profession. Nicht nur, dass die Klienten aufgrund der 
Deliktart und der häufig vorliegenden Persönlichkeitsstörungen 
erhebliche Anforderungen an die Professionalität - das Können, die 
Geduld und die Belastungsfähigkeit - von Psychotherapeuten und 
Psychotherapeutinnen stellen, sondem auch d.ie Arbeitsbedingun­
gen der totalen Institution Strafvollzug tun ihr Ubriges. Oft sind die 
Kollegen und Kolleginnen vereinzelt, ist der fachliche Austausch 
erschwert und sind die Möglichkeiten von Supervision im Rahmen 
der eigenen Arbeit wenig institutionalisiert. 

Die Veranstaltung will Möglichkeiten der Supervision durch 
einen ertahrenen Forensiker bieten. Nach einer kurzen theoreti­
schen Einführung in die speziellen Aspekte der Balint-Gruppensu­
pervision als tiefenpsychologisch fundierter Methode sollen 
wenigstens vier Fälle aus der Praxis der Teilnehmer und Teilneh­
merinnen dargestellt und diskutiert werden. Da sich erfahrungsge­
mäß die psychischen Störungen forensischer Klienten auch und 
gerade im interaktionellen Bereich finden, soll das Augenmerk auf 
die aktuelle Beziehung zwischen Klient und Therapeut oder 
Therapeutin gerichtet werden. Es wird angenommen, dass dem 
Verständnis der Täter-Therapeuten-Beziehung wesentliche Be­
deutung für den Fortgang der gemeinsamen Arbeit zukommt. 
Diese Form der Gruppenarbeit setzt voraus, dass die Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen interessiert und bereit sind, Fälle aus der 
eigenen Praxis vorzustellen. Hiertür nicht ertorderlich ist eine 
systematische Vorbereitung, sondem vielmehr sollen spontane, 
unstrukturierte Impressionen aus dem Beziehungsgeschehen 
vorgestellt werden: wo es bspw. stockt, was nervt, wo der Klient 
Gefühle, Phantasien, Impulse etc. hervorruft. 

Referent: Dipl.-Psych. Dr. Ulrich Kobbe, Psychologischer 
Psychotherapeut, Klinischer Psychologe BOP, langjährige forensi­
sche Erfahrung im Maßregelvollzug, Vertretungsprofessur für 
Klinische Psychologie an der Universität Duisburg-Essen, Super­
visor BOP, Forensisch-psychologischer Gutachter (Gutachterliste 
Nordrhein-Westfalen). 

Die Zertifizierung der Veranstaltung im Rahmen der Weiterbil­
dungsordnung der Landespsychotherapeutenkammer Baden­
Württemberg ist beantragt. 

Tagungsgebühr: Mitglieder EUR 100.-/Nichtmitglieder EUR 120.­

Anmeldeschluss ist der 25. August 2004 

Kontaktadresse und weitere Informationen: 

Deutscher Psychotherapeutenverband (DPTV) e.V., Am Karls­
bad 15, 10785 Berlin, Tel. 030/235009-0 Fax 235009-44 oder 

AK Psychotherapie im Strafvollzug, clo Thomas Hartmann, 
Herzogenriedstr. 125,68169 Mannheim, Tel. 0621/303114 
Fax 0621/3009564, E-Mail: Hartmann.Th@t-online.de 

Legal bewäh ru ng 
Sanktionen 

nach strafrechtlichen 

Unter diesem Titel steht eine 142 Seiten umfassende Studie, 
die 2003 vom Bundesministerium der Justiz herausgegeben wor­
den ist. Die "kommentierte Rückfallstatistik" ist von Jörg-Martin 
Jehle, Wolfgang Heinz und Peter Sutterer unter Mitarbeit von 
Sabine Hohmann, Martin Kirchner und Gerhard Spiess in Koope­
ration mit dem Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof -
Dienststelle Bundeszentralregister -, dem Statistischen Bundesamt 
und der Kriminologischen Zentralstelle erstellt worden. Sie hat als 
Vorläufer die Rückfallstatistik aufzuweisen, die von der Dienststelle 
Bundeszentralregister für die Basisjahre 1980 bis 1984 geführt 
worden ist. Jedoch haben einige gewichtige Defizite dieser Statis­
tik hinsichtlich der Ertassung des Rückfallzeitraums sowie der iso­
lierten Betrachtung der freiheitsentziehenden Sanktionen Anlass 
dazu gegeben, die Rückfallstatistik - im Verbund mit den genann­
ten Institutionen - auf eine geänderte Grundlage zu stellen. Einbe­
zogen sind in die neue Rückfallstatistik sämtliche kriminal­
rechtlichen Reaktionen - mit Ausnahme der nicht in das 
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Bundeszentralregister (BZR) einzutragenden Vertahrenseinstellun­
gen bei Erwachsenen nach den §§153 ff. StPO. Damit ertasst die 
vorliegende Statistik: sämtliche strafrichterlichen Sanktionen 
(einschließlich der Entscheidungen nach § 59 StGB und § 27 
JGG), alle Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel des JGG, die 
i,ugendrichterlichen Reaktionen nach § 3 Satz 2 JGG, die 
Uberweisung an den Vormundschaftsrichter gemäß § 53 JGG, die 
Maßregeln der Besserung und Sicherung sowie die jugendstraf­
rechtlichen Vertahrenseinstellungen gemäß §§ 45 und 47 JGG. 
Grundlagen bilden alle relevanten Eintragungen im BZR und Erzie­
hungsregister im jeweiligen Basisjahr. Der Vorzug der Rück­
fallstatistik gegenüber den herkömmlichen Rechtspflegestatistiken 
besteht darin, dass sie es ermöglicht, die justizieIl verfolgten Per­
sonen hinsichtlich ihres strafrechtlich relevanten Verhaltens weiter­
zuvertolgen. Freilich kann auch sie als Statistik den individuellen 
Verlauf im Einzelnen abbilden. Aber sie erlaubt doch Aussagen zur 
Legalbiografie, die für die kriminologische Sanktions- und Karriere­
forschung herangezogen werden können. 

Die jetzige Rückfallstatistik erfasst alle im Basisjahr 1994 straf­
rechtlich sanktionierten oder aus der Haft entlassenen Personen 
(insgesamt knapp eine Million) und verfolgt ihre weitere Entwick­
lung in strafrechtlicher Hinsicht an Hand der Registereintragungen 
während eines vierjährigen Rückfallzeitraums, also bis 1998. Die 
Studie ist in vier große Teile gegliedert. Im ersten Teil werden die 
Ergebnisse der Untersuchung zusammengefasst. Der zweite, um­
fangreichere Teil hat die Ziele und die Anlage der Untersuchung 
zum Gegenstand. Erörtert werden Sinn und Zweck, Struktur und 
Aussagekraft der Rückfallstatistik. Dargestellt werden ferner das 
Datenmaterial, das der Auswertung zugrunde liegt, und der Aufbau 
der Abbildungen und Tabellen. Der dritte Teil gibt die Ergebnisse 
der Untersuchung wieder. Hier werden die Folgeentscheidungen 
zu den Ausgangs- oder Bezugsentscheidungen in Beziehung 
gesetzt. Aufgelistet werden die Rückfallraten je nach Sanktionsart 
der Bezugsentscheidung. Ferner werden ausgewählte Deliktsgrup­
pen der Bezugsentscheidung vorgestellt sowie Folgeentscheidun­
gen in Abhängigkeit von den Voreintragungen untersucht. Der 
\fierte Teil besteht aus dem recht umfangreichen Anhang, der die 
Ubersichtstabellen enthält. 

Besonders markante Ergebnisse werden im ersten, einleiten­
den Teil wie folgt zusammengefasst: 

"Für die meisten strafrechtlich in Erscheinung tretenden Perso­
nen bleibt die Straffälligkeit im Bobachtungszeitraum ein einmali­
ges Ereignis. Nur etwa jeder dritte strafrechtlich Sanktionierte bzw. 
aus der Haft Entlassene wird innerhalb des Rückfallzeitraums von 
vier Jahren erneut straffällig ... 

Sofern eine erneute strafrechtliche Reaktion erfolgt, führt dies 
überwiegend nicht zu einer vollstreckten Freiheitsentziehung; die 
meisten Rückfälle werden milder geahndet. 

Die zu einer freiheitsentziehenden Sanktion Verurteilten weisen 
ein höheres Rückfallrisiko auf als die mit milderen Sanktionen 
Belegten. 

Die Bewährungsstrafen schneiden gegenüber vollzogenen 
Freiheits- und Jugendstrafen deutlich besser ab. 

Die Strafgefangenen werden zwar überwiegend erneut straffäl­
lig, die Mehrheit kehrt jedoch nach Entlassung nicht wieder in den 
Strafvollzug zurück." (S. 7) 

Diese Grobstruktur der Befunde ertährt ihre Konkretisierung im 
zweiten Teil. Im Rahmen dieser Information können nur einige 
ausgewählte Ergebnisse - und obendrein auch nur auszugsweise­
wiedergegeben werden. Insofern empfiehlt sich für eine exaktere 
Auswertung allemal eine Lektüre der Rückfallstudie selbst. Unter 
diesem Vorbehalt sind die folgenden Auszüge aus der Darstellung 
der Ergebnisse zu sehen: 

"Personen, die im Basisjahr 1994 verurteilt oder mit einer ande­
ren jugendrechtlichen Reaktion belegt bzw. - bei freiheitsentzie­
henden Sanktionen - aus der Haft entlassen wurden, werden im 
gesamten Rückfallzeitraum von 4 Jahren überwiegend nicht erneut 
straffällig. Nur etwa ein Drittel (ca. 35%) wird wieder registriert. 
Sieht man sich die Art der Sanktionen bei den ertassten Bezugs­
entscheidungen genauer an, zeigt sich folgendes Bild: Es dominie­
ren stark die Geldstrafen und die ambulanten Reaktionen des 
Jugendstrafrechts. Die Freiheits- und Jugendstrafen, insbesondere 
solche ohne Bewährung, spielen nur eine geringe Rolle. Dieses 
Verhältnis verschiebt sich bei den Folgeentscheidungen im Rück­
fallzeitraum: Wenn auch hier noch mehrheitlich Geldstrafe und 
ambulante Reaktionen des JGG ertolgen, wächst doch die 
Bedeutung der Freiheits- und Jugendstrafen deutlich." (S. 331.) 
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"Fast zwei Drillei aller von einer Bezugsentscheidung in 1994 
betroffenen Personen weisen hiernach keine Folgeentscheidung 
auf, d.h. es wird in einem Vierjahreszeitraurn nur ein Drillei rück­
fällig. Auffallend ist, dass der größere Anteil der Folgeentscheidun­
gen ambulante Reaktionen betrifft, Geldstrafe mit 17% und sons­
tige Entscheidungen nach dem JGG mit 5%. Zählt rnan noch die 
zur Bewährung ausgesetzten Freiheits- und Jugendstrafen hinzu 
(8%), bleibt nur noch ein kleiner Teil von Rückfälligen, die freiheits­
entziehende Maßnahmen verbüßen müssen (Jugendstrafe 1 %, 
Freiheitsstrafe 4%). Die meisten Rückfälle sind also nicht von so 
großem Gewicht, dass die Straf justiz mit vollstreckbaren Freiheits­
entziehungen reagieren würde." (S. 35) 

"Erwartungsgemäß weisen die schwereren Bezugsentschei­
dungen größere Anteile an stationären Folgeentscheidungen auf: 
Diejenigen, die nach Verbüßung einer Jugendstrafe oder Freiheits­
strafe entlassen wurden, kehren zu 45% bzw. 29% wieder in den 
Strafvollzug zurück." (S. 37) 

Die Vermutung bestätigt sich, "dass die Rückfallquote in star­
kem Maß altersabhängig ist": "Die Folgeentscheidungsquote für 
die Gruppe der 14- bis 17-jährigen (Jugendliche) liegt mit dem 
hohen Niveau von 45% etwa gleich mit dem in der Gruppe der 18-
bis 20-jährigen (Heranwachsende), nirnmt in der Gruppe der 21-
bis 24-jährigen und in der Gruppe der 25- bis 29-jährigen mit 40% 
bzw. 36% leicht ab, um sich dann in den folgenden Altersgruppen 
in kleineren Abschwüngen zwischen 3 und 6 Prozentpunkten auf 
14% bei den über 60-jährigen einzufinden. Ähnlich ist der Verlauf, 
wenn man nur die Folgeentscheidung zu stationären Sanktionen 
betrachtet, mit Ausnahme der Jugendlichen, die deutlich weniger 
Folgeentscheidungen aufweisen als Heranwachsende." (S. 39) 

Zwei Effekte treffen zusammen: derjenige, der mit der Schwere 
der Bezugsentscheidung verbunden ist und der altersabhängige 
Effekt. "Darnit ist die Rückfallrate bei den Heranwachsenden, die 
eine Jugendstrafe verbüßen müssen, mit 79% arn höchsten, und 
am niedrigsten bei den zu einer Geldstrafe verurteilten Erwachse­
nen." (S. 43) 

Zum altersabhängigen Effekt wird festgestellt: "Die Rückfallrate 
sinkt kontinuierlich mit dem Alter, und zwar bei allen Sanktions­
arten der Bezugsentscheidung. Eine Ausnahme bildet hier die 
Gruppe der 50- bis 59-jährigen, in der sich noch einmal ein Anstieg 
der Rückfälligkeit nach Freiheitsstrafe ohne Bewährung findet. 
Freilich ist das Rückfallniveau bei den vollstreckten Freiheitsstra­
fen deutlich höher - es rangiert von 59% bei den unter 30-jährigen 
bis 36% bei den über 60-jährigen - als bei den Strafaussetzungen 
und erst recht bei den Geldstrafen, wo es von 35% auf 14% ab­
sinkt." (S. 45) 

Die Differenzierung nach dem Geschlecht ergibt, "dass die 
Rückfallquote von Frauen mit rund 24% deutlich unter derjenigen 
der Männer rnit rund 38% liegt". "Allerdings ist dabei zu bedenken, 
dass Frauen nur 3% aller mit Jugendstrafen ohne Bewährung 
Sanktionierten stellen. Hier zeigt sich, was auch generell gilt: Die 
Kriminalitätsbelastung von Frauen ist sehr viel geringer; im der 
Rückfallstatistik zugrunde liegenden Datensatz sind beispielsweise 
insgesamt nur 17% der Betroffenen Frauen." (S. 47) 

"Nichtdeutsche stellen 25% aller Verurteilten dar; ihre allgemei­
ne Rückfallrate unterscheidet sich nur unbedeutend von der der 
Deutschen, liegt sogar etwas niedriger. Augenfällig ist aber ein 
großer Unterschied, wenn als Bezugsentscheidung eine Freiheits­
strafe ohne Bewährung zugrunde liegt. Hier ist die Rückfallrate der 
Nichtdeutschen bedeutend niedriger (urn 27 Prozentpunkte) als 
die der Deutschen. Die lässt sich mehr oder minder ausgeprägt bei 
allen freiheitsentziehenden Sanktionsarten der Bezugsentschei­
dung ausmachen". (S. 49) 

Zur Art der Folgeentscheidung nach Sanktionsart der Bezugs­
entscheidung wird festgestellt: "Es wird deutlich, dass die Jugend­
strafen und besonders die vollstreckbaren Jugendstrafen neben 
den vollstreckbaren Freiheitsstrafen am häufigsten Folgeentschei­
dungen nach sich ziehen, Geldstrafen und sonstige jugendstraf­
rechtliche Entscheidungen am geringsten." (S. 51) 

Die Rückfallrate nach Geldstrafen liegt "vergleichsweise niedrig 
bei gut 30%". "So weit Folgeentscheidungen geschehen, belassen 
sie die Rückfälligen ganz überwiegend in Freiheit, nur ein Bruchteil 
wird später zu einer, ,stationären', d.h. einer vollstreckbaren Frei­
heitsstrafe verurteilt (2,7%). Die Anzahl der Tagessätze, die das 
Maß der Schuld ausdrücken, bringen wenig an differentiellen Er­
gebnissen: Dort, wo sich die Masse der Geldstrafen bewegt, näm­
lich bis zu 50 Tagessätzen, sind die Rückfallraten kaum unter­
schiedlich; dagegen steigen sie deutlich bei den schwereren 
Gruppen mit 51 - 90 und mehr als 90 Tagessätzen." (S. 53) 

Bei der Art der Folgeentscheidung nach jugendstrafrechtlichen 
Reaktionen ergibt sich: "Aufs Ganze gesehen ist die Rückfallquote 
nach Straftaten, die nach dem Jugendstrafrecht sanktioniert wer­
den, deutlich höher als bei denen, die nach dem Strafgesetzbuch 
sanktioniert werden, jedoch bewährt sich mehr als die Hälfte und 
nur ein kleiner Teil von 5% wird mit einer vollstreckbaren Freiheits­
entziehung bestraft. Zum anderen offenbaren sich aber innerhalb 
dieser Gruppe extreme Unterschiede in den Rückfallraten, wenn 
man auf die Art der Bezugsentscheidung abstellt. Am besten 
schneiden die Diversionsentscheidungen ohne förmliche Verurtei­
lung nach §§ 45 sowie 47 JGG ab, obgleich auch hier rund 40% 
der Fälle erneut straffällig werden - ein Hinweis auf die generell 
hohe strafrechtliche Belastung dieser Altersgruppe. Extrem hoch 
ist die Rückfallbelastung der nach einer verbüßten Jugendstrafe 
Entlassenen: 78% werden erneut straffällig und noch 45% kehren 
wieder in den Vollzug zurück. Mit der zweithöchsten Rückfallrate 
sowie einem vergleichsweise hohen Anteil stationärer Folgeent­
scheidungen schneidet hier der Jugendarrest nach §16 JGG auf­
fallend ungünstig ab." (S. 55) 

Zur Rückfallrate nach der Dauer unbedingter Freiheits- und Ju­
gendstrafe der Bezugsentscheidung wird festgestellt: Hier zeigen 
sich ganz generell höhere Rückfallwerte für Jugend- als für Frei­
heitsstrafen; "diese Differenz bleibt auch erhalten, wenn man die 
Dauer der jeweiligen Freiheitsentziehung berücksichtigt. Im Übri­
gen lässt sich für beide Sanktionsarten derselbe Trend beobach­
ten: Bei den stark besetzten mittleren Dauergruppen von 6 bis 12 
Monaten und von 1 bis 2 Jahren ist die Rückfallrate arn höchsten. 
Mit zunehmender Dauer sinkt sie ab; bei lebenslanger Freiheits­
strafe auf einen Wert, der unter der Rückfallhäufigkeit bei Geldstra­
fen bleibt. Verrnutlich hängen die differentiellen Ergebnisse auch 
mit unterschiedlichen Mustern krimineller Karrieren bei kürzer oder 
länger Inhaftierten zusammen" (S. 58) 

"Ganz generell ist bei der Gesamtheit aller Jugend- und Frei­
heitsstrafen eine deutlich höhere Rückfälligkeit der jungen gegen­
über den älteren Verurteilten zu beobachten - ein Unterschied, der 
sich durch alle Fallgruppen zieht." Ein anderer Trend bezieht sich 
auf Freiheits- und Jugendstrafen gleichermaßen: "Bedingte, d.h. 
zur Bewährung ausgesetzte Freiheits- und Jugendstrafen ziehen 
weniger Folgeentscheidungen nach sich als unbedingt verhängte 
und verbüßte Freiheits- und Jugendstrafen. Dasselbe gilt bei Frei­
heitsstrafen für Haftentlassungen nach Strafrestaussetzungen im 
Verhältnis zu Vollverbüßungen. Bei den Jugendstrafen ist zwar die 
allgemeine Rückfallquote nach Strafrestaussetzung und Vollverbü­
ßungen etwa gleich hoch, jedoch werden die VolIverbüßer wesent­
lich häufiger wieder zu einer unbedingten Jugend- bzw. Freiheits­
strafe verurteilt als die vorzeitig Entlassenen." (S. 61) 

Zu Folgeentscheidungen rnit Maßregeln und Nebenstrafen 
nach einer Bezugsentscheidung mit Maßregeln und Nebenstrafen 
heißt es: "Hier fällt auf, dass eine erneute Verhängung derselben 
Sanktion nicht ganz selten ist: 6,7% bei der Sicherungsverwah­
rung, bei der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
5,5%, in einer Entziehungsanstalt 4,2%, bei Entziehung der Fahr­
erlaubnis 14% und beim Fahrverbot schließlich 5,7%, wobei 
letzteres häufiger eine Entziehung der Fahrerlaubnis (13,4%) nach 
sich zieht." (S. 67) 

Die bibliografischen Angaben der Rückfallstudie lauten: 

Legalbewährung nach strafrechtlichen Sanktionen. Eine kom­
mentierte Rückfallstatistik von Jörg-Martin Jehle, Wolfgang Heinz 
und Peter Sullerer unter Mitarbeit von Sabine Hohmann, Martin 
Kirchner und Gerhard Spiess in Kooperation rnit dem Generalbun­
desanwalt beim Bundesgerichtshof - Dienststelle Bundeszentral­
register -, dem Statistischen Bundesamt und der Kriminologischen 
Zentralstelle (recht). Hrsg. vom Bundesministerium der Justiz 
Berlin 2003. Forum-Verlag Godesberg, Mönchengladbach. 142 S. 

Hessischer Justizvollzug 2003 in Zahlen 
Vollzugseinrichtungen in Hessen 
Für den Vollzug der Untersuchungshaft, der Freiheitsstrafe, der 
Sicherungsverwahrung, der Jugendstrafe und des Jugendarrests 
stehen in Hessen 17 selbstständige Justizvollzugseinrichtungen 
(mit zwei Zweiganstalten, elf Abteilungen für den offenen Vollzug, 
einem Zentralkrankenhaus, einer Abteilung für Jugendarrest) zur 
Verfügung. 

In Amtshilfe für das hessische Ministerium des Innern und für Sport 
wird Abschiebungshaft bei der der Justizvollzugsanstalt Frankfurt 
am Main I angegliederten Einrichtung für Abschiebungshaft 
Offenbach vollstreckt. 



Belegung in 2002 

Zahl der Haftplätze (31.12.2002) 5.676 

Durchschnittsbelegung 5.958 

Vollzugslockerungen 
(Ausgang, Urlaub, Freigang) in 2002 

Lockerung geschlossener offener I insgesamt 
Vollzug Vollzug I 2002 2001 

Ausgang: 6.443 68.022 74.465 95.774 
f------c-c---

Urlaub: 1.893 15.203 17.096 20.573 

Freigang: --- 1.062 
I 

1.062 1.290 
I Gesamt: 8.336 84.287 

------- I 
92.623 117.637 

--

Ausbrüche, Entweichungen und Missbrauch von Vollzugs­
lockerungen 

Im Jahr 2002 waren ein Ausbruch aus dem geschlossenen 
Vollzug und fünf Entweichungen zu verzeichnen. Mit insgesamt 
sechs Vorfällen wurde der bisher beste Wert in einer Jahresbilanz 
erreicht (2001: 8 Vorfälle; 2000: 15 Vorfälle; 1999: 27 Vorfälle). 

Für den Missbrauch von Vollzugslockerungen (nicht oder nicht 
freiwillige Rückkehr) ergibt sich Folgendes: 

Gesamter L()ckerungen Missbräuche 
Vollzug Insgesamt (Anzahl) (in%) 
2002 92.623 51 0,05 

2001 117.637 97 0,08 
2000 127.841 136 0,11 
1999 129.064 320 0,25 

Stellenausstattung im Vollzug in 2003 

Höherer Vollzugs- und Verwaltungsdienst 36 

Seelsorger/innen und kirchliche Mitarbeiter/innen 19 

Ärztlicher Dienst 18 

Psychologischer Dienst 41 

Pädagogischer Dienst 38 

Sozialdienst 128 

gehobener Vollzugs- und Verwaltungsdienst 70 

mittlerer Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
255 

(einschI. Schreib- und Telefondienst) 

allgemeiner Vollzugsdienst 
2.052 

(einschI. Krankenpflegedienst) 

mittlerer Werkdienst 172 

Sonstige Dienste 13 

Gesamt 2.842 

Belegung zum Stichtag 31. März 2003 

Zahl der Haftplätze 

Belegung*1 

*) ohne vorübergehend Abwesende am Stichtag 139 Gefangene 

'8.)TiTi-gesCtil"ossenen Vollzug i 

davon Männer: Frauen: Gesamt: 

Untersuchungshaft 1.185 55 1.240 

Freiheitsstrafe 3.376 166 3.542 

Jugendstrafe 431 22 453 

Sicherungsverwahrung 24 0 24 
c----

sonstige 
328 18 346 

Freiheitsentziehung 

I 
Gesamt 5.344 261 5.605 

-- - - ---- --

~rm6ffenen Vollzug 

davon Männer: 

Freiheitsstrafe 422 

Jugendstrafe 10 

Sicherungsverwahrung 1 

sonstige 
0 

Freiheitsentziehung 

Gesamt 433 

Situation ausländischer Gefangener 
(Stichtag 31. März 2003) 

I Gesamtbelegun-g (inkl. 
vorübergehend Abwesende) 

nichtdeutsche Gefangene 

davon 
------~---------- - ----

Freiheitsstrafe 

Untersuchungshaft 

Abschiebungshaft 

sonstige 

Gesamt 

ZfStrVo 3/04 1 77 

Frauen: Gesamt: 
._-

482 --60 

2 12 

0 1 

0 0 

62 495 

6.239 

2.584 (= 41,5%) 
-----

Männer: Frauen: 

1.514 54 

766 35 

189 16 

10 0 

2.479 105 

Arbeit sowie berufliche und schulische Bildung der Gefan­
genen (Jahresdurchschnitt 2002) 

Gesamtbelegung 5.958 

Anzahl der Arbeitsplätze 3.638 

Anzahl der beschäftigten Gefangenen 2.871 

davon 

Versorgung der Anstalten 957 

Eigenbetriebe 340 

Fremdbetriebe 581 

Arbeitstherapie 130 

berufliche Bildungsmaßnahmen 382 

schulische Bildungsmaßnahmen 171 

Freigang 310 

Kosten des Vollzugs 2002 

Einnahmen 13.544.843,00 € 

Ausgaben ohne Baukostenanteil 198.785.894,00 € 

Baumaßnahmen 42.059.037,00 € 

Kosten eines Gefangenen je Hafttag*) 104,52 € 

Kosten eines Gefangenen je Hafttag 
85,18 € 

ohne Baukostenanteil 

*) Die Angaben für die Kosten eines Gefangenen je Hafttag bein­
halten noch einen Aufschlag von 30 Prozent der geleisteten 
Personalkosten für künftige Versorgungslasten. 

(Herausgeber: Hessisches Justizministerium - Pressestelle -, 
Luisenstr. 13, 65185 Wiesbaden.) 
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Aus dem Jahresbericht des Resozialisie­
rungsfonds in Baden-Württemberg 

Im Jahre 2003 sind aus dem Resozialisierungsfonds in Baden­
Württemberg 111 ehemaligen Straftätern zinslose Darlehen in 
Höhe von 685.000 Euro gewährt worden. Damit sind in Schulden­
sanierungsverfahren die Forderungen von 613 Gläubigem in einer 
Höhe von mehr als vier Millionen Euro reguliert worden. Durch die 
Darlehen will die Stiftung Strafentlassenen einen schuldenfreien 
Neuanfang in wirtschaftlich geordneten Verhältnissen ermöglichen 
und auf diese Weise einen wichtigen Beitrag zur Vermeidung eines 
Rückfalls leisten. 

(Nach dem Bericht: Darlehen für 111 Ex-Straftäter im Südwes­
ten. Resozialisierungsfonds will ehemaligen Häftlingen schul­
denfreien Neuanfang ermöglichen. In: Mainpost vom 25. 
Februar 2004.). 

Theateraufführung in der JVA Niederschö­
nenfeld 

Kulturelle Veranstaltungen zählen in der Justizvollzugsanstalt 
Niederschönenfeld längst zur Tradition. Kürzlich führte das Münch­
ner mobile Theater "Kultur auf Rädern" das Stück "Ikarus" in der 
Anstalt auf. Die Regie lag in den Händen von Axel Tangerding, 
dem Intendanten des Münchner Meta-Theaters und Chef der 
Mertinger Firma Südstahl. Die professionellen Schauspieler, die 
auch in diesem Fall unentgeltlich agierten, haben es sich zum 
Programm gemacht, regelmäßig in Vollzugsanstalten, Drogen­
kliniken, psychiatrischen Einrichtungen und Obdachlosenzentren 
aufzutreten. Das Stück "Ikarus", das sie in Niederschönenfeld ge­
rade im Hinblick auf die persönliche Situation der Insassen zeigten, 
geht auf Erzählungen des römischen Dichters Ovid zurück. Es 
handelt dem bekannten antiken Mythos zufolge von Fliegen, 
Flucht, Erfinden und Grenzüberschreitungen. Danach war Ikarus 
der Sohn des berühmten griechischen Erfinders Dädalus. Er kam 
auf dem Flug mit seinen Wachsflügeln der Sonne zu nahe und 
stürzte ins Meer. Dem Vernehmen nach kam die Aufführung, die 
mit viel Improvisation, Bewegung und Musik inszeniert wurde, bei 
den Zuschauern, den rund 60 Inhaftierten, gut an. 

(Nach dem Bericht von Sonja Krell: Der Abgestürzte im Ge­
fängnis. Theaterstück "Ikarus" unter der Regie von Axel Tanger­
ding in der JVA Niederschönenfeld. In: DZ Nr. 31 vom 
7. Februar 2004.) 

Zum Großumbau der Justizvollzugsanstalt 
Straubing 

Im Jahre 2001 hat die JVA Straubing ein neues Besucherzen­
trum erhalten. Nunmehr sind weitere Baumaßnahmen vorgese­
hen, die das über 100 Jahre alte Gefängnis vor allem hinsichtlich 
des Brandschutzes auf den neuesten Stand bringen sollen. Eine 
erste Bauphase wird über sechs Millionen Euro beanspruchen, 
weitere Baumaßnahmen sollen folgen. Im Einzelnen sollen na­
mentlich folgende Neubauten errichtet werden: ein Wirtschafts­
gebäude mit Wäscherei und Küche, Metzgerei und Bäckerei, eine 
moderne Krankenstation mit Geriatrie, eine Abteilung für Siche­
rungsverwahrung, eine neue Gärtnerei, Schlosserei und Druckerei, 
überhaupt ein Gebäude für alle Arbeitsbetriebe. Erhalten bleiben 
sollen nur die beiden kreuzförmigen Unterkunftsgebäude, das 
Torhaus, die psychiatrische Abteilung und die Mauer. Vor Errich­
tung der Neubauten müssen insbesondere einige technische 
Modernisierungsmaßnahmen in die Wege geleitet werden. Die 
Baumaßnahmen bringen nicht unerhebliche Belastungen für die 
derzeit 870 Insassen wie die Vollzugsbediensteten mit sich, weil ja 
der ganze Anstaltsbetrieb weiterlaufen muss. 

(Nach dem Bericht: Großumbau der Justizvollzugsanstalt 
geplant. Erste Bauphase für sechs Millionen Euro läuft an. 
Anstaltsleiter Wilkin Wilke stellt Gesamtplan vor - Brandschutz 
steht an erster Stelle. In: Straubinger Tagblatt vom 11. März 
2004.) 

Zur Mode im Gefängnis 
In Nr. 7 vom 9. Februar 2004 berichtet das Nachrichtenmagazin 

"Der Spiegel" über eine "Modenschau in einem römischen Gefäng­
nis" (S. 55). In dem Beitrag heißt es unter anderem: "In Gefäng­
nissen entworfene Mode hat auf dem Markt gute Chancen. Bisher 
fabrizierten Häftlinge in den USA und Europa allerdings hauptsäch­
lich Alltagskleidung. Vor kurzem wagte die italienische Haute 
Couture mit einer Modenschau im römischen ,Rebibbia'-Gefängnis 
einen Vorstoß hinter Gittern: Unter strengen Sicherheitsvorkehrun­
gen führten Models italienische Originalkreationen der letzten 50 
Jahre vor. Die Schau ist der Beginn eines Experiments: Dem­
nächst werden 10 der insgesamt 320 wegen Drogenhandels oder 
bewaffneten Überfalls einsitzenden Frauen Schneiderkurse ange­
boten." Kontakte zu Modefirmen, zum Fernsehen und Theater sol­
len hergestellt werden. Ziel der Aktion ist es, "den im Durchschnitt 
35 Jahre alten weiblichen Sträflingen dabei zu helfen, nach der 
Entlassung einen Arbeitsplatz zu finden". 

Jugendkriminalität und Jugendstrafvollzug 
Unter diesem Titel - und dem Untertitel "Herausforderungen für 

die Zukunft" - steht die Dokumentation des Lotse-Forums, das am 
7.12.2002 im Maternushaus, Köln, stattgefunden hat. Wie stets ist 
die 72 Seiten umfassende Dokumentation von Lotse im DBH-Bil­
dungswerk, Aachener Str. 1064,50858 Köln (Tel. 0221/94865232, 
Fax 0221/94865133, Internet: www.projekt-Iotse.de) herausge­
bracht worden und von dort zu beziehen. Die Dokumentation, die 
durch ein Vorwort der Projektleiterin Lotse, Renate Wevering, ein­
geleitet wird, umfasst folgende Beiträge zum Thema: 

Hans-Jürgen Kerner: Jugendkriminalität und Jugendstrafvoll­
zug - Bestandsaufnahme und Reformbedarf; 

Wilhelm Kroh: Jugendstrafvollzug in NRW - dargestellt am Bei­
spiel der JVA Heinsberg; 

Anne Engelhard: Ehrenamtliches Engagement im Jugendstraf­
vollzug; 

Bernd Reuther: Umgang mit Kindern und Jugendlichen als In­
tensivtätern und polizeiliche Maßnahmen; 

Achim Pöhland: Vorbeugen ist besser: Jugendgewaltprävention 
am Beispiel des Projektes ,Aachener Wirbelsturm gegen Ge­
walt'; 

Eric Bouwsma: Grenzüberschreitung: Jugendstrafvollzug in 
den Niederlanden am Beispiel der Jugendvollzugsanstalt ,Den 
Hey-Acker' . 

Zum JVA-Neubauprojekt Hünfeld (Hessen) 
Am 16. März 2004 wurde der Grundstein für die bundesweit 

erste teilprivatisierte Justizvollzugsanstalt in Hünfeld (Hessen) 
gelegt. Die Anstalt soll mit ihren 502 Haftplätzen die Uberbelegung 
in den hessischen Gefängnissen nachhaltig senken. Sie Wird 
weitgehend von privaten Unternehmen geplant und gebaut. Durch 
die Einschaltung eines Generalplaners und die Vergabe der Bau­
leistungen an einen Generalunternehmer können die Kosten ge­
genüber dem Haushaltsansatz deutlich reduziert werden. Die rei­
nen Baukosten pro Haftplatz werden sich auf rund 100.000 Euro 
belaufen. Bis Ende 2005 soll die Bauphase abgeschlossen wer­
den. Der Betrieb selbst wird teilweise privatisiert. Die Leistungen, 
die von vertraglich verpflichteten Personen wahrgenommen wer­
den sollen, betreffen namentlich das Hausmanagement (z.B. 
Instandhaltung bzw. Reinigung der Anstalt und Verwaltungshilfs­
dienste), das Versorgungsmanagement (z.B. Küche, Gefangenen­
einkauf, ärztliche Versorgung), das Betreuungsmanagement (z.B. 
Arbeit, Ausbildung der Gefangenen, Freizeitangebote, Betreuung 
und Beratung der Gefangenen) und Hilfsdienste zur Entlastung 
des allgemeinen Vollzugsdienstes von Routineaufgaben. Damit 
werden 40 Prozent der Leistungen auf Private übertragen. Rund 
140 Beamte und etwa 90 privat Beschäftigte sollen in Hünfeld 
ihren Dienst verrichten. Die Gesamtverantwortung für die Anstalt 
sowie die Verantwortung für die Sicherheit verbleiben in staatlicher 
Hand. 

(Nach der Presseinformation der Pressestelle des Hessischen 
Ministeriums der Justiz vom 16. März 2004.) 



Aus der Rechtsprechung 
§§ 8 Abs. 1 Zift. 1, 109 f1., 153 StVollzG, 

§§ 23 ft. EGGVG, § 17a Abs. 2 Satz 1 GVG, 
§§ 24, 26 StVollstrO (Zum Rechtsweg bei 
ablehnender Entscheidung über den An­
trag auf Verlegung in ein anderes Bun­
desland) 

Lehnt der Leiter einer Justizvollzugsanstalt die Verle­
gung eines Strafgefangenen in ein anderes Bundes­
land ab, so ist seine Entscheidung im Lande Branden­
burg im Verfahren nach den §§ 109 ff. StVollzG 
anfechtbar. Wird das Oberlandesgericht in einem sol­
chen Falle rechtsirrig im Verfahren nach den §§ 23 ff. 
EGGVG angerufen, so hat es die Sache in analoger 
Anwendung des § 17a Abs. 2 Satz 1 GVG an die örtlich 
zuständige Strafvollstreckungskammer zu verweisen. 

Beschluss des 2. Strafsenats des Brandenburgischen Oberlan­

desgerichts vom 28. August 2003 - 2 VAs 6/03 -

Gründe 

Der Antragsteller, der gegenwärtig eine Freiheitsstrafe in der 
Justizvollzugsanstalt A. verbüßt, begehrt mit seinem Antrag auf ge­
richtliche Entscheidung nach § 23 EGGVG, die Antragsgegnerin zu 
verpflichten, seiner Verlegung in die Justizvollzugsanstalt B. zuzu­
stimmen. 

Der Antragsteller stellte seinen Verlegungsantrag bei dem Minis­
terium der Justiz und für Europaangelegenheiten und erhielt von 
dort die Mitteilung, dass für dessen Bearbeitung der Leiter der Jus­
tizvollzugsanstalt A. zuständig sei. Sofern der Leiter der Justizvoll­
zugsanstalt den Antrag - so heißt es in der Mitteilung weiter- be­
fürworte, werde er ihn mit einer Stellungnahme dem Ministerium 
erneut vorlegen. Gegebenenfalls werde das Ministerium dann an 
d.ie Senatsverwaltung für Justiz des Landes Berlin mit der Bitte um 
Ubernahme herantreten. Der Antragsteller trägt vor, er habe von 
der Justizvollzugsanstalt mündlich die Mitteilung erhalten, dass sie 
seinen Verlegungsantrag ablehne. Gegen diese Ablehnung richtet 
sich sein Antrag auf gerichtliche Entscheidung. 

Für die Entscheidung über diesen Antrag ist die Strafvollstre­
ckungskammer zuständig. Die Ablehnung eines Verlegungsan­
trags ist eine Maßnahme auf dem Gebiet des Strafvollzuges und 
deshalb mit dem Rechtsbehelf nach § 109 StVollzG anfechtbar, 
über den die Strafvollstreckungskammer zu entscheiden hat (§ 110 
StVollzG). 

Hier ist allerdings zweifelhaft, ob die - von dem Antragsteller be­
hauptete - Ablehnung seines Verlegungsantrages überhaupt selbst­
ständig anfechtbar ist. Sie wäre es nicht, wenn sich das Ministerium 
die Entscheidung über den Verlegungsantrag nach § 153 StVollzG 
vorbehalten hätte und deshalb die Antragsablehnung seitens der 
Antragsgegnerin nur als verwaltungsinterner Vorgang zu werten 
wäre, mit der Folge, dass sich der Gefangene gegebenfalls gegen 
die Entscheidung des Ministeriums wenden müsste. 

Doch das Ministerium hat sich die Entscheidung über einen 
Antrag auf Verlegung in ein anderes Bundesland nicht in dieser 
Weise vorbehalten. In einem Erlass vom 12. Dezember 1996 (4431 
- IV. 18) heißt es: "Sofern durch rechtskräftig verurteilte Strafgefan­
gene, die nicht unter den Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 S. 3 
Strafvollstreckungsordnung verlegt werden können, die Verlegung 
in ein anderes Bundesland beantragt wird, gilt folgendes Verfahren: 
Zunächst trifft der Leiter der zuständigen Justizvollzugsanstalt eine 
Sachentscheidung gemäß § 8 Abs. 1 Ziffer 1 StVollzG. Wird das 
Erfordernis für eine Verlegung nach § 8 Abs. 1 Ziffer 1 StVollzG 
gesehen, ist der Antrag dem MdJE vorzulegen, das dann nach Zu­
stimmung an die Vollzugsbehörde herantreten wird, in die der Ge­
fangene verlegt werden soll." Danach hat also der Leiter der Justiz­
vollzugsanstalt eine eigene Entscheidung über den Antrag zu fällen 
und den Antrag nur dann dem Ministerium vorzulegen, wenn "das 
Erfordernis für eine Verlegung nach § 8 Abs. 1 Ziffer 1 StVollzG ge­
sehen" wird, wenn also der Leiter der Justizvollzugsanstalt die Vo­
raussetzungen der genannten Vorschrift als erfüllt ansieht und die 
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Verlegung nach seinem Ermessen für erforderlich hält. Das bedeu­
tet umgekehrt, dass der Antrag dem Ministerium dann nicht vorzu­
legen ist, wenn der Leiter der Justizvollzugsanstalt ihn ablehnt. 

Diese Deutung ist auch mit einer entsprechenden Regelung im 
Vollstreckungsplan des Landes Brandenburg vom 1. Januar 2003 
vereinbar; darin heißt es unter 2.2: "Soli der Gefangene abwei­
chend von § 24 StVolistrO in eine Vollzugsanstalt eines anderen 
Bundeslandes verlegt werden, so ist unter Beifügung der Gefange­
nenpersonalakten auf dem Dienstweg dem Ministerium der Justiz 
und für Europaangelegenheiten zur Herbeiführung einer Entschei­
dung nach § 26 StVolistrO zu berichten." Ob der Gefangene in eine 
Vollzugsanstalt eines anderen Bundeslandes verlegt werden "soll", 
ergibt sich aus der Entscheidung des Leiters der Justizvollzugsan­
stalt, in der der Gefangene einsitzt. Auch nach dieser Regelung ist 
danach das Ministerium nur dann mit dem Verlegungsantrag be­
fasst, wenn der Leiter der Justizvollzugsanstalt dem Antrag zu­
stimmt, nicht hingegen, wenn er ihn ablehnt. Somit kann die Ableh­
nung des Verlegungsantrags durch die Justizvollzugsanstalt nicht 
als ein verwaltungsinterner Vorgang verstanden werden; sie ist viel­
mehr eine selbstständig anfechtbare Maßnahme. 

Da sich der von dem Antragsteller gewählte Rechtsweg als un­
zulässig herausgestellt hat, war die Sache in analoger Anwendung 
von § 17a Abs. 2 S. 1 GVG an die örtlich zuständige Strafvollstre­
ckungskammer zu verweisen. 

§§ 455 Abs. 4 Nr. 3, 458 Abs. 2, 462 Abs. 3 
StPO (Anforderungen an die Ermessens­
entscheidung der Vollstreckungsbehör­
de im Falle eines Antrags auf Strafunter­
brechung) 

Anforderungen an die Ermessensentscheidung der 
VOllstreckungsbehörde nach § 455 Abs. 4 StPO (Unter­
brechung der VOllstreckung wegen Krankheit) 

Beschluss des 1. Strafsenats des Thüringer Oberlandesge­

richts vom 21. August 2003 - 1 Ws 264/03 -

Gründe 

Gegen den Verurteilten wird derzeit, bis zum 04.07.2004, der 
Rest einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Mona­
ten aus dem Urteil des Landgerichts Meiningen vom 14.07.1997-
7 Js .. ./96 - 1 Kls - VOllstreckt; im Anschluss ist die Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt aus dem Urteil des Landgerichts 
Meiningen vom 20.02.2002 - 454 Js .. ./01 - zu vollziehen, in dem 
gleichzeitig eine Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und zehn 
Monaten wegen unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungsmit­
teln in nicht geringer Menge ausgesprochen worden war. 

Mit Schriftsatz seiner Verteidigerin vom 22.01.2003 hat der 
Verurteilte im Hinblick auf seine Erkrankung an Hepatitis C und die 
damit im Zusammenhang stehende notwendige Interferonbehand­
lung, welche nicht wie zunächst vorgesehen im Maßregelvollzug 
erfolgen konnte, die Unterbrechung der Strafvollstreckung bean­
tragt. 

Dieser Antrag wurde durch die Staatsanwaltschaft Meiningen mit 
Verfügung vom 29.01.2003 mit folgender Begründung verbeschie­
den: 

"Eine Haftunterbrechung gemäß § 455 Abs. 4 Nr. 3 StPO wird 
abgelehnt. Der Rechtsbeistand des Verurteilten macht geltend, 
dass eine Erkrankung an Hepatitis C vorliegt, die in der Haftanstalt 
nicht behandelt werden könne. Dem ist entgegenzuhalten, dass 
möglicherweise bald im Landesfachkrankenhaus H. eine Behan­
dlung möglich werden wird. Man muss da nur etwas Hartnäckigkeit 
zeigen. 

Eine Strafunterbrechung ist auch deshalb nicht möglich, weil 
Gründe der öffentlichen Sicherheit entgegenstehen. Der Verurteilte 
wurde mehrfach wegen Rauschgift-Verbrechen verurteilt. Zu sei­
nem Leben gehört es, mit Rauschgift wie mit einem normalen Le­
bensmittel umzugehen. Wenn der Verurteilte in seinem jetzigen 
Zustand in Freiheit entlassen würde, wäre mit Sicherheit ein neu­
er strafbarer Umgang mit Rauschgift zu erwarten. 
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Soweit angegeben wird, eine i3ehandlung mit Interferon könne 
dem Verurteilten helfen, fehlt im Ubrigen seine Erklärung, mit einer 
solchen Behandlung ggf. einverstanden zu sein. Der Anstaltsarzt 
T. hat angegeben, eine Interferon-Behandlung sei mit erheblichen 
Nebenwirkungen verbunden." 

Gegen diese staatsanwaltschaftliche Verfügung erhob der Verur­
teilte Einwendungen mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 458 Abs. 2 StPO. Mit dem angefochtenen Beschluss vom 
15.07.2003 wies die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts 
Erfurt die Einwendungen als unbegründet zurück. Die Strafvollstre­
ckungskammer hat in Vorbereitung der Beschlussfassung ergän­
zende Stellungnahmen, u.a. des Anstaltsarztes der JVA T. und des 
Fachkrankenhauses für Psychiatrie und Neurologie H. beigezogen 
und in vollem Umfang eine eigenständige Sachprüfung vorgenom­
men. Im Einzelnen wird auf die Gründe dieser Entscheidung ver­
wiesen. 

Die dagegen gerichtete sofortige Beschwerde führt zur Aufhe­
bung der landgerichtlichen und der staatsanwaltschaftlichen Ent­
scheidung. Über den Antrag des Verurteilten ist erneut zu befinden. 

Nach § 455 Abs. 4 StPO kann die Strafvollstreckungsbehörde 
die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe unterbrechen, wenn eine der 
in Ziff. 1-3 genannten Voraussetzungen gegeben ist. 

Die von der Staatsanwaltschaft zu treffende Entscheidung be­
ruht auf Ermessen; die gerichtliche Entscheidung, die auf Einwen­
dungen nach § 458 Abs. 2 StPO zu treffen ist, beinhaltet nur die 
Überprüfung, ob die Strafvollstreckungsbehörde ermessensfehler­
frei entschieden hat (vgl. KG, Beschluss vom 27.04.2001, 5 Ws 
232/01 bei Juris; KK-Fischer, StPO, 5. Auf!., § 456 Rn. 10, § 455 
Rn. 10). Die Strafvollstreckungskammer ist bei dieser Prüfung 
nicht befugt, ihr Ermessen an die Stelle desjenigen der Vollstre­
ckungsbehörde zu setzen. 

Die Ermessensüberprüfung setzt jedoch voraus, dass tatsäch­
lich die Vollstreckungsbehörde eine nachprüfbare Ermessensent­
scheidung getroffen hat. Eine solch nachprüfbare Ermessensent­
scheidung stellt die Verfügung der Staatsanwaltschaft Meiningen 
vom 29.01.2003 jedoch nicht dar. Inwieweit die Krankheit des 
Verurteilten, die ersichtlich unstreitig ist, jedoch nichts einmal be­
stimmt angenommen wird, die Kriterien nach § 455 Abs. 4 Nr. 3 
StPO seien erfüllt, wird nicht dargelegt. So wird nichts ausgeführt 
über die Schwere der Erkrankung, die Dauer und die Art und Wei­
se einer erforderlichen Behandlung, die Möglichkeit der Behand­
lung in einer Vollzugsanstalt oder einem Anstaltskrankenhaus so­
wie über die Erwartung des Fortbestands der Erkrankung für eine 
erhebliche Zeit. Die Grundlagen für die Entscheidung hinsichtlich 
der Prüfung der Voraussetzungen des § 455 Abs. Satz 1 Nr. 3 
StPO werden in keiner Weise deutlich. Zwar fordert das Gesetz für 
die Entscheidung nach § 455 Abs. 4 StPO nicht wie im Fall der Ver­
waltungsvorschrift des § 45 Abs. 1 StVolizRO die Beiziehung eines 
amtsärztlichen Gutachtens. Jedoch erscheint dies im Interesse ei­
ner rechtsfehlerfreien Entscheidung grundsätzlich angezeigt (so 
auch Meyer-Goßner, StPO, 46. Auf!., § 455 Rn. 10). Zumindest ist 
es jedoch erforderlich, Stellungnahmen eines Anstaltsarztes bzw. 
hinsichtlich der Möglichkeit der Behandlung in einem Vollzugs­
krankenhaus Stellungnahmen einer solchen Einrichtung nachvoll­
ziehbar der Entscheidung zugrunde zu legen. 

Dieser Mangel der Entscheidung der Staatsanwaltschaft wird 
auch nicht dadurch geheilt, dass dargelegt wird, dass Gründe der 
öffentlichen Sicherheit, nämlich die Gefahr der Begehung neuer 
schwerer Straftaten nach BtMG, einer Unterbrechung der Strafvoll­
streCkung entgegenstehen. Auch wenn sich die Prüfung nach 
§ 455 Abs. 4 Satz 2 StPO gerade auf Fälle bezieht, in denen die 
Voraussetzungen des § 455 Abs. 4 Satz 1 StPO gegeben sind -
ansonsten ist für eine Vollstreckungsunterbrechung ohnehin kein 
Raum -, erfolgt diese Abwägung nicht unabhängig von den Voraus­
setzungen des Satzes 1. Die Vollstreckung darf bei Vorliegen der 
Gründe des § 455 Abs. 4 Satz 1 StPO nämlich dann nicht unter­
brochen werden, wenn überwiegende Gründe entgegenstehen. 
Die erforderliche Abwägung setzt damit voraus, dass die Angaben 
zu den maßgeblichen Umständen nach Satz 1 der Vorschrift mit­
geteilt werden. Erfolgt keine Angabe über die Schwere der Erkran­
kung und die Erforderlichkeit und den Umfang der Behandlung, ist 
die Abwägung zu Satz 2 der genannten Vorschrift nicht nachvoll­
ziehbar. 

Soweit in der angefochtenen landgerichtlichen Entscheidung 
ergänzende Feststellungen zu den Voraussetzungen des § 455 
Abs. 4 Nr. 3 StPO erfolgen und das Gericht eine eigene Ermes­
sensentscheidung trifft, kann dadurch die unzureichende, nicht oh­
ne Ermessensfehler ergangene Entscheidung der Staatsan­
waltschaft nicht ersetzt werden. Eine solche Verfahrensweise ent­
spricht nicht der Rechtslage (so bereits Senatsbeschluss vom 
29.01.2003, 1 Ws 29/03). 

Nach alledem mussten die Entscheidungen der Vollstreckungs­
behörde und der Strafvollstreckungskammer aufgehoben werden. 

Die Sache war an die Staatsanwaltschaft Meiningen zurückzu­
geben, um die gebotene rechtsfehlerfreie Ermessensentscheidung 
nachzuholen. Es wird angezeigt sein, auch um den derzeit gege­
benen medizinischen Sachstand zu berücksichtigen, eine ergän­
zende ärztliche Stellungnahme, ggf. eine amtsärztliche Stellung­
nahme bzw. eine solche des Haftkrankenhauses beizuziehen. 

Der Beschwerdeführer sei hinsichtlich der nochmaligen Prüfung 
nach § 455 Abs. 4 StPO darauf hingewiesen, dass es - unabhän­
gig von der Problematik nach § 455 Abs. 4 Satz 2 StPO - nicht da­
rauf ankommt, ob er in einem Anstaltskrankenhaus behandelt wer­
den will, sondern, ob seine Krankheit in einer Vollzugsanstalt oder 
einem Anstaltskrankenhaus behandelt werden kann. 

(Eingesandt von Richter am Oberlandesgericht Stefan Schulze, 
Jena) 

§§ 3 Abs. 1, 69 Abs. 2, 70 StVollzG (Zur 
Rechtmäßigkeit der Erhebung von Kabel­
gebühren) 

1. Mangels gesetzlicher Regelung steht es im pflicht­
gemäßen Ermessen der Vollzugsbebörde, die tech­
nische Ausgestaltung des über den gewöhnlichen 
Antennenempfang hinausgehenden Fernsehemp­
fangs zu regeln. 

2. Soweit die Vollzugsbehörde die Möglichkeit der 
Teilnahme am Kabelempfang anbietet, trifft sie die 
aus § 3 Abs. 1 StVollzG folgende Obliegenheit, sich 
durch Einholen von Preisvergleichen konkurrieren­
der Unternehmen darüber zu versichern, dass der 
geWählte Anbieter seine Leistung zu marktgerech­
ten Preisen offeriert. 

Beschluss des 3. Strafsenats des Oberlandesgerichts Frankfurt 
a.M. vom 9. Dezember 2003 - 3 Ws 1140/03 StVollz -

Gründe 

I. 

Der Antragsteller verbüßt mehrere zeitige Freiheitsstrafen in der 
JVA. 

In der JVA wurde im Jahre 2001 zum Zeitpunkt der AntragsteI­
lung Fernsehkabelgebühren in Höhe von 22,50 DM pro Monat von 
den Gefangenen erhoben, die den entsprechenden Kabelan­
schluss nutzten. Gegen die genannte Höhe der Kabelgebühren 
wandte sich der Antragsteller gegenüber der Antragsgegnerin. 
Diese teilte dem Antragsteller mit Bescheid vom 05.04.2001 mit, 
dass sich die Höhe der Gebühren nach den jeweiligen Anbietern 
und insbesondere den baulichen Gegebenheiten der JVA richte 
und gerechtfertigt sei. 

Den dagegen gerichteten Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
hat die Strafvollstreckungskammer zurückgewiesen. Hiergegen 
richtet sich die form- und fristgerecht eingelegte und in gleicher 
Weise mit der Sachrüge begründete Rechtsbeschwerde des An­
tragstellers. Die Rechtsbeschwerde ist im Sinne des § 116 Abs. 1 
Strafvollzugsgesetz zulässig, da eine Nachprüfung der angefoch­
tenen Entscheidung zur Fortbildung des Rechts geboten ist. 

Das Rechtsmittel hat jedoch keinen Erfolg. 



Gemäss § 69 Abs. 2 i.v. m. § 70 Strafvollzugsgesetz hat der 
Gefangene unter den dort genannten Voraussetzungen einen 
Rechtsanspruch auf Zulassung eines eigenen Hörfunk- und Fem­
sehgerätes. Nach der Verwaltungsvorschrift Nr. 3 zu § 69 Strafvoll­
zugsgesetz hat der Gefangene für die Entrichtung der Hörfunk­
gebühren selbst zu sorgen. Dies betrifft jedoch nur die allgemeinen 
Fernseh- und Rundfunkgebühren (GEZ). Nicht geregelt ist dem­
gegenüber die über den gewöhnlichen Antennenempfang hinaus­
gehende technische Ausgestaltung des Fernsehempfanges. Der 
Gefangene hat daher kein subjektives Recht, eine seinen Wün­
schen entsprechende Ausgestaltung des Fernsehempfanges ver­
langen zu können. In welcher Weise dies geschieht, steht mithin im 
pflichtgemäßen Ermessen der Vollzugsbehörde (vgl. z. vergleich­
barem Sachverhalt des Anstaltsverkaufs OLG Frankfurt, ZfStrVo 
79, 57; Landgericht Hamburg ZfStrVo 92, 258). Stellt sich die an­
gefochtene Maßnahme des Anstaltsleiters als eine Ermessensent­
scheidung dar, so ist diese im gerichtlichen Verfahren nur darauf­
hin zu überprüfen, ob die Grenzen des Ermessens überschritten 
sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermäch­
tigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht worden ist 
(vgl. Calliess/Müller-Dietz, 8. Aufl., §115 Rdnr. 14). 

Nach dem von der Kammer festgestellten Sachverhalt scheidet 
ein derartiger Ermessensfehlgebrauch der Antragsgegnerin aus. 
Die Antragsgegnerin hat die sich aus dem Strafvollzugsgesetz er­
gebenden Maßstäbe beachtet. Wenn die Anstalt - wie im vorlie­
genden Fall die Antragsgegnerin - in Erfüllung ihrer aus § 69 Straf­
vollzugsgesetz resultierenden Verpflichtung, Fernsehempfang zu 
gewährleisten, die Teilnahme am Kabelempfang mit der Möglich­
keit, zusätzliche Programme zu empfangen, anbietet, dann trifft sie 
die aus § 3 Abs. 1 Strafvollzugsgesetz resultierende Obliegenheit, 
sich durch Einholen von Preisvergleichen konkurrierender Unter­
nehmen darüber zu versichern, dass der gewählte Anbieter seine 
Leistung zu marktgerechten Preisen anbietet (vgl. Calliess/ Müller­
Dietz, 8. Aufi., § 22 Rdnr. 2). 

Dieser Verpflichtung ist die Antragsgegnerin vorliegend nachge­
kommen. Nach dem unwidersprochen gebliebenen und glaubhaf­
ten Vortrag der Antragsgegnerin hat sie bei der Auswahl der Anbie­
terfirma die üblichen Vergaberichtlinien beachtet. Auch hat sie 
nach den Feststellungen der Strafkammer die von dem Antragstel­
ler gerügte unterschiedliche Preisgestaltung in den verschiedenen 
Justizvollzugsanstalten nachvollziehbar dargelegt. Danach richtet 
sich die Höhe der vom Anbieter festgesetzten Kabelgebühr nach 
dem Umfang der vom Kabelanbieter aufzuwendenden Investitions­
kosten, die wiederum von den baulichen Gegebenheiten und der 
Sicherheitsstufe der jeweiligen Justizvollzugsanstalt abhängen und 
auch nach der Länge der Vertragslaufzeit. So werden auch in der 
Justizvollzugsanstalt als der einzigen, sowohl in der Sicherheits­
stufe als auch in baulicher Hinsicht mit der Justizvollzugsanstalt 
vergleichbaren Anstalt Kabelgebühren in Höhe von 25,-- DM erho­
ben. 

Nach alledem sind Anhaltspunkte dafür, dass der Kabelanbieter 
in der Justizvollzugsanstalt überhöhte Gebühren verlangt bzw. die 
Antragsgegnerin bei der Auswahl des Anbieters ermessensfehler­
haft gehandelt hat, nicht ersichtlich. 

Soweit der Antragsteller in der Beschwerdebegründung mit der 
Verfahrensrüge ausführt, das Landgericht Gießen sei seiner Auf­
klärungspflicht nicht in ausreichendem Maße nachgekommen, ist 
dies unzutreffend. Eine weitergehende Sachverhaltsaufklärung 
war angesichts der ausreichend dargestellten und nachvollziehba­
ren Gründe für die unterschiedliche Preisgestaltung in den jeweili­
gen Justizvollzugsanstalten nicht veranlasst. Im Ubrigen würden 
die von dem Antragsteller verlangten weitergehenden Ermittlungen 
zu einer unzumutbaren Ausweitung der Darlegungspflicht sowohl 
der Justizvollzugsanstalt als auch der Strafvollstreckungskammer 
hinsichtlich der Grundlagen für die Ermessensausübung führen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 121 Abs. 2 Strafvollzugs­
gesetz. Die Festsetzung des Gegenstandswerts folgt aus §§ 13, 
48a GKG. 
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Art. 6 Abs. 1 GG, §§ 8 Abs. 1, 115 StVo.llzG 
(Ermessensentscheidungen der ober­
sten Landesbehörden im Falle eines An­
trags auf Verlegung in ein anderes Bun­
desland) 

1_ Ein Strafgefangener hat keinen Rechtsanspruch da­
rauf, in Abweichung vom Vollstreckungsplan in ei­
ne andere Justizvollzugsanstalt verlegt zu werden_ 
Ihm steht insoweit nur ein Anspruch auf fehlerfreie 
Ermessensausübung zu_ 

2. Unbeschadet des Grundrechts auf Schutz der Ehe 
und Familie (Art_ 6 Abs_ 1 GG) gilt das auch für eine 
Verlegung zur Erleichterung des Kontakts zu Ange­
hörigen. Allerdings ist die familiäre Situation des 
Gefangenen in die für die Ermessensausübung er­
forderliche Gesamtabwägung einzustellen und an­
gemessen zu berücksichtigen. 

3. Diese Grundsätze gelten auch für die Entschlie­
ßungen der obersten Landesbehörden im Falle ei­
nes Antrags auf Verlegung in ein anderes Bundes­
land_ 

Beschluss des 1. Strafsenats des Oberlandesgerichts Rostock 
vom 4. Dezember 2003 - VAs 6/03 -

Aus den Gründen 

1. 

[Der Antragsteller, der in der Justizvollzugsanstalt B. des Landes 
Baden-Württemberg eine Freiheitsstrafe mit anschließender Si­
cherungsverwahrung verbüßt, betreibt erfolglos seine Verlegung in 
eine Justizvollzugsanstalt des Landes Mecklenburg-Vorpommern. 
Dort lebt seine Ehefrau mit einer inzwischen 14-jährigen Tochter. 
Beide besuchen den Antragsteller regelmäßig einmal im Monat für 
jeweils vier Stunden. Darüber hinaus bestehen briefliche und tele­
fonische Kontakte.] 

... Soweit die Justiz- oder Verwaltungsbehörde ermächtigt ist, 
nach ihrem Ermessen zu handeln, prüft das Gericht nur, ob die 
Maßnahme rechtswidrig ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Er­
messens überschritten sind oder von dem Ermessen in einer dem 
Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch 
gemacht ist, § 28 Abs. 3 EGGVG. Das Oberlandesgericht setzt da­
her in diesen Fällen nicht sein Ermessen an die Stelle desjenigen 
der Verwaltungsbehörde, sondern prüft nur, ob Willkür oder Miss­
brauch des Ermessens vorliegt (Meyer-Goßner, StPO, 46. Aufl., 
§ 28 EGGVG Rdnr. 8; KK-Schoreit, StPO, 5. Aufi., § 38 EGGVG 
Rdnr. 3). 

2. 

Diese Voraussetzungen sind hier gegeben, da es sich bei der 
Entsc:;hließung der obersten Vollzugsbehörde über die Zustimmung 
zur Ubernahme eines Strafgefangenen nach § 26 Abs. 2 Satz 3 
StrVolistrO um eine Ermessensentscheidung handelt. 

a) Der Antragsteller, der zuletzt vom Landgericht Mannheim ver­
urteilt worden ist und ausweislich dieses Urteils vor seiner letzten 
Inhaftierung auch in Mannheim wohnhaft gewesen war, befindet 
sich derzeit in der Justizvollzugsanstalt B. Der Senat geht mangels 
gegenteiliger Erkenntnisse davon aus, dass es sich hierbei um die 
nach dem für das Land Baden-Württemberg geltenden Vollstre­
ckungsplan zuständige Vollzugsanstalt handelt, § 152 StVollzG 
i.v.m. §§ 22 ff. StrVollstrO. Dies wird auch vom Antragsteller nicht 
in Abrede gestellt. Der Umstand, dass der Antragsteller zwi­
schenzeitlich wohl in Anklam oder Bützow polizeilich gemeldet ist, 
führt zu keiner anderen Beurteilung. 

b) Nach § 8 Abs. 1 StVollzG kann der Gefangene abweichend 
vom Vollstreckungsplan in eine andere für den Vollzug von Frei­
heitsstrafe zuständige Anstalt verlegt werden, und zwar u.a. dann, 
wenn die Behandlung des Gefangenen oder seine Eingliederung 
nach der Entlassung hierdurch gefördert wird (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 
StVollzG). 
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Sind die letztgenannten Voraussetzungen gegeben, steht es so­
mit im Ermessen der zuständigen Behörde, ob dem Verlegungsan­
trag des Gefangenen stattgegeben wird. Der Gefangene hat dem­
nach keinen Rechtsanspruch auf Verlegung, wohl aber einen 
Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung (vgl. OLG Hamm, 
Beschluss vom 11.02.2003 - 1 VAs 94/02 -; KG ZfStrVo 1995, 112; 
Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 9. Aufl., § 8 Rdnr. 3; jeweils 
m.w.N.). Das gilt auch für eine Verlegung zur Erleichterung des 
Kontakts zu Angehörigen (vgl. dazu allgemein Calliess/Müller­
Dietz a.a.O. Rdnr. 4; Schwind/Böhm/Rotthaus, StVollzG, 3. Aufl., 
§ 8 Rdnr. 11; AK-StVollzG-Feest/Joester, 4. Aufi., § 8 Rdnr. 7; je­
weils m.w.N.). Zwar ist es nach dem Resozialisierungsprinzip (§ 2 
StVollzG) sowie dem Wiedereingliederungsgrundsatz (§ 3 Abs. 3 
StVollzG) zu begrüßen, wenn einem Gefangenen die Möglichkeit 
zur Aufrechterhaltung seiner familiären Bindungen gegeben wird. 
Dies folgt u.a. aus Art. 6 Abs. 1 GG, der Ehe und Familie - auch des 
Strafgefangenen - unter den besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung stellt. Aber auch dieses Grundrecht begründet keinen 
selbständigen Anspruch, zu einem bestimmten Zeitpunkt in eine 
familiennähere JVA verlegt zu werden (vgl. Senatsbeschluss vom 
11.03.1996 - I Vollz[Ws] 4/96 - [NStZ 1997, 381 bei Matzke]). 
Allerdings ist die familiäre Situation des Gefangenen in die für die 
Ermessensausübung erforderliche Gesamtabwägung einzustellen 
und angemessen zu berücksichtigen. 

c) Hat somit - bei Vorliegen eines Verlegungsgrundes - die Voll­
zugsbehörde einen Ermessensspielraum für ihre Entscheidung 
nach § 8 Abs. 1 StVollzG, gilt dies erst recht für die Entschließung 
der obersten Vollzugsbehörde bei der Herbeiführung einer Eini­
gung nach § 26 Abs. 2 Satz 3 StrVollstrO. 

Für die Entscheidung über eine Verlegung nach § 8 Abs. 1 
StVollzG ist nach § 153 die Landesjustizverwaltung oder die von 
ihr dazu beauftragte zentrale Stelle zuständig, da vom Vollstre­
ckungsplan (§ 152 StVollzG) abgewichen werden soll. Dies gilt je­
doch nur für Verlegungen innerhalb eines Bundeslandes, an einer 
gesetzlichen Regelung des Verfahrens der Verlegung von einem 
Bundesland in ein anderes fehlt es dagegen (Senatsbeschluss 
vom 30.09.1999 a.a.O.; OLG Stuttgart NStZ 1997,103 [104]). Aus 
§ 26 Abs. 2 Satz 3 StrVolistrO ergibt sich allerdings, dass länder­
übergreifende Verlegungen möglich sind und der Einigung der 
obersten Vollzugsbehörden beider Länder, damit also in jedem Fall 
der Zustimmung der aufnehmenden Landesjustizverwaltung be­
dürfen. 

Da bereits die Entscheidung der Landesjustizverwaltung bei ei­
ner länderinternen Verlegung in ihr Ermessen gestellt ist, ist kein 
Grund dafür ersichtlich, dass dies nicht auch für die Entschlie­
ßungen der beiden bei einer länderübergreifenden Verlegung be­
teiligten Landesbehörden der Fall sein sollte. Dies gilt umso mehr, 
als eine - über § 8 Abs. 1 StVollzG hinaus gehende - gesetzliche 
Regelung dieser Frage gerade nicht besteht, ein gesetzlich fixier­
ter Anspruch des Gefangenen auf Verlegung in ein anderes Bun­
desland demnach noch weniger gegeben ist als bei einer Ver­
legung in eine JVA desselben Bundeslandes. 

Auch der aufnehmenden Landesjustizverwaltung steht daher ein 
Ermessensspielraum zu (Senatsbeschluss vom 30.09.1999 
a.a.O.). 

3. 

Damit unterliegt die angefochtene Entscheidung des Antrags­
gegners einer gerichtlichen Nachprüfbarkeit nur insoweit, ob die­
ser das ihm zustehende Ermessen nicht oder fehlerhaft ausgeübt 
hat oder ob eine willkürliche Entscheidung vorliegt. 

Beides ist ersichtlich nicht der Fall. 

a) Der Antragsgegner hat sich in seiner Entscheidung in ausrei­
chendem Maße mit den Gründen des Antragstellers für sein Ver­
legungsgesuch auseinander gesetzt. Dabei hat er insbesondere 
die geltend gemachte - und vom Antragsgegner auch nicht in Zwei­
fel gezogene - familiäre und persönliche Situation des Antrag­
stellers und seiner Ehefrau berücksichtigt und die Möglichkeit be­
dacht, dass die begehrte familiennahe Verlegung einer für 
notwendig erachteten, bislang aber noch nicht durchgeführten Be­
handlung des Antragstellers förderlich sein könnte. 

Der Antragsgegner hat aber auch in seine Überlegungen einge­
stellt und in seiner Entschließung dargelegt, dass der Antragsteller 
einer tiefergründigen psychologischen Behandlung bedürfe, mög­
lichst - was auch der Antragsteller selbst nicht in Abrede stellt - in 

einer sozialtherapeutischen Anstalt. Eine solche existiert jedoch, 
wie der Antragsteller unwidersprochen ausgeführt hat, in Mecklen­
burg-Vorpommern derzeit nicht und wird frühestens Ende 2004 zur 
Verfügung stehen - zu einem Zeitpunkt, an dem der Antragsgegner 
seine Freiheitsstrafe bereits verbüßt haben wird. Zwar steht dann 
die Verbüßung der Sicherungsverwahrung an, die u.U. auch in ei­
ner solchen Einrichtung vollstreckt werden kann (§ 130 i.v.m. §§ 9, 
123 StVollzG). Die Aufnahme einer Behandlung dort ist aber jetzt 
noch nicht möglich. Darüber hinaus hat der Antragsgegner darauf 
hingewiesen, dass - wie dem Senat aus einer Vielzahl von Straf­
vollstreckungs- und Strafvollzugssachen auch gerichtsbekannt ist -
aufgrund der personellen Situation des psychologischen Dienstes 
der JVA Bü. dort nur die Gewährung der psychologischen Grund­
versorgung möglich ist, eine eingehendere Betreuung jedoch nicht. 
Gerade diese ist bei dem Antragsteller - wie er selbst einräumt -
aber angezeigt, zumal eine solche Behandlung in dem bisherigen, 
achtjährigen Vollzug der Freiheitsstrafe nicht oder nicht ausrei­
chend stattgefunden hat. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob dies 
darauf beruht, dass dem Antragsteller - wie er behauptet - trotz im­
mer erklärter Therapiebereitschaft eine solche von den Vollzugs­
behörden des Landes Baden-Württemberg verweigert worden ist 
oder - wie die Stellungnahmen der JVA B., die Angaben des An­
tragstellers im Rahmen der mündlichen Anhörungen vor der 
Strafvollstreckungskammer zur Frage einer bedingten Entlassung 
und die daraufhin ergangenen Beschlüsse des Landgerichts Karls­
ruhe nahelegen -, dass er sich solchen Behandlungsangeboten im­
mer wieder verweigert hat, und nicht nur - aus welchen Gründen 
auch immer - lediglich einer Verlegung in die sozialtherapeutische 
Anstalt Hohenasperg. Entscheidend für die Entschließung des 
Antragsgegners in diesem Punkt war, dass die Behandlung, die für 
den Antragsteller erforderlich ist, in einer Haftanstalt des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern derzeit nicht geleistet werden kann. 

Darüber hinaus hat der Antragsgegner dargelegt, dass die gegen 
den Antragsteller verhängte Sicherungsverwahrung mangels einer 
entsprechenden Anstalt oder Abteilung zurzeit ebenfalls nicht in 
diesem Bundesland vollzogen werden kann. Zwar weist der An­
tragsteller mit Recht darauf hin, dass eine Entscheidung nach 
§ 67e Abs. 1 StGB vor Beginn der Unterbringung in der Siche­
rungsverwahrung, der im Herbst 2004 erfolgen soll, noch aussteht. 
Möglicherweise stellt sich daher das insoweit vom Antragsgegner 
aufgeworfene Problem nicht. Andererseits ist jedoch zu berück­
sichtigen, dass die Sicherungsverwahrung im Urteil des Landge­
richts Mannheim vom 09.02.1998 rechtskräftig angeordnet worden 
ist und daher auch von der Notwendigkeit ihrer Vollstreckung aus­
zugehen ist, solange - was bisher der Fall ist - keine gegenteilige 
Entscheidung der Strafvollstreckungskammer vorliegt. Auch 
scheint nach Aktenlage die Ablehnung einer Aussetzung zur Be­
währung nach § 67e Abs. 1 Satz 2 StGB nicht völlig fernliegend. 
Dem Antragsgegner ist außerdem zuzugeben, dass die Einrich­
tung einer Abteilung oder Anstalt nach § 140 Abs. 1 StVollzG allein 
für den Antragsteller nicht durchführbar ist und seine sofortige 
Übernahme in eine JVA des Landes Mecklenburg-Vorpommern bei 
späterer Abgabe in ein anderes Bundesland im Rahmen einer Voll­
zugsgemeinschaft nach § 150 StVollzG zur Vollstreckung der 
Sicherungsverwahrung nicht sinnvoll wäre. 

Damit hat der Antragsgegner ersichtlich alle für die Ermessens­
ausübung wesentlichen Punkte auch in seine Entscheidung ein­
bezogen und ausreichend gewürdigt. Aus den Stellungnahmen 
des Antragstellers ergibt sich nichts anderes. Soweit dieser geltend 
macht, in der JVA Bü. könne er die Fahrerlaubnis erwerben und 
der Antragsgegner diesen Punkt nicht ausdrücklich berücksichtigt 
hat, ergibt sich daraus nichts anderes. So stützt der Antragsteller 
seine Erkenntnisse insoweit offenbar nur auf einen Zeitungsbe­
richt, ohne dargelegt zu haben, dass auch für ihn die konkrete 
Möglichkeit des Fahrerlaubniserwerbs bestünde. Aber auch wenn 
dies der Fall sein sollte, wäre nicht ersichtlich, dass der Antrags­
gegner deswegen zu einer anderen Entscheidung gezwungen ge­
wesen wäre. 

Auch für einen Ermessensfehlgebrauch durch den Antragsgegner 
finden sich keine Anhaltspunkte, zumal die von ihm gegen den 
Verlegungswunsch aufgeführten Gesichtspunkte objektivierbar sind 
und eine Zustimmung praktisch nicht zulassen. Demgegenüber 
müssen der Schutz der Familie des Antragstellers und sein Wunsch 
nach heimatnahen Entlassungsvorbereitungen, die der Antrags­
gegner durchaus gesehen und gewürdigt hat, zurücktreten .... 



§ 31 Abs. 1 Nr. 6 StVollzG (Zur Anhaltung 
eines in fremder Sprache verfassten Brie­
fes) 

1. Bei Anhaltung eines in fremder Sprache verfassten 
Briefes der Ehefrau des Strafgefangenen sind Fest­
stellungen erforderlich, ob die Absenderin nicht der 
deutschen Sprache mächtig ist und der Strafge­
fangene diese fremde Sprache lesen kann. 

2. Trifft dies zu, ist zu berücksichtigen, daß der den fa­
miliären Kontakt betreffende Briefverkehr Art. 6 I 
GG berührt. 

3. Eine davon zu unterscheidende Frage betrifft die 
Notwendigkeit der Übersetzung des fremdsprachi­
gen Briefes und der Kostentragung. 

Beschluss des Strafsenats des Oberlandesgerichts Nürnberg 
vom 27. November 2003 - Ws 1267/03 -

Gründe 

I. 

Der Beschwerdeführer, der sich seit 16.07.2001 in Strafhaft be­
findet, hat mit Schreiben vom 14.08.2003 beantragt, den am 
07.08.2003 angehaltenen Brief seiner Ehefrau vom 06.08.2003 an 
ihn auszuhändigen, weil seine Ehefrau russische Staatsangehöri­
ge ist und der deutschen Sprache nicht mächig sei. Auch wenn er 
nun deutscher Staatsangehöriger sei, beherrsche er als ehemali­
ger russischer Staatsangehöriger auch die russische Sprache. 

Mit Beschluss vom 01.10.2003 hat die Strafvollstreckungskam­
mer des Landgerichts den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
zurückgewiesen und sich hierzu auf die Entscheidung des Senats 
vom 05.09.2002 (Ws 1064/02) gestützt. Gegen diesen am 
07.10.2003 zugestellten Beschluss hat der Strafgefangene zur 
Niederschrift des Amtsgerichts am 31.10.2003 Rechtsbeschwerde 
eingelegt, weil die Nachprüfung der angefochtenen Entscheidung 
zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung geboten sei. Die 
Strafvollstreckungskammer hätte den Sachverhalt von Amts we­
gen aufklären und berücksichtigen müssen, dass ihm mit seiner 
russischen Ehefrau Briefkontakt zustehe. 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht Nürnberg be­
antragt, die Rechtsbeschwerde als unzulässig zu verwerfen, weil 
die Entscheidung der Strafvollstreckungskammer der oberlandes­
gerichtlichen Rechtsprechung und der ständigen Rechtsprechung 
des Senats entspreche. 

11. 

Die statthafte sowie form- und- fristgerecht eingelegte Rechtsbe­
schwerde (§§ 116 Abs. 1; 118 Abs. 1 StVollzG) ist zulässig, weil es 
geboten ist, die Nachprüfung der angefochtenen Entscheidung zur 
Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu ermöglichen 
(§ 116 Abs. 1 StVollzG). 

Das Schreiben der Ehefrau des Strafgefangenen kann nur dann 
nach § 31 Abs. 1 Nr. 6 StVollzG angehalten werden, wenn es oh­
ne zwingenden Grund in einer fremden Sprache abgefasst ist. Ob 
dies der Fall ist, muß im konkreten Einzelfall von Amts wegen ge­
prüft und festgestellt werden (vgl. OLG Karlsruhe, NStZ 1991, 
509). Die Strafvollstreckungskammer hätte deshalb aufklären müs­
sen, ob die in X wohn hafte Ehefrau nur der russischen Sprache 
mächtig und deshalb außer Stande ist, einen Brief in deutscher 
Sprache an den Strafgefangenen, der nach den Schreiben in die­
sem Verfahren deutsch lesen und schreiben kann, zu schreiben. 
Darüber hinaus bedurfte es der Feststellung, ob der Strafgefange­
ne einen in russischer Sprache verfassten Brief lesen kann und 
nicht seinerseits gezwungen wäre, sich diesen von einem Mitge­
fangenen übersetzen zu lassen. Allein die Behauptung des Straf­
gefangenen, er sei ehemaliger russischer Staatsbürger, reicht hier­
für deshalb nicht aus, weil der Antrag vom 14.08.2003 auf 
gerichtliche Entscheidung und die Stellungnahme des Strafgefan-
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genen vom 07.09.2003 im Schriftbild erheblich von dem Entwurf 
der Rechtsbeschwerde vom 14.10.2003 abweichen. Da er diese 
Schreiben jedoch unterschrieben hat und sich beim Rechtspfleger 
des Amtsgerichts auch in deutscher Sprache ausdrücken konnte, 
steht damit fest, daß er deutsch lesen und sprechen kann. Erst 
nach der entsprechenden Sachaufklärung ist eine Entscheidung 
der Strafvollstreckungskammer darüber möglich, ob die Vorausset­
zungen des §§ 31 Abs. 1 Nr. 6 StVollzG gegeben sind. Dabei wird 
die Strafvollstreckungskammer auch zu berücksichtigen haben, 
dass der den familiären Kontakt betreffende Br"lefverkehr Art. 6 
Abs. 1 GG berührt (vgl. Beschluss des BVerfG vom 07.10.2003 - 2 
BvR 2118/01 m.w.N.). Eine davon zu unterscheidende Frage ist, 
ob ein nach § 31 Abs. 1 Nr. 6 StVollzG nicht anzuhaltender Brief in 
einer Fremdsprache im Einzelfall eine Ubersetzung erforderlich 
macht und in welchem Umfang die anfallenden Ubersetzungsko­
sten vom Staat zu tragen sind (vgl. BVerfG a.a.O. bezüglich der 
Dolmetscherkosten für die Briefkontrolle eines fremdsprachigen 
Angeklagten in Untersuchungshaft). Etwas anderes kann auch 
nicht aus der Entscheidung des Senats (ZfStrVo 1987, 186), die ei­
ne völlig andere Problematik betraf, und aus dem Beschluss des 
Senats vom 05.09.2002 - Ws 1064/02 entnommen werden. In letz­
terer Entscheidung hat der Senat die Umstände genannt, aus de­
nen die Einzelfallentscheidung der Strafvollstreckungskammer kei­
nen Anlass zu Bedenken und für die Aufstellung von Leitsätzen für 
die Auslegung des § 31 Abs. 1 Nr. 6 StVollzG gegeben hat. 

Die Sache ist deshalb an die Strafvollstreckungskammer zur 
Aufklärung des Sachverhalts und zur erneuten Entscheidung, auch 
hinsichtlich der Kosten des Rechtsbeschwurdeveriahrens zurück­
zuverweisen. Soweit die Anhalteverfügung vom 07.08.2003 auch 
auf die Gefährdung des Vollzugszieles und der Ordnung der 
Anstalt (§ 31 Abs. 1 Nr. 1 StVollzG) gestützt worden war, hat sich 
hierauf die Justizvollzugsanstalt in ihrer Stellungnahme vom 
28.08.2003 nicht berufen und die Strafvollstreckungskammer auch 
diesen Anhaltegrund nicht behandelt bzw. berücksichtigt. 

Beschwerdewert: §§ 48a; 13 GKG. 

(Eingesandt von den Mitgliedern des Strafsenats des OLG 
Nürnberg) 

§§ 116, 118 Abs. 3, 120 Abs. 1 StVollzG, §§ 
137 ff. StPO (Zum Nachweis der Bevoll­
mächtigung im Rechtsbeschwerdever­
fahren) 

Zur Notwendigkeit des Nachweises der Bevollmäch­
tigung des Rechtsanwalts im Rechtsbeschwerdever­
fahren. 

Beschluss des 1. Strafsenats des Thüringer Oberlandesgerichts 
vom 27. November 2003 - 1 Ws 359/03 -

Aus den Gründen 

Die Rechtsbeschwerde ist unzulässig. 

11. 

Ist der Antragsteller, wie hier, der Beschwerdeführer, kann gem. 
§ 118 Abs. 3 StVollzG die Beschwerde nur mittels einer von einem 
Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle eingelegt und begründet werden. Gemäß § 118 
Abs. 1 StVollzG haben die Einlegung sowie die Begründung der 
Rechtsbeschwerde binnen eines Monats nach Zustellung der 
gerichtlichen Entscheidung zu erfolgen. Da die mit der Rechtsbe­
schwerde anfechtbare Entscheidung der Strafvollstreckungskam­
mer des Landgerichts Meiningen vom 18.09.2003 dem Antragstel­
ler am 30.09.2003 zugestellt wurde, lief die Monatsfrist am Don 
nerstag, dem 30.10.2003, ab. Innerhalb dieser Frist ging der 
Schriftsatz von Rechtsanwalt R. vom 28.10.2003 beim Landgericht 
Meiningen ein, in dem dieser erklärt, den Antragsteller zu vertreten 
und für diesen Rechtsbeschwerde gegen den Beschluss des Land­
gerichts Meiningen vom 18.09.2003 einzulegen. Darin liegt jedoch 
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keine wirksame Einlegung der Rechtsbeschwerde für den Antrag­
steller, denn es fehlte bei Einlegung der Rechtsbeschwerde durch 
Rechtsanwalt R. an der erforderlichen Vollmacht. 

Für die Vertretung der Beteiligten in Verfahren nach § 109 ff. 
StVollzG gelten gemäß § 120 Abs. 1 StVollzG die Vorschriften der 
Strafprozessordnung entsprechend, soweit sich aus dem StVollzG 
nichts anderes ergibt. Mangels abweichender Regelung im 
StVollzG sind für die Vertretung in Verfahren nach § 109 ff. 
StVollzG die Vorschriften der StPO über die Verteidigung (§ 137 fl. 
StPO) maßgeblich. 

Zur wirksamen Vertretung eines Verfahrensbeteiligten durch ei­
nen Vertreter, insbesondere durch einen Rechtsanwalt, bedarf die­
ser der Vollmacht. Eine besondere Form dieser Vollmacht ist im 
Anwendungsbereich der StPO nicht vorgeschrieben (KK-Lauf­
hütte, StPO, 5. Aufl., § 138 Rn. 15, vor § 137 Rn. 3). Sie braucht 
auch nicht in bestimmter Form nachgewiesen zu sein (BGHSt 36, 
259,260; KK-Laufhütte, a.a.O., vor 3137 Rn. 3). Davon unberührt 
bleibt die Notwendigkeit des Nachweises der Bevollmächtigung, 
wenn hieran im Einzelfall Zweifel bestehen (Meyer-Goßner, StPO, 
46. Aufl. vor § 137 Rn. 9). Solche Zweifel bestanden bezüglich der 
Bevollmächtigung von Rechtsanwalt R. hinsichtlich der Einlegung 
der Rechtsbeschwerde gegen den Beschluss des Landgerichts 
Meiningen vom 18.09.2003 deshalb, weil die mit der Rechtsbe­
schwerdeschrift vorgelegte Prozessvollmacht vom 28.09.2003 
ausdrücklich nur das Strafvollstreckungsverfahren zum Az. VAS 
6/03, das ebenfalls bei dem 1. Strafsenat des Thüringer Oberlan­
desgerichts anhängig ist, betraf. Deshalb forderte der Vorsitzende 
des 1. Strafsenats den Beschwerdeführer persönlich mit Schreiben 
vom 18.11.2003, das Rechtsanwalt R. ebenfalls mitgeteilt wurde, 
auf, binnen einer Woche ab Zustellung des Schreibens zu erklären 
und ggl. nachzuweisen, ob und ggf. wann der Beschwerdeführer 
Rechtsanwalt R. in der vorliegenden Sache Vollmacht erteilt habe. 
Das Schreiben wurde dem Beschwerdeführer am 20.11.2003 in 
der Justizvollzugsanstalt Untermaßfeld zugestellt. Am 26.11.2003 
ging beim Thüringer Oberlandesgericht ein von Rechtsanwalt R. 
verfasster Schriftsatz vom 26.11.2003 ein, dessen Inhalt sich auf 
den Hinweis auf eine anliegende Vollmacht beschränkt. Bei dieser 
Vollmacht handelt es sich um die bereits oben beschriebene Voll­
machtsurkunde mit Datum 20.11.2003. Danach hat der Antrag­
steller Rechtsanwalt R. in vorliegender Sache erst am 20.11.2003 
Vollmacht erteilt. Im Zeitpunkt der Einlegung der Rechtsbeschwer­
de war Rechtsanwalt R. folglich zur Einlegung der Rechtsbe­
schwerde nicht bevollmächtigt. Zwar mag in der nachträglichen Er­
teilung der Vollmacht eine Genehmigung des vollmachtlosen 
Handeins des Rechtsanwalts gesehen werden. Das führt aber 
nicht zur nachträglichen Wirksamkeit der zunächst unwirksamen 
Einlegung der Rechtsbeschwerde für den Antragsteller. Im Falle 
fristgebundener Prozesserklärungen, insbesondere bei der Einle­
gung von Rechtsmitteln, muss die Vollmacht vor Abgabe der Pro­
zesserklärung erteilt worden sein. Die nachträgliche Genehmigung 
der Rechtsmitteleinlegung innerhalb oder außerhalb der Rechts­
mittelfrist genügt nicht (RGSt 66, 265, 267; LR-Hanack, StPO, 25. 
Aufl, § 297 Rn. 5; Meyer-Goßner, a.a.O., § 297 Rn. 2). 

Da die Rechtsbeschwerde mithin nicht wirksam für den Antrag­
steller erhoben wurde, war sie als unzulässig zu verwerfen. 

Die Kosten der Rechtsbeschwerde und die notwendigen 
Auslagen der Beteiligten waren dem vollmachtlos handelnden an­
waltlichen Vertreter aufzuerlegen (OLG Gelle, Urteil vom 2.4.1997, 
Az. 1 Ss 350/96, zit. n. Juris; KK-Laufhütte, StPO, 5. Aufl. vor § 137 
Rn. 3; Meyer-Goßner, StPO, 46. Aufl., § 473 Rn. 8 jeweils m.w.N.). 
Die Festsetzung des Gebührenstreitwertes folgt aus §§ 48a, 
13Abs.1 Satz 1 GKG. 

(Eingesandt vom 1. Strafsenat des Thüringer Oberlandesgerichts) 

§ 119 Abs. 4 StPO, Nr. 40 Abs. 2 und 3 
UVolizO (Zur Erhebung einer Nutzungs­
gebühr für den Betrieb eines eigenen TV­
Gerätes durch Untersuchungsgefangene) 

Ist einem Untersuchungsgefangenen gemäß Nr. 40 
Abs. 2 UVolizO der Einzelempfang durch ein eigenes 
Fernsehgerät gestattet, darf die Haftanstalt von ihm ei­
ne monatliche Nutzungsgebühr verlangen, die sich aus 
Kosten für Stromverbrauch und für die Bereitstellung 
der TV-Anschlüsse zusammensetzt. Ein Anspruch auf 
Übernahme der Betriebskosten besteht nicht. 

Beschluss des 3. Strafsenats des Oberlandesgerichts Frankfurt 
a.M. vom 8. Januar 2004 - 3 VAs 46/03 -

Gründe 

Der Antragsteller befindet sich derzeit in Untersuchungshaft in 
der JVA. Dort ist ihm - entsprechend Nr. 40 (2) UVolizO - der 
Einzelempfang durch ein eigenes Fernsehgerät gestattet, wovon 
der Antragsteller auch Gebrauch macht. Während Kosten für den 
Betrieb eines solchen Gerätes nicht erhoben wurden, verlangt die 
Antragsgegnerin seit dem 1.10.2003 eine monatliche Nutzungs­
gebühr in Höhe von 2,- € für den Betrieb eines eigenen TV-Gerä­
tes, wobei sich die Nutzungspauschale aus Kosten für Stromver­
brauch und den Kosten für die Bereitstellung der TV-Anschlüsse 
zusammensetzt. 

Während die Ausgabe neu auszuhändigender Geräte über die 
Kammer erst erfolgt, nachdem der jeweilige Gefangene sein Ein­
verständnis zur Entrichtung der Nutzungspauschale erklärt hat, 
wurde Gefangenen, die bereits ein TV-Gerät in Betrieb haben, 
nachträglich eine Einverständniserklärung abverlangt und im Falle 
einer Verweigerung das Gerät aus dem Haftraum entfernt und zu 
seiner Habe genommen. Letzteres geschah auch irn Falle des An­
tragstellers. 

Mit seinem Antrag auf gerichtliche Entscheidung wendet sich der 
Antragsteller gegen diese Maßnahme und trägt vor, für die Anord­
nung einer solchen Kostenpauschale fehle es an einer Rechts­
grundlage, die Wegnahme des TV-Gerätes sei daher rechtswidrig. 

Seinen Antrag auf einstweilige Anordnung hat der Senat mit Be­
schluss vom 13.10.2003 zurückgewiesen. 

Der Antrag gem. § 23 EGGVG ist - wie bereits im Beschluss vom 
13.10.2003 festgestellt - zulässig, jedoch nicht begründet. 

Gemäß § 119 IV StPO darf sich ein Untersuchungsgefangener 
u.a. Bequemlichkeiten auf seine Kosten verschaffen, soweit sie mit 
dem Zweck der Haft vereinbar sind und nicht die Ordnung in der 
Anstalt stören. In Ausgestaltung dessen ist einem Untersuchungs­
gefangenen auch - sofern der Richter nicht etwas anderes anord­
net - der Einzelempfang durch ein eigenes TV-Gerät gem. Nr. 
40 (2) der von den Landesjustizverwaltungen erlassenen einheitli­
chen Verwaltungsanordnung für den Untersuchungshaftvollzug 
(UVollzO) gestattet. Gem. Nr. 40 (3) UVolizO gelten die für den Be­
trieb eigener Fernsehgeräte durch Strafgefangene erlassenen 
bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften sinngemäß. 

Gem. Nr. 5 der VV zu § 69 StVollzG, der die Teilnahme an Hör­
funk und Fernsehen regelt, dürfen Gefangene die Kosten für die 
Beschaffung, die Überprüfung, eine notwendige Änderung, die 
Reparatur und den Betrieb des Fernsehgerätes aus ihrem Haus-, 
Taschen- und ihrem Eigengeld bestreiten. 

Aus alledem folgt, dass ein Untersuchungsgefangener selbst für 
die Betriebskosten eines eigenen TV-Gerätes aufkommen muss 
und insoweit keinen Anspruch gegenüber der Antraggegnerin gel­
tend machen kann. Die Erhebung einer Nutzungspauschale be­
gegnet daher keinen Bedenken. 

Daran ändert auch der Urnstand nichts, dass die Antraggegnerin 
bisher von einer Erhebung einer solchen Pauschale abgesehen 
hat, denn ein schützenswertes Vertrauen auf weitere, zukünftige 
Übernahme von bisher ohne Rechtsgrund freiwillig erbrachten 



Leistungen kann nicht begründet werden, zumal derartige Kosten 
auch außerhalb der Untersuchungshaftanstalt - also "im normalen 
Geschäftsverkehr" - erhoben werden. In Fällen der Mittellosigkeit 
eines Untersuchungsgefangenen bleibt ihm die Teilnahme am Ge­
meinschaftsfernsehen. 

Da der Antragsteller nicht bereit ist, unter den anstaltsüblichen 
Bedingungen am TV-Empfang teilzunehmen, durfte ihm die Nut­
zung des Gerätes entzogen werden. Aufgrund der gegebenen Um­
stände ist dies nur durch zur Habenahme des TV-Apparates mög­
lich. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 30 Abs. 1 S. 1 EGGVG 
i.v.m. § 130 KostO. Die Festsetzung des Gegenstandwertes be­
ruht auf § 30 EGGVG i.V.m. § 30 KostO. 

§ 84 Abs. 2 und 3 StVollzG (Zur Zulässig­
keit von körperlichen, mit einer Entklei­
dung verbundenen Durchsuchungen Ge­
fangener) 

Der in § 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt_, Abs_ 3 StVollzG vorge­
sehenen Abstufung der auf dem Verhältnismäßigkeits­
grundsatz beruhenden Anordnungsbefugnisse wider­
spricht es, wenn alle oder fast alle Gefangenen vor 
jedem Besuchskontakt in einer Weise körperlich 
durchsucht werden, die mit einer Entkleidung verbun­
den ist_ § 84 Abs. 3 StVollzG gestattet eine solche gene­
relle Durchsuchung Gefangener aus Anlass des Be­
suchsverkehrs nur nach Kontakten mit Besuchern_ 

(Leitsätze der Schriftleitung) 

Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesver­
fassungsgerichts vom 29. Oktober 2003 - 2 BvR 1745/01 -

Gründe 

Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen eine mit Entkleidung verbundene körperliche 
Durchsuchung von Gefangenen nach § 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. 
StVollzG zulässig ist. 

I. 

1. Der Beschwerdeführer verbüßt, derzeit in der Justizvollzugs­
anstalt D. eine langjährige Freiheitsstrafe. Am 19. Februar 2001 
wurde er vor dem Gang zum Besuch körperlich durchsucht und 
musste sich dafür entkleiden. Seinen Antrag, solche Durchsuchun­
gen, die rechtswidrig seien, künftig zu unterlassen, lehnte die An­
stalt ab. Gemäß § 84 Abs. 2 StVollzG sei es auf Anordnung des An­
staltsleiters im Einzelfall zulässig, körperliche Durchsuchungen mit 
Entkleidung vorzunehmen. Die Anordnungskompetenz für ent­
sprechende Durchsuchungen vor dem Besuchsempfang habe der 
Anstaltsleiter gemäß § 156 Abs. 3 StVollzG mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde auf Vollzugsbedienstete übertragen. 

2. a) Hiergegen wandte sich der Beschwerdeführer u.a. mit dem 
Antrag an das Landgericht, die Rechtswidrigkeit der durchgeführ­
ten Durchsuchung festzustellen. Die Justizvollzugsanstalt trat dem 
erneut mit Hinweis auf die Delegation der Anordnungskompetenz 
entgegen. Der Beschwerdeführer erwiderte, ein einzelfallbezoge­
ner Anordnungsgrund sei nicht genannt und existiere auch nicht. 
Wie das Gericht seiner Gefangenenpersonalakte entnehmen kön­
ne, lägen bezüglich seiner Person keinerlei erhöhte Sicherheitsbe­
denken wie Fluchtgefahr oder Suchtproblematik vor, die eine mit 
Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung rechtfertigen 
könnten. 

Die Behauptung der Anstalt, bei den Durchsuchungen handele es 
sich um Einzelfallkontrollen, widerspreche zudem der von ihr ge­
übten Praxis. Jeder Gefangene werde auf dem Weg zu Besuchern 
oder zum Anstaltsarzt schematisch ohne Einzelfallprüfung und -be­
gründung entkleidet und körperlich durchsucht. Dies lasse sich an­
hand der Besuchs- und Kontrolllisten der betreffenden Tage bele­
gen. Er selbst sei bereits mehrmals grundlos durchsucht worden. 
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b) Das Landgericht wies den Antrag mit Beschluss vom 2. April 
2001 als unbegründet zurück. Die Durchsuchung sei rechtmäßig 
gewesen. Der Anstaltsleiter habe die Anordnungskompetenz wirk­
sam delegiert, so dass die handelnden Beamten zuständig gewe­
sen seien. Wenn diese den Beschwerdeführer vor der Besuchszu­
führung einer mit einer Entkleidung verbundenen körperlichen 
Durchsuchung unterzogen hätten, so sei dies rechtlich nicht zu be­
anstanden. Die Einzelfallentscheidung nach § 84 Abs. 2 StVollzG 
setze nicht das Vorliegen besonderer Sicherheitsaspekte voraus, 
sondern lediglich, dass die zuständigen Organe die Durchsuchung 
im Hinblick auf einen bestimmten Gefangenen anordneten. Es sei 
nicht ersichtlich, dass eine schematische Anwendung ohne Einzel­
fallanordnung stattgefunden habe. Die näheren Gründe, deretwe­
gen die zuständigen Organe den Beschwerdeführer überprüft hät­
ten, unterlägen deren Beurteilung und seien vom Gericht nicht 
nachzuprüfen. 

3. Die vom Beschwerdeführer fristgerecht eingelegte Rechtsbe­
schwerde verwarf das Oberlandesgericht Koblenz mit Beschluss 
vom 23. August 2001 als unzulässig. 

11. 

Mit seiner fristgemäß erhobenen Verfassungsbeschwerde rügt 
der Beschwerdeführer die Verletzung seiner Grundrechte aus 
Art. 2 Abs. 1 und 2 i.v.m. Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 3 Abs. 1 GG sowie 
Art. 19 Abs. 4 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip. 

§ 84 Abs. 2 StVollzG ermächtige die Justizvollzugsanstalt nicht 
zu den von ihr vorgenommenen allgemeinen und pauschalen 
Durchsuchungen vor dem Besuch. Die Durchsuchungspraxis sei 
willkürlich. Dem seien die Gerichte nicht nachgegangen. Bei 
Durchsuchungen nach § 84 Abs. 2 StVollzG müsse der Anstalts­
leiter eine Ermessensentscheidung treffen, die nach Anstaltstyp 
und Gefangenengruppen zu unterscheiden habe. Die Gerichte hät­
ten trotz entsprechender Beweisanträge versäumt, den Sicher­
heitsstatus des Beschwerdeführers zu ermitteln und hätten daher 
eine Prüfung der Ermessensausübung nicht vornehmen können. 

Das Justizministerium des Landes Rheinland-Pfalz hatte Gele­
genheit zur Äußerung; es hat von einer Stellungnahme abgesehen. 

Wegen zwischenzeitlich fortgesetzter Durchsuchungen hat der 
Beschwerdeführer den Erlass einer einstweiligen Anordnung be­
antragt. 

111. 

Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde zur Entschei­
dung an, weil dies zur Durchsetzung der Grundrechte des Be­
schwerdeführers angezeigt ist (§ 93a Abs. 2 Buchstabe b 
BVerfGG), und gibt ihr statt. Die Voraussetzungen für die Entschei­
dungskompetenz der Kammer gemäß § 93c Abs. 1 BVerfGG lie­
gen vor. Die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Grundsätze 
sind durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
bereits geklärt (s. im Folgenden unter 1.); die Verfassungsbe­
schwerde ist danach offensichtlich begründet. Die Auslegung und 
Anwendung von § 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. StVollzG durch die an­
gegriffene Entscheidung des Landgerichts verletzt den Beschwer­
deführer in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG. 

1. a) Auslegung und Anwendung des einfachen Gesetzesrechts 
sind grundsätzlich Aufgabe der Fachgerichte, unterliegen aber der 
verfassungsgerichtlichen Prüfung daraufhin, ob sie die Grenze zur 
Willkür überschreiten oder die Bedeutung eines Grundrechts 
grundsätzlich verkennen (vgl. BVerfGE 18, 85 <93>; 30, 173 
<1961.>; 57, 250 <272>; 74, 102 <127> stRspr). Der fachgerichtli­
che Spielraum ist insbesondere dann überschritten, wenn das 
Gericht bei der Gesetzesauslegung und -anwendung in offensicht­
lich nicht zu rechtfertigender Weise den vom Gesetzgeber gewoll­
ten und im Gesetzestext ausgedrückten Sinn des Gesetzes ver­
fehlt (vgl. BVerfGE 86, 59 <64» oder das zu berücksichtigende 
Grundrecht völlig unbeachtet gelassen hat (vgl. BVerfGE 59,231 
<2681.>; 77, 240 <255 1.». 

Der verfassungsgerichtlichen Prüfung nach diesen Maßstäben 
hält die angegriffene Entscheidung des Landgerichts nicht stand. 
Sie verkennt die offensichtliche Differenzierung der Eingriffsvor­
aussetzungen, die der Gesetzgeber gerade zum Schutz des allge­
meinen Persönlichkeitsrechts der Gefangenen in § 84 Abs. 2 und 
3 StVollzG für Durchsuchungen mit Entkleidung vorgenommen 
hat. 
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b) Grundrechte dürfen nur durch Gesetz oder aufgrund Gesetzes 
und nur unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
eingeschränkt werden; dies gilt auch für Gefangene (vgl. BVerfGE 
33, 1 <11 >; BVerfGE 89, 315 <322 f.». 

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung verbunden sind, steI­
len einen schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine Persönlich­
keitsrecht dar. Mit Rücksicht darauf hat der Gesetzgeber in § 84 
StVollzG die Voraussetzungen für diesen Eingriff in differenzierter 
Weise geregelt. 

§ 84 Abs. 3 StVollzG ermächtigt den Anstaltsleiter, für drei vom 
Gesetz als typischerweise besonders gefahrträchtig eingeschätz­
te Konstellationen aus Gründen der Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt Durchsuchungen mit Entkleidung allgemein anzuordnen; 
dies soll insbesondere der Verhinderung des Drogenschmuggels 
dienen (vgl. BTDrucks 13/11016, S. 26). Gestattet ist nach § 84 
Abs. 3 StVollzG die allgemeine Anordnung solcher Durchsuchun­
gen unter anderem nach - nicht aber vor - Kontakten von Gefange­
nen mit Besuchern. 

§ 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. StVollzG erlaubt darüber hinaus eine 
mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung von 
Gefangenen auf Anordnung des Anstaltsleiters im Einzelfall. 
Wortlaut, Systematik sowie Sinn und Zweck der vom Gesetzgeber 
getroffenen Unterscheidung zwischen der allgemeinen Anord­
nungsbefugnis nach Absatz 3 und der einzelfallbezogenen Anord­
nungsbefugnis nach Absatz 2 Satz 1 2. Alt. lassen keinerlei Zweifel 
daran, dass allein auf Absatz 2 gestützte Durchsuchungen nicht in 
der pauschalen Weise angeordnet werden dürfen, in der Absatz 3 
dies für die dort bezeichneten Fallgruppen zulässt (vgl. Brühl, in: 
Feest <Hrsg.>, AK-StVollzG, 4. Aufl. 2000, § 84 Rn. 1; Calliess/ 
Müller-Dietz, StVollzG, 9. Aufl. 2002, § 84 Rn. 3; Kühling/Ullen­
bruch, in: Schwind/Böhm <Hrsg.>, StVollzG, 3. Aufl. 1999, § 84 
Rn.5; OLG Karlsruhe, NStZ 1983, S. 191 <192>; OLG Nürnberg, 
NStZ 1982, S. 526; Kammergericht, NStZ 1994, S. 379; OLG Bre­
men, NStZ 1985, S. 143 <144». 

Danach ist es zwar von Verfassungs wegen nicht zu beanstan­
den, wenn auf der Grundlage von § 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. 
StVollzG mit Entkleidung verbundene Durchsuchungen - etwa im 
Wege der Stichprobe - auch für persönlich an sich unverdächtige 
Gefangene angeordnet werden, sofern Anhaltspunkte für die 
Annahme bestehen, gefährliche Häftlinge könnten sonst die für sie 
angeordneten Kontrollen auf dem Umweg über von ihnen unter 
Druck gesetzte Mithäftlinge umgehen (vgl. OLG Nürnberg, NStZ 
1982, S. 526; Kammergericht, NStZ 1994, S. 379). Dabei darf aber 
nicht die in § 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. StVollzG und § 84 Abs. 3 
StVollzG vorgesehene Abstufung der Anordnungsbefugnisse über­
spielt werden. Eine Anordnung auf der Grundlage des § 84 Abs. 2 
Satz 1 2. Alt. StVollzG darf daher jedenfalls nicht zur Durchsu­
chung aller oder fast aller Gefangenen vor jedem Besuchskontakt 
und damit zu einer Durchsuchungspraxis führen, die das Straf­
vollzugsgesetz aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ausdrücklich 
nur in den Konstellationen des § 84 Abs. 3 StVollzG erlaubt (vgl. 
Calliess/ Müller-Dietz, StVollzG, 9. Aufl. 2002, § 84 Rn. 3; OLG 
Bremen, NStZ 1985, S. 143 <144>; OLG Nürnberg, NStZ 1982, S. 
526; entgegen OLG Hamm, NStZ 1981, S. 407). 

2. Mit der Annahme, die Gründe einer Anordnung nach § 84 
Abs.2 Satz 1 2. Alt. StVollzG habe nicht das Gericht, sondern al­
lein die Anstalt zu beurteilen, hat das Landgericht diesen eindeuti­
gen Sinn der vom Gesetzgeber getroffenen differenzierten, am 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ausgerichteten Regelung und 
seine daraus folgenden Prüfungspflichten verkannt. 

Es hat versäumt, zu klären, ob die Durchsuchung des Beschwer­
deführers noch "im Einzelfall" stattgefunden hat oder, wie vom Be­
schwerdeführer geltend gemacht, im Zuge einer schematischen 
Anwendung des § 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. StVollzG auf alle 
Gefangenen vor dem Besuch erfolgt ist. Die Notwendigkeit, dieser 
Frage nachzugehen, hätte sich dem Gericht nicht zuletzt deshalb 
aufdrängen müssen, weil die Justizvollzugsanstalt selbst im Ge­
richtsverfahren ungeachtet des Vorbringens des Beschwerde­
führers, dass Durchsuchungen mit Entkleidung vor dem Besuch in 
unzulässiger Weise allgemein praktiziert würden, ihre Durchsu­
chungspraxis weder erläutert noch begründet, sondern sich auf die 
an den Einwänden des Beschwerdeführers vorbeigehende Aus­
kunft beschränkt hat, die Anordnungsbefugnis für Durchsuchungen 
sei gemäß § 156 Abs. 3 StVollzG auf Bedienstete der Anstalt über­
tragen worden. Angesichts dessen durfte das Landgericht es nicht 

bei der - nicht näher begründeten - Feststellung belassen, für eine 
schematische Anwendung des § 84 Abs. 2 StVollzG sei nichts er­
sichtlich. 

3. Die angegriffene Entscheidung des Landgerichts beruht auf 
dem dargelegten Grundrechtsverstoß. Es ist nicht ausgeschlos­
sen, dass das Landgericht bei Beachtung der sich aus Art. 2 Abs. 1 
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG ergebenden Anforderungen an die Ausle­
gung und Anwendung von § 84 Abs. 2 Satz 1 2. Alt. StVollzG zu ei­
nem anderen Ergebnis gekommen wäre. 

Der Beschluss des Landgerichts ist daher aufzuheben und die 
Sache an das Landgericht zurückzuverweisen (§ 95 Abs. 2 
BVerfGG), ohne dass es auf die weiteren vom Beschwerdeführer 
erhobenen Rügen noch ankäme. Der zugleich angegriffene 
Beschluss des Oberlandesgerichts Koblenz wird damit gegen­
standslos. Der weiteren Prüfung, ob die Beurteilung der Rechtsbe­
schwerde als unzulässig den Zugang des Beschwerdeführers zur 
Rechtsbeschwerdeinstanz unzumutbar erschwert hat, bedarf es 
daher nicht (vgl. BVerfGE 69, 233 <248». 

4. Die Entscheidung über die Auslagenerstattung beruht auf 
§ 34a Abs. 2 BVerfGG. 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

§§ 88 Abs. 1, 89, 115 Abs. 5 StVollzG (Zur 
Zulässigkeit der unausgesetzten Abson­
derung eines Gefangenen und zum Um­
fang ihrer gerichtlichen Überprüfung) 

1_ Hinsichtlich der Gefahrprognose, die der Justizvoll­
zugsanstalt nach den §§ 88 Abs. 1, 89 StVollzG ob­
liegt, steht dieser ein Beurteilungsspielraum zu. Die 
Prognoseentscheidung ist nur im Rahmen der 
Grundsätze des § 115 Abs. 5 StVollzG gerichtlich 
überprüfbar. 

2. Im Hinblick auf den Beurteilungsspielraum der 
Anstalt ist es der Strafvollstreckungskammer ver­
wehrt, das Bestehen oder Fortbestehen einer Ge­
fahr im Sinne der §§ 88 Abs. 1, 89 StVollzG auf tat­
sächliche Gründe zu stützen, welche die Anstalt 
weder in ihrem angefochtenen Bescheid noch in ei­
ner ergänzenden Stellungnahme herangezogen hat. 
Die Strafvollstreckungskammer ist nicht befugt, ei­
ne nicht tragfähige Begründung durch eine eigene 
zu ersetzen oder eine Gesamtabwägung selbststän­
dig vorzunehmen. 

3. Die mit der besonderen Sicherungsmaßnahme 
nach § 89 StVollzG verbundenen schwerwiegenden 
Belastungen erfordern es, an die Prüfung der Ver­
hältnismäßigkeit strenge Maßstäbe anzulegen. Die 
Anstalt ist dementsprechend gehalten, zunächst al­
le sonstigen Mittel einzusetzen, um die Notwendig­
keit einer unausgesetzten Absonderung zu behe­
ben oder ihr vorzubeugen. 

4. Hat die Anstalt eine solche sachlich gebotene 
Sicherungsmaßnahme getroffen, ist sie verpflichtet, 
deren Unerlässlichkeit in regelmäßigen Zeitabstän­
den unter Berücksichtigung der EntWicklung des 
Gefangenen zu überprüfen und die Gründe dafür 
detailliert darzulegen. 

(Leitsätze der Schriftleitung) 

Beschluss des 1. Strafsenats des Oberlandesgerichts Karlsru­
he vom 6. November 2003 -1 Ws 315/03-

(Einsender des Beschlusses Thomas Meyer-Falk, Bruchsal) 



Buchbesprechungen 
Rüdiger Wulf: KrimCD. Kriminologische Einzelfall­
analyse interaktiv auf CD-ROM ©, Tübingen 2003. € 8,-. 

Diagnostische Verfahren zur Einschätzung kriminellen Verhal­
tens rücken zunehmend in den Blickpunkt des Interesses, gleich­
zeitig ist eine zunehmende Notwendigkeit effektiver Vemetzung 
rechtlicher, kriminologischer und psychologischer Theorien zu ver­
zeichnen. Die Fülle der zu diesem Thema veröffentlichten Theorien 
und Daten ist nur schwer zu überblicken. Die "KrimCD" des Autors 
liefert in diesem Punkt wertvolle Orientierungshilfen und noch viel 
mehr als das. Wulf hat mit seiner KrimCD etwas Neues geschaf­
fen. Die KrimCD ist die erste Kriminologie-CO-ROM in deutscher 
Sprache. Sie ist ausgesprochen benutzerfreundlich und leicht zu 
handhaben. Vermittels eines handelsüblichen PC mit Standard­
Software, Soundcard und Intemetzugang kann der Benutzer losle­
gen. Ahnlich wie bei den elektronischen Lexika sind Text, Ton, Bild 
und Video auf einem Medium enthalten. Zusätzlich können interne 
und externe Hyperlinks genutzt werden. Die CD ist dennoch auch 
für den ungeübten Nutzer einfach zu bedienen. Über eine Auto­
Run-Funktion öffnet sich die Titelseite mit einer Kapitelübersicht, 
von der aus der Anwender dann auf spezifische Seiten wechseln 
kann. Der Gesarntinhalt der KrimCD umfasst in etwa den Umfang 
von drei breiten Aktenordnern. Zusätzlich verfügt die KrimCD über 
ca. 1.500 Hyperlinks. Den Aufbau hat der Autor wie folgt gestaltet: 

Vorspann 

Übersicht 

Kriminologische Grundlagen 
Dem Interessierten wird in diesern ersten Kapitel Basiswissen 
vermittelt, wobei neben Rechts- auch kriminologische Grundla­
gen erörtert werden. Besonderes Augenmerk liegt auf der Tü­
binger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung von Göppinger und 
seinen Mitarbeitern. 

Methodik 
Im zweiten Kapitel wird dem Nutzer die Methodik kriminologi­
scher Einzelfallanalyse näher gebracht, wobei im Einzelnen auf 
Erhebungsmethoden, die Analyse von Daten, die Diagnose, 
Prognose und Prävention eingegangen wird. Sowohl für den 
Studierenden als auch für den Praktiker in der Strafrechtspflege 
sind neben dem MIVEA-Kartensatz - Methode der idealtypisch 
vergleichenden Einzelfallanalyse - auch die weiteren vorgestell­
ten Explorationstechniken von Interesse. Besonders lesenswert 
ist dieses Kapitel aufgrund der zahlreichen Aufsätze zur Krimi­
nalprognose und der Skizzierung von Kriterienkatalogen zur 
Einschätzung des Rückfallrisikos gefährlicher Straftäter, jeweils 
von maßgebenden Autoren (u.a. Nedopil, Kröber, Dittmann, Ur­
baniok, Endres) verfasst und in kompletter Textform über einen 
Link zu erreichen. 

Der Methodikteil ist einer der interessantesten Abschnitte der 
KrimCD; er gibt einen guten Überblick über den aktuellen Stand 
kriminologischer Forschung. 

Didaktik 
Das dritte Kapitel richtet sich besonders an Studierende und 
wartet neben der lehrreichen Wiedergabe von anonymisierten 
Kasuistiken und Beispielgutachten erfahrener Sachverständi­
ger mit Prüfungsfragen für mündliche Prüfungen im Bereich der 
Kriminologie, des Jugendstrafrechts und des Strafvollzugs auf. 
Besonders anschaulich in Form einer Videodatei ist die Auf­
zeichnung eines Explorationsgesprächs, welches Göppinger 
mit einem Probanden führte. Dieser Abschnitt enthält des Wei­
teren eine Powerpoint-Präsentation mit zahlreichen Folien, die 
einen Gesamtüberblick über die Kriminologische Einzelfallana­
lyse bietet. Die enthaltenen Vorlagen können zum Anfertigen 
von Gutachten und Stellungnahmen verwandt werden. 

Unterhaltung 
Durch den Zusatz von Entertainment wollte Wulf zur Pausenge­
staltung oder auch nur zum entspannenden Zeitvertreib beitra­
gen, je nach Arbeitsstil. Dieses Kapitel ist aber ausdrücklich Ge­
schmackssache; für den Konsum von Computerspielen, 
Cartoons oder auch humoristischer Werbefilme ist die KrimCD 
möglicherweise nicht die geeignete Plattform. 

Verzeichnisse 
Der letzte inhaltliche Abschnitt der KrimCD beinhaltet ein umfas­
sendes Inhalts-, Literatur-, Stichwort- und Personenverzeichnis. 
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Das Arbeiten mit der KrimCD ist eine Freude. Die Energie und 
Mühe, die der Autor in die KrimCD bis zu ihrer jetzigen "Serien­
reife" hineingesteckt haben muss, lässt sich dabei nur erahnen. 
Das Medium CD-ROM wurde optimal genutzt, um eine beträchtli­
che Menge von Grundlagen- und Anwendungswissen zusammen­
zufassen und zu systematisieren. 

Der Autor hat, von festgestellten Mängeln in der Disziplin der 
Kriminologie angespornt, sich für sein Werk entschieden, um da­
mit zu einer Verbesserung auf diesem Gebiet zu Gunsten einer 
ausgesprochen breiten Zielgruppe beizutragen. Wulf wendet sich 
an alle Studierenden solcher Fachrichtungen, die mit kriminologi­
scher Einzelfallarbeit in Berührung kommen können, an Straf­
richter, an Staatsanwälte, an Sozialarbeiter der Justiz, an Justiz­
vollzugs- und Maßregelvollzugsbedienstete, an Lehrer und an 
andere in der Jugendarbeit Tätige, an kriminalprognostische Sach­
verständige sowie an Lehrende in der Kriminologischen Einzelfall­
methodik. Und das eher seltene Kunststück ist gelungen, mit einer 
einzigen CD-ROM all diese zu bedienen. Die Inhalte sind durch­
weg so verständlich formuliert, dass die KrimCD für Angehörige 
sämtlicher betroffener Berufsgruppen einen Wissenszuwachs be­
gründen kann. 

Die wichtigen Texte zur kriminologischen Einzelfallanalyse 
findet jeder Nutzer ohne langes Suchen in Bibliotheken. Er erhält 
lehrreiche Fälle, Gutachten und Stellungnahmen, die hier z.T. aus­
schließlich zu finden sind. Er kann durch zahllose interne Hyper­
links weiterlesen, wo es ihn interessiert. Zusätzlich kann der Nutzer 
vermittels externer Hyperlinks online Kriminologen oder Kriminolo­
gische Institute auf der ganzen Welt quasi in Echtzeit kontaktieren. 
Der Nutzer kann nachlesen, vertiefend weiterblättern, sich auf sei­
ne Prüfung vorbereiten, sich auf das Abnehmen einer Prüfung vor­
bereiten, einen Vortrag aufbauen, eine Begutachtung nachvollzie­
hen, Folien für den nächsten Vortrag ausdrucken (Wulf stimmt dem 
ausdrücklich zu) und vieles andere mehr. Die KrimCD ist danach 
jedem Buch und auch jeder aktualisierbaren Loseblatt-Sammlung 
weit überlegen. Sie ist jederzeit und ohne größeren Aufwand top­
aktuell zu halten. Gelingen kann dies u.a. über Updates der CD, 
die sich der Nutzer zukünftig mit dem einmaligen Erwerb des Me­
diums kostenlos über das Internet herunterladen darf. 

Sie ist zu einem Preis, der nicht nur die Schwaben erfreuen 
wird, von nur 8,00 € beim Verfasser direkt zu bestellen 
(Wulf@jum.bwl.de oder www.jura.uni-tuebingen.de/wulf/). 

Der Autor ist zu einem "burning on demand" in der Lage; die 
KrimCD dürfte also selbst bei stärkerer Nachfrage auch weiterhin 
zu haben sein. 

Es ist zu erwarten, dass die KrimCD noch viele Anwender fin­
det. Zugleich ist eine Rückkopplung im Sinne eines Informations­
flusses von den Praktikern in der Strafrechtspflege auf die Mitar­
beiter der KrimCD, resp. den Autor, wünschenswert und nunmehr 
technisch ein Leichtes. Eine derartige Vernetzung könnte einen 
wertvollen Beitrag hin zu einer prozesshaften Weiterentwicklung 
kriminologischer Erkenntnisse und somit der Praxis kriminologi­
scher Analyse leisten. 

Sandra Cottonaro/Wolfram Preusker 

Pet ra Götte: Jugendstrafvollzug im "Dritten Reich" 
diskutiert und realisiert - erlebt und erinnert. Verlag 
Julius Klinkhardt, Bad Heilbrunn 2003; 492 Seiten, € 32,-/ 
SFr.53,50. 

Wer in Inhaltsverzeichnissen einschlägiger Fachbücher und 
-zeitschriften Hinweise zum Thema "Strafvollzug im Dritten Reich" 
sucht, wird regelmäßig enttäuscht: die Angaben auf die Zeit zwi­
schen 1933 und 1945 gehen nämlich regelmäßig nicht über Infor­
mationen zu geänderten Anschauungen zum Strafzweck in diesem 
Zeitraum hinaus. Strafe, so erfährt der Leser, diente in dieser Zeit 
nicht der Resozialisierung, sondern der Vergeltung und der Ab­
schreckung. Generalpräventive Härte und die Abkehr vom Erzie­
hungsvollzug zur Unschädlichmachung der Delinquenten führten 
letztlich zu einem rigiden Vergeltungs- und Sicherungsvollzug - für 
den es übrigens (wen wundert dies?) eine gesetzliche Regelung 
nicht gab: Strafvollzug wurde vielmehr betrieben auf Grundlage 
von Allgemeinverfügungen des Reichsministers der Justiz aus den 
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Jahren 1934 bzw. 1940, der "Vereinheitlichung der Dienst- und 
Vollzugsvorschriften für den Strafvollzug im Bereich der Reichsjus­
tizverwaltung" (Strafvollzugsverordnung). 

Wie aber sah die Praxis des Vollzugs aus? Was geschah in 
den Gefängnissen in dieser Zeit, was erlebten, was durchlebten 
Gefangene, wie gestaltete sich das Verhältnis zwischen ihnen und 
den im Vollzug Tätigen? Wer Antwort auf diese Fragen erhalten 
will, der muss mitunter lange in zum Teil versteckt veröffentlichter 
Fachliteratur suchen, bis er fündig wird. 

Zumindest für den Bereich des Jugendstrafvollzugs schafft das 
Werk von Petra Götte nunmehr Abhilfe, indem es die einschlägigen 
Informationsquellen umfassend aufbereitet. Die 1963 geborene 
Autorin ist wissenschaftliche Assistentin im Seminar für Pädagogik 
an der Erziehungswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu 
Köln, ihre vorliegende Studie "Jugendstrafvollzug im Dritten Reich" 
wurde dort 2002 als Dissertation angenommen. 

Die Autorin behandelt den Jugendstrafvollzug im Dritten Reich 
zunächst sehr theoretisch: sie be- und umschreibt die konzeptio­
nellen und rechtlichen Rahmenbedingungen des Jugendvollzugs, 
sie stellt die Entstehungsgeschichte des Jugendstrafvollzugs bis 
zum Ersten Weltkrieg und in der Zeit der Weimarer Republik eben­
so dar wie die "Reform" des Jugendvollzugs im NS-Staat. Im Vor­
dergrund dieses theoretischen Teils steht dabei die Frage, inwie­
weit für die Zeit des "Dritten Reiches" von einer spezifisch 
nationalsozialistischen Jugendstrafvollzugskonzeption gesprochen 
werden kann. 

Der theoretische Teil bietet eine wichtige Grundlage für das 
Verständnis des zweiten, wesentlich umfassenderen Teils, in dem 
Frau Götte den Akzent auf den praktischen Alltag des Jugendstraf­
vollzugs legt. Am Beispiel des geschichtsträchtigen ältesten preu­
ßischen Jugendgefängnisses in Wittlich beschreibt sie zunächst 
die Personal- und Gefangenenstrukturen und stellt die organisato­
rischen Grundlagen des Jugendstrafvollzugs dar. In einem zweiten 
Teil befasst sie sich mit dem Vollzugsalltag. Dabei werden 
Bereiche wie Arbeit, Unterricht, Seelsorge, Freizeit, Gesundheits­
fürsorge, Verpflegung, aber auch der Einsatz von Disziplinierungs­
maßnahmen und schließlich die Themen "Jugendstrafvollzug im 
Dienst der Rassenhygiene", Misshandlung von Gefangenen und 
Ausgrenzung "unerziehbarer" Gefangener untersucht. 

Gerade dieser zweite Teil, der Alltag im Jugendstrafvollzug, hat 
eine von der Wissenschaft bisher - so weit ersichtlich - gänzlich un­
bearbeitete Thematik zum Gegenstand. Bei ihren Untersuchungen 
in diesem Teil beschränkt sich die Autorin nicht nur auf ein umfang­
reiches Quellenmaterial, das sich aus den einschlägigen Geset­
zes- und Verordnungstexten, ministeriellen Verfügungen und 
Archivmaterialien von Behörden und Institutionen zusammensetzt. 
Vielmehr ist es ihr darüber hinaus gelungen, zwei Frauen und 
sechs Männer ausfindig zu machen, die wegen unterschiedlicher 
Delikte zwischen 1933 und 1945 eine Haftstrafe in einem Jugend­
gefängnis verbüßt haben. Sie hat diese Menschen befragt und die 
Ergebnisse ihrer Befragungen in ihre Analyse mit einfließen 
lassen. Durch diese Zeitzeugenberichte erhält die Studie eine bis 
heute weitgehend unberücksichtigte Perspektive: sie zeigt nämlich 
nicht nur die Strukturen der totalen Institution Jugendvollzug auf, 
sondern betrachtet diese zudem aus der Sicht der Gefangenen. 

Der auf diese Weise entstehende Perspektivwechsel einer­
seits, die klare und präzise Sprache der Verfasserin andererseits 
führen dazu, dass die sensible Problematik überaus anschaulich 
dargestellt wird. 

Frau Götte hat eine ebenso gründliche wie aufschlussreiche 
Studie vorgelegt, die sowohl durch die Fülle als auch durch die 
detaillierte Form der Aufbereitung des Materials besticht. Insofern 
ist auch der umfangreiche Anhang mit zahlreichen Literaturanga­
ben und Statistiken lobend zu erwähnen. 

Das Buch ist eine anregende Lektüre für alle am Jugendvoll­
zug Beteiligten, vor allem und insbesondere auch für (vollzugs-) 
geschichtsinteressierte Leser. 

Ralf Bothge 

Kurt Oesterle: Stammheim. Die Geschichte des Voll­
zugsbeamten Horst Bubeck. Verlag Klöpfer & Meyer, 
3. Auflage, Tübingen 2004. Gebunden 182 Seiten. € 18,90. 

Terroristen sind oft schwierige Gefangene. Die der 70er Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts waren es durchweg. Der Vollzug 
tat sich schwer mit ihnen. Das galt für die Spitzen der Justizverwal­
tungen, für die Anstaltsleiter und ganz besonders für die Beamten 
des Allgemeinen Vollzugsdienstes, die täglich viele Stunden mit 
Menschen zusammen sein mussten, die in ihnen nichts als ihre 
Feinde sahen. Von dem, was diese Beamten an der Basis leisten 
mussten, erfuhr die Öffentlichkeit nur gelegentlich und am Rande 
der vielfältigen, oft sensationell aufgemachten Berichte. Horst Bu­
beck, der als stellvertretender Leiter des Allgemeinen Vollzugs­
dienstes in der JVA Stuttgart-Stammheim für die Abteilung mit den 
Terroristen verantwortlich war, hat seine Geschichte dem Verfasser 
erzählt. Fünfzehn Stunden dauerte allein der Bericht über seine 
Arbeit im Zusammenhang mit der Verwahrung der Terroristen. Das 
vorliegende Buch überschreitet, dem Wunsch des Erzählers fol­
gend, die Grenzen dieses Geschehens und beschreibt seinen Le­
benslauf und seine persönliche Entwicklung. Es ist der typische 
Lebenslauf eines Menschen, der am Ende des Zweiten Weltkriegs 
in das Berufsleben trat, im Justizvollzug eine Spitzenstellung des 
Mittleren Dienstes erreichte und damit - aus einfachen Verhälnis­
sen hervorgegangen - den sozialen Aufstieg schaffte. 

Als die Bundesanwaltschaft entschied, Baader, Meinhof und 
ihre Mittäter vor dem Oberlandesgericht Stuttgart anzuklagen, fiel 
Stammheim die Aufgabe zu, die Angeklagten zu verwahren. Die 
Anstalt bereitete sich darauf vor und richtete eine kleine Abteilung 
dafür besonders her. Die Hafträume waren "sauber, hell und freun­
dlich" (S. 34). Der Anstaltsleiter Fraß wählte die 15 Beamten, die 
die Terroristen verwahren und betreuen sollten, sorgfältig aus. Wie 
Horst Bubeck sollten sie ihren Gefangenen sicher und gelassen 
entgegentreten. Vorsorglich sollte vermieden werden, dass sich zu 
erwartende Provokationen der Gefangenen und entsprechende 
Reaktionen des Personals zu Unruhen aufschaukelten. 

Bei den Vorbereitungen ging der Vollzug davon aus, dass die 
Gefangenen nach den Grundsätzen behandelt werden sollten, die 
allgemein für Untersuchungsgefangene gelten: Trennung von 
Frauen und Männern, Trennung der Mittäter und eingeschränkte 
Bewegungsfreiheit auch auf der Abteilung. Nach den problemati­
schen Erfahrungen mit Verteidigern waren für deren Gespräche 
mit ihren Mandanten Sprechräume mit Trennscheibe eingerichtet. 
Ende April 1974 wurden vier Gefangene aufgenommen: Die Män­
ner Baader und Raspe, die Frauen Meinhof und Ensslin. Schon 
bald warf das Gericht fast alle für den Vollzug der Untersuchungs­
haft geltenden Grundsätze über den Haufen. Es entstand ein Sys­
tem von Privilegien, wie es bis dahin im Vollzug unbekannt gewe­
sen war. Die Gefangenen bewegten sich frei auf dem 
Abteilungsflur, führten Gespräche mit den Verteidigern in der 
Gruppe oder einzeln, aber stets in Räumen ohne Trennscheibe. 
Außer den Verteidigern erhielten sie privaten Besuch weit großzü­
giger als die anderen Gefangenen, nicht nur von Angehörigen, 
sondern oft auch von Sympathisanten ihrer Szene. Das Gericht ge­
nehmigte die Beschaffung und den Besitz technischer und elek­
tronischer Geräte sowie nach und nach eine ganze Bibliothek von 
Büchern, darunter auch solche mit Anleitungen zum Guerilla-Krieg. 

Dieses System von Privilegien nahm das Gericht am 5. Sep­
tember 1977 nach der Entführung von Arbeitgeber-Präsident 
Hanns-Martin Schleyer auf einen Schlag zurück (S. 154), weil der 
Verdacht aufgekommen war, dieses Verbrechen sei von den 
Stammheimer Gefangenen geplant und gesteuert worden. Die 
vom Gericht angeordnete ,Kontaktsperre' konnte auf der Abteilung 
sowohl nach draußen wie nach innen unter den Gefangenen nur 
unzulänglich umgesetzt werden, weil bei den in der Zwischenzeit 
durchgeführten baulichen Veränderungen nicht mehr mit solchen 
Maßnahmen gerechnet wurde. 

Der Vollzug und besonders Bubeck und seine Mitarbeiter fühl­
ten sich eingekreist von Mächten (S. 156), die von allen Seiten - oft 
widersprüchliche - Forderungen an sie richteten. Da war der Staat, 
vertreten durch das Gericht und die Vorgesetzen, die Verteidiger 
der Gefangenen, deren Angehörige und Sympathisanten sowie 
schließlich die Medien von rechts und von links. Bei ihrer Arbeit 
wurden die Beamten von den Gefangenen ständig mit Worten und 
manchmal tätlich angegriffen, beschimpft und grob beleidigt. 
Unterstützung gab es kaum. Die Vorgesetzten vermieden den Be­
such der Terroristenabteilung, wenn es nur eben ging. Zwar gab es 
schon Psychologen in der Anstalt, aber Krisen-Interventions­
Teams waren noch nicht bekannt. Es ist bewundernswert, wie ,Bu­
beck und die Seinen' mit den Belastungen fertig wurden. 



Besonders interessant ist natürlich, was Bubeck über die Zeiten 
vor dem Selbstmord von Ulrike Meinhof und später von Baader 
und seinen Mitgefangenen berichtet. "Dass in den letzten Wochen 
und Monaten eine Veränderung mit ihr (Ulrike Meinhof, d. Rezens.) 
vorgegangen war, haben wir alle gesehen - mit Selbstmord freilich 
konnte keiner rechnen" (S.132). "Die ,Kontaktsperre' verwandelte 
die Stimmung ... schlagartig. Plötzlich herrschte dort oben ,eine 
unerträgliche' Ruhe" (S. 165). Den Selbstmord der Meinhof und 
der anderen Gefangenen führt Bubeck eher auf eine längere Ent­
wicklung im Sinne einer Hoffnungslosigkeit als auf das plötzliche 
Ereignis der Befreiung der Geiseln in Mogadischu zurück. 

Der Verlag zitiert die ,Frankfurter Allgemeine Zeitung', die das 
Buch als "einen wertvollen Beitrag zur Entmythologisierung der 
Baader-Meinhof-Geschichte" bezeichnet hat. Ich weiß nicht, ob 
Entmythologisierung noch nötig war. Längst hatte sich die Kenntnis 
verbreitet, dass die Vorwürfe von Isolationsfolter und Misshandlun­
gen unzutreffend und dass - ganz im Gegenteil - den Gefangenen 
in Stammheim ungewöhnliche Privilegien eingeräumt worden wa­
ren. Gleichwohl ist Bubecks Geschichte überaus wichtig, weil sie 
ein umfassendes, anschauliches Bild von dem Verhalten der Ge­
fangenen und von ihrer Haftsituation zeichnet. Bedeutsam ist 
auch, dass die Leistungen und die Verdienste Bubecks und seiner 
Mitarbeiter als Beamten des sonst wenig beachteten Allgemeinen 
Vollzugsdienstes zur Geltung kommen. 

Das von dem Werk gezeichnete Bild ist authentisch. Natürlich 
kann das nur für das gelten, was Bubeck erlebt hat und wahmeh­
men konnte. Sein nüchtemer Bericht, so wie er durch den Verfas­
ser vermittelt wird, spricht für sich. Die langjährige Überlast seiner 
Verantwortung und seiner täglichen Arbeit lässt den Erzähler nie in 
Gefühlsäußerungen oder gar Selbstmitleid ausbrechen. Von Zorn 
und Groll über das feindselige Verhalten der Gefangenen ist selten 
und dann nur maßvoll etwas zu spüren. Über den gewaltsamen 
Tod ,seiner' Gefangenen konnte er sich nicht freuen (S. 172). 

Der Verfasser hat in seine Darstellung eine Reihe von ,Ge­
schichten' eingefügt, die die Unruhe und Nervosität der damaligen 
vom Terrorismus erschütterten Zeit lebendig werden lassen. Den 
gemeinsamen Schöpfern des Werks ist für diesen wichtigen 
Beitrag zur Zeitgeschichte zu danken. Dieser Dank hat schon darin 
Ausdruck gefunden, dass nach dem Erscheinen im Jahre 2003 
Anfang dieses Jahres schon die 3. Auflage auf den Markt gekom­
men ist. 

Karl Peter Rotthaus 

Dieter AmbachlThomas Köhler: Lublin-Maydanek - Das 
Konzentrations- und Vernichtungslager im Spiegel von 
Zeugenaussagen. Juristische Zeitgeschichte Nordrhein­
Westfalen, Band 12. Mit einem Vorwort von Justizminister 
Wolfgang Gerhards. Herausgegeben vom Justizministe­
rium des Landes NRW in Zusammenarbeit mit Geschichts­
ort Villa ten Hompel. Düsseldorf 2003. Kart. XVIII, 215 
Seiten. € 4,-. 

Der Düsseldorfer Maydanek-Prozess, der von der Anklage im 
November 1974 bis zum abschließenden Urteil im Juni 1981 fast 
sieben Jahre dauerte, ist einer der großen Prozesse gegen das 
Personal von Konzentrationslagern und damit zur Aufarbeitung 
dieses düsteren Kapitels deutscher Geschichte. Dieter Ambach, 
einer der beiden Vertreter der Staatsanwaltschaft in diesem 
Verfahren, hat in dem vorliegenden Werk das Material der Zeugen­
aussagen gesichtet und in Auswahl für die Veröffentlichung aufbe­
reitet. Thomas Köhler, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am ,Ge­
schichtsort ten Hompel', hat mit einer Beschreibung des ,Systems 
der nationalsozialistischen Konzentrations- und Vernichtungslager' 
einen umfassenden Rahmen für das detail reiche Bild der Zeugen­
aussagen geschaffen und im Anschluss daran die Geschichte des 
Lagers Maydanek dargestellt. Eine Einleitung von Ambach und ein 
Interview mit ihm ergänzen das Werk. 

Wenn die erkannten Jahre Freiheitsstrafe als Maßstab zur Be­
wertung von Sinn und Bedeutung des Prozesses gewählt würden, 
so wäre das Ergebnis bescheiden. Von den ursprünglich 17 Ange­
klagten wurden einer zu lebenslanger und sieben weitere zu ins­
gesamt 461/2 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Die Bestrafung der 
Täter ist jedoch nur ein Teilaspekt des Prozesses. Wichtig ist vor 
allem, dass dieser wie die anderen KZ-Prozesse der WeItöffent­
lichkeit gezeigt haben, wie in der Bundesrepublik zwar spät, aber 
mit großem Ernst und mit Beharrlichkeit das schwere Unrecht der 
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Zeit des Nationalsozialismus verfolgt wurde. Zugleich wurden die 
erkannten Urteile ein unüberwindlicher Wall gegen die ,Au schwitz­
lüge', "die Behauptung, es habe in deutschen Konzentrationsla­
gern keine Vergasungen gegeben. Allein außer den im Buch 
zitierten 21 deutschen Zeugen haben noch 40 andere Zeugen, die 
als SS-Leute und Kapos zum Täterkreis im weiteren Sinne zählen, 
von Vergasungen berichtet" (S. XIII). Schließlich war es für die als 
Zeugen gehörten überlebenden Opfer bedeutungsvoll, "dass sie 
vor einem interessierten Gremium über die ganzen Verbrechen 
und ihr Leid berichten konnten. Dass sie sich die Vorgänge 
gewissermaßen von der Seele reden und endlich wieder ruhig 
schlafen konnten. Das haben wir oft gehört" (S. XVI). So konnte 
der Prozess ein wenig zur Verarbeitung dieses grauenvollen 
Erlebens beitragen. 

In Strafverfahren, die nur der Revision unterliegen, brauchen in 
Deutschland Niederschriften über den Inhalt der Zeugenaussagen 
nicht geführt zu werden. Ambach standen als Material für seine 
Arbeit seine eigenen Mitschriften und die des anderen Sitzungs­
vertreters über die Vernehmung der Zeugen zur Verfügung. Die 
beiden Staatsanwälte hatten diese Mitschriften hernach auf der 
Grundlage ihrer Notizen diktiert. "Soweit sie in den Plädoyers ver­
wertet worden sind, hat keiner der Prozessbeteiligten in Frage ge­
steilt, dass ihr Inhalt dem tatsächlich Gesagten entsprach" (S. XIII). 

Die Zeugen, die in dem Werk zu Worte kommen, hat Ambach 
in drei Gruppen eingeteilt. Einmal die deutschen Zeugen, die als 
SS-Mitglieder oder Kapos den Tätern nahe standen, die aber nicht 
angeklagt wurden, weil ihnen keine Mordtaten nachgewiesen wer­
den konnten und alle anderen Straftaten zur Zeit des Prozesses 
bereits verjährt waren. Dann die jüdischen Zeugen, meist polni­
scher Staatsangehörigkeit, die der Vernichtung entgangen sind. 
Und als dritte Gruppe die polnischen, nicht jüdischen Häftlinge. Die 
Vernehmungen fanden nur zum Teil am Gerichtsort Düsseldort 
statt. Vierzig bis fünfzig Auslandsreisen in alle Welt mussten unter­
nommen werden, um Zeugen, die zur Reise nach Düsseldorf nicht 
bereit oder nicht in der Lage waren, in ihren Heimatländern 
anzuhören. 

Die Aussagen der Mitglieder der ersten Gruppe sind oft wort­
karg. Das ist verständlich, denn sie werden immer noch gefürchtet 
haben, dass aus ihrer Mitwirkung bei dem mörderischen Gesche­
hen in Maydanek doch noch ein Strafverfahren gegen sie entste­
hen könne. So fehlen fast ganz Schilderungen von Exzesstaten 
des Personals wie Beschimpfungen, Misshandlungen und sponta­
nen Tötungen. Immerhin finden sich dort zahlreiche eindeutige 
Bekundungen über Vergasungen durch Blausäure und durch Zyk­
lon B, Massenerschießungen und quasi disziplinarische Hinrich­
tungen von einzelnen Häftlingen. Insgesamt entsteht jedoch der 
Eindruck, das Lager Maydanek sei eine leidlich geordnet funktio­
nierende Organisation gewesen. 

Die Aussagen der jüdischen Zeugen ergeben ein anderes Bild. 
Sie berichten ausnahmslos in bedrückender Anschaulichkeit von 
dem Hass des SS-Personals und seiner Freude am Schikanieren 
und Misshandeln der ihnen wehrlos ausgelieferten Opfer. Die Zeu­
gen lebten in beständiger Angst nicht nur vor der endgültigen Ver­
nichtung, sondern auch vor diesen sie ständig bedrohenden Ex­
zesstaten. Viele dieser Zeugen bekamen allerdings nur begrenzte 
Eindrücke von den Abläufen des Lebens im Lager. Ausnahmen 
sind Häftlinge, die als Funktionskräfte arbeiten konnten und dabei 
eine gewisse Bewegungsfreiheit genossen: Krankenschwester (S. 
113), Schneiderin (S. 122), stellvertretende Blockälteste (S. 130). 
Von Vergasungen und Massenerschießungen wussten alle. 

"Die polnischen Zeugen nicht jüdischer Abstammung waren die 
ergiebigsten Zeugen, weil sie in der Regel länger als die jüdischen 
Mithäftlinge und zuweilen von der SS mit Funktionen betraut 
waren, die ihnen einen größeren Uberblick gewährten" (S. 139). 
Hier ist besonders der Bericht eines der 17 Häftlingsärzte zu er­
wähnen, die zur Bekämpfung einer Typhusepidemie in Maydanek 
zusammengezogen wurden (S. 171), außerdem der einer Näherin 
(S. 194) und eines so genannten Torläufers (S. 200). Auch sie be­
obachteten, wie Häftlinge zur Vergasung geführt wurden und 
schilderten die hasserfüllten Exzesstaten der SS-Leute und ihrer 
Helfer. Ihre Schilderungen sind jedoch differenzierter und sie be­
nennen einzelne SS-Angehörige, die zurückhaltend und ,korrekt' 
ihre Arbeit in der Zwangs- und Tötungsmaschinerie verrichteten, ja 
sogar gelegentlich menschliche Gefühle zeigten. Damit gewinnen 
ihre belastenden Aussagen noch an Glaubhaftigkeit. 
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Die Lektüre der Beiträge des Werkes, vor allem der Nieder­
schriften über die Zeugenaussagen, ist bedrückend und quälend. 
Für mich, der ich vor Jahren das Lager besucht hatte, füllte sich die 
düstere Szenerie der Stacheldrahtzäune und Wachttürme, der 
Unterkünfte, der Vergasungseinrichtungen und des Krematoriums 
mit Menschen, Opfern und Tätern. Dieter Ambach verdient großen 
Dank, dass er mit seiner zusätzlichen Arbeit die Zeugenaussagen 
leicht zugänglich gemacht hat. Damit hat er dafür gesorgt, dass 
auch die Feststellungen, die nicht in die Urteilsbegründungen Ein­
gang gefunden haben, nicht im Staub der Archive in Vergessenheit 
geraten. Mit den Beiträgen von Thomas Köhler ist das Buch ein 
wichtiger Beitrag zur Geschichtsschreibung über die Konzentra­
tions- und Vernichtungslager aus der Zeit des Nationalsozialismus. 

Anschrift des Verlags: Justizakademie NRW, August-Schmidt­
Ring 20, 45665 Recklinghausen. 

Karl Peter Rotthaus 

Anne Applebaum: Der Gulag. Siedler Verlag, Berlin 2003; 
736 Seiten, € 32,-. 

Beim Lesen des Buches erscheint immer wieder eine Frage vor 
dem geistigen Auge: Warum werden seit rund sechzig Jahren 
völlig zu Recht alle Facetten nationalsozialistischer Greueltaten 
(hier speziell der Konzentrationslager) erforscht, warum hingegen 
spielen im öffentlichen Bewusstsein die sowjetischen Gulags keine 
Rolle? Die Frage ist heikel, ich weiß das: Kann man den Stalinis­
mus mit dem Holocaust vergleichen? Kann man die bei den großen 
politischen Verbrechen des 20. Jahrhunderts, den russischen 
Kommunismus und den Nationalsozialismus, gegenüberstellen, 
sie womöglich gegeneinander aufrechnen? Nein, man kann das 
natürlich nicht, man kann die Systeme zumindest nicht gleich­
setzen. Was man aber kann, das ist die Differenzen herausarbei­
ten. Um das zu tun, muss man sich indes auch mit den stalinisti­
schen Verbrechen befassen. 

Diese oder ähnliche Gedanken waren für die amerikanische 
Journalistin Anne Applebaum Anlass, sich mit dem Gulag zu 
befassen. Anne Applebaum ist jung. Sie ist 1964 in Washington 
D.C. geboren und studierte russische Geschichte an der Universi­
tät Yale. Mit dem Gulag kam sie erst nach ihrem Studium in Berüh­
rung, als sie als Warschauer Korrespondentin der Zeitschrift "Eco­
nomist" über den Zusammenbruch des Kommunismus berichtete. 
Sie bereiste die Sowjetunion und traf dabei auf Überlebende des 
Terrors. 

Die heute als Kolumnistin der Washington Post arbeitende 
Journalistin hat ihre Gulag-Erfahrungen in einem imposanten Buch 
niedergeschrieben. Sie geht in ihm den Fragen nach, wie sich aus 
dem Chaos der Revolutionszeit ein weit verzweigtes, geregeltes, 
zentral gesteuertes und in seinem Umfang bis dahin beispielloses 
System zur Ausbeutung von Zwangsarbeit entwickelte, welche 
Bedeutung Zwangsarbeit und Gulag für das sowjetische System 
hatten und letztlich wie sich das Leben in den Lagern gestaltete. 

Überrascht dabei die Aussage wirklich, dass dies die erste um­
fassende, geschlossene Aufarbeitung eines der dunkelsten Kapitel 
sowjetischer Vergangenheit ist? Wohl kaum, jedenfalls nicht nach 
Ansicht der Autorin: Es gab, so führt sie aus, kaum Bilder, kaum 
Filmaufnahmen aus dem Gulag. Es gab auch keine Siegermacht, 
die die Lager publikumswirksam befreite - und in unserer bilder­
reichen Welt bedeutet ,keine Bilder' fast so viel wie: Es hat die 
Lager nicht gegeben. Aber es gibt nach Auffassung der Autorin 
noch einen weiteren Grund, warum eine systematische Aufarbei­
tung des Gulag-Systems bislang nicht stattgefunden hat: Sie weist 
mehr oder minder deutlich darauf hin, dass sich noch heute viele 
ehemalige Kommunisten in hohen politischen Ämtern befinden -
und dass auf die Rücksicht zu nehmen sei. 

Die Autorin rekonstruiert das Gulagsystem beginnend mit den 
im Jahre 1923 auf den Solowezki-Inseln im Weißen Meer einge­
richteten "Nördlichen Lagern zur besonderen Verwendung". Dort 
wurde erstmals die systematische Ausbeutung der Häftlingsarbeit 
entwickelt und dort wurde auch erstmals die von den Gefangenen 
verrichtete Arbeit zu einem bedeutenden Wirtschaftsfaktor. Anne 
Applebaum spannt den Bogen weiter: Über die Massenverhaftun­
gen und -erschießungen in den Jahren 1937/38 und über das 
Ende des stalinistischen Terrors mit dem Tode Josef Stalins im 
Jahre 1953 hinaus bis zur endgültigen Auflösung der Lager 1987 
unter Michael Gorbatschow. 

Vor allem diejenigen Kapitel, die sich mit dem Leben in den 
Lagern befassen, gehen unter die Haut. Applebaum schildert das 
Lagersystem realistisch, bildhaft, szenisch. Sie hat Tatorte besucht 
und es ist ihr gelungen, Zutritt zu Archiven zu bekommen, ver­
staubte Akten zu lesen und schließlich auch, ehemalige Häftlinge 
aufzufinden und sie zu Aussagen zu bewegen. Die Zitate der 
Ehemaligen kombiniert sie mit ihren eigenen nüchternen, abwä­
genden Ausführungen. So entsteht ein plastisches Bild der Verhält­
nisse in den Lagern, das den Leser fast wie in einem Sog an die 
Stätten des Grauens zieht. Er erlebt den Lageralltag fast ein wenig 
mit, nimmt Kenntnis und Anteil an den Überlebensstrategien der 
Häftlinge, an den ganz speziellen Erfahrungen, die Frauen und 
Kinder in den Lagern gemacht haben, an sexuellen Beziehungen, 
Zwischenmenschlichkeit und Eheschließungen unter den Häftlin­
gen und nicht zuletzt auch daran, wie rebellische Aufstände, 
Streiks und Flucht vonstatten gingen und wie ihnen begegnet 
wurde. 

Applebaum berichtet von vielen Beispielen des Grauens, das 
der Gulag erzeugte. Sie erzählt von den über 6.000 Bauern, die auf 
die unbewohnte Insel Nanzino verbracht wurden - nach drei Mona­
ten waren 4.000 von ihnen tot, und die, die überlebten, waren Kan­
nibalen. Sie erzählt von der täglichen Routine, mit der Wachen 
Gefangene quälten, mit der Gefangene einander quälten, mit der 
Mord und Vergewaltigung, mit der schwerste Körperverletzungen 
an der Tagesordnung waren. Sie erzählt von Männern und Frauen, 
die zu schwach waren, sich auf den Beinen zu halten, die halb er­
froren im Schnee lagen und denen nicht geholfen wurde - sondern 
denen die Kleidung gestohlen wurde, so dass sie jämmerlich 
erfroren. 

Zum Schluss bleibt die Erkenntnis: Der Gulag definierte den 
Menschen in erster Linie, ja womöglich sogar ausschließlich als 
Arbeitskraft. Die Lager haben Schätzungen zufolge 18 Millionen 
Menschen durchlaufen, 4,5 Millionen Menschen sind in ihnen ge­
storben, durch Hunger und Demütigungen zermürbt, erschöpft, 
erfroren. All dies geschah - von einer kurzen Phase nach 1937 ab­
gesehen - nicht unbedingt planmäßig, der Tod wurde eher billigend 
in Kauf genommen. Tote waren, so die Autorin, für das System 
zweitrangig, es gab Ersatz für jeden Toten. Die Willkür der Verhaf­
tungswellen unter Stalin erklärt sich so zumindest auch aus hand­
festen wirtschaftlichen Erwägungen. 

Die bislang umfassendste, detailreichste und am besten recher­
chierte Darstellung des Gulags bietet einen in hohem Grade ein­
drucksvollen Ein- und Überblick über das schreckliche Phänomen 
Gulag. Bücher wie dieses lassen uns immer wieder die Gefahr vor 
Augen führen, die eine Laisser-faire-Haltung gegenüber verbre­
cherischen und korrupten Regimen mit sich bringt, auch wenn sie 
untergegangen sind. Um es mit den Worten des spanischen 
Schriftstellers und Harvard-Professors George Santayana zu 
sagen: "Diejenigen, die sich nicht an die Vergangenheit erinnern 
können, sind dazu verdammt, sie zu wiederholen." 

Ralf Bothge 
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